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Die Grenzen meiner Sprache ...

"Die Grenzen meiner Sprache

sind die Grenzen meiner Welt."

(Ludwig Wittgenstein)

Ein jeder ist der Sprache teilhaftig, soweit sie sich in den Archiven
des täglichen und perspektivischen Gebrauchs sammelt, strukturiert und
ablagert. Dennoch besteht ihre vorrangigste Eigenschaft und Funktion
wohl eher darin, niemals Besitz, Eigentum oder Vermögen werden zu
können.

Der Wunsch des Menschen nach wechselseitiger oder einseitiger
Verfügungsgewalt als Hilfsmittel oder Werkzeug in seinen Händen oder
gar in seinem Munde, um damit seine Interessen zu verfolgen, ist so
alt wie die doch äußerst beschränkte Reichweite eben dieses Ansinnens.
Nicht grundlos ist die Kultur der Werkzeuge und Hilfsmittel, also auch
die der Sprache, hoch innovativ und wird bestimmt durch ihre
fortschreitende Entwicklung. Soviel zu Ludwig Wittgenstein und seinem
Bekenntnis zur Unzulänglichkeit seines sprachlichen Vermögens als
Einsicht in die Grenzen ihrer Fassungs- und Entfaltungsmöglichkeiten.

Wenn also der Knüppel, wie uns die Volksweisheit verrät, beim Hund
liegt, warum sollte ich gerade auf diesen fixiert bleiben, um ihn im
Zweifelsfalle zu bezwingen? Die Grenzen der Sprache, also der Kehrwert
ihres Besitzes, bleiben am Ende dieser Betrachtungen deshalb ebenso
ungeklärt wie die Chance, sie zu besitzen oder sich ihrer unabweislich
zu bedienen. Auch die Fragefertigkeit, als ein Bestandteil
sprachlichen Vermögens erwiesen, wird in Anbetracht entgrenzender
Unwahrscheinlichkeiten dann auf ihre Gegenstandslosigkeit reduziert.

Jedes jedoch von Besitz- und Verfügungsstreben emanzipierte
Verständnis und der Folge ungetriebener Mühe nicht im Wege stehen zu
müssen, hebt die Beseitigung solcher Hindernisse in den Horizont der
Erreichbarkeit.

Fraglos allerdings müssen gerade diese Hindernisse zum Zwecke ihrer
Überwindung zuvor in ihrer ganzen Vollständigkeit und
Widersprüchlichkeit aufgerichtet und bis zur Erschöpfung verbraucht
werden. Nicht erst nach Wittgenstein muß dieser Preis sich
überstülpender Erkenntnisse neben den Schleifen andauernder
Wiederholung dennoch vollständig entrichtet werden, wollte man sich
denn ihrer Fesselgewalt endlich und gültig wirksam entledigen können.

Ihre Schattenblick-Redaktion


18. Mai 2018
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ATOM/163: Halbwertzeit - selbst der Abbruch würde dauern ... (Umweltinstitut München e.V.)


Umweltinstitut München - Pressemitteilung vom 17. Mai 2018

Forsa-Umfrage in Nordrhein-Westfalen: 

Zwei Drittel gegen Brennelement-Exporte und für Stilllegung der Atomfabriken



Eine breite Mehrheit der nordrhein-westfälischen Bevölkerung spricht
sich für einen Lieferstopp deutscher Brennelemente an ausländische
Atomreaktoren aus. Darüber hinaus befürworten ebenso viele Menschen die
Stilllegung der Atomfabriken in Gronau und Lingen. Das ist das Ergebnis
einer aktuellen repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts
forsa im Auftrag des Umweltinstituts.

In einer repräsentativen Studie hatte forsa 1.075 Menschen in
Nordrhein-Westfalen befragt. 67 Prozent der Bürgerinnen und Bürger
befürworten einen Lieferstopp von Brennelementen ins Ausland. 68 Prozent
sprechen sich für die komplette Stilllegung der zwei Atomfabriken in
Deutschland aus.

"Die deutschen Atomfabriken Gronau und Lingen beliefern unter anderem
die hochgefährlichen Risikoreaktoren Tihange und Doel in Belgien. Es
gibt in Nordrhein-Westfalen einen breiten Rückhalt dafür, die
Brennelement-Lieferungen an solche Reaktoren zu stoppen und die
Uranfabriken in Deutschland zu schließen. Dies ist ein klares Signal an
Ministerpräsident Armin Laschet, nun endlich wirkungsvoll auf die
Stilllegung der belgischen Pannenmeiler hinzuwirken", so Dr. Philip
Bedall, Referent für Energie- und Atompolitik beim Umweltinstitut
München zu den Ergebnissen der aktuellen forsa-Umfrage.

"Um das Risiko eines verheerenden Reaktorunfalls in Belgien zu bändigen,
braucht es einen sofortigen Exportstopp für die deutschen Atomfabriken.
Es liegt in der Hand von Bundesumweltministerin Svenja Schulze, künftige
Liefergenehmigungen zu verweigern", so Bedall. "Konsequent im Sinne des
deutschen Atomausstiegs wäre zudem die zeitnahe Stilllegung der
Atomfabriken. Auch diese Maßnahme, die erst in mehreren Jahren Wirkung
entfalten würde, muss bereits heute eingeleitet werden."

Die neue Bundesregierung will laut Koalitionsvertrag "[...] verhindern,
dass Kernbrennstoffe aus deutscher Produktion in Anlagen im Ausland,
deren Sicherheit aus deutscher Sicht zweifelhaft ist, zum Einsatz
kommen". Sie will dazu "prüfen, auf welchem Wege wir dieses Ziel
rechtssicher erreichen".

Ein Rechtsgutachten im Auftrag der Ärzte-Organisation IPPNW zeigt, dass
ein sofortiges Export-Verbot rechtssicher möglich ist. Zugleich
unterstützen Gutachten im Auftrag des Bundesumweltministeriums die
Einschätzung, dass auch die Stilllegung der Atomfabriken "mit hoher
Wahrscheinlichkeit"rechtssicher möglich wäre - in Einklang mit dem
Verfassungsrecht, mit dem Völkerrecht und mit dem Europarecht.


Anmerkung:
[1] https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/koalitionsvertrag_2018.pdf

Weitere Informationen und Quellenangabe:

Repräsentative forsa-Umfrage in Niedersachsen im Auftrag des
Umweltinstituts

http://www.umweltinstitut.org/fileadmin/Mediapool/Downloads/01_Themen/01_Radioaktivitaet/Atomfabriken/36275_q8363_text_Niedersachsen.pdf

Pressemitteilung zu den Ergebnissen einer themengleichen Forsa-Umfrage in
Nordrhein-Westfalen

http://www.umweltinstitut.org/presse/presse-details/aspresse/129/forsa-umfrage-in-nordrhein-westfalen-zwei-drittel-gegen-brennelement-exporte-und-fuer-stilllegung-d.html

Hintergrundinformationen zu den Atomfabriken und Brennstoff-Exporten
(inkl. Gutachten von IPPNW und BMU)

https://www.umweltinstitut.org/mitmach-aktionen/lieferstopp-fuer-risikoreaktoren.html?activeTab=1

 * 

Quelle:

Umweltinstitut München e.V.

Landwehrstr. 64a, 80336 München

Telefon: (089) 30 77 49-0, Fax: (089) 30 77 49-20

E-Mail: info@umweltinstitut.org

Internet: www.umweltinstitut.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2018 
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KOHLEALARM/434: Klimakampf und Kohlefront - Ausstieg zum Umstieg deuten ... (Fossil Free Aachen )


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 20. Mai 2018

Braunkohledinosaurier geriert sich an der RWTH Aachen als
Zukunftsprophet 



Am 23. und 24. Mai 2018 findet an der RWTH Aachen AIMS das Aachen
International Mining Symposium statt. Das Motto "Mines of the Future"
(Bergwerke der Zukunft) hat dabei durchaus seine Berechtigung. Es gilt
z.B. über die Nachnutzung alter Steinkohlebergwerke oder über
umweltverträgliche Erzgewinnung nachzudenken. Jedoch tritt unter dem
zukunftsweisenden Leitsatz auch eines der vergangenheitsorientiertesten
Energieunternehmen als Sponsor auf: Der Klimakiller RWE, der das
Rheinische Braunkohlerevier ausbeutet und die Kohle gleich vor Ort
verbrennt - das zerstört nicht nur das Weltklima sondern belastet auch
die Luft in der Region mit Feinstaub, Quecksilber und anderen Giften.

Anstatt die Konferenz zur Neuorientierung und Alternativensuche zu
nutzen, hält RWE an der Braunkohle fest und fabuliert von angeblich
sauberen neuen Kraftwerken. Der Konzern will die Nutzung der nach
CO2-Ausstoß pro erzeugter Kilowattstunde klimaschädlichsten Art der
Stromerzeugung noch weit in die Zukunft verlängern, sogar mit
Kraftwerksneubauten. Nach den üblichen Regeln der Abschreibung bedeutet
das, diese Stromerzeugungsart bis weit in die zweite Hälfte des
Jahrhunderts zu verfolgen. "Hier verschließt ein Konzern ganz fest die
Augen vor dem unausweichlichen Kohleausstieg", sagt Lea Heuser,
Sprecherin von Fossil Free Aachen. "Es gibt keine saubere
Kohleverstromung und unsere einzige Chance auf eine Abmilderung des
Klimachaos sind die erneuerbaren Energien."

Auf der Homepage der Konferenz [1] schreibt der Stromkonzern
dazu freimütig: "Mittelfristig liegt der Fokus auf der Weiterentwicklung
des Kraftwerksportfolios, insbesondere durch die Optimierung bestehender
Anlagen und durch gezielte Neubauten. Dazu gehören die Verlängerung der
wirtschaftlichen Nutzungsdauer bestehender Anlagen durch
Sanierungsmaßnahmen und Effizienzsteigerungen sowie gezielte
Kraftwerkserneuerungen". Außerdem heißt es, RWE könne als "großer
deutscher Stromerzeuger [...] weitgehend auf die eigene Rohstoffbasis
zurückgreifen". Mit der "eigenen Rohstoffbasis" können aber
ausschließlich die rheinischen Braunkohle-Tagebaue gemeint sein, die RWE
gehören. Braunkohle stellt mit 36,7% der Stromerzeugung den mit Abstand
größten Posten im "Energiemix" von RWE dar, gefolgt von Erdgas (26,7%),
Atomenergie (15,0%) und Steinkohle (14,5%). Von den Brennstoffen muss
lediglich die Braunkohle nicht importiert werden. - Erneuerbare Energien
firmieren bei RWE unter "ferner liefen" (5,6%). (Zahlen von 2017,
Quelle: de.statista.com)

Die RWTH Aachen schreibt sich "Thinking the Future" (die Zukunft denken)
auf die Fahnen. Statt rückwärtsgewandte Energiekonzerne als Sponsoren zu
gewinnen, täte die renommierte, technische Hochschule deutlich besser
daran, alternative Stromerzeugung und -speicherung zu erforschen und zu
lehren. Fossil Free Aachen bekräftigt daher anlässlich der
AIMS-Konferenz seine Forderung nach einem möglichst baldigen und
vollständigen Kohleausstieg Deutschlands und einer Neuausrichtung von
Forschung und Lehre an der RWTH Aachen. "Die Ingenieurinnen und
Ingenieure von morgen haben ein Recht darauf, zu lernen, wie sie die
Zukunft in ihre eigenen Hände nehmen können", betont Heuser.

Fossil Free Aachen unterstützt daher den Aufruf zu einer
Protestkundgebung auf dem Aachener Markt. Am Mittwoch, dem 23.05.18 um
18:30 Uhr, kurz bevor sich die Konferenzteilnehmenden in der Nähe zum
gemeinsamen Abendessen treffen, will die Initiative die Öffentlichkeit
über die ewig gestrigen Pläne der RWE AG informieren und ihren
Widerspruch zum Ausdruck bringen.


Anmerkung:

[1] http://www.aims.rwth-aachen.de/rwe-power-ag/

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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AUSSTELLUNG/4411: Jena - "Wüste: Vielfalt", Fotografien von Carola und Dieter Wicher, 17.5.-20.7.18


idw - Pressemitteilung: Ernst-Abbe-Hochschule Jena

Vielfalt der Wüsten

Ausstellung in der EAH Jena über die Gesichter der Wüsten der Welt



"Wüsten existieren in vielen Regionen unserer Erde. Es sind Orte, die
gemeinhin als lebensfeindlich, abweisend und schroff angesehen werden.
Und dennoch weisen Wüsten eine beeindruckende Vielfalt an Farben und
Oberflächenformen auf", so die Jenaer Fotografen Carola und Dieter
Wicher. Das Paar hat die Vielfalt der Wüsten der Welt in Fotos
festgehalten.

Ihre Ausstellung ist seit Ende der vergangenen Woche in Haus 5 der
Ernst-Abbe-Hochschule Jena zu sehen und zeigt Aufnahmen aus
Australien, Chile, Java, Jordanien, Namibia und den USA.

Die verschiedenen Sand-, Stein- und Salzwüsten haben, wie die
Fotografen schreiben, mitunter ganz unerwartete Parallelen, so in der
Form oder Ausrichtung von Dünen und Felsen, in wiederkehrenden Mustern
und Figuren im Sand oder auf Gesteinsoberflächen. Die Ausstellung
zeigt solche Entsprechungen, wobei die Fotos eines Bildpaares manchmal
aus der gleichen Region stammen, in anderen Fällen aber einen halben
Erdumfang auseinanderliegen.

Einen starken Kontrast zu den Wüstenformationen stellen für Carola und
Dieter Wicher verlassene Gebäude oder andere Relikte ehemaliger
menschlicher Nutzung dar, die in dieser kargen Umgebung wie
Fremdkörper aus einer anderen Welt wirken, und sich scheinbar nicht in
die Wüstenlandschaften einfügen wollen.

Carola Wicher ist Hochschullehrerin im Fachbereich SciTec der Erst-
Abbe-Hochschule Jena. Dieter Wicher ist Arbeitsgruppenleiter am Max-
Planck-Institut für Chemische Ökologie Jena. In ihrer Freizeit sind
sie gern mit der Fotoausrüstung in der Welt unterwegs. Die Ausstellung
ist noch bis zum 20. Juli von Montag bis Freitag für Besucher
zugänglich.

"Wüste: Vielfalt"

Fotografien von Carola und Dieter Wicher

Haus 5, Treppenhaus 7

17.05.2018 - 20.07.2018

8 - 20 Uhr

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.eah-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution339

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ernst-Abbe-Hochschule Jena, Sigrid Neef, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4073: Frankfurt - Birgit Schönau, La Fidanzata. Juventus, Turin und Italien, 12.06.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2018

Di 12.06., 19.30 h

Birgit Schönau: 

La Fidanzata. Juventus, Turin und Italien

Moderation: Christoph Schröder



WM-Vorbereitung: 90 kurze Minuten über die Drama Queen auf der
Bühne des Weltfußballs

Was ist das für ein Verlag, der solche Bücher macht und in seinen
Programmen immer neue, verblüffende Nachbarschaften zulässt? Es ist
Berenberg. Jetzt veröffentlicht dort die ZEIT-Italienkorrespondentin
und SZ-Sportreporterin Birgit Schönau ein Vademekum über Europas
wahrscheinlich geschichtenreichsten Verein: Juventus Turin. "La
Fidanzata" titelt es - die Verlobte, wie hingebungsvolle Fans ihren
Verein nennen. Andere verspotten Juve als Alte Dame. Trophäen,
Tragödien und Skandale. Die Juve gehört seit fast 100 Jahren der
ebenso schillernden wie mächtigen Familie Agnelli, die außer dem Klub
auch den Autokonzern Fiat besitzt. Während Investoren aus aller
Herren Länder den Fußball in eine gigantische Unterhaltungsindustrie
verwandeln, bleibt Juventus immer noch ein Familienbetrieb,
allerdings mit Fußballern von Weltruf: von Boniperti bis Zidane, von
Khedira über Buffon bis Zoff.

Gemeinsam mit dem Journalisten und Autor Christoph Schröder ("Ich
pfeife!") schaut Birgit Schönau mit uns hinter die schwarz-weiße
Fassade dieser italienischen Braut und entdeckt in ihrem bunten
Gefolge Kommunisten, Kardinäle, Königssöhne und Revolutionsführer.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Juni 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TAGUNG/2367: Freie Universität Berlin - Hass/Literatur - Internationale Tagung vom 24. bis 26. Mai


idw - Pressemitteilung: Freie Universität Berlin

Hass/Literatur - Internationale Tagung vom 24. bis 26. Mai an der
Freien Universität Berlin



Eine internationale Tagung zum Thema "Hass/Literatur" findet vom 24.
bis 26. Mai 2018 an der Freien Universität Berlin statt. Organisiert
wird die Konferenz von Wissenschaftlern des Sonderforschungsbereichs
"Affective Societies" der Freien Universität. Eröffnet wird die
Konferenz am 24. Mai um 15.30 Uhr mit einem Vortrag der Darmstädter
Philosophin Prof. Dr. Petra Gehring mit dem Titel "Gesang, Gebrüll,
Sprechakt? Über Skandieren" um 15. 30 Uhr. Die von Prof. Dr. Jürgen
Brokoff und Dr. Robert Walter-Jochum geleitete Tagung ist öffentlich,
eine Teilnahme kostenfrei; eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Die Beziehung von Hass als Affekt zur Literatur kann in vielerlei
Hinsicht als folgenreich angesehen werden - Beispiele sind der
biblische Brudermord Kains an Abel, Hass?Propaganda in der Lyrik der
Befreiungskriege und Kleists Drama "Die Herrmannsschlacht" oder die
Hassrede in Reenactments heutiger Tage. Gerade weil er die Vernichtung
des Gehassten anstrebt und damit jedes "zivilisierte" Maß vermissen
lässt, scheint er sich zu eignen, um Affekte des Außerordentlichen,
den emotionalen Ausnahmezustand und Problemlagen anschaulich zu
machen, die nicht mehr im Rahmen des Dialogs aufgelöst werden können.

Auf der anderen Seite ist argumentiert worden, dass dem Hass bei all
seiner Fixierung auf das Vernichtende auch eine sozial "produktive"
Ebene innewohnt: So ist es nach der US-amerikanischen Philosophin
Judith Butler ein wesentlicher Effekt der Hassrede, dass sie das
gehasste Subjekt erst konstituiert und diesem so die Möglichkeit
eröffnen kann, sich selbst im Widerstand und der Umdeutung zur Geltung
zu bringen - die verletzende Anrufung ermöglicht es dem oder der so
Angesprochenen, selbst die eigene Stimme zu finden.

Literatur kann den Hass zum Thema machen, sie kann selbst Ausdruck von
Hass sein, aber sie kann auch ein Medium bereitstellen, das Hass
hinterfragbar, sichtbar und analysierbar werden lässt. Ziel der Tagung
ist es, literarische Texte daraufhin zu befragen, wie sie sich dem
Hass nähern, wie sie ihm Ausdruck verleihen, wie sie ihn aber auch
textuell herstellen und nachvollziehbar werden lassen.

Zeit und Ort

Donnerstag, den 24. Mai bis Sonnabend, den 26. Mai 2018,

Freien Universität Berlin, KL 32 202, Habelschwerdter Allee 45, 14195
Berlin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, Carsten Wette, 21.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/172: Leipzig - "Der Dreißigjährige Krieg und seine Drucksachen", 24.05.-16.09.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Leipzig

Neue Ausstellung "Der Dreißigjährige Krieg und seine Drucksachen"
in der Bibliotheca Albertina



Am 24. Mai 2018 wird in der Bibliotheca Albertina die Ausstellung "Der
Dreißigjährige Krieg und seine Drucksachen" eröffnet. Die
Universitätsbibliothek Leipzig gewährt 400 Jahre nach Kriegsbeginn
anhand ausgewählter Ereignisse bildreich Einblick in die Publizistik
der Zeit. Mit einer Flut von Veröffentlichungen kommentierten die
verschiedenen Kriegsparteien die politischen und militärischen
Ereignisse des Krieges vom Prager Fenstersturz bis zum Westfälischen
Frieden.

Der Dreißigjährige Krieg (1618 bis 1648) war nicht nur die große
militärische, konfessionelle und politische Auseinandersetzung des 17.
Jahrhunderts in der Mitte Europas, sondern auch das wichtigste
Medienereignis der Zeit. Der Krieg mit den Waffen wurde von einem
Krieg mit Büchern begleitet. Im gleichnamigen Ausstellungskatalog,
herausgegeben von Kurator Prof. Dr. Thomas Fuchs und erschienen im
Leipziger Universitätsverlag, werden diese Themen über die Ausstellung
hinaus vertieft. Die Ausstellung ist eine Kooperation mit den
Sonderausstellungen 2018 im Landkreis Nordsachen "je weniger Klingen -
je größere Herzen".

Zur Finissage der Leipziger Ausstellung findet am 16. September um 15
Uhr eine Führung durch die Ausstellung mit dem Kurator Prof. Dr.
Thomas Fuchs statt. Öffentliche Führungen gibt es am 3. Juni und 2.
September, jeweils 15 Uhr, sowie am 22. Juni im Rahmen der "Langen
Nacht der Wissenschaften" um 19 Uhr. Gruppenführungen sind auf Anfrage
möglich. Alle Veranstaltungen in der Bibliotheca Albertina sind
öffentlich und grundsätzlich eintrittsfrei

Bibliotheca Albertina, Fürstenzimmer

Beethovenstraße 6, 04107 Leipzig

Rahmenprogramm

12. Juni 2018 um 19 Uhr im Vortragssaal der Bibliotheca Albertina

"...ain Schrifft und Zeitung um den andern... Publizistik des
Dreißigjährigen Krieges" - Vortrag von Prof. Dr. Thomas Fuchs

28. Juni 2019 um 19 Uhr im Vortragssaal der Bibliotheca Albertina

"Nachrichtenwesen und Propaganda. Zur Rolle Leipzigs als Zentrum der
öffentlichen Kommunikation zur Zeit der schwedischen Besatzung
(1642-1650)" - Vortrag von Dr. des. Alexander Zirr (Wolfenbüttel)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ub.uni-leipzig.de/aktuelle-ausstellungen/der-dreissigjaehrige-krieg-und-seine-drucksachen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 17.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASIEN/317: China - Bundesregierung muss sich für Liu Xia einsetzen und auf Einhaltung der Menschenrechte drängen


Amnesty International - Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

China: Bundesregierung muss sich für Liu Xia einsetzen und auf
Einhaltung der Menschenrechte drängen



Anlässlich der am Donnerstag beginnenden China-Reise von Bundeskanzlerin
Angela Merkel fordert Amnesty International die Bundesregierung dazu auf,
sich für die Freilassung von Liu Xia einzusetzen und grundsätzlich auf die
Einhaltung der Menschenrechte zu drängen.

BERLIN, 23.05.2018 - "Chinas Regierung bringt den Menschenrechten kaum mehr
als Lippenbekenntnisse entgegen. Noch immer steht die Künstlerin Liu Xia,
Witwe von Friedensnobelpreisträger Liu Xiaobo, illegal unter Hausarrest.
Die Bundesregierung sollte den Besuch der Kanzlerin nutzen, um sich für die
Freilassung von Liu Xia einzusetzen", sagt Anika Becher, Asien-Expertin bei
Amnesty International in Deutschland.

Liu Xia steht seit 2010 rechtswidrig unter Hausarrest und wird rund um die
Uhr überwacht. Als sie im Januar 2014 einen Herzinfarkt erlitt, wurde ihr
die nötige Behandlung verweigert. Ihren Ehemann konnte sie bis zu seinem
Tod am 13. Juli 2017 nur noch selten besuchen. Auch seit seiner Beerdigung
hält die chinesische Regierung Liu Xia weiter im Hausarrest fest. Sie hat
so gut wie keinen Kontakt zur Außenwelt.

"In einer Welt im Umbruch sind gemeinsame Regeln von zentraler Bedeutung;
eine der wichtigsten ist die Einhaltung der Menschenrechte. China dazu zu
verpflichten, die Menschenrechte im eigenen Land und als internationaler
Akteur auch weltweit zu achten, ist eine große Herausforderung. Die
Bundesregierung muss sich dieser Herausforderung offen stellen und
Menschenrechtsverletzungen klar und deutlich als solche benennen und
kritisieren", so Becher weiter.

Unter der Führung von Staats- und Parteichef Xi Jinping und
Ministerpräsident Li Keqiang beobachtet Amnesty International immer
drastischere Einschränkungen der Rechte auf Meinungs-, Versammlungs-,
Presse- und Religionsfreiheit. Der ohnehin eingeschränkte Spielraum für die
Zivilgesellschaft ist durch weitere Gesetze unter dem Deckmantel der
"nationalen Sicherheit" in den vergangenen Jahren weiter beschnitten
worden. Menschenrechtsverteidiger, Anwälte, Journalisten und politisch
engagierte Menschen werden von der Regierung eingeschüchtert, drangsaliert
und willkürlich inhaftiert. Folter und andere Formen der Misshandlung sind
weit verbreitet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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VORTRAG/174: Witten - Irrwege und Umwege der Grundeinkommensdebatte, 28.05.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Witten/Herdecke

Irrwege und Umwege der Grundeinkommensdebatte

Vortrag von Philip Kovce an der Universität Witten/Herdecke am 28. Mai



Das bedingungslose Grundeinkommen gilt den einen als Allheilmittel und
den anderen als Teufelszeug. Doch welche Vorstellungen und Versprechen
stecken hinter diesen unterschiedlichen Positionen? Und überhaupt:
Welche Wege führen eigentlich zum Grundeinkommen - und welche führen
daran vorbei? Das alles möchte Philip Kovce am 28. Mai 2018 ab 19:30
Uhr in Raum 2.288 nach seinem Vortrag zum Thema mit den Besuchern
diskutieren.

Kovce studierte Wirtschaftswissenschaften, Philosophie,
Kulturreflexion und kulturelle Praxis an der Universität
Witten/Herdecke sowie an der Humboldt-Universität zu Berlin. Er
forscht derzeit an der UW/H sowie am Basler Philosophicum, lehrt an
der Berliner Universität der Künste und gehört dem Think Tank 30 des
Club of Rome an.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, Jan Vestweber, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6079: Braunschweig - "Frauen in Freiheit von Gräfin Orsina bis Lady Gaga" am 27.5.


Lesung im Raabe-Haus über "Frauen in Freiheit"



Braunschweig. Bei der Lesung Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstr.
29a, am Sonntag, 27. Mai, um 15 Uhr, geht es um "Frauen in Freiheit
von Gräfin Orsina bis Lady Gaga". Als Abschluss des "Lessingfestivals"
lesen Pia Kranz, Kathrin Reinhardt und Susanne Maierhöfer. Der
Eintritt ist frei. Reservierungen und weitere Informationen unter der
Telefonnummer 70189317.

In lockerer Folge lesen "starke Frauen" Texte von oder über "starke
Frauen". Den Anfang machen die Frauenfiguren bei Gotthold Ephraim
Lessing. In seinen Theaterstücken sind den Titelheldinnen wie Emilia
Galotti, Sara Sampson und Minna von Barnhelm, ebenfalls die Gräfin
Orsina und Marwood, als starke Frauen bekannt. Aber es sollen nicht
nur Lessings Protagonistinnen zu Wort kommen. Ganz unterschiedliche
Texte von damals bis heute werden in der Lesung vorgestellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 22. Mai 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/6078: Frankfurt - Jubiläumslesung des sexyunderground, Auf keiner Skala von 1 bis 10, 19.06.18


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2018

Di 19.06., 19.30 h

Jubiläumslesung des sexyunderground: 

Auf keiner Skala von 1 bis 10

Mit Franz Geilich, Felicitas Hubert, Samuel Kramer, Caroline
Pfeffer, Martin Piekar und Leon Steurer

Moderation: Yevgeniy Breyger



10 Jahre sexyunderground: Neue literarische Stimmen aus Frankfurt
und Umgebung

Beim sexyunderground geht es vor allem um eines: Schreiben. Da
werkeln, basteln, schrauben und drehen Jungautoren an eigenen Texten.
Hierfür treffen sie sich bereits seit 2008 regelmäßig im
Literaturhaus Frankfurt und führen weiter, was im "Schreibzimmer",
der jährlichen Schreibwerkstatt für Jugendliche, seinen Anfang nimmt.
Aber nicht nur dort. Die Ergebnisse dieser Treffen stellen sie auch
in diesem Jahr bei ihrer gemeinsamen Lesung im Literaturhaus vor. Das
bedeutet: Neue Lyrik und Prosa aus dem Untergrund.

Es lesen: Franz Geilich, Felicitas Hubert, Samuel Kramer, Caroline
Pfeffer, Martin Piekar, Leon Steurer.

Durch den Abend führt der Lyriker Yevgeniy Breyger, der auch selbst
in den Jahren 2008 und 2009 am Schreibzimmer teilgenommen hat.

Eintritt: 5 / 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Juni 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6077: Frankfurt - Saskia Hennig von Lange, Hier beginnt der Wald, 13.06.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2018

Mi 13.06., 19.30 h

Saskia Hennig von Lange: 

Hier beginnt der Wald

Moderation: Jan Wilm



Eine Frankfurter Autorin, zweiter Roman, drittes Buch

"Die Sehnsucht, die sich bei mir einstellt", schreibt der
Literaturkritiker Christoph Schröder in einer Laudatio auf die
Autorin Saskia Hennig von Lange, "ist eine nach Klarheit und Schärfe,
nach Reduktion und Konzentration. Wenn ich mir selbst die Frage
stelle: "Was erwarte ich von Literatur?" Antworten darauf liefert ihm
eben diese Schriftstellerin und Kunsthistorikerin aus Frankfurt. Auch
in ihrem dritten Buch (Verlag Jung und Jung), einem Roman von 150
Seiten, steht sicher nicht der Plot, das gefällige Nacheinander von
Ereignissen im Vordergrund. Bei Hennig von Lange erfahren wir etwas
über die Musikalität von Sprache. Wir ahnen, was einen Unterschied
ausmacht. Und wir betreten in diesem Buch, das "Hier beginnt der
Wald" titelt, das knackende Unterholz der Konfrontationen,
Erinnerungen, Gefahren.

Mit der "präzisen Vermesserin menschlicher Innenräume", wie der
Laudator einst schrieb, spricht der Literaturwissenschaftler Jan
Wilm.

In Kooperation mit dem Journal Frankfurt.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 
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LESUNG/6076: Frankfurt - Natalie Buchholz, Der rote Swimmingpool, 11.06.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2018

Mo 11.06., 19.30 h

Natalie Buchholz: 

Der rote Swimmingpool

Moderation: Anna Engel (hr2-kultur)



Das Leben ist nicht perfekt, aber es gibt diese Sommer, da scheint
alles möglich.

Natalie Buchholz legt mit "Der rote Swimmingpool" (Hanser Berlin)
einen wunderbar zeitlosen Debütroman vor. Eigentlich ist alles gut
bei Adam zu Hause. Seine Mutter ist schön und wird von allen
bewundert, sein Vater ist lebenshungrig und erfolgreich. Nichts kann
sie trennen, die Liebe seiner Eltern zueinander und für Adam ist
grenzenlos. Doch eines Tages kehrt sein Vater von einer Dienstreise
nicht zurück. Seine Mutter sagt Adam nicht, was los ist, entzieht
sich, geht nach Paris. Dann zieht sein Vater mit einer anderen Frau
und ihren Kindern in das Haus. Und Adam soll nun in einer WG wohnen,
damit er die Schule fertig machen kann. Alles ist zerstört. Adam
versteht die Welt nicht mehr und tut etwas, das nicht rückgängig zu
machen ist. Doch dann lernt er Tina kennen und erlebt, wie sie Stück
für Stück Licht und Zärtlichkeit in sein Leben zurückbringt. Und er
erkennt, dass er sein eigenes Leben leben muss.

Durch den Abend führt Anna Engel von hr2-kultur.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 
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LESUNG/6075: Frankfurt - Ralf Rothmann, Der Gott jenes Sommers, 05.06.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2018

Di 05.06., 19.30 h

Ralf Rothmann: 

Der Gott jenes Sommers



"Wenn der Krieg vorbei ist, gehst du als Erstes in die
Tanzschule!"

War Ralf Rothmanns großer, in 25 Sprachen übersetzter Roman "Im
Frühling sterben" ein aufwühlendes Drama am Rand der Schlachtfelder,
so ist der nun erscheinende Roman "Der Gott jenes Sommers" (Suhrkamp)
eine erschütternde Geschichte über das Klima von Verblendung und
Denunziation in den letzten Monaten eines Krieges, der jedem für
immer die Seele verdunkelt und schon eine Zwölfjährige mit Recht
sagen lässt: "Ich hab alles erlebt."

Wieder besucht Ralf Rothmann, der in diesem Frühjahr seinen 65.
Geburtstag feiert und 2017 mit dem Kleist-Preis geehrt wurde, das
Literaturhaus Frankfurt und liest.

Eine Veranstaltung im Rahmen von LiteraTurm und in Kooperation mit
dem Kulturamt Frankfurt am Main.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 
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LESUNG/6074: Frankfurt - Miriam Meckel, Mein Kopf gehört mir, 26.06.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2018

Di 26.06., 19.30 h

Miriam Meckel: 

Mein Kopf gehört mir

Moderation: Werner von Bergen (ZDF)



Eine Reise durch die schöne neue Welt des Brainhacking

Als Grenzgängerin zwischen Wissenschaft und Praxis beobachtet die
Publizistin und Professorin für Kommunikationsmanagement Miriam
Meckel seit Jahren, wie neue Technologien und das Internet unser
Leben verändern. In ihrem neuen Buch "Mein Kopf gehört mir" (Piper)
nimmt sie den technologischen Fortschritt ins Visier, der auch vor
unserem Gehirn nicht Halt macht. Schon jetzt ist Vieles möglich: per
Denken Texte schreiben oder ein Computerspiel spielen? Kein Problem.
Doch mit dem Fortschritt wachsen die Erwartungen an unser Gehirn:
Könnte unser Denken nicht effizienter werden? Könnten wir unsere
Stimmungen nicht durch gezielte Hirnstimulationen aufhellen? Meckel
findet, dass wir dabei sind, eine gefährliche Grenze zu
überschreiten. Unser Denken wird berechenbar, wir werden optimierbar.
Dürfen wir alles tun, was wir können? Sie fordert: Wir müssen die
Autonomie über unseren Kopf behalten - als Kreativraum, Privatsphäre
des Denkens und Refugium des Bewusstseins.

ZDF-Redakteur Werner von Bergen spricht an diesem Abend mit Miriam
Meckel über die schöne, gefährliche Welt des Brainhacking.

Eintritt: 12 / 8 Euro

 * 
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TREFF/1046: Frankfurt - Frankfurter HausGespräche, "Glotzt nicht so romantisch!". Aufruhr und Literatur, 18.06.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2018

Mo 18.06., 19.30 h

Frankfurter HausGespräche: 

"Glotzt nicht so romantisch!?"

Aufruhr und Literatur

Moderation: Lena Vöcklinghaus



Frankfurter HausGespräche: Zentrum und Extreme. Wechselspiele der
offenen Gesellschaft - Mit Theresia Enzensberger, Hauke Hückstädt,
Andreas Platthaus und Oliver Vogel

Deutschland, Österreich und die Schweiz sind Weltmarktführer für
Lesungs- und Diskussionsbetrieb. Aber was machen wir -
gesellschaftsbildend - daraus? Die Säle sind gefüllt, all die
erwartungsvollen Gesichter. Doch ist das ein Nicken der Erkenntnis
oder schon Dösen, ist das feurige Neugier oder nur noch Glotzen? Sind
die Bücher wirklich Auftrag genug? Tragen sie ihren aufklärerischen
Geist selbstvermittelnd in sich? Wirkt Literatur noch per
Alka-Seltzer-Effekt in die Gesellschaft (H. M. Enzensberger)? Ist das
nicht alles ein bisschen zu brav? Was kann Literatur, was kann ihre
Vermittlung beitragen zu einer offenen Gesellschaft? Ist sie nun
Störerin oder Waage? Was sollten Kritiker, Verlage, Literaturhäuser
leisten? Oder wollen doch alle wieder nur aus ihrem Mist vorlesen (T.
Bernhard)? Warum greifen Autoren nicht ein in die symbolischen
Prozesse, über die sich ein modernes Gemeinwesen findet? Sind Bücher
nur zum Genuss da, ohne Zugang zur Lebenswirklichkeit (H. Winkels)?
Eine Autorin, ein Lektor, ein Kritiker und ein Literaturhausleiter
diskutieren mit der Moderatorin Lena Vöcklinghaus, die über die
Autorenlesung als Ort literarischer Praxis promoviert.

Eintritt frei

 * 

Quelle:
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AUSSICHTEN/8285: Und morgen, den 24. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 24.05.2018 bis zum 25.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8285 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Er wird die warmen Strahlen kosten,

der Wind, der heut' die Sonne streicht

und stetig weht und dräut aus Osten,

da hat es auch Jean-Luc nicht leicht.
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POLITIK/054: Europa braucht einen Kurswechsel in den Bologna-Reformen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 23. Mai 2018

GEW und fzs: "Europa braucht einen Kurswechsel in den Bologna-Reformen"

Bildungsgewerkschaft und studentischer Dachverband zur Bologna-Folge-Konferenz in Paris



Berlin/Frankfurt am Main - Am Vorabend der Bologna-Folge-Konferenz der
europäischen Wissenschaftsministerinnen und -minister haben die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und der freie zusammenschluss
von student*nnenschaften (fzs) gemeinsam die Pläne für die Einrichtung
"europäischer Hochschulnetzwerke" kritisiert. "Der europäische
Hochschulraum braucht keine europäische Exzellenzinitiative, sondern eine
Stärkung der sozialen Dimension, die Verteidigung der akademischen Freiheit
und eine aktive Unterstützung der Lehrenden", erklärten das
Vorstandsmitglied des fzs, Nathalie Schäfer, und der stellvertretende
Vorsitzende und Hochschulexperte der GEW, Andreas Keller.

Schäfer und Keller warnten vor dem Projekt der "europäischen
Hochschulnetzwerke", die auf der Ministerkonferenz in Paris, aber auch bei
der Europäischen Kommission in Brüssel auf der Agenda stehen. "Die
Funktionsweise der Netzwerke ist Programmen wie der deutschen
Exzellenzinitiative nachgebildet - sie werden die Wettbewerbslogik im
europäischen Hochschulraum fördern. Wirtschaftsstarke Hochschulregionen
dürften vom Programm profitieren, strukturschwache Regionen drohen durch
die Maschen zu fallen", mahnte Schäfer. "Damit wird die Idee der
europäischen Hochschulreform konterkariert, qualitativ hochwertige Bildung
und Forschung in der Breite zu gewährleisten - und nicht nur in einem
ausgesuchten Klub von Eliteuniversitäten. Wir brauchen aber keine
europäische Exzellenzinitiative, sondern gute Hochschulbildung für alle",
unterstrich Keller.

Auf der Agenda der Bologna-Reformen steht seit Jahren auch die "soziale
Dimension" des europäischen Hochschulraums - aus Sicht von GEW und fzs eine
richtige Orientierung. Schäfer und Keller kritisierten die mangelhafte
Umsetzung der sozialen Dimension in zahlreichen europäischen Ländern. "Den
wiederholten Lippenbekenntnissen zur sozialen Dimension müssen endlich
Taten folgen. Es geht darum, strukturelle Benachteiligungen abzubauen und
die soziale Vielfalt der europäischen Gesellschaften auch an Hochschulen
abzubilden. Dazu gehören der Abbau von Zulassungshürden und der Ausbau der
Studienfinanzierung", machte Schäfer deutlich. Besonders großer
Handlungsbedarf bestehe gerade auch in Deutschland, betonte Keller: "Nach
jüngsten Daten des Deutschen Zentrums für Hochschul- und
Wissenschaftsforschung nehmen 79 von 100 Kindern aus Familien mit
akademischem Hintergrund, aber nur 27 von 100 Kindern aus Familien ohne
akademischen Hintergrund ein Studium auf - Deutschland ist Europameister in
sozialer Auslese. Bundesbildungsministerin Anja Karliczek (CDU) muss
unmittelbar nach ihrer Rückkehr aus Paris die Weichen für eine umfassende
BAföG-Reform stellen."

Schäfer und Keller sind überzeugt, dass gute Lern- und Studienbedingungen
für die Studierenden gute Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für die
Lehrenden voraussetzen. "Innovative Lehr- und Studienformate wie die
'studierendenzentrierte Lehre', für die sich Bologna stark macht, erfordern
eine individuelle Betreuung der Studierenden und eine bestmögliche
Qualifikation der Lehrenden. Die Lehrenden müssen durch
hochschuldidaktische Fort- und Weiterbildungsangebote unterstützt und durch
kleinere Gruppengrößen entlastet werden", sagte die fzs-Vorstandsfrau. Der
GEW-Vize unterstützte: "Wir brauchen daher bessere Betreuungsrelationen
durch die Einstellung von mehr Dozentinnen und Dozenten, mehr Dauerstellen
für Daueraufgaben in Lehre und Forschung sowie eine intelligente und
vorausschauende Personalentwicklung. Schluss mit der Hire- und Fire-Politik
- gute Lehre und gute Arbeit sind zwei Seiten einer Medaille."

Weiter beraten die Ministerinnen und Minister über die endgültige Aufnahme
Weißrusslands in den Europäischen Hochschulraum (EHEA), das bislang einen
vorläufigen Mitgliedsstatus hat und sich einem Monitoring ("Belarus Road
Map") unterziehen musste. "Gerade in Zeiten, in denen unsere Gesellschaften
immer stärker von Rechtspopulismus, Wissenschaftsfeindlichkeit und
Rassismus bedroht sind, brauchen wir ein klares Bekenntnis der europäischen
Wissenschaftsministerinnen und -minister zur Meinungs- und
Wissenschaftsfreiheit sowie zur akademischen Selbstverwaltung und
Mitbestimmung von Studierenden und Beschäftigten. Da diese Voraussetzungen
in Weißrussland nicht erfüllt sind, muss es ein stärkeres Monitoring nicht
nur mit Blick auf die Anerkennung von Abschlüssen und die
Qualitätssicherung geben, sondern vor allem hinsichtlich der Berufsfreiheit
und der Mitbestimmungsrechte von Studierenden", sagte Schäfer. "In gleicher
Weise ist den Verletzungen der akademischen Freiheit in weiteren
Unterzeichner-Staaten der Bologna-Erklärung wie der Türkei
entgegenzutreten. Dass tausende Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
entlassen wurden, weil sie für Frieden in den Kurdengebieten eintraten, ist
eine eklatante Verletzung nicht nur der Grundwerte des europäischen
Hochschulraums, sondern auch völkerrechtlich verbriefter Menschenrechte.
Diese Missstände dürfen in Paris nicht unter den Teppich gekehrt, sondern
müssen offen gelegt werden, die verantwortlichen Regierungen müssen unter
Druck gesetzt werden", machte Keller deutlich.


Info:

Am 24. und 25. Mai werden sich die Wissenschaftsministerinnen und -minister
der 48 Unterzeichnerstaaten der Bologna-Erklärung in Paris zur neunten
Bologna-Folge-Konferenz treffen - 20 Jahre nachdem am selben Ort
Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien in der 
Sorbonne-Erklärung den Startschuss für die Schaffung eines europäischen
Hochschulraums gegeben hatten.

Der freie zusammenschluss von student*nnenschaften (fzs) ist der
Dachverband von Studierendenvertretungen in Deutschland. Er ist Mitglied
der European Students' Union (ESU), der europäischen Dachorganisation der
Studierendenvertretungen, die als beratendes Mitglied im Bologna-Prozess
mitwirkt.

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) ist die
Bildungsgewerkschaft im Deutschen Gewerkschaftsbund. Sie organisiert unter
anderem die Beschäftigten an Hochschulen sowie Studierende und ist Mitglied
von Education International (EI), der internationalen Dachorganisation der
Bildungsgewerkschaften, die als beratendes Mitglied im Bologna-Prozess
mitarbeitet.

fzs-Vorstands-Mitglied Nathalie Schäfer nimmt an der Pariser Konferenz als
Mitglied der deutschen Delegation teil, GEW-Vize Andreas Keller ist als
Mitglied der EI-Delegation vor Ort.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.
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E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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POLITIK/053: Klare Aussagen von der Bologna-Ministerkonferenz in Paris gefordert (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 22.05.2018

HRK-Präsident fordert klare Aussagen von der Bologna-Ministerkonferenz
in Paris



"Wir brauchen ein europäisches Bildungsverständnis, das
Persönlichkeitsbildung und die Befähigung zu gesellschaftlichem Engagement
einbezieht. Das wird leider nicht überall in Europa so deutlich geteilt."
Das erklärte der Präsident der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) im Vorfeld
der Bologna-Konferenz in Paris. Er appellierte deshalb an die
Ministerinnen und Minister, diesen Aspekt in ihrem Abschlusskommuniqué,
das am Freitag verabschiedet werden soll, deutlich zu berücksichtigen.

"Europa ist sehr viel mehr als eine ökonomische Gemeinschaft. Seine
künftige soziale und kulturelle Identität wird gerade auch von den
Hochschulabsolventinnen und -absolventen geprägt. Deshalb dürfen wir nicht
nur deren fachliche Qualitäten fördern. Das Studium sollte sie auch in die
Lage versetzen, kritisch zu denken und neue Lösungen für die zahlreichen
gesellschaftlichen Herausforderungen zu finden. Eine Ausrichtung auf die
unmittelbare Verwertbarkeit für den Arbeitsmarkt ist der falsche Weg. Es
gilt, Forschung und Lehre stärker zu verzahnen und forschendes und
soziales Lernen in allen Studienzyklen stärker zu berücksichtigen", sagte
der HRK-Präsident.

Bologna sei ein wichtiger Impulsgeber für die Weiterentwicklung der
Hochschulsysteme in Europa. "Der Prozess bringt höchst unterschiedliche
Staaten zusammen. Der gemeinsame europäische Hochschulraum ist der einzig
richtige Weg in einer global vernetzten Welt. Wichtig ist, dass wir bei
seiner Entwicklung künftig noch sehr viel stärker Forschung und Studium
gemeinsam betrachten."

Auch der kritischen Diskussion um bedenkliche Entwicklungen in einigen
Staaten müssten sich die Ministerinnen und Minister in Paris stellen, so
Hippler. "Die Verhaftung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern,
die Einschränkung der Wissenschaftsfreiheit, die Relativierung
faktengeleiteter Wissenschaft oder der Versuch, politisch unliebsame
Hochschulreinrichtungen zu schließen, das alles ist eine reale Gefahr für
eine europäische Hochschulgemeinschaft. Die akademische Freiheit ist nicht
verhandelbar. Im Entwurf des Abschlusskommuniqués ist - auch durch
Einwirken der Bundesregierung - ein deutlicher Passus dazu enthalten. Ich
hoffe sehr, dass er so auch verabschiedet wird."

Über den Vorschlag des französischen Präsidenten Emmanuel Macron, ein
Netzwerk europäischer Hochschulen zu etablieren, soll in Paris diskutiert
werden. HRK-Präsident Hippler: "Das ist eine einzigartige Gelegenheit,
Hochschulen in ganz Europa in die Lage zu versetzen, strategisch
zusammenzuarbeiten und sich in Lehre, Forschung und Innovation gegenseitig
befruchten zu lassen."

Auch mit Blick auf die nationalen Entwicklungen zieht Hippler eine
positive Bilanz des Bologna-Prozesses: "Die deutschen Hochschulen haben in
den letzten Jahren enorm viel geleistet, um Lehre und Studium inhaltlich
weiter zu entwickeln. Es gelingt zunehmend, die Studienverläufe zu
flexibilisieren. Bologna wird nicht mehr als bürokratisches Ungetüm,
sondern als echte Chance zur Gestaltung eines qualitätvollen Studiums
wahrgenommen."

Auch laut dem Bologna Implementation Report 2015-2018, der bei der Pariser
Ministerkonferenz offiziell vorgestellt wird, steht Deutschland
überwiegend gut bis sehr gut da. Angemahnt wird in dem Report der weitere
Ausbau eines systematischen Studierenden-Monitorings, um einen besseren
Blick auf die Studienverläufe zu erhalten. Die Wirkungen des 2017
verabschiedeten Hochschulstatistikgesetzes wurden dabei allerdings noch
nicht berücksichtigt.

Die für Hochschulbildung zuständigen Ministerinnen und Minister der 48
Unterzeichnerländer der Bologna-Erklärung von 1999 treffen sich ab
Mittwoch in Paris. Bei dem 10. Ministertreffen nach Bologna soll eine
Zwischenbilanz des Prozesses gezogen werden und der Fahrplan bis zum Jahr
2020 festgelegt werden. HRK-Präsident Hippler gehört der deutschen
Delegation an, die von der Bundesministerin für Bildung und Forschung,
Anja Karliczek und Prof. Dr. Konrad Wolf, Wissenschaftsminister in
Rheinland-Pfalz, angeführt wird.




Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Susanne Schilden, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/732: Uni Halle - Harvard-Professor spricht über die Geschichte der Sklaverei, 30.05.2018


idw - Pressemitteilung: Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Harvard-Professor spricht an der Uni Halle über die Geschichte der
Sklaverei



Die Geschichte der Sklaverei ist verbunden mit vielen Aufständen und
Rebellionen. Gerade auf Jamaika gab es im 18. Jahrhundert zahlreiche
gewalttätige Auseinandersetzungen. Der Verlauf dieser Revolten steht
im Zentrum eines Vortrags des renommierten US-Historikers Prof.
Vincent Brown von der Harvard University an der Martin-Luther-
Universität Halle-Wittenberg (MLU). Am Mittwoch, 30. Mai, 18.30 Uhr
spricht er über das Thema: "The Coromantee War: Charting the Course of
an Atlantic Slave Revolt". Die Veranstaltung findet im Rahmen der
"Muhlenberg Lectures" des Mühlenberg-Zentrums für Amerikastudien und
der Ringvorlesung "Karibik: Konfliktualität und Relation" statt.

"Es ist eine große Ehre, dass Vincent Brown als Referent in Halle zu
Gast ist, denn er zählt zu den führenden Wissenschaftlern auf diesem
Gebiet und kommt zum ersten Mal nach Deutschland", sagt der
Amerikanist Prof. Dr. Erik Redling, der Geschäftsführender Direktor
des Mühlenberg-Zentrums für Amerikastudien ist. Prof. Vincent Brown
spricht in seinem Vortrag über die räumliche Dimension und die
Geschichte von militanten Handlungen in der frühneuzeitlichen
atlantischen Welt, die das gesamte Gebiet des Atlantiks und der
anliegenden Regionen umfasst. Dort führten versklavte Afrikaner von
der Goldküste, die als "Coromantees" bezeichnet wurden und als
besonders aufrührerisch galten, im 17. und 18. Jahrhundert zahlreiche
Verschwörungen und Revolten durch. Jamaika war damals Teil des
Britischen Weltreichs und der dortige Aufstand von 1760 bis 1761 war
einer der größten und folgenreichsten: Etwa 1.500 Sklaven waren daran
beteiligt. Sie zerstörten zahlreiche Plantagen auf der Insel und
töteten viele hellhäutige Inselbewohner. Der Aufstand wurde letztlich
blutig niedergeschlagen, zahlreiche Sklaven wurden getötet,
verschleppt oder nahmen sich das Leben.

Hierauf nimmt Brown in seinem Vortrag Bezug und zeigt anhand einer
selbst gestalteten interaktiven Karte, wie sich die Konflikte zeitlich
und räumlich entwickelt haben. Er nutzt die Kartografie, um daran die
Geschichte der Ereignisse zu erzählen. Denn die Aufstände setzten sich
aus zahlreichen kleinen Auseinandersetzungen zusammen. "Er zeigt dabei
neue Perspektiven auf und erklärt unter anderem, welches Wissen die
Sklaven aus Afrika für die Aufstände verwendet haben. Dabei wird ihre
aktive Rolle im Widerstand und dessen Bedeutung für die westliche Welt
beleuchtet", sagt Redling.

Vincent Brown ist Professor für Geschichte, afrikanische und afro-
amerikanische Studien an der Harvard University. Er forscht vor allem
zur atlantischen Geschichte, zur afrikanischen Diaspora und zur
Geschichte der Sklaverei. Dabei arbeitet er bevorzugt multimedial.

Die "Muhlenberg Lectures" sind eine Vortragsreihe des Mühlenberg-
Zentrums der MLU, für die das Zentrum jeweils führende Forscherinnen
und Forscher der Anglistik und Amerikanistik zu Gastvorträgen nach
Halle einlädt.

Die gegenwärtige Ringvorlesung "Karibik: Konfliktualität und Relation"
ist ein Gemeinschaftsprojekt des Instituts für Anglistik und
Amerikanistik mit dem Institut für Romanistik der MLU. Die weiteren
Veranstaltungen im Überblick: 

https://muhlenbergcenter.uni-halle.de/events/ringvorlesung-karibik-konfliktualitat-und-relation/

Muhlenberg Lecture: "The Coromantee War: Charting the Course of an Atlantic Slave Revolt"

Mittwoch, 30. Mai 2018, 18.30 Uhr

Steintor-Campus, Hörsaal I

Adam-Kuckhoff-Straße 35

06108 Halle (Saale)

Der Vortrag findet in englischer Sprache statt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Friederike Stecklum, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/1734: Frankfurt - Jutta Richter, Ich bin hier bloß das Kind, 05.06.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2018

Di 05.06., 10.30 h

Jutta Richter: 

Ich bin hier bloß das Kind

Lesung für 3. und 4. Klassen



Das volle Familienleben: chaotisch, witzig und niemals perfekt

Bei Hanna ist eigentlich immer etwas los! Als würde es nicht reichen,
dass sie mit ihrer Mama und deren Freund Eberhard in ein neues Haus
zieht. Erst bleibt die Oma unterm Sofa stecken, weil die Katze dort
Junge zur Welt bringt. Und dann ist da auch noch die blöde Daniela.
Und die Erwachsenen verstehen einfach gar nichts, aber wissen
natürlich alles besser. Das nervt! Trotzdem will Hanna noch nicht
daran denken, dass sie irgendwann ja auch mal bei Mama ausziehen
muss. Da hat sie es doch so warm und gemütlich.

Jutta Richter ist Autorin zahlreicher Werke und unter anderem
Preisträgerin des Deutschen Jugendliteraturpreises. In "Ich bin hier
bloß das Kind" (Hanser) fängt sie auf wunderbar leichte Weise den
manchmal geradezu tragisch-komischen Zustand ein, den jedes Kind im
Alter zwischen acht und zehn Jahren durchläuft: die langsam
beginnende Eigenständigkeit. - Und genau für diese Kinder liest sie
im Literaturhaus!

Das Junge Literaturhaus wird unterstützt von der Cronstett- und
Hynspergischen evangelischen Stiftung.

Eintritt: 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Juni 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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MUSEUM/799: Bielefeld - "Kinderspiele früher und heute" am 27. Mai 2018


Stadt Bielefeld

Kinderspiele früher und heute



Bielefeld (bi). Was haben Kinder im mittelalterlichen Bielefeld
gespielt oder die Urgroßmutter vor 100 Jahren? Am Sonntag, 27. Mai,
von 11.30 bis 12.30 Uhr nimmt das Historische Museum Drei- bis
Fünfjährige mit auf eine Zeitreise, bei der vieles entdeckt wird, was
Kinder noch heute gerne spielen. Die Teilnahme beträgt sechs Euro.
Anmeldung unter 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 22. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9452: Kunsthalle Münster - Irony and Idealism, 29. Mai - 30. September 2018


Kunsthalle Münster

Irony & Idealism 

Ausstellungsdauer: 29. Mai - 30. September 2018

Eröffnung: Sonntag, 27. Mai 2018, 11 Uhr, Kunsthalle



Mit: Ahn Jisan, Bae Young-Whan, Björn Dahlem, Gimhongsok, Hwayeon Nam,
Michael van Ofen, Manfred Pernice und Yoon Jongsuk

Die Ausstellung "Irony and Idealism" zeigt vier südkoreanische und
vier deutsche Positionen. Gemeinsam mit der Korea Foundation und der
Kunsthalle Münster hat das Gyeonggi Museum of Modern Art (Ansan,
Südkorea) das Projekt initiiert, um neue und bereits bestehende
Arbeiten an den drei Ausstellungsorten in Südkorea und in Deutschland
in einen Dialog zu setzen: dem Gyeonggi Museum of Modern Art, der
Korea Foundation Gallery und der Kunsthalle Münster.

Alle Künstlerinnen und Künstler sind einem breiten Publikum über
international renommierte Ausstellungen wie der Biennale (Venedig),
der Documenta (Kassel) oder den Skulptur-Projekten (Münster) bekannt.
Die Beiträge bewegen sich im Spektrum von Malerei, Skulptur, Video und
konzeptueller Installationskunst. Konkret geht es in dem
Ausstellungskonzept darum, wie südkoreanische und deutsche Künstler
ihre eigene Geschichte, ihre Kultur, ihre Idiome und Sozialität
reflektieren und mit den jeweiligen Lebensentwürfen verbinden.

Die im Titel "Irony & Idealism" angedeutete Dichotomie verleiht dem
kulturellen Austausch sowie dem Dialog der Beiträge untereinander ein
kritisches Potenzial. Dabei nimmt die Ausstellung das Dilemma globaler
Gleichschaltung in den Blick: Sie reflektiert und kritisiert die
Behauptung einer sich selbst im internationalen Kontext
konstituierenden Identität vor dem Hintergrund, dass die Instrumente
zu deren Erreichen ebenso wie ihre Messparameter durch den globalen
Konsum gleichgeschaltet sind. Diese Gleichschaltung verstellt den
Blick darauf, dass bloße Nachahmung eine Ironie erzeugen kann, deren
Lesbarkeit sich nicht immer unmittelbar erschließt.

Denn: Wenn Gemeinsamkeit die Voraussetzung eines friedlichen
Zusammenlebens ist, und der Konsum dessen Preis, wie verhält es sich
dann mit den menschlichen Bedürfnissen nach Eigenständigkeit,
Abgrenzung und Individualität? Wo bleibt die Vielfalt von Kulturen und
Traditionen - die Vielfalt der Menschen? Und wenn der Andere gleich
Ich wäre, woran könnte dieses Ich sich dann noch ausrichten, um nicht
nur in sein eigenes Spiegelbild zu schauen?

Die Ausstellung wurde von Eunju Choi, Direktorin des Gyeonggi Museum
of Modern Art (Ansan, Südkorea) und von Dr. Gail B. Kirkpatrick
kuratiert. Die Kooperation basiert auf einer Idee von Dr. Gregor
Jansen, Direktor der Kunsthalle Düsseldorf. Zur Eröffnung sprechen der
Bürgermeister der Stadt Münster, Markus Lewe, Dr. Kwon Sehoo,
Koreanisches Kulturzentrum und Leiter der Kulturabteilung der
Botschaft der Republik Korea sowie die beiden Kuratorinnen.

Die Ausstellung wird gefördert von dem Koreanischen Kulturzentrum, dem
Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW, der
Kulturstiftung der Sparkasse Münster / Sparkasse Münsterland Ost und
den Stadtwerken Münster. Die Kunsthalle wird unterstützt vom
Freundeskreis der Kunsthalle Münster.

Parallel zur Ausstellung "Irony and Idealism" lädt die Kunsthalle zu
einem Rahmenprogramm ein, das aus drei Doppelausstellungen im Atelier
4.1 des Speichers II besteht und von Benedikt Fahrnschon kuratiert
wird: SKR_D. Das Konzept ist ebenso dialogisch aufgebaut und zeigt
Arbeiten von Nachwuchskünstlern, die mit Münster eng verbunden sind,
u.a. weil sie an der Kunstakademie Münster studiert haben. Die
Kunsthalle gibt durch diese Kooperation jungen Künstlern eine
Plattform, auf der sie ihre Arbeiten in einem erweiternden Umfeld
öffentlich präsentieren können. Die ausgewählten Positionen zeigen -
ebenso wie bei "Irony and Idealism" - ein multimediales Spektrum
verschiedener künstlerischer Gattungen: Malerei, Fotografie sowie
installative bis hin zu ortsspezifischen Raumarbeiten.

In dem räumlichen wie inhaltlich angeregten Zusammenspiel der
Ausstellungen - sowohl zwischen "Irony & Idealism" und den drei
Doppelausstellungen wie auch zwischen den drei internationalen
Ausstellungen der Projektreihe erhält der Besucher vielfältige
Möglichkeiten, die künstlerischen Wechselwirkungen und Unterschiede
der Kulturkreise zu diskutieren, auch wenn diese auf den ersten Blick
im globalen Kunstbetrieb verschliffen erscheinen.

Kunsthalle Münster

Speicher II · Hafenweg 28 · 48155 Münster

Telefon +49 (0)251/4924191

während der Öffnungszeiten: +49 (0)251/6744675

Fax 4927752 (Kulturamt)

kulturamt@stadt-muenster.de

www.stadt-muenster.de/kunsthalle

Öffnungszeiten: Di.-Fr. 14-19 Uhr · Sa./So. 12-18 Uhr

 * 

Quelle:

Verena Voigt PR

Presse & Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: v.voigt@t-online.de

Internet: www.verena-voigt-pr.de
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TREFF/676: Kunsthalle Osnabrück - WE ARE WE. Performance von Ayumi Paul, 26.05. + 27.05.2018


Kunsthalle Osnabrück

Performance von Ayumi Paul: WE ARE WE

26.05. + 27.05.2018 | 15 - 18 Uhr



Am Samstag und Sonntag, den 26. und 27. Mai, jeweils von 15 - 18 Uhr
ist die Berliner Künstlerin Ayumi Paul mit der Performance WE ARE WE
zu Gast in Osnabrück. Nach der Performance am Sonntag lädt die
Kunsthalle von 18.30-19.30 Uhr zu einem Publikumsgespräch ein.
Eintritt ohne Aufpreis zum Kunsthallen-Ticket.

WE ARE WE

Ayumi Paul ist Violinistin und Komponistin und kombiniert
ortspezifische Konzerte, Kompositionen, Performances und
Installationen. Wesentlich für ihre Herangehensweise sind der
Klangkörper, das Material und die Umgebung. So schafft die Künstlerin
einfühlsame und lange andauernde Performances, welche die
Hörgewohnheiten erweitern.

In der National Gallery Singapore hat Ayumi Paul eine solche
Performance mit WE ARE WE bereits Anfang des Jahres aufgeführt, mit
Unterstützung des Goethe Instituts Singapore. Hierfür kreierte sie ein
spezielles Kostüm und somit eine doppelte Komposition: die
musikalische und textile. Das Kleid basierte auf dem japanischen
Näh-Stil "Boro". Dieser Stil bezieht sich auf gängige Praktiken der
japanischen Bauernklasse des 19. Jahrhunderts. Aufgrund ökonomischer
Notwendigkeit nähte man (wie in vielen anderen Kulturen auch) häufig
verschiedene Textilien aneinander und verwendete ältere, zerrissene
Kleidung wieder.

In einem Pariser Antiquitätenladen fand Ayumi Paul einen "Boro"
Kimono, kaufte ihn und nutze ihn als Grundlage für ihre textile
Kleid-Komposition. Sie bat Frauen, die einen Einfluss auf ihr Leben
hatten, ihr Stoffteile zu schenken, die eine Bedeutung für diese
haben. Alle Teile nähte Ayumi Paul zu einem einzigen Kleid zusammen.
Jedes einzelne Teil des Kleides erzählt eine Geschichte, die in die
musikalische Ebene übertragen und zu einer Gesamtgeschichte verknüpft
werden musste.

Obwohl Ayumi Paul für die National Gallery Singapore eine 6-stündige
Komposition für die Violine und Stimme im Voraus komponierte, wurde
ihr während des Spielens bewusst, dass die Musik in "Echtzeit in
Erscheinung treten muss" und nicht vorbereitet werden kann.
Schließlich entstand eine unendliche Improvisation, die auf den
Stoffen basierte, die sie an ihrer Haut trug.

Die Künstlerin glaubt daran, dass alles was existierte, existiert und
existieren wird, miteinander verknüpft ist. Das Kleid und die
Performance sollen diese Verbindungen aus dem weiblichen Narrativ
heraus sichtbar machen. Das kollektive Gedächtnis und das Vertrauen
der Frauen, die ihre Stoffe gaben, werden durch die Verwebung aller
Geschichten zu einer großen Geschichte geehrt.

Weitere Informationen zur Künstlerin Ayumi Paul: http://ayumipaul.com/

KUNSTHALLE OSNABRÜCK

Öffnungszeiten:

Dienstag 13 bis 18 Uhr

Mittwoch bis Freitag 11 bis 18 Uhr

am zweiten Donnerstag im Monat: 11 bis 20 Uhr

Samstag/Sonntag 10 bis 18 Uhr

kunsthalle.osnabrueck.de

 * 

Quelle:

Verena Voigt PR

Presse & Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: v.voigt@t-online.de

Internet: www.verena-voigt-pr.de
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GEGENWIND/753: Die Anfänge der Republik - Was geschah vor 100 Jahren in Kiel?


Gegenwind Nr. 356 - Mai 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Buchvorstellung

Die Anfänge der Republik

Was geschah vor 100 Jahren in Kiel?

von Reinhard Pohl



Nein, die Ereignisse an der Westfront, in Berlin, in Wilhelmshaven
und selbst in München waren vermutlich für die erste deutsche Republik
bedeutender als die Ereignisse in Kiel. Aber die Proteste in Kiel, die
Bildung der ersten Soldatenräte zündeten in ganz Deutschland. Deshalb
ist es schon berechtigt, der einen Woche im November ein Buch zu
widmen.

Kiel war am Ersten Weltkrieg direkt nur wenig beteiligt. Die Flotte,
die zur einzigen großen Seeschlacht in die Nordsee auslief, startete
in Wilhelmshaven. Auch die U-Boote waren eher dort stationiert.
Russland führte in der Ostsee keinen großen Krieg.

Indirekt war Kiel wie alle Städte erheblich vom Krieg betroffen. Das
betraf vor allem die Versorgung mit Nahrungsmitteln und Brennstoff,
die immer schlechter wurde und immer schlechter war als von der
Regierung immer wieder versprochen. Auch nach dem Zusammenbruch des
Zarenreiches, als Deutschland eine "unabhängige Ukraine" als
Brotkammer des Reiches einrichtete, hingen dort fünfmal so viele
Truppen fest wie geplant, und es kamen nur zehn Prozent der
Nahrungsmittel nach Deutschland. Man war zwar bereit, die dortige
einheimische Bevölkerung, formell Verbündete, in Massen verhungern zu
lassen, allein die Kapazitäten und organisatorischen Fähigkeiten
reichten nicht aus.

Die Unruhen in Kiel begannen, nachdem erste Meutereien und Proteste in
Wilhelmshaven mühsam unter Kontrolle gebracht werden konnten, auch mit
Todesurteilen und Hinrichtungen, und in aller Eile Schiffe und
Einheiten nach Kiel verlegt wurden. Die hier eintreffenden Schiffe
waren voll mit unzufriedenen Matrosen, die ihre Offiziere absetzen
wollten - aber meistens ohne Plan und ohne Führung zunächst
verlangten, Offiziere in der Freizeit oder beim Landgang nicht mehr
grüßen zu müssen. Sie verlangten die Freilassung der Gefangenen -
außer denen, die sich "unehrenhaft" verhalten, also zum Beispiel
Lebensmittel gestohlen hatten. Was heute "Revolution" genannt wird,
war im Alltag oft viel kleinkarierter als es heutzutage vorstellbar
ist.

Aber die andere Seite war auch nicht besser: Schon bei Kleinigkeiten
sah man das Reich in Gefahr, schon die Forderung nach gemeinsamen
Essen (Offiziere bekamen eigentlich was Besseres) glaubte man, nur mit
dem Einsatz von Waffen reagieren zu können. "Rot" wurden die Matrosen
genannt, die im Dienst noch militärisch grüßen wollten, in der
Freizeit allerdings nicht mehr.

Der Hauptteil des Buches besteht aus der Chronologie der Ereignisse
vom 1. bis 10. November in Kiel. Die Soldaten rebellierten gegen die
Offiziere, zunächst um die Ausfahrt der Flotte in den Untergang zu
verhindern, dann um den verlorenen Krieg auch offiziell zu beenden. In
dieser Zeit begannen auch die Waffenstillstandsbedingungen der
Alliierten zu wirken, die die Mobilisierung eines großen Teils der
deutschen Armee und damit auch der Marine forderten.

Zwar kam mit Gustav Noske ein SPD-Reichtagsabgeordneter als Vertreter
der Reichsregierung nach Kiel und übernahm den Vorsitz des Arbeiter-
und Soldatenrates, aber einen Plan gab es in Berlin nicht. So wurde
angeordnet, Einheiten aus Neumünster oder Altona nach Kiel in Marsch
zu setzen, um die Proteste niederzuschlagen, das wurde wieder
abgeblasen. Man wusste auch nicht, ob die entsandten Truppen
tatsächlich auf Seiten der Regierung oder der meuternden Matrosen
gekämpft hätten. In Kiel war die Situation sehr uneinheitlich, die
Soldaten bei den Gefängnissen hatten mehrmals gemeinsame Sache gemacht
und Gefangene Matrosen freigelassen. Man setzte in Kiel dann mehr
darauf, Matrosen aus der Reichsmarine zu entlassen und nach Hause zu
schicken - was die Situation aus Sicht der Reichsregierung in Kiel
entspannte, vor allem weil es bei den Räten tägliche Wechsel in der
Führung gab, aber die Informationen wurden dadurch reichsweit von den
rückkehrenden "Zivilisten" verbreitet, der Gedanke an die Absetzung
des Kaisers und die Ausrufung der Republik von Kiel aus reichsweit
verbreitet.

Letztlich passierte in Kiel relativ wenig Gewalt, es gab wenig Tote
und Verletzte - im Gegensatz zu Berlin oder München. Auf den ersten
Blick blieb auch nicht viel nach, die Verhältnisse wurden weitgehend
restauriert, wenn auch nur in einer sehr kleinen Marine der neuen
Republik. Die führenden Militärs beteiligten sich denn auch in Kiel am
"Kapp-Putsch" im März 1920.

Auch später, darum geht es im letzten Kapitel, taten sich viele schwer
mit den Ereignissen. Noch 70 oder 80 Jahre später sah die Kieler CDU
die Matrosen nicht als diejenigen an, die den verheerenden Krieg
beendet und ein letztes Kriegsverbrechen verhindert haben, sondern als
"Meuterer", denen kein Denkmal gesetzt werden dürfte - erst jetzt
sehen alle demokratischen Parteien das entspannter und können den
Beitrag der Matrosen in Kiel zu Demokratie und Republik einigermaßen
ruhig diskutieren.



Martin Rackwitz: Kiel 1918. Revolution - Aufbruch zu Demokratie und
Republik. 

Wachholtz Verlag, Kiel/Hamburg 2018, 303 Seiten, 19,90 Euro

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 356 - Mai 2018, Seite 75

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info
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GLEICHHEIT/6650: Italien - Rechteste Regierung seit Mussolini


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Italien: Rechteste Regierung seit Mussolini

Von Peter Schwarz

23. Mai 2018



Italien steht vor der Bildung der rechtesten Regierung seit dem Sturz
Mussolinis vor 73 Jahren. Die Protestbewegung Fünf Sterne und die
rechtsextreme Lega haben sich am Sonntag auf ein gemeinsames
Regierungsprogramm und einen Premierminister, den den Fünf Sternen
nahestehenden Jura-Professor Giuseppe Conte, geeinigt. Staatspräsident
Sergio Mattarella muss nun entscheiden, ob er der Koalition den
Regierungsauftrag erteilt.

Das Regierungsprogramm trägt die ausländerfeindliche Handschrift der Lega.
So sollen Hunderttausende Flüchtlinge in ihre Herkunftsländer in Afrika und
dem Nahen Osten deportiert und zu diesem Zweck bis zu 18 Monate lang in
Auffanglagern festgehalten werden. Lega-Chef Matteo Salvini will als neuer
Innenminister persönlich die Verantwortung für diese Massenabschiebungen
übernehmen.

Wie andere rechtsextreme Parteien, mit denen sie auf europäischer Ebene
zusammenarbeitet, nutzt die Lega die ausländerfeindliche Hetze und die
Verfolgung von Flüchtlingen dazu, eine chauvinistische Hysterie zu
entfachen, den Staatsapparat aufzurüsten und die demokratischen und
sozialen Rechte der gesamten Arbeiterklasse anzugreifen.

Europäische Medien und Politiker machen viel Aufhebens davon, dass das
Regierungsprogramm die Einführung eines Grundeinkommens und die teilweise
Aufhebung früherer Rentenreformen verspricht, die das Renteneintrittsalter
drastisch erhöht haben. Sie sehen darin einen Anschlag auf die
Stabilitätskriterien des Euroraums, die ihnen zur Rechtfertigung immer
neuer Angriffe auf die Arbeiterklasse dienen.

So warnte der französische Wirtschafts- und Finanzminister Bruno Le Maire:
"Falls die neue Regierung das Risiko eingeht, ihre Verpflichtungen zur
Staatsschuld, zum Defizit, aber auch zur Sanierung der Banken nicht
einzuhalten, dann ist die finanzielle Stabilität der Euro-Zone gefährdet."
EU-Kommissionsvize Valdis Dombrovskis mahnte die Regierungsparteien, die
Haushaltdisziplin zu wahren.

Tatsächlich steht außer Zweifel, dass die Lega und das M5S im Konflikt
zwischen Arbeiterklasse und Kapital fest auf der Seite des letzteren
stehen. Sie verfolgen lediglich einen aggressiveren nationalistischen Kurs
als die bisherigen italienischen Regierungen, die stets loyal zur
Europäischen Union standen. Angelehnt an Donald Trump lautet das Motto der
neuen Regierung: "Italien zuerst".

Ein zentraler Punkt im neuen Regierungsprogramm ist die Einführung einer
Flat Tax. Die Einkommensteuer, die derzeit je nach Verdienst zwischen 23
und 43 Prozent liegt, soll ebenso wie die Unternehmenssteuer auf
einheitlich 15 Prozent sinken. Lediglich für Familieneinkommen über 80.000
Euro soll sie 20 Prozent betragen.

Einen derartig radikalen Steuerschnitt haben bisher nur ultraliberale
Regierungen zur Zeit der kapitalistischen Restauration in Osteuropa gewagt.
Er bedeutet ein gewaltiges Geldgeschenk an Reiche und Unternehmen. Die
progressive Besteuerung von Einkommen, die Besserverdienenden einen höher
Steuersatz als Schlechtverdienenden abverlangt, galt lange Zeit als
wichtiges Instrument des sozialen Ausgleichs, um die Klassengegensätze zu
dämpfen.

Das Flat-Tax-Projekt ist, neben der Flüchtlingshetze, symptomatisch für den
Klassencharakter der neuen Regierung. Die Lega und insbesondere M5S haben
zwar im Wahlkampf mit populistischen Parolen auch die Wut ärmerer Schichten
auf die etablierten Parteien für sich mobilisieren können, doch politisch
stehen sie fest im Lager des Kapitals und besitzender Mittelschichten, die
die Ansprüche der Arbeiterklasse als Bedrohung ihres Eigentums empfinden.

Die Lega ist aus der separatistischen Lega Nord hervorgegangen, die
ursprünglich für die Abtrennung des reicheren Nordens eintrat, um den
Finanztransfer in den ärmeren Süden des Landes zu stoppen. Das M5S
versteckte seine Weigerung, das kapitalistische Privateigentum anzutasten,
lange hinter der Formel, es sei "weder links noch rechts". Doch nun bekennt
es Farbe. Bereits als die M5S-Kandidatin Virginia Raggi vor zwei Jahren das
Rathaus der Hauptstadt Rom eroberte, erwies sie sich als ebenso korrupt und
mit kriminellen Kreisen verbunden, wie die geschmähten Altparteien.

Die Steuersenkungen will die neue Regierung durch einen radikalen
Kahlschlag im öffentlichen Dienst finanzieren, der unter dem Stichwort
"Entbürokratisierung" läuft. Ihm sollen zehntausende Arbeitsplätze zum
Opfer fallen. Der nominierte Regierungschef Giuseppe Conte, der von den
Medien als politisch unbefleckter Jura-Professor dargestellt wird, gilt als
Experte für den "Bürokratieabbau". Er sollte ursprünglich Minister für die
öffentliche Verwaltung werden und avancierte erst zum 
Premierminister-Kandidat, als M5S-Chef Luigi Di Maio und Lega-Chef Matteo Salvini dem
jeweils anderen das Amt nicht überlassen wollten.

Auch die versprochenen sozialen Reformen, die in den europäischen
Hauptstädten auf Empörung stoßen, entpuppen sich bei näherem Hinsehen als
Mogelpackung. So ist das geplante "Grundeinkommen" alles andere als
"bedingungslos". Es soll nur an Arbeitssuchende mit italienischem Pass
bezahlt und sofort gestrichen werden, wenn diese die Aufnahme einer
schlecht bezahlten Arbeit verweigern. Es erfüllt also eine ähnliche
Funktion wie das 2003 in Deutschland eingeführte Arbeitslosengeld II (Hartz
IV). Dieses wurde damals ebenfalls als Ablösung der demütigenden
Sozialhilfe durch ein festes Grundeinkommen angepriesen, während es in
Wirklichkeit als Hebel diente, einen riesigen Niedriglohnsektor zu
schaffen.

Was die Senkung des Rentenalters betrifft, so ist es äußerst fraglich, dass
dieses Versprechen jemals wahr gemacht wird, und wenn, dann nur mit
massiven Einbußen bei der Rentenhöhe. Viele Kommentare weisen darauf hin,
dass die Finanzmärkte zahlreiche Druckmittel in der Hand haben, denen sich
die Lega und das M5S weder widersetzen können noch wollen. So würde ein
Ansteigen der Risikoprämien auf italienische Staatsanleihen, der Zinssätze
und der Inflation vor allem die kleinbürgerliche Klientel der Lega und des
M5S treffen.

Bereits während der Regierungsverhandlungen hatten Di Maio und Salvini zwei
ihrer radikalsten Forderungen - einen Schuldenerlass in Höhe von 230
Milliarden Euro und einen möglichen Austritt aus dem Euro - fallen lassen,
als der Kurs des Euro unter dem Druck der Finanzmärkte zu sinken begann. Es
ist nur eine Frage der Zeit, bis die neue Regierung, falls sie denn
zustande kommt, in heftige Konflikte mit der Arbeiterklasse gerät.

Der Aufstieg einer derart rechten Regierung an die Spitze der drittgrößten
Volkswirtschaft auf dem europäischen Kontinent ist Bestandteil des
Rechtsrucks der herrschenden Klasse in ganz Europa. Die Verantwortung dafür
trägt die Europäische Union. Sie erzeugt die nationalistischen und
zentrifugalen Kräfte, die zu bekämpfen sie vorgibt. Die Spardiktate aus
Brüssel haben den rechten Populisten den Weg geebnet. Als Folge der
einschneidenden Sparmaßnahmen stagniert die Wirtschaft Italiens, auf dem
ein Schuldenberg von 2,3 Billionen Euro lastet, seit zwanzig Jahren. Jeder
zehnte Erwachsene und jeder dritte Jugendliche sind arbeitslos.

Verwirklicht wurden diese Spardiktate von den sogenannten "linken" Parteien
- den Demokraten (PD), ihren pseudolinken Anhängseln und den
Gewerkschaften. Der PD-Vorsitzende und Ex-Regierungschef Matteo Renzi griff
die neue Regierungskoalition entsprechend von rechts an. "Popcorn für
alle", verspottete er ihr Programm.

Mit der Machtübernahme einer rechten Regierung in Italien werden sich die
Gegensätze in Europa weiter verschärfen. Nach Ungarn, Polen und Österreich
schwenkt nun auch ein Gründungsmitglied der späteren EU auf einen
nationalistischen Kurses. Das bestätigt, dass es unmöglich ist, den
Kontinent auf kapitalistischer Grundlage im Interesse seiner Einwohner zu
vereinen. Die Arbeiterklasse kann ihre sozialen und demokratischen Rechte
nur verteidigen und den Rückfall des Kontinents in Nationalismus, Diktatur
und Krieg verhindern, indem sie sich international zusammenschließt und für
ein sozialistisches Programm, für die Vereinigten Sozialistischen Staaten
von Europa, kämpft.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 23.05.2018

Italien: Rechteste Regierung seit Mussolini

http://www.wsws.org/de/articles/2018/05/23/ital-m23.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE
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graswurzelrevolution Nr. 429, Mai 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Stichworte zum Postanarchismus 4

Privilegien. Freiheit ist nicht die Seele des Fortschritts

von Oskar Lubin



Wer Nutzen zieht "aus den bestehenden Privilegien", ist nicht an
Veränderung interessiert. Das versteht sich von selbst. Aber es
schadet auch nicht, daran zu erinnern. Das tat etwa der Anarchist
Errico Malatesta (1853-1932) in seinem anarchistischen Programm von
1899. (1) Die Möglichkeiten freien Experimentierens im Hinblick auf
Wirtschaft und Zusammenleben würden radikal beschränkt von den
Privilegierten, den Besitzern der Produktionsmittel. Sie wollen ihre
Privilegien nicht abgeben. Aus anarchistischer Sicht müssen sie
deshalb bekämpft werden (und zwar auch mit Gewalt, meinte
Malatesta).


Dass Privilegien eine positive Haltung zum Bestehenden
hervorrufen, zumindest der Tendenz nach, lässt sich wohl mir nichts
dir nichts auf die Gesellschaften der Gegenwart übertragen. Die
politischen Konsequenzen daraus sind allerdings alles andere als
eindeutig.

Schon die Frage nach der Wahl der Mittel (Gewalt) gegen die
Privilegien wirft Probleme auf, die weit über strategische Fragen
hinausgehen. Malatesta fordert letztlich, die Privilegien zu
bekämpfen, indem die Privilegierten bekämpft werden.

Das ist ganz prinzipiell moralisch fragwürdig. Auch die Privilegierten
sind Menschen und das Recht auf körperliche Unversehrtheit ist ihnen
nicht abzusprechen. Und strategisch hat sich die Gewaltanwendung zur
Gewaltabwehr historisch nicht gerade als effektiv erwiesen. In der
Regel kam es zu noch mehr Gewalt.

Daneben - oder eigentlich dabei - gibt es noch ein weiteres Problem,
eher auf der Ebene der Analyse als auf der der Praxis. Denn auch mit
den Privilegien selbst ist es nicht so einfach. Bei der immer größer
werdenden globalen sozialen Ungleichheit denkt man natürlich schnell
an die 42 Milliardäre, die gegenwärtig so viel besitzen wie die 3,7
Milliarden Ärmsten der Welt zusammen. An die Besitzenden und
Mächtigen. Aber Privilegien sind relativ.. Sie statten die einen mit
besseren Mitteln und Möglichkeiten aus als die anderen. Sie finden
sich auf allen Rängen des Sozialen, in jeder Nachbarschaft, in jedem
Freundschaftsverhältnis. So kommt es, dass auch die sozialen
Bewegungen selbst vor dem Privilegienproblem stehen.

Der legendenumwobene spanische Anarchist Buenaventura Durruti
(1896-1936) kannte das Problem. Durruti begrüßte den Zuwachs der
anarchistischen Bewegung von Menschen aus der Mittelschicht, von
Studierenden und Schriftsteller*innen, aber, sagt Liberto Callejas in
Hans-Magnus Enzensbergers Durruti-Biografie, "er forderte von ihnen,
daß sie ihren Anspruch auf Privilegien aufgaben, daß sie sich mit dem
Volk vereinten." (2) Mittelschichtsangehörige, Studierende und
Schriftsteller*innen sind nicht unbedingt Besitzer*innen von
Produktionsmitteln. Dennoch sind sie privilegiert gegenüber den
meisten Arbeiter*innen.

So wie auch Männer gegenüber Frauen privilegiert sind, Weiße gegenüber
Schwarzen, Heterosexuelle gegenüber Homosexuellen. Es gibt also auch
Privilegien jenseits ökonomischer Ressourcen. Auch diese müssen
bekämpft werden, wie Durruti fordert.

So fordern es heute auch viele Vertreter*innen der
Intersektionalitätsforschung, die die Überkreuzungen (intersections)
von Herrschaftsverhältnissen (Klasse, Ethnie, Geschlecht,
Sexualität, ...) untersuchen. Und so fordern es auch die Critical
Whiteness-Aktivist*innen, die das "Weißsein" als eine ethnische
Zuschreibung erkannt haben, die Menschen mit Privilegien gegenüber
anderen (nicht-weißen) ausstattet. Sie fordern den Privilegiencheck
und Konsequenzen daraus.

Wenn du als weiß durchgehst und studierst, halte in Diskussionen um
eine herrschaftsfreie Gesellschaft erst mal den Mund! Du bist
privilegiert und nimmst durch die Wortergreifung dein Privileg in
Anspruch und anderen die Redemöglichkeit weg. So in etwa die
Argumentation.

Da ist aus anarchistischer Sicht sicherlich zuzustimmen, denn
Anarchismus ist die wohlbegründete Aversion gegen Privilegien. Deshalb
muss auch die eigene Position - das Weißsein, die patriarchale
Prägung, die bürgerliche Sozialisation - hinterfragt werden. Und das
erfordert in der Konsequenz auch Regeln, müsste aus
postanarchistischer Sicht ergänzt werden. Regeln, die die
Privilegierten begrenzen und den Unterprivilegierten einen Raum
eröffnen.

Mit dem traditionsanarchistischen Diktum, dass die "Freiheit die Seele
des Fortschritts" (3) ist, wie Emma Goldman meinte, ist das nur schwer
in Einklang zu bringen. Denn traditionsanarchistische Ansätze kennen
(meint: wollen) solche begrenzenden Regeln nicht. In libertären
Kreisen aber sind Regulierungen heute längst üblich, von der Redezeit
bis zur Triggerwarnung.

Dem Critical-Whiteness-Aktivismus ist aus anarchistischer Perspektive
aber trotzdem auch zu widersprechen. Denn es wird mit Kategorien
umgegangen - zum Beispiel mit Weißsein -, als wären sie und ihre
Effekte in Stein gemeißelt. Aber Weißsein ist kein unabänderliches
Faktum, es ist, wie das Privileg, eine relative Größe. Weiß ist man
immer in Bezug auf etwas Anderes. Weißsein funktioniert nur manchmal
privilegierend. Eine weiße Sozialhilfeempfängerin dem schwarzen
Fußballnationalspieler gegenüber als privilegiert zu beschreiben, wäre
offensichtlich etwas schräg. Nachts dem Fascho gegenüber vielleicht,
in den meisten anderen Lebenslagen wohl kaum.

Zudem gibt auch innerhalb des Weißseins krasse Unterschiede, auch
bezogen aufs Privileg. Auch hier verkennt offensichtlich Wesentliches,
wer Wesensverwandtschaften behauptet, etwa zwischen der
alleinerziehenden weißen Kindergärtnerin und dem weißen Konzernchef.

Und schließlich mag das Privileg eine politische Haltung
wahrscheinlicher machen als eine andere. Festlegen tut es sie nicht.
Aus der Gruppenzuschreibung ergibt sich nicht automatisch die Handlung
oder Haltung. Weiße Linke sind eben auch Linke und nicht nur weiß.
Auch Weiße können Antirassist*innen sein.

Vielleicht bietet dann doch wieder Malatesta einen Ausweg aus dem
Essenzialismus, aus der behaupteten Wesensverbindung aller "Weißen".
Er schreibt ziemlich am Anfang seines Textes einen wichtigen Satz:
"Die gegenwärtige Gesellschaft ist das Resultat jahrhundertelanger
Kämpfe zwischen den Menschen." (4) Resultate sind, wenn es um
Gesellschaft geht, immer vorläufig. Sie sind veränderbar.

Und zwar durch neue Kämpfe. So könnte die Forderung nach
Privilegienverzicht mit jener nach einer privilegienfreien
Gesellschaft Hand in Hand gehen - ohne dass die eine bloße moralische
Gesten und die andere lebensferne Propaganda zur Folge hätte. Wenn es
auch eine Errungenschaft ist, dass Positionen offengelegt werden ("ich
bin weiß..."), bringen Beichten ("... und deshalb schhldig") keine
Emanzipation. Sie ist nur durch politische Positionierungen und
politische Praxis möglich. Diese sollten darauf zielen, wer und was
Privilegien schafft - von der Steuererleichterung für Unternehmen bis
zur VIP Lounge. Und nicht so sehr auf vermeintlich feststehende
Positionen. Aufs Tun und nicht so sehr aufs Sein. (Selbst wenn Sein
immer auch durch Tun geschaffen wird.) Es geht um linke
Gemeinsamkeiten und auch um gemeinsame Gegnerschaften.

Gegen diejenigen etwa, die die globale soziale Ungleichheit
verschärfen. (Obwohl die Verschärfungen dann den weißen Werbetexter
weniger hart treffen als die People of Color-Arbeiterin.) Aber um das
Profitieren von Privilegien muss sicherlich gestritten werden. Dass
gewaltfreies Kommunizieren dabei zweifellos mehr bringt als
rhetorische oder physische Gewaltanwendung, wäre dann Thema für eine
weitere Glosse.


Anmerkungen:

1) Errico Malatesta: "Ein anarchistisches Programm" [1899]. In: Ders.:
Anarchistische Interventionen. Unrast Verlag, Münster 2014, S. 63-83,
hier S. 68.

2) Hans-Magnus Enzensberger: Der kurze Sommer der Anarchie.
Buenaventura Durrutis Leben und Tod. Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M.
1977, S. 94.

3) Emma Goldman: "War mein Leben lebenswert?" [1934] In: Dies.:
Anarchismus und andere Essays. Unrast Verlag, Münster 2013,
S. 229-243, hier S. 242.

4) Malatesta 2013, a.a.0., S. 63.
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IMI/865: Konzeption der Bundeswehr - Rüstung für den Neuen Kalten Krieg


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2018/13 vom 19. Mai 2018

Konzeption der Bundeswehr

Rüstung für den Neuen Kalten Krieg

von Alexander Kleiß, Tobias Pflüger und Jürgen Wagner



Mit zunehmender Eile plant Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU), die Bundeswehr in der kommenden Legislaturperiode weiter
aufzurüsten. Als konzeptionelle Grundlage soll hierfür die "Konzeption der
Bundeswehr" (KdB) dienen, die seit Ende April 2018 im Entwurf vorliegt. Mit
der Begründung, die Landes- und Bündnisverteidigung sei in den letzten
Jahren sträflich vernachlässigt worden, propagiert die KdB faktisch eine
Rüstungsoffensive gegen Russland. Dies dürfe jedoch nicht auf Kosten der
Fähigkeiten für Militäreinsätze im Globalen Süden gehen, was schließlich in
Forderungen mündet, buchstäblich in alle Richtungen zu rüsten - und
dementsprechend auch Gelder bereitzustellen. Konsequenterweise forderte von
der Leyen auf der Bundeswehrtagung am 14. Mai 2018, den Rüstungshaushalt
trotz der hohen Steigerungen der letzten Jahre noch einmal in einer ganz
anderen Dimension aufzuplustern.


Dachdokument der Rüstung

Am 4. Mai 2018 zitierte die Süddeutsche Zeitung [1] Auszüge aus der
"Konzeption der Bundeswehr". Sofern in dem Dokument neue Weichenstellung
vorgenommen werden, hat dies weitreichende Auswirkungen, schließlich
handelt es sich dabei laut Planungsamt der Bundeswehr [2] um das
"Dachdokument der Gesamtkonzeption der militärischen Verteidigung
Deutschlands." Und tatsächlich titelte die Süddeutsche Zeitung "Deutschland
am Hindukusch verteidigen - das war einmal", wodurch bereits im Aufmacher
angedeutet wurde, Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen sei im
Begriff, einen grundlegenden Kurswechsel vorzunehmen: "Die CDU-Politikerin
plant, die jahrelang vorherrschende Fokussierung auf Auslandseinsätze, die
unter anderem als Argument für Einsparungen herhalten musste, zu beenden,
und sich künftig 'gleichrangig' wieder der Landes- und Bündnisverteidigung
zu widmen. Dies geht aus dem Entwurf des Grundsatzpapiers 'Konzeption der
Bundeswehr' hervor, der der Süddeutschen Zeitung vorliegt."

Dazu ist einiges anzumerken: So ist die Behauptung, die Fokussierung auf
Auslandseinsätze habe "Einsparungen" zur Folge gehabt ebenso sachlich
falsch wie der Titel des Beitrags, da "Hindukusch-Einsätze" keineswegs
Geschichte sind, wie hier insinuiert wird. Im Artikel selbst wird ja direkt
darauf hingewiesen, dass beide Einsatzformen künftig "gleichrangig"
behandelt werden sollen. Deutschland soll künftig eben nicht nur am
Hindukusch und in der Sahelzone, sondern zudem auch wieder in Osteuropa und
wo sonst auch immer man meint, Streit mit Russland anfangen zu wollen,
"verteidigt" werden. Nichts anderes ist gemeint, wenn von einer
"gleichrangigen" Fokussierung auf Auslandseinsätze und Landes- und
Bündnisverteidigung die Rede ist.

Russland wird im KdB-Entwurf zwar nicht ausdrücklich erwähnt, aber immer
wieder ist die Rede davon, dass aufgrund "der sicherheitspolitischen
Entwicklungen der letzten Jahre [...] die Bündnisverteidigung wieder in den
Fokus der strategischen Überlegungen der NATO gerückt" sei. Hierbei könnten
die Maßnahmen der Bündnissolidarität "der Bundeswehr absehbar zusätzliche
Leistungen und Fähigkeiten, besonders in den Randgebieten der Bündnisse,
aber auch aufgrund der besonderen Lage Deutschlands als Transitland in der
Mitte Europas und als Host Nation abverlangen". Zudem sollten aufgrund der
"Relevanz der Landes- und Bündnisverteidigung" alle Angehörigen der
Bundeswehr ihre Rolle hierbei identifizieren und sich auch in der
Ausbildung wieder verstärkt auf diese Aufgabe ausrichten. "Abschreckung und
Verteidigung auf Grundlage einer geeigneten Mischung aus konventionellen,
nuklearen und Raketenabwehrfähigkeiten" seien weiterhin ein Kernelement der
Gesamtstrategie. Landes- und Bündnisverteidigung sei außerdem "der
bestimmende Parameter für die Grundaufstellung der Bundeswehr".

Und weiter: "Die Bundeswehr muss [...] in der Lage sein, zur kollektiven
Bündnisverteidigung in allen Dimensionen mit kurzem Vorlauf, mit
umfassenden Fähigkeiten bis hin zu kampfkräftigen Großverbänden innerhalb
und auch am Rande des Bündnisgebietes eingesetzt zu werden." Am
wahrscheinlichsten sei ein "konventioneller Angriff" an den Außengrenzen,
deshalb müsse die Bundeswehr "über Kräfte und Mittel verfügen, die nach
kurzer Vorbereitung an den Grenzen oder jenseits des Bündnisgebietes
einsetzbar sind." Diese Formulierungen sind entlarvend, lassen sie doch
genug Spielraum, um die Bundeswehr auch für Auseinandersetzungen in einem
der aktuell noch "blockfreien" Länder zwischen der NATO und Russland
hochzurüsten, in denen die Spannungen seit Jahren zunehmen.

Gleichzeitig spricht die KdB aber eben auch von einer "permanenten
360-Grad-Bedrohung" und meint damit nicht nur, dass die Konflikte mit
Russland inzwischen auch nördlich und südlich des Bündnisgebietes
ausgetragen werden, sondern dass man generell auch weiter global
interventionsfähig sein will. Schließlich könne es erforderlich sein, so
die KdB weiter, "Schifffahrt, Luftverkehr und Handelswege zu sichern."
Hierfür könne auch ein "zeitlich begrenzter friedenserzwingender
Kampfeinsatz erforderlich werden." Und weiter: "Streitkräfte müssen einen
Waffenstillstand eischließlich der Einrichtung von Flugverbotszonen, Puffer-
und Schutzzonen und der Entwaffnung und Rückführung der Konfliktparteien
umsetzen." Kommt es dann zu einer Intervention, stellt sich die Bundeswehr
auch noch selbst die Lizenz aus, gegebenenfalls direkt die Administration
des betroffenen Landes zu übernehmen - anders ist die folgende Passage nur
schwerlich zu interpretieren: "Ist das betroffene Land selbst nicht in der
Lage, die öffentliche Sicherheit und Ordnung umfassend sicherzustellen,
kann die Bundeswehr in einem ressortübergreifenden Ansatz vorübergehend
auch Ordnungsaufgaben wahrnehmen, deren Äquivalent im Inland von
nicht-militärischen Stellen geleistet wird."

Der aktuell so lautstark artikulierte finanzielle "Mehrbedarf" ergibt sich
deshalb vor allem daraus, das eine ("Bündnisverteidigung") wieder tun, ohne
das andere ("Hindukusch-Einsätze") lassen zu wollen. Das Märchen von der
kaputtgesparten Bundeswehr und die Verweise auf die - im Wesentlichen vom
Westen zu verantwortende - Eskalation der Beziehungen zu Russland kommen
dabei gerade recht, um Ausgabensteigerungen gegenüber einer diesbezüglich
sehr skeptischen Bevölkerung rechtfertigen zu können. Tatsächlich geht es
Politik und Militär dabei primär darum, Deutschland damit endlich als
ernstzunehmende Militärmacht ersten Ranges auf der Weltbühne postieren zu
können.


Bühler-Papier: Vorarbeiten

Neu sind all diese Überlegungen allerdings leider nicht: Wesentliche
Elemente der KdB sind bereits bekannt, seit im April 2017 die "Vorläufigen
konzeptionellen Vorgaben für das künftige Fähigkeitsprofil der Bundeswehr"
von der FAZ veröffentlicht wurden. Verfasst unter der Ägide von
Generalleutnant Erhard Bühler wurden schon damals keine Zweifel daran
gelassen, dass der "Bündnisverteidigung" und damit faktisch der Rüstung
gegen Russland künftig wieder mehr Bedeutung zukommen soll. Deutschland
müsse bis 2031 drei schwere Divisionen mit je 20.000 Soldaten in die NATO
einbringen können, die erste bereits 2026. Die Landstreitkräfte müssten
dringend mit mehr Panzern und vor allem schwerer Artillerie ausgestattet
werden, aber auch bei der Luftwaffe und der Marine existiere
milliardenschwerer Rüstungsbedarf, hieß es schon im Bühler-Papier (siehe
IMI-Analyse 2017/11 [3]). Den nicht sonderlich zarten Hauch von Kaltem
Krieg, den das ganze vermittelte, fasste damals die FAZ (19.4.2017 [4])
treffend mit den Worten zusammen: "Damit würden die Divisionen wieder die
klassische Struktur aus der Zeit vor 1990 einnehmen."

Diese Hochrüstung gegen Russland ist überaus ernst zu nehmen, wie allein
schon ein ergänzender Blick in das vom Heereskommando Mitte 2017
herausgegebene Papier "Wie kämpfen die Landstreitkräfte künftig" zeigt.
Darin wird ein detailliertes Szenario entworfen, wie die Bundeswehr einen
Landkrieg gegen Russland im Jahr 2026 gewinnen kann bzw. welche Fähigkeiten
hierfür beschafft werden müssen (siehe IMI-Analyse 2017/44 [5]). Es folgte
daraufhin Thesenpapier II "Digitalisierung von Landoperationen" sowie
Nummer III "Rüstung digitalisierter Landstreitkräfte" [6], in dem noch
einmal lautstark für die Dringlichkeit der Anliegen geworben wurde: "Das
deutsche Heer bewährt sich seit mehr als zwanzig Jahren in
Auslandseinsätzen; um dies zu ermöglichen mussten jedoch Fähigkeiten
vernachlässigt oder aufgegeben werden. Die Ausstattung des Heeres und die
Fähigkeit zur Landes- und Bündnisverteidigung haben darunter gelitten.
[...] Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen und Rahmenbedingungen für
die Fähigkeitsentwicklung der Landstreitkräfte ist es erforderlich, ein
gemeinsames Gefühl für die Dringlichkeit der notwendigen Veränderungen zu
entwickeln, eine höhere Bereitschaft aufzubringen Risiken einzugehen und
diese zu managen sowie den Fokus klar auf das Schaffen von Fähigkeiten zu
richten. Alles andere hat sich dem unterzuordnen, denn nur so kann die
Wirkungsüberlegenheit deutscher Landstreitkräfte zurückgewonnen werden."

Ungeachtet aller Ambitionen, auch künftig "Hindukusch-Einsätze" durchführen
zu wolle, sieht auch Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen bei der
Aufrüstung gegen Russland aktuell den größten Handlungsbedarf, wie sie
unter anderem bei ihrer Rede auf der Bundeswehrtagung [7] am 14. Mai 2018
verdeutlichte: "Meine Damen und Herren, die anspruchsvollste Aufgabe der
Bundeswehr ist die Landes- und Bündnisverteidigung. Sie ist die Messlatte
für die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte. Und zugleich ist dies die
Aufgabe, die in den vergangenen 25 Jahren vernachlässigt wurde, um die
priorisierten Einsätze leisten zu können. Hier besteht der größte
Nachholbedarf!"

Anschließend führte die Ministerin aus, wo man der Auffassung ist, sich
gegen Russland rüsten zu müssen - kurz zusammengefasst: überall: "Was heißt
Landes- und Bündnisverteidigung in Zukunft? Lackmustest wird sein, ob und
wie wir uns auf die hybriden Bedrohungen einstellen. Die Truppe braucht
dafür ein verlässliches Gerüst, aus dem heraus sie handeln kann. Wir haben
die Muster vor Augen: Fake-news Kampagnen um Unruhe zu schüren; das
Einsickern von irregulären Kräften an den Rändern des Bündnisterritoriums;
Cyberattacken gegen kritische Infrastruktur, Regierungsnetzwerke und unsere
Bankensysteme; die Bedrohung durch Raketen jeglicher Reichweite und
Wirkung; Angriffe auf unsere Handelswege auf See; Einsatz von
Drohnenschwärmen gegen zivile Ziele; bis hin zur 'klassischen'
Verteidigungsoperation an der Landesgrenze. Auf all das müssen wir uns neu
ausrichten. Und zwar nicht nur in der Programmatik und durch das Verfassen
von Denkpapieren, sondern durch ganz konkrete Maßnahmen bei Personal und
Material, in der Ausbildung, mit unseren Partnern und ressortgemeinsam."


Randmeerkriegführung gegen Russland

Ein besonders anschauliches Beispiel, wie im KdB-Entwurf ein konkretes
Szenario für eine mögliche Konfrontation mit Russland ausgebreitet wird,
ist die "Randmeerkriegführung". Im Entwurf heißt es: "[Die] Befähigung zur
Randmeerkriegführung [...] bleibt unverändertes Ziel für die Ausgestaltung
der deutschen SeeSK. Im Rahmen der LV/BV spielen dabei der
Nordflankenraum der NATO und die Ostsee [...] zunehmend eine wichtige
Rolle." Vor allem sei es erforderlich, für die "Baltischen Staaten" falls
nötig eine "Nachversorgung über die Ostsee" sicherzustellen.

Um für derartige "Randmeerkriege" gerüstet zu sein, wurde bereits voriges
Jahr der Ankauf von fünf weiteren Korvetten der Klasse K130 beschlossen. Im
bundeswehr-journal [8] wurde dazu der Inspekteur der Marine, Vizeadmiral
Andreas Krause, zitiert, dies werde es künftig ermöglichen, sich "stärker
um den vernachlässigten Raum der Nordflanke zu kümmern." Wie konkret diese
Rüstungsbeschaffung auf Russland gemünzt ist, verdeutlicht das Aufgaben-
und Fähigkeitsprofil der K130, das in der jungen Welt [9] folgendermaßen
beschrieben wurde: "Korvetten sind kleiner und wendiger als etwa Fregatten.
Sie sind ideal für Einsätze in Küstengewässern und Binnenmeeren - für
Einsätze in der Ostsee zum Beispiel. Mit ihnen passt sich die Deutsche
Marine also zielgenau an die neue Feindbestimmung des deutschen
Establishments an."


Weitere Rüstungsprojekte

Zufrieden zog Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen bei ihrem
Auftritt auf der Bundeswehrtagung am 14. Mai 2018 eine Rüstungsbilanz ihrer
letzten Amtsperiode. Die "Trendwende Material" sei vollzogen, so seien 181
Schützenpanzer (Puma), 51 Radpanzer (Boxer), 28 Transporthubschrauber
(NH90), 31 Kampfhubschrauber (TIGER), 16 Transportflugzeuge (A400M) und
noch vieles weitere der Bundeswehr zugeführt worden. Für die kommende
Legislaturperiode stünde nun unter anderem die Auslieferung von 129
weiteren Boxern und von 15 Marinehubschraubern (SEA LION) an, so von der
Leyen.

Zudem verfasste das Verteidigungsministerium bereits eine Art Wunschzettel
mit weiteren 18 Großbestellungen bei der Rüstungsindustrie. Das
Handelsblatt [10], dem die Liste vorliegt, berichtete bereits von der
geplanten Anschaffung von u.a. sieben neuen Rettungshubschraubern und sechs
Hercules-Transportflugzeugen (Typ C130-J), die für schnelle
Truppenverlegungen nach Osteuropa eingesetzt werden könnten. Auch die
ukrainischen Transportflugzeuge vom Typ Antonov AN 124 könnten diesen Zweck
erfüllen (und sogar großes Gerät, z.B. Helikopter, transportieren), weshalb
der gesicherte Zugang zu diesen auch von 2019 bis 2021 weiterhin
vertraglich gesichert werden solle. Das ukrainisch-russische Joint Venture
SALIS ist für die Bereitstellung verantwortlich. Ob Russland der
Verlängerung des Vertrags zustimmen wird, ist allerdings fraglich. Die
Liste enthalte zudem einige Verbesserungen für den Schützenpanzer Puma,
einen Instandhaltungsvertrag für den Hubschrauber NH90, Radartechnologie
für den Kampfjet Eurofighter sowie neue Uniformen, so das Handelsblatt. Vor
dem Hintergrund einer Aufrüstung gegen Russland ist auch die mögliche
Anschaffung von 18 Raketenwerfern (MARS II) kritisch zu sehen.
Raketenwerfer sind ein typisches Instrumentarium für großangelegte,
konventionelle, klassische Kriege. Dies kann ebenso wie die geplante
Anschaffung von mehreren verlegbaren Gefechtsständen sowie 32 schweren
Sattelzugmaschinen für den Transport von Waffensystemen als
Drohgebärde in Richtung Russland verstanden werden.

Ungeachtet dieser umfassenden Liste stehen außerdem die ganz großen
Rüstungsprojekte, wie der Bau eines deutsch-französischen Kampfpanzers
("Leopard-3") oder das Kampfflugzeug ("Future Combat Air System") und die
Eurodrohne, die beide Länder (im Falle der Drohne zusammen mit Italien und
Spanien) entwickeln wollen, sogar erst noch an. Allein beim Kampfflugzeug
gehen Experten von einem Auftragsvolumen von mindestens 80 Milliarden Euro
aus (siehe IMI-Analyse 2018/10 [11]), kein Wunder also, dass sich die
Rüstungsindustrie aktuell die Hände reibt. So äußerte sich etwa Frank Haun,
Chef des deutschen Panzerbauers Krauss-Maffei-Wegmann, gegenüber dem
Handelsblatt [12] Ende April 2018 regelrecht euphorisch ob der
Zukunftsaussichten der Branche: "Wir hatten letztes Jahr den stärksten
Umsatz unserer Firmengeschichte, und wir werden mittelfristig
weiterwachsen. Wir haben alleine in Europa so altes Gerät im Einsatz, dass
man damit bald keine Soldaten mehr verantwortungsvoll in den Einsatz
schicken kann. Hier geht es um gepanzerte Systeme und Artillerie. Das sind
Megathemen, mit einem Gesamtvolumen in Europa von über einhundert
Milliarden Euro bis 2050."

Dies ist umso ärgerlicher vor dem Hintergrund des ständigen Klagens
darüber, dass nur ein Teil des Militärgeräts der Bundeswehr einsatzfähig
sei. Deshalb ist es - vorsichtig ausgedrückt - bemerkenswert, dass Geld für
teure Großanschaffungen, die neue Kostenexplosionen nach sich ziehen
werden, plötzlich verfügbar sein soll. Viele Systeme sind nicht
einsatzbereit, weil die Rüstungsindustrie diese in mangelhafter Qualität,
zu spät und teurer als ursprünglich veranschlagt ausliefert. Die
Rüstungsindustrie wird dafür nun durch die Vergabe neuer Großprojekte
belohnt und subventioniert, obwohl das Material aus vorigen Großprojekten
nicht einmal einsatzbereit ist. Einer der wenigen Artikel, der sich
kritisch hiermit auseinandersetzte, erschien auf Zeit Online [13]:
"Finanzielle Aufrüstung soll zu besserer Ausrüstung führen. Nur war das in
der vergangenen Legislaturperiode nicht immer der Fall. Obwohl die
Rüstungsausgaben (Gelder für die Erforschung und den Kauf neuer
Waffensysteme) stetig stiegen, blieben die Waffensysteme der Bundeswehr
teils in desolatem Zustand.


Schluck aus der Finanzpulle

Parallel zu den Forderungen nach immer neuen Rüstungsvorhaben nimmt die
Debatte um die deutschen Militärausgaben immer bizarrere Züge an. Nicht
enden wollende Artikelkolonnen lamentieren, die Bundeswehr sei in den
letzten Jahrzehnten auf verantwortungslose Weise kaputtgespart worden.
Exemplarisch warf der Tagesspiegel [14] Kanzlerin Angela Merkel kurz vor
Beginn der Haushaltsdebatte Mitte Mai 2018 eine "Führungsschwäche" vor, die
zur Folge habe, dass nicht genug in die Rüstung investiert und Deutschland
so zu einer "Möchtegern-Führungsmacht" werde: "In einem Bereich scheint die
Regierung von allen guten Geistern verlassen: der Verteidigungspolitik. Bis
2021 soll die Bundeswehr nur 5,5 Milliarden Euro mehr erhalten. Gebraucht
wird ein Vielfaches. Nicht irgendwann, sondern jetzt. [...] Allmählich
entsteht das Bild einer irrationalen Möchtegern-Führungsmacht. In der
Analyse, was nötig wäre, ist man sich einig. In der Praxis folgt - nichts."

Dass diese Jammerei jeglicher Grundlage entbehrt, scheint dabei niemanden
sonderlich zu stören, obwohl die Zahlen doch bekannt sein sollten: Der Etat
stieg von 23,8 Mrd. Euro (2000) auf etwa 38,5 Mrd. (2018) an und soll bis
2022 gemäß der Anfang Mai 2018 vom Kabinett beschlossenen Eckwerte bei 42,6
Mrd. landen (hinzu kommen allein 2022 noch 1,17 Mrd., die als
"Personalmittelverstärkung" in den Einzelplan 60 (Allgemeinen Haushalt)
verschoben wurden). Trotz dieser üppigen Erhöhungen kann das
Verteidigungsministerium den Hals ganz offensichtlich nicht voll genug
bekommen. Im Streit um noch größere Zuwächse ließ von der Leyen bei ihrer
Rede [15] auf der Bundeswehrtagung Mitte Mai 2018 eine Bombe platzen -
nicht wie von den USA gefordert 2 Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP)
sollten in den Militäretat fließen, 1,5 Prozent sollten es aber schon sein:
"Wir hatten den Tiefpunkt unserer Verteidigungsausgaben gemessen am BIP in
2015 mit 1,1%. Naes Jahr, 2019, werden wir voraussichtlich 1,3% erreichen.
Und zum NATO-Gipfel in Brüsel werden wir anzeigen, dass wir für 2025 einen
Anteil der Verteidigungsausgaben am BIP von 1,5% erreichen wollen."

Die Aussage ist aus mehreren Gründen bemerkenswert: Bisher handelte es sich
bei dem ominösen Zwei-Prozent-Ziel um eine nicht-bindende
Absichtserklärung, sich "in Richtung" dieser Zahl zu bewegen - vager lässt
sich eine solche Abmachung kaum formulieren, auch wenn in den Medien gerne
so getan wird, als hätte sich Deutschland hier konkret zu etwas
verpflichtet. Nun eine speziell auf Deutschland gemünzte konkrete Zahl
anzuzeigen, hätte einen deutlich höheren Verbindlichkeitsgrad, der es der
nächsten Bundesregierung sehr viel schwerer machen würde, dahinter
zurückzufallen.

Darüber hinaus stellt sich die Frage, inwieweit sich von der Leyen hier mit
wem abgesprochen hatte - mit der SPD jedenfalls nicht, zumindest legen das
die Reaktionen nahe. Allerdings scheint sich die Verteidigungsministerin
der Unterstützung der Kanzlerin zu erfreuen, zumindest betonte Angela
Merkel in der Haushaltsdebatte im Bundestag am 16. Mai 2018, sie fühle sich
weiter dem Zwei-Prozent-Ziel der NATO "verpflichtet". Deshalb seien höhere
Ausgaben erforderlich, schließlich gehe es dabei "nicht um Aufrüstung,
sondern um Ausrüstung." Auch die Antwort auf die Frage, gegen wen
"ausgerüstet" werden muss, blieb Merkel nicht schuldig: "Durch die
Ereignisse 2014" sei die "Landes- und Bündnisverteidigung wieder von
größerer Bedeutung." Vor allem auch im Cyberbereich müsse nachgelegt
werden: "Die Hybride Kriegsführung ist Teil der Militärdoktrin zum Beispiel
Russlands" so Merkel. "Und da sind die gut und da müssen wir natürlich
wehrhaft sein können, ansonsten werden wir keine Chance haben." Um dies zu
vermeiden sei es notwendig, in "viel größerer Breite Material und
Ausrüstung zur Verfügung zu stellen, um die zusätzlichen Aufgaben, die wir
heute haben, zu bewerkstelligen."

Schwer vorstellbar, dass Merkel angesichts derart markiger Sprüche die
Absicht hat, ihrer Verteidigungsministerin in die Parade zu fahren - zumal
einige in ihrer Partei ohnehin noch über von der Leyens Ideen hinausgehen
wollen. So forderte Unions-Fraktionsvize Johann Wadephul [16] bereits einen
Tag vor der Haushaltsdebatte sogar, die vom Verteidigungsministerium
geforderten 1,5 Prozent bereits im Jahr 2021 zu verwirklichen.

Gruselig ist das vor allem deshalb, weil sich Prozentzahlen im unteren
einstelligen Bereich zwar auf den ersten Blick harmlos ausnehmen mögen, sie
sich bei näherer Betrachtung aber als riesige Summen entpuppen, die dann
für andere Zwecke nicht mehr zur Verfügung stehen. Was die Aussagen von der
Leyens konkret bedeuten, beschreibt Spiegel Online [17] unter Berufung auf
interne Quellen mit folgenden Worten: "Die Steigerung, so von der Leyen,
sei absolut notwendig, schließlich müssten alle Verbündeten der Allianz
mehr leisten. Ihre Zielmarke ist hoch gesteckt. Internen Berechnungen
zufolge müssten die Verteidigungsausgaben zum Erreichen der
1,5-Prozent-Marke bis 2025 auf 62,5 Milliarden Euro steigen, etwa 58
Milliarden davon würden ihrem Haus zufließen, vier Milliarden gingen in
andere Ressorts."

Mit dem Entwurf der Konzeption der Bundeswehr und den anschließenden
Debatten um die Höhe des Rüstungsetats wurden weitere Weichen gestellt, um
mit Volldampf in einen Neuen Kalten Krieg mit Russland rauschen zu können.
Und das ist nicht nur friedenspolitisch eine Katastrophe, sondern es wird
die Bevölkerung auch buchstäblich teuer zu stehen kommen!
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2257: Inge Höger zum kommenden Parteitag der LINKEN


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Menschen
befähigen, für ihre eigenen Interessen zu kämpfen"

INGE HÖGER zum kommenden Parteitag der LINKEN und was die
Antikapitalistische Linke (AKL) da einbringen will

Interview von Manuel Kellner



Vom 8. bis 10. Juni findet in Leipzig die erste Tagung des
6. Parteitags der LINKEN statt. Dort wird darüber diskutiert, wie dem
Aufschwung der Rechten und den Erfolgen der AfD entgegengewirkt werden
kann. Dafür spielen Selbstverständnis und Profil der Partei eine
wichtige Rolle: Soll sie als "Partei wie die anderen" wahrgenommen
werden oder als politische Kraft, die außerparlamentarische Bewegung
vorantreibt, für die Interessen der Lohnabhängigen kämpft und den
Kapitalismus überwinden will?

Für die SoZ sprach Manuel Kellner mit INGE HÖGER, die
von 2005 bis 2017 Bundestagsabgeordnete war und heute stellvertretende
Landessprecherin der Partei DIE LINKE in NRW ist.


SoZ: Was sind im Vorfeld des kommenden Parteitags die
wichtigsten Debatten und Kontroversen in der LINKEN?

Inge Höger: Die Partei diskutiert über mögliche Antworten auf
die Rechtsentwicklung in der Gesellschaft und die Erfolge der AfD. Es
geht darum, wie wir dem eine Alternative entgegensetzen und uns in
Betrieben, Stadtteilen und sozialen Bewegungen besser verankern.
Kontrovers ist, ob wir die Rhetorik der AfD in Teilen übernehmen und
unsere programmatischen Äußerungen zur Migration aufweichen sollen.

Die Mehrheit in der Partei steht zum Erfurter Programm und fordert die
Wiederherstellung des Grundrechts auf Asyl, will soziale und
politische Teilhabe für alle in Deutschland lebenden Menschen. DIE
LINKE lehnt die Abschottungspolitik der EU ab und ist gegen
Sammellager und Abschiebungen. Denn die Grenzen verlaufen nicht
zwischen Menschen aus verschiedenen Ländern, sondern zwischen oben und
unten, zwischen Arbeiterklasse und Kapitalistenklasse.

Damit sind wir auch schon beim nächsten wichtigen Thema des
Parteitags: Wie halten wir es mit der Arbeiterklasse? Sind wir eine
Partei der Arbeiterklasse mit dem Ziel der Überwindung des
Kapitalismus für einen demokratischen Sozialismus oder sind wir eine
"Volkspartei", die nur ein wenig besser regieren möchte als andere
Parteien?


SoZ: Nach wie vor macht die Initiative von Sahra
Wagenknecht und Oskar Lafontaine für eine linke Sammlungsbewegung nach
dem Vorbild von France Insoumise von Mélenchon in der Öffentlichkeit
viel Wirbel. Dieser Ansatz fand kaum Resonanz, wird trotzdem noch
darüber gestritten?

Inge Höger: Es ist wohl so, dass diese Initiative in der Partei
kaum Resonanz findet. Trotzdem wird sie leider von Sahra Wagenknecht
und Oskar Lafontaine immer wieder über die Medien in die
Öffentlichkeit getragen, statt in den Parteigremien darüber zu
diskutieren. Diese Debatte lähmt - wie wir einem Aufruf von
25 Bundestagsabgeordneten entnehmen konnten - auch die Arbeit der
Bundestagsfraktion, da eine Vielzahl ungeklärter Konflikte und
Probleme nicht offen diskutiert werden. Deshalb ist es meiner Meinung
nach wichtig, dass der Parteitag ein klares Signal setzt, wie sich die
Partei in Zukunft aufstellen will. Wir brauchen keine
Sammlungsbewegung hinter einigen Promis, sondern eine breite
Verankerung der LINKEN sowohl unter Lohnabhängigen und Erwerbslosen
wie auch unter Jugendlichen und Studierenden.


SoZ: Traditionell wird die "Parteirechte" mit dem Streben
nach Regierungsbeteiligung in Juniorpartnerschaft mit SPD und Grünen
identifiziert. Nach den letzten Bundestagswahlen scheint das, auf
Bundesebene zumindest, passé, wie auch Dietmar Bartsch öffentlich
eingeräumt hat. Bleibt die Kontroverse trotzdem aktuell?

Inge Höger: Auch wenn es nach den letzten Bundestagswahlen
keine Mehrheit für ein Rot-Rosa-Grünes Projekt gibt, ist das Streben
nach Regierungsbeteiligung von Teilen der Partei ja nicht der
Erkenntnis gewichen, dass dadurch keine gesellschaftlichen
Veränderungen möglich sind. Es gibt auf Landesebene weiterhin
Regierungsbeteiligungen in Brandenburg und Berlin und einen linken
Ministerpräsidenten in Thüringen.

Und wir müssen leider feststellen, dass in diesen Bundesländern
Flüchtlinge abgeschoben werden und es nur wenige Verbesserungen für
die Mehrheit der Erwerbslosen und abhängig Beschäftigten gibt. Deshalb
muss die Bilanz bisheriger Regierungsbeteiligungen unbedingt
diskutiert und ausgewertet werden. Daraus sind dann auch
Schlussfolgerungen für die politische Ausrichtung zu ziehen.


SoZ: Wie sieht denn die Antwort der Parteilinken auf die
Herausforderung aus, dass bislang die AfD am meisten vom
wahlpolitischen Abschwung der etablierten Parteien profitiert? Was
sollte DIE LINKE aus deiner Sicht tun, um vor allem die Krise der SPD
besser zu nutzen?

Inge Höger: Die Wahlergebnisse der LINKEN bei den letzten
Bundestagswahlen weisen sehr unterschiedliche Entwicklungen auf. In
Ostdeutschland hat die LINKE besonders viele Stimmen, auch an die AfD,
verloren, weil sie durch Regierungsbeteiligungen oder durch die
Ausrichtung der Partei aufs Mitregieren eher als Teil des
Establishments und nicht als Opposition zum neoliberalen Einheitsbrei
wahrgenommen wird. Dagegen konnte die AfD leider als Protestpartei
Stimmen gewinnen.

In Westdeutschland ist die Entwicklung genau entgegengesetzt. DIE
LINKE hat fast überall Stimmen gewonnen. Und sie gewinnt immer mehr
neue Mitglieder, die es wichtig finden, der AfD und der
Rechtsentwicklung im Land etwas entgegenzusetzen.

Wir müssen deshalb als Partei auf den Aufbau von Gegenmacht gegen die
Reichen und Konzerne, gegen den Kapitalismus orientieren. DIE LINKE
muss verstärkt in Betrieben und Stadtteilen, in Gewerkschaften und in
sozialen Bewegungen wie der Friedensbewegung mit den Menschen
diskutieren und mit ihnen gemeinsam für gesellschaftliche
Veränderungen kämpfen. Frieden und soziale Gerechtigkeit bleiben die
Hauptthemen, aber der sozialökologische Umbau wird immer wichtiger.


SoZ: Die AKL bereitet unter anderem einen Antrag "für
eine moderne, weltoffene Migrationspoilitik" vor. Was sind da die
wichtigsten Punkte und warum haltet ihr es für nötig, auf diesem
Gebiet einen eigenen Antrag zu stellen?

Inge Höger: DIE LINKE formuliert in ihrem Programm zum Thema
Migration eigentlich eine klare Position für gleiche soziale und
politische Rechte für alle in Deutschland lebenden Menschen. Trotzdem
gibt es in der Partei immer wieder Diskussionen darüber.

Wir wollen deshalb mit unserem Antrag noch einmal klarstellen, dass
wir uns für Menschen einsetzen, die vor Kriegen, den Folgen des
Freihandels oder des Klimawandels fliehen und gemeinsam mit ihnen für
eine bessere Welt kämpfen wollen. Wir fordern deshalb in unserem
Antrag die Abschaffung aller Beschränkungen, die Menschen den
Aufenthalt in Deutschland erschweren oder gar verunmöglichen. Wir
fordern einen Abschiebestopp, die Erleichterung von Einbürgerung und
die Möglichkeit mehrfacher Staatsbürgerschaft. Und natürlich das
Wahlrecht auf allen Ebenen.

Wir kämpfen mit allen für ein solidarisches und bedarfsorientiertes
Weltwirtschaftssystem, das die Bedürfnisse der Menschen in den
Mittelpunkt stellt. Und natürlich bekämpfen wir Fluchtursachen in Form
von Kriegen und Waffenexporten und der Ausbeutung des globalen Südens
durch die Industrienationen.


SoZ: DIE LINKE hat neue, oft jüngere Mitglieder gewonnen
und beteiligt sich an einer Reihe außerparlamentarischer Aktivitäten.
Trotzdem erweckt sie den Eindruck der Anpassung an die etablierten
politischen Sitten - mit der Verselbständigung der Führung der
Bundestagsfraktion gegenüber der Partei, mit einer wachsenden Zahl von
Mandatsträgerinnen, Amtsinhabern und bezahlten Referentinnen als
Delegierten auf Parteitagen usw. Wie kann dieser Trend gestoppt bzw.
umgekehrt werden?

Inge Höger: DIE LINKE gewinnt zur Zeit viele neue Mitglieder,
nicht nur, aber gerade auch in NRW. Viele alte und neue Mitglieder
beteiligen sich an außerparlamentarischen Kämpfen und Aktivitäten. Das
ist die eine Seite der Partei. Auf der anderen Seite beschreibst du zu
Recht eine Verselbständigung der Fraktionen gegenüber der Partei. Es
ist deshalb wichtig, die Partei durch Beschlüsse auf Parteitagen und
durch Diskussionen über unsere politischen Ziele zu orientieren.

Eine Partei, die nicht radikal den Kapitalismus überwinden, sondern in
Parlamenten und Regierungen mitgestalten will, die kann so
weitermachen wie bisher. Sie macht sich damit aber überflüssig. Eine
zweite SPD braucht kein Mensch. Wenn wir aber das Ziel von
gesellschaftlicher Gegenmacht und der Abschaffung des Kapitalismus
haben, müssen sich Fraktionen diesen Zielen unterordnen.

Die Partei muss auf der Grundlage der Wahlprogramme und des
Parteiprogramms die Linie vorgeben. Um einer Verselbständigung
entgegenzutreten, sind Begrenzungen von Mandatszeiten mit all ihren
Privilegien notwendig. Außerdem brauchen wir eine klare Trennung von
Parteiämtern und Parlamentsmandaten. DIE LINKE muss weg von einer
Stellvertreterpolitik in Parlamenten hin zu einer Partei, die Menschen
begeistert und vor allem befähigt, sich für ihre eigenen Interessen
einzusetzen und zu kämpfen.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5, 33. Jg., Mai 2018, S. 5

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln
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GEWERKSCHAFT/202: Madsack/DuMont - ver.di befürchtet Verlust der Meinungsvielfalt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
23. Mai 2018

Madsack/DuMont: ver.di befürchtet Verlust der Meinungsvielfalt und
warnt vor Entlassungen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) befürchtet nach
der Ankündigung der Bündelung der überregionalen Berichterstattung durch
die Medien-Gruppen Madsack und DuMont den Verlust von
Meinungsvielfalt und Arbeitsplätzen im Zeitungsjournalismus. "Wer auf
sinkende Auflagen mit der Einschränkung journalistischer Vielfalt
reagiert, ist auf dem falschen Weg", kritisierte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Frank Werneke. "Die betroffenen
Redaktionen können sich unserer Unterstützung bewusst sein, und auf
keinen Fall darf es zu Entlassungen von Redakteurinnen und
Redakteuren kommen."

In den vergangenen Jahren hat die Medienkonzentration immer weiter
zugenommen. "Der Verlust von Presse- und Meinungsvielfalt erfüllt uns
mit großer Sorge, denn Vielfalt ist eine der Voraussetzungen für die
Pressefreiheit", so Werneke weiter. "Die Zahl der Landkreise, in
denen es nur eine Tageszeitung gibt, steigt kontinuierlich an. Zudem
haben immer mehr Tageszeitungen denselben Mantelteil. Wer Abo-Zahlen
steigern will, sollte nicht auf Einheitsbrei setzen, sondern auf
Differenzierung und eine Vielfalt von Perspektiven in der
journalistischen Berichterstattung."

Zum 1. Oktober 2018 werden die überregionalen Teile Politik und
Wirtschaft der Abo- und Boulevard-Titel von DuMont über das zur
Madsack-Mediengruppe gehörende Redaktionsnetzwerk Deutschland (RND)
geliefert. Dafür wird in Berlin ein gemeinsames Unternehmen, die RND
Berlin, gegründet, an dem Madsack 75 Prozent und DuMont 25 Prozent
hält. Der Sitz wird in den Räumen des alten RND im Haus der
Bundespressekonferenz sein und nicht in den Räumen des Berliner
Verlags, wo sich die DuMont-Redaktionsgemeinschaft bislang befindet.
Betroffen sind die Mantelredaktionen des Kölner Stadtanzeigers, des
Kölner Express', der Mitteldeutschen Zeitung, der Berliner Zeitung,
des Berliner Kuriers und der Hamburger Morgenpost.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 23.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/910: Neue Ausgabe der Helmholtz Perspektiven (idw)


Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren - 22.05.2018

Neue Ausgabe der Helmholtz Perspektiven

Wenn das Summen leiser wird: Warum das Insektensterben fatale Folgen für
uns alle hat



Gärten ohne Insekten sowie Bürger, die ehrenamtlich Wissenschaft
betreiben, ein Gewächshaus im ewigen Eis und ein Besuch im Paradies der
Ozeanforscher - diese und weitere Themen erwarten Sie in der neuen Ausgabe
der Helmholtz Perspektiven.

Wenn das Summen leiser wird

Hat es sich bald ausgesummt in unseren Gärten? Neueste Studien sind
alarmierend: Seit Anfang der 1990er Jahre nahm die Gesamtmasse der
Insekten im manchen Regionen Deutschlands um rund 75 Prozent ab. Doch
welche Folgen könnte diese Entwicklung für uns alle haben? Und wie kann
man den Sechsbeinern helfen? Das erfahren Sie in unserer Titelgeschichte
der aktuellen Ausgabe der Helmholtz Perspektiven. Zudem erklärt der
Generaldirektor des Berliner Museums für Naturkunde, Johannes Vogel, warum
wir diesen Weckruf unbedingt ernst nehmen sollten und welche Rolle Citizen
Scientists, also Bürgerwissenschaftler, für die Forschung der Zukunft
spielen.

Weitere Themen in der neuen Ausgabe:

• Frischer Salat in der Antarktis

In einer Forschungsstation im ewigen Eis wächst seit Kurzem frisches Obst
und Gemüse. Das Projekt Eden-ISS könnte zum Vorbild werden: Weltweit
gedeihen Konzepte für autarke Gewächshäuser, die zu Hochhäusern getürmt in
den Metropolen dieser Welt stehen könnten. Oder schon bald auf Mond und
Mars.

• Im Paradies der Ozeanforscher

Björn Fiedler und seine Familie tauschten ihre Heimat Kiel ein halbes Jahr
lang gegen die Kapverdischen Inseln ein. Hier arbeitete der Ozeanchemiker
am neuen Ocean Science Centre Mindelo. Wie die Familie Weihnachten am
Strand erlebte und warum er Wirbel in den Weltmeeren erforscht, erzählt
der Wissenschaftler in unserer Rubrik JWD.

• Blickwinkel: Brauchen wir eine Frauenquote in der
Spitzenforschung?

Frauen sind ganz oben auf der wissenschaftlichen Karriereleiter deutlich
unterrepräsentiert. Sollte es also eine verbindliche Quote in der
Spitzenforschung geben? Darüber diskutieren die Generalsekretärin der
Deutschen Forschungsgemeinschaft Dorothee Dzwonnek und Simone Raatz vom
Helmholtz-Institut Freiberg für Ressourcentechnologie in unserer Rubrik
Blickwinkel.

• Porträt: Der Mann für Grenzbereiche

Der Dresdner Physiker Ulrich Schramm gilt als einer der Wegbereiter in der
Entwicklung von unkonventionellen Teilchenbeschleunigern. In unserem
Porträt erzählt er, warum er die Begeisterung für die Physik schon von
Kindesbeinen an spürte und wie er täglich vom Verwalter zum Entdecker
wird.

Diese und viele weitere spannende Themen erwarten Sie in der neuen Ausgabe
der Helmholtz Perspektiven - dem Forschungsmagazin der
Helmholtz-Gemeinschaft. Das Magazin erscheint viermal jährlich und kann
unter folgendem Link kostenfrei abonniert werden:

www.helmholtz.de/perspektiven/



Die Helmholtz-Gemeinschaft leistet Beiträge zur Lösung großer und
drängender Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft durch
wissenschaftliche Spitzenleistungen in sechs Forschungsbereichen: Energie,
Erde und Umwelt, Gesundheit, Schlüsseltechnologien, Materie sowie
Luftfahrt, Raumfahrt und Verkehr. Die Helmholtz-Gemeinschaft ist mit rund
39.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 18 Forschungszentren und einem
Jahresbudget von mehr als vier Milliarden Euro die größte
Wissenschaftsorganisation Deutschlands. Ihre Arbeit steht in der Tradition
des großen Naturforschers Hermann von Helmholtz (1821-1894).

www.helmholtz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution422

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, 

Annette Doerfel, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DOKUMENTATION/1486: WDR - A1, die Unvollendete, 25.+27.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

A1 - Die Unvollendete

Film von Clemens Gersch und Michael Wieseler

25.05.2018, 20.15 - 21.00 Uhr | WDR Fernsehen

Wiederholung: So 13.14 Uhr



Man kann viel Gutes über die A1 sagen - ohne zu flunkern oder zu
übertreiben. Macht aber keiner! Für die meisten ist die Autobahn mit
der knackigen Nummer 1 einfach nur ein langes Ärgernis. Und das im
doppelten Sinne von "lang": Denn mit gut 250 Kilometern ist die A1 die
Längste ihrer Art in Nordrhein-Westfalen. Und außerdem wird an ihr
seit Jahrzehnten gebaut - doch sie ist immer noch unvollendet und hört
in der Eifel einfach auf: Letzte Ausfahrt Blankenheim! Und ihre vielen
Baustellen werden auch dieses Jahr wieder tausenden Pfingsturlaubern
den letzten Nerv rauben.

Aber ohne ihre A1 - liefe nichts durch NRW und die Menschen brauchen
sie. Die Autobahn ist nicht nur wichtigste Nord-Süd-Verbindung im Land
sondern auch Lebensraum. Und für manche bedeutet sie sogar noch mehr:
Höhenflug oder Inspiration, Idyll oder Geldquelle. Oder schlicht ein
süßes Geheimnis.

In der 45-minütigen Dokumentation "A1 - Die Unvollendete" folgen die
Autoren Clemens Gersch und Michael Wieseler dem Autobahnverlauf von
Nord nach Süd. Dabei begegnen ihnen: Anwohner im Glück und
Harley-Fahrer bei Gott, eine Brücke nur für Tiere (zusätzlich zu der
bekannteren Brücke nur für PKW...), die schönste halbe Raststätte des
Universums, sowie das Kunstwerk, das deutschlandweit die meisten
Blicke anzieht. Es kommt der Brückenreparierer von Leverkusen zu Wort
und der Blitzerpfleger von Burscheid; die Reiterin im Münsterland und
die Wildbiologin in der Eifel. Und über allem schwebt der bisweilen
bissige Kommentar von A1-Vielfahrer und Kabarettist Dieter Nuhr.

Zudem erinnern schwarz-weiße Archivschätzchen im Film an die
jahrzehntelange Bauzeit einer Autobahn, deren letztes großes Teilstück
vor genau 50 Jahren eröffnet wurde. Damit wurde damals einem Bauern
Grund zur Klage gegeben, der Bundeswehr Grund zu fliegen und einem
Polizisten im Porsche Grund für einen urkomischen ernsten Rapport.

All dies machte die A1 zur wichtigsten Autobahn im Westen - länger,
moderner, aber auch kaputter als alle anderen. Sie verbindet das ganze
Land.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 22. Mai 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DOKUMENTATION/1485: BR/ARTE/ORF - Zukunftsstudie "Homo Digitalis", 24.5.-17.6.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Zukunftsstudie "Homo Digitalis"

Organe aus dem 3-D-Drucker - für viele Deutsche kein Problem

Im BR Fernsehen wird die Dokumentation in der Nacht von 24. auf 25.
Mai 2018 um 0.05 Uhr ausgestrahlt, auf ARTE am 29. Mai 2018 um 22.10
Uhr, auf ORF 2 am 17. Juni 2018 um 23.05 Uhr in der Sendeleiste
"dokFilm"



Organe aus dem 3-D-Drucker, permanenter Körperscan oder Zellreparatur
per Nanobots - viele Deutsche stehen diesen Zukunftsszenarien der
Gesundheitsindustrie offen gegenüber. Das zeigen neue Ergebnisse der
internationalen Studie zum Zukunftsprojekt "Homo Digitalis" von BR,
ARTE und dem Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und
Organisation IAO, die damit nun komplett ausgewertet ist.

Über 22.000 Teilnehmer aus Deutschland und Frankreich hatten dabei
zwischen Herbst 2017 und Februar 2018 ihre Haltung gegenüber neuen
Technologien aus den verschiedensten Bereichen getestet. Alle
Ergebnisse der Studie werden in der abschließenden TV-Dokumentation
"Homo Digitalis" präsentiert. Diese kann ab sofort auf
www.homodigitalis.tv abgerufen werden.

Das Warten auf ein Spenderorgan könnte in Zukunft obsolet werden,
stattdessen werden benötigte Organe ganz einfach im 3-D-Drucker
hergestellt: Laut der Zukunftsstudie hätte eine große Mehrheit der
befragten Deutschen (70 Prozent) damit kein Problem. Auch der
permanente Körperscan, bei dem Bluthochdruck, Puls und Hormonhaushalt
gemessen werden und direkt Auskunft über den aktuellen
Gesundheitsstatus gegeben wird, stößt bei mehr als der Hälfte der
Befragten auf Akzeptanz, ähnlich sieht es bei Nanobots aus:
Mini-Roboter, die in menschliche Adern eingebracht werden, um dort
Zellen zu reparieren.

Was macht die digitale Revolution mit unserem Leben? Werden wir
irgendwann ohne Computer nicht mehr denken können? Findne wir
virtuellen Sex dann besser als echten? Werden wir uns selbst zu
Cyborgs machen? Und ist uns eigentlich klar, was das heißt?

Selbst-Optimierung per Chip im Gehirn für jeden Dritten denkbar
Zurückhaltender zeigen sich die Befragten dagegen bei den Punkten
DNA-Hacking und Chips im Gehirn. Dennoch würde immerhin jeder Dritte
von der Möglichkeit Gebrauch machen, sein Erbgut am Computer zu
verändern oder durch ein Gehirn-"Upgrade" Konzentration, Kreativität
oder Intelligenz zu verbessern. Bei den weiblichen Befragten ließ sich
allgemein mehr Zurückhaltung für sämtliche technologischen
Optimierungen des eigenen Körpers feststellen. Mit steigendem Alter
der Befragten nimmt zudem die Zustimmung zu Organen aus dem
3-D-Drucker ab: In der Altersgruppe über 60 Jahren wären nur noch
knapp 50 Prozent mit dieser Technologie einverstanden.


193 Minuten durchschnittliche Handynutzung pro Tag - unter
25-Jährige weit vorn

Die höhere Aufgeschlossenheit gegenüber Zukunftstechnologie in der
jüngeren Zielgruppe ist nicht verwunderlich, gehört doch mit dem
Mobiltelefon ein allwissender Mini-Computer in jede Tasche. Wie aus
der Studie ebenfalls hervorgeht, nutzen die Deutschen ihr Handy
durchschnittlich 193 Minuten am Tag, also mehr als drei Stunden. Dabei
gibt es jedoch erhebliche Unterschiede zwischen den Altersgruppen:
Während die über 60-Jährigen weniger als zwei Stunden täglich mit dem
Smartphone verbringen, liegt der Wert bei den unter 25-Jährigen mit
knapp vier Stunden nahezu doppelt so hoch. Entsprechend geben auch
etwa die Hälfte der Teilnehmer an, der Verlust des Handys wäre schlimm
bis unerträglich für sie. Nur etwa 12 Prozent fühlen sich vom
Smartphone gestresst - und das, obwohl es ständig an ihrer Seite ist,
bei 72 Prozent der befragten Deutschen sogar nachts, wenn sie
schlafen. Grundsätzlich zeigen sich die Teilnehmer auch in den etwas
intimeren Bereichen des Lebens aufgeschlossen: Fast jeder dritte
Befragte könnte sich vorstellen, einmal Sex mit einem Roboter zu
haben.

Neben Fragen zur digitalen Selbstoptimierung und dem Verhältnis zum
Smartphone hatte die Studie auch die Einstellung zu neuen Technologien
in anderen Bereichen erforscht - etwa im Job. Ein bereits im Januar
2018 veröffentlichtes Teilergebnis zeigte dabei: Eine überwältigende
Mehrheit der Deutschen (90 Prozent) möchte sich in der Arbeitswelt
nicht von Maschinen ersetzen lassen, sondern Roboter höchstens
unterstützend für körperlich schwere Arbeiten oder repetitive
Tätigkeiten einsetzen.


Studie als Teil eines internationalen Webprojekts

Die Zukunftsstudie ist Teil eines internationalen Webprojekts, zu dem
auch eine siebenteilige Webserie gehört. Gemeinsam mit Experten aus
den USA, Großbritannien oder Japan geht Moderatorin Helen Fares in den
einzelnen Folgen der Frage nach, wie künstliche Intelligenz, Chips im
Gehirn oder digitale Freunde unser Leben verändern können. Ziel des
Projekts "Homo Digitalis" war es, mit Webserie und Zukunftstest die
Nutzer zum Nachdenken über den Umgang mit Zukunftstechnologien zu
bringen. Alle Ergebnisse sind ab sofort unter www.homodigitalis.tv
abrufbar.


Begleitende TV-Dokumentation in der BR Mediathek, im BR
Fernsehen und auf ARTE

Ab sofort ist in der BR Mediathek (www.homodigitalis.tv) auch die
TV-Dokumentation "Homo Digitalis" abrufbar, die die Episoden der
Webserie mit den abschließenden Studienergebnissen verknüpft.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 22. Mai 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk

Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle
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REPORTAGE/500: WDR - Die Unperfekten, 24.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Unperfekten

Ein Film von Birgit Quastenberg
Menschen hautnah
Donnerstag, 24.05.2018, 22.40 - 23.25 Uhr, WDR Fernsehen



Saskia, Pia und Kevin - normalerweise lernen sich junge Menschen
zwischen 15 und 20 Jahren auf Partys, in Clubs oder auf Festivals
kennen. Bei ihnen war es das Krankenhaus. Drei junge Menschen, deren
Körper und Seelen schon früh durch Krankheit und Unfall verletzt
wurden. Die nicht mehr perfekt sind - in Zeiten, in denen auf Facebook
und Instagram mit Millionen Selfies der perfekte Körper gefeiert wird.
Aber Saskia, Pia und Kevin wollen sich nicht mehr verstecken.

"Warum soll ich mein Leben einschränken, warum soll ich mich
verstecken und zurückziehen, nur weil ich Narben habe, und nur, weil
es manchen Menschen nicht passen könnte?" Saskias Bauch ist voller
Narben. Ihr Schicksal: eine chronische Darmerkrankung. Als sie 16 war,
musste der Dickdarm entfernt werden. Doch der künstliche Darmausgang
funktionierte nicht und es folgten zwölf weitere Operationen. Ihre
Jugend verpasste sie im Krankenhaus: keine Partys, keine
Festivalbesuche, kein Zelten am See. Stattdessen Infusionen und Wasser
in der Lunge. Sie verlor ihren Ausbildungsplatz, ihren Freund und
stand mit 20 Jahren vor dem Nichts. Lange Zeit hat sie ihre Narben
versteckt, aber dann hat der Gedanke gesiegt, dass auch ein
unperfekter Körper schön sein kann und Würde ausstrahlt. Dass die
Narben (auch) eine Geschichte erzählen, von einem Kampf, den sie
überstanden hat. Sie hat das Fotoprojekt "grenzenlos" ins Leben
gerufen, um anderen Betroffenen Mut zu machen. Ihre Freunde Pia und
Kevin machen bei den Shootings mit.

Saskia (23) und Pia (20) haben sich lange Zeit ein Zimmer im
Krankenhaus geteilt. Auch Pia hat keinen Dickdarm mehr. Dazu kommt
noch eine sehr seltene Autoimmunerkrankung der Leber. Im Rucksack, den
sie immer bei sich tragen muss, steckt die künstliche Ernährung, die
sie zum Überleben braucht.

Ihr Traum, das durch die Krankheit verpasste Abitur nachzuholen, liegt
in weiter Ferne. Sie leidet unter dem Fatigue Syndrom, einem Zustand
permanenter Erschöpfung. Die meiste Zeit ihres jungen Lebens verbringt
sie im Bett - sie verschläft ihr Leben. Aber an Tagen, an denen es ihr
gut geht, wagt sie alles.

Kevin hat von den Eltern sein Faible für Motorräder geerbt. Er war
gerade 19, als er frontal mit einem Auto zusammen stieß. Er selber
kann sich an den Tag des Unfalls nicht mehr erinnern, er ist komplett
ausradiert. Seitdem Unglück ist sein linker Arm gelähmt und sein
Rücken voller Narben. Er war ursprünglich Linkshänder und musste nun
mit rechts alles neu lernen. In seinem alten Beruf als Metzger kann er
nicht mehr arbeiten.

Auf seinem gelähmten Arm hat er das Datum des Unfalls tätowiert. Auf
seinem Rücken einen Flügel und das Wort Freiheit, die das
Motorradfahren nach wie vor für ihn bedeutet. Sein Traum: wieder
Motorrad fahren.

Ein halbes Jahr lang begleiten wir Saskia, Pia und Kevin:

Wie schwer fällt es ihnen, sich selbst und ihre Träume einfach
auszuprobieren?

Wie unbeschwert kann ihr Leben sein - in einer Welt, in der nur das
Perfekte geliked wird?

 * 

Quelle:

Programmtip vom 18. Mai 2018
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FEATURE/1028: Deutschlandfunk - Die Donau Resonanz, 25.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Donau Resonanz

Von Martin Engler
rbb/Deutschlandfunk 2018
Das Feature
Freitag, 25. Mai 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Vom versickernden Rinnsal bis zum horizontweiten Delta nimmt die Donau
vielfältigste Formen an und durchfließt dabei zehn Länder. Bis heute
eine der wichtigsten Handelsrouten, verbindet sie unterschiedliche
Kulturkreise und war im Laufe der Geschichte immer wieder Zeugin
kriegerischer Auseinandersetzungen. Inzwischen ist die Donau Teil des
vereinten Europa und wurde, nicht zuletzt durch ihre besondere
Fließrichtung von West nach Ost, zu einem Sinnbild der
EU-Osterweiterung. Im Rahmen des Kunstprojekts "Brückenschlag -
Donauschöpfung" soll an einem Sommertag die Donau durch eine
gemeinsame, länderübergreifende Handlung für einen Augenblick in ihrer
Gesamtheit erfasst werden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2570: Deutschlandfunk Kultur - Zweites Wartburgkonzert mit Viviane Chassot, 24.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 15.5.2018

"Ausgequetscht!" 

Viviane Chassot bringt die Burg mit dem Akkordeon zum Klingen

Donnerstag, 24. Mai, ab 20.03 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Echo-Preisträgerin Viviane Chassot gestaltet das zweite

Wartburgkonzert des Jahres 2018.

Die Schweizerin gilt aktuell als der Akkordeon-Star in Europa und
präsentiert am 19. Mai um 19.30 Uhr mit befreundeten Musikerinnen und
Musikern Werke von Mozart, Dvorák, Bartók und Piazolli. Das Konzert im
Palais der Wartburg wird aufgezeichnet und ist am 24. Mai ab 20.03 Uhr
im bundesweiten Programm von Deutschlandfunk Kultur zu hören.

Mit ihren Interpretationen auf dem Akkordeon setzt Viviane Chassot
immer wieder neue Maßstäbe. Sie tritt als Solistin und Kammermusikerin
weltweit in renommierten Konzerthäusern wie der Philharmonie Berlin,
dem Gewandhaus Leipzig, dem Guggenheim Museum New York, der Wigmore
Hall London, dem Konzerthaus Wien oder der Tonhalle Zürich auf.
Chassot arbeitete bereits mit Dirigenten wie Sir Simon Rattle, David
Zinman, Riccardo Chailly und Heinz Holliger zusammen und ist
wiederholt Gast bei internationalen Festivals.

Die von Deutschlandfunk Kultur zusammen mit der Wartburgstiftung
veranstalteten Wartburgkonzerte gehören nicht nur zu den
renommiertesten Radio-Konzertreihen der Welt, in Deutschland sind sie
auch die älteste. Seit 60 Jahren sind sie eine Institution in der
deutschen Radio- und Konzertlandschaft. Das erste Konzert wurde 1958
vom Deutschlandsender (DDR) ausgerichtet. Alle Konzerte werden
aufgezeichnet und sind im Programm von Deutschlandfunk Kultur zu
hören.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2569: Deutschlandfunk - Der Schweizer Pianist Colin Vallon, 24.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Ästhetik der Wiederholung

Porträt des Schweizer Pianisten Colin Vallon

Von Karl Lippegaus

JazzFacts

Donnerstag, 24. Mai 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Unter den vielen Klaviertrios im heutigen Jazz hat sich die Gruppe um
den Pianisten Colin Vallon ein besonderes Terrain geschaffen. Statt
die eigene Virtuosität ins Zentrum zu rücken, arbeitete der Schweizer
Künstler beharrlich an der Entwicklung von Rahmenbedingungen, um das
Improvisieren im Trioformat neu zu stimulieren. Dieser keineswegs im
Verborgenen, sondern vor Publikum bei vielen Auftritten entwickelte
kollektiv geprägte Jazz lebt stark von einem in jeder Musik wichtigen
Element, nämlich der Wiederholung. Das klug und sensibel eingesetzte
Repetieren einzelner Töne, Melodiefragmente und rhythmischer Motive
hat das Colin Vallon Trio zu einer hohen Vortragskunst entwickelt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 15. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1570: WDR 5 - Dealer, Drogen, dunkle Ecken. Sind die Städte machtlos? 24.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Dealer, Drogen, dunkle Ecken: Sind die Städte machtlos?

WDR 5 Stadtgespräch

Moderation: Judith Schulte-Loh und Friederike Müllender

Donnerstag, 24. Mai 2018, 20.05 - 21.00 Uhr



Sie liegen nur wenig entfernt von Geschäftszentren und Wohnvierteln:
die Schmuddelecken der Großstädte. Hier wird gedealt, getrunken und
aggressiv gebettelt - unter den Augen der Öffentlichkeit. Sind Polizei
und Ordnungsämter machtlos gegen Drogenhändler und Kleinkriminelle?
Was kann man gegen Angst-Räume unternehmen? Helfen mehr Polizeipräsenz
und flächendeckende Videoüberwachung? Oder verdrängen sie die Szene
nur ins nächste Stadtviertel? Was tun mit den vielen unterirdischen
Passagen und Unterführungen, die in den 70er-Jahren für die
"autogerechte Stadt" gebaut wurden?

Darüber diskutieren mit den Zuschauerinnen und Zuschauern auf dem
Kölner Ebertplatz und live auf WDR 5:

- Harald Rau, Sozialdezernent der Stadt Köln

- NN, Kriminalpolizei Köln

- Vertreter von Anwohnerinitiativen

Moderation: Judith Schulte-Loh und Friederike Müllender

Termin: Donnerstag, 24. Mai 2018, 20.05 - 21.00 Uhr

Ort: Köln, Ebertplatz

Redaktion: Annette Kling und Lothar Lenz

Die Diskussion wird live auf WDR 5 übertragen - in Köln auf UKW 88,0
Mhz

 * 

Quelle:

Programmtip vom 18. Mai 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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DER FILM/382: Oldenburg - Filmforum "Marie Curie, der Frau mit zwei Nobelpreisen!" am 31.05.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Filmforum - Do., 31.05.2018, 19:00 - 21:30 Uhr

Herausragende Frauen in der Chemie - "Marie Curie"

Mit Prof. Dr. Katharina Al-Shamery, Institut für Chemie, Universität Oldenburg



Noch immer sind die weiblichen Pioniere in den (Natur-) Wissenschaften
nahezu gänzlich unbekannt im Vergleich zu ihren männlichen Kollegen.
Prof. Dr. Katharina Al-Shamery wird mit einem Impulsvortrag auf die
außerordentlichen Leistungen hinweisen, die viele Frauen in der Chemie
erbracht haben. Im Anschluss wird ein Film über die wohl berühmteste
Chemikerin gezeigt: Marie Curie, der Frau mit zwei Nobelpreisen!

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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ONKOLOGIE/1918: Die neue Achillesferse von Blutkrebs (idw)


Ludwig Boltzmann Gesellschaft - 18.05.2018

Die neue Achillesferse von Blutkrebs



Akute myeloische Leukämie ist eine aggressive Form von Blutkrebs, sie
zählt zu den häufigsten Kinderkrebsarten. AML-Zellen tragen oft Mutation
in einem bestimmten Gen, dessen Funktion von einem komplexen Netzwerk aus
Protein-Interaktionen abhängt. Mit einer Kombination hochmoderner
Analyseverfahren aus dem Bereich der Genomik und Proteomik ist es
WissenschaftlerInnen des CeMM und des LBI CR gelungen, ein Protein in
diesem Netzwerk zu identifizieren, das entscheidend für das Überleben der
AML-Zellen ist. Fehlt das Protein, hören die Krebszellen auf zu wachsen
und häufen DNA-Schäden an, was sie für Krebsmedikamente empfindlich macht
- ein neuer potentieller Ansatz für gezielte Therapien.

Potentieller Angriffspunkt für Wirkstoffe gegen akute myeloische Leukämie entdeckt

(Wien, der 18.05.2018) Akute myeloische Leukämie ist keine einzelne
Erkrankung. Unter dem Begriff wird eine Gruppe von Leukämien
zusammengefasst, die sich aus unreifen Blutzellen im Knochenmark bilden.
Wenn diese sogenannten myeloiden Zellen erkranken, wachsen und teilen sie
sich so rasant, dass sie die gesunden Zellen aus dem Knochenmark und
schließlich auch aus dem Immunsystem verdrängen. Unbehandelt führt AML
innerhalb von Wochen bis Monaten zum Tod. Da myeloide Zellen in
unterschiedlichen Entwicklungsstadien zu Krebszellen werden können, ist
AML eine äußerst heterogene Erkrankung und schwer zu behandeln. Daher
gehört es zu den dringendsten Aufgaben von Krebsforschern, Angriffspunkte
für Wirkstoffe zu finden, die gegen möglichst viele Formen von AML wirksam
sind.

Mutationen des MLL-(Mixed lineage leukemia-) Gens sind von besonderem
Interesse, da sie in vielen AML Erkrankungen vorkommen. Sie werden durch
Umlagerungen großer DNA-Stücke, sogenannter chromosomaler Translokationen,
verursacht, die zu der Fusion zweier Gene führen können. Für das MLL-Gen
sind Fusionen mit über 75 anderen Genen bekannt. Die daraus resultierenden
MLL-Fusionsproteine wirken innerhalb von großen Proteinkomplexen, von
denen manche entscheiden für die Krebsbildung sind - sie werden als
Effektoren bezeichnet und sind ideale Angriffspunkte für präzise
Therapien. Bisher war jedoch unklar, ob solche Effektoren bei allen
Komplexen von MLL-Fusionsproteinen vorkommen.

Die Forschungsgruppe von Florian Grebien vom Ludwig Boltzmann Institut für
Krebsforschung (LBI CR), Giulio Superti-Furga, Wissenschaftlicher Direktor
des CeMM Forschungszentrums für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften, und Johannes Zuber vom Institut für
Molekulare Pathologie, haben in ihrer neuesten Studie diese Frage
beantwortet. Indem sie die Interaktions-Netzwerke von
MLL-Fusions-Komplexen untersuchten, gelang es ihnen, gemeinsame molekulare Mechanismen
nachzuweisen, die für die Krebsentstehung ausschlaggebend sind. Ihre
Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift Nature Communications
veröffentlicht (DOI: 10.1038/s41467-018-04329-y).

Für ihre Studie charakterisierten die WissenschaftlerInnen, mit CeMM
PhD-Studentin Anna Skucha als Erstautorin, die gesamten Proteinkomplexe von
sieben verschiedenen MLL-Fusionsproteinen im Detail. Dabei stellte sich
heraus, dass 128 Proteine allen Komplexen gemein waren. In weiteren
Experimenten, die in Kollaboration mit dem Forschungsinstitut für
Molekulare Pathologie und der Medizinischen Universität Wien durchgeführt
wurden, konnten die WissenschaftlerInnen schließlich ein Protein als
kritischen Effektor identifizieren: Die Methyltransferase SETD2. Durch
moderne genomische Techniken wie CRISPR/Cas9-vermittelte Genom-Editierung
wiesen die ForscherInnen nach, dass das Ausschalten von SETD2 zur
Anhäufung von DNA-Schäden und schließlich zum Tod der AML-Zellen führte.
Darüber hinaus machte der Verlust von SETD2 die Krebszellen äußerst
empfindlich auf Pinometostat, ein Wirkstoff der sich derzeit in der
klinischen Entwicklungsphase für eine Therapie gegen Leukämiepatienten mit
MLL-Fusionen befindet. Diese Experimente könnten den Weg zu einer
effektiveren Therapie durch eine Kombination verschiedener Präparate
ebnen.

"Die Daten zeigen, wie effektiv die Kombination aus genomischen und
proteomischen Analysen ist, um Effektoren, die in der Entwicklung von AML
eine Rolle spielen, zu entdecken", erklärt Florian Grebien, einer der
Letztautor der Studie. "Unsere Ergebnisse haben eine neue Rolle von SETD2
aufgeklärt: Es ist entscheidend für die genomische Stabilität während der
Entstehung und dem Fortschreiten von AML mit MLL-Fusionsproteinen. Die
Studie hilft bei der Aufklärung der molekularen Mechanismen dieser
aggressiven Krebserkrankung und wird hoffentlich in Zukunft auch zu einer
effektiveren Therapie beitragen."


Die Studie "MLL-fusion-driven leukemia requires SETD2 to safeguard genomic
integrity" erschien in der Zeitschrift Nature Communications am 18. Mai
2018. 

DOI: 10.1038/s41467-018-04329-y

Autoren: 

Anna Skucha, Jessica Ebner, Johannes Schmöllerl, Mareike Roth,
Thomas Eder, Adrián César-Razquin, Alexey Stukalov, Sarah Vittori,
Matthias Muhar, Bin Lu, Martin Aichinger, Julian Jude , André C. Müller,
Balázs Györffy, Christopher R. Vakoc, Peter Valent, Keiryn L. Bennett,
Johannes Zuber*, Giulio Superti-Furga* und Florian Grebien*.

Förderung: 

Die Studie wurde von der Europäischen Kommission, dem
Europäischen Forschungsrat (ERC), dem FWF der Wissenschaftsfonds, der
Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft FFG, dem National
Institutes of Health (NIH), dem National Research, Development and
Innovation Office Ungarn und Boehringer Ingelheim gefördert.

Florian Grebien promovierte bei Ernst Müllner an der Medizinischen
Universität Wien und bei Hartmut Beug vom Forschungsinstitut für
Molekulare Pathologie (IMP) in Wien. Nach seiner Postdoc-Forschung im Team
von Giulio Superti-Furga am Forschungszentrum für Molekulare Medizin
(CeMM) der ÖAW in Wien, etablierte er 2014 ein unabhängiges Forscherteam
am Ludwig Boltzmann Institut für Krebsforschung (LBI CR). Im Januar 2018
wurde er zum Professor und Leiter des Instituts für Medizinische Biochemie
an der Veterinärmedizinischen Universität Wien ernannt. Florian Grebiens
Forschung wird durch das Start-Stipendium "ONCOMECHAML" des European
Research Council (ERC) gefördert.

Florian Grebiens Forschung konzentriert sich auf die akute myeloische
Leukämie (AML), eine Krebserkrankung der weißen Blutkörperchen, der sich
im Knochenmark ansammelt und die Produktion normaler Blutzellen stört. Das
Labor von Florian Grebien will durch die Entwicklung und Verwendung von
neuen Technologien dazu beitragen, die molekularen Mechanismen der
Leukämie-Entstehung besser zu verstehen.

Das CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften ist eine internationale, unabhängige und
interdisziplinäre Forschungseinrichtung für molekulare Medizin unter der
wissenschaftlichen Leitung von Giulio Superti-Furga. Das CeMM orientiert
sich an den medizinischen Erfordernissen und integriert
Grundlagenforschung sowie klinische Expertise, um innovative diagnostische
und therapeutische Ansätze für eine Präzisionsmedizin zu entwickeln. Die
Forschungsschwerpunkte sind Krebs, Entzündungen, Stoffwechsel- und
Immunstörungen sowie seltene Erkrankungen. Das Forschungsgebäude des
Instituts befindet sich am Campus der Medizinischen Universität und des
Allgemeinen Krankenhauses Wien. www.cemm.at


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.cemm.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2141

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig Boltzmann Gesellschaft, MSc Manon Oschounig, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1917: Zur Kommentierung freigegeben - Patientenleitlinie "Chronische lymphatische Leukämie (CLL)" (idw)


Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin - 18.05.2018

Zur Kommentierung freigegeben: Patientenleitlinie "Chronische lymphatische Leukämie (CLL)"



Allgemeinverständliche Versionen ärztlicher Leitlinien sind im
Leitlinienprogramm Onkologie verpflichtend. Jetzt steht die neue
Patientenleitlinie "Chronische lymphatische Leukämie (CLL)" bis zum 15.
Juni 2018 zur öffentlichen Konsultation im Internet bereit. Betroffene,
Interessierte und Experten sind eingeladen, die Texte kritisch zu lesen
und dem Redaktionsteam ihre Kommentare zu schicken.

Die Patientenleitlinie richtet sich an Menschen, bei denen eine chronische
lymphatische Leukämie festgestellt wurde oder bei denen der Verdacht
darauf besteht. Mit der Situation umzugehen, ist oft nicht leicht. Die
Erkrankung kann viele Fragen aufwerfen und sich auf das gewohnte Leben der
Betroffenen und Angehörigen auswirken.

Damit Patienten kompetent an ihrer Behandlung mitwirken können, hat ein
Redaktionsteam die Patientenleitlinie "Chronische lymphatische Leukämie
(CLL)" erarbeitet. So erhalten Betroffene genaue Informationen darüber,
nach welchen Kriterien und Maßgaben ihre Krankheit idealerweise behandelt
werden sollte. Die Broschüre beruht auf den Handlungsempfehlungen der
"S3-Leitlinie zur Diagnostik, Therapie und Nachsorge für Patienten mit
einer chronischen lymphatischen Leukämie (CLL)" des Leitlinienprogramms
Onkologie und damit auf dem besten derzeit verfügbaren medizinischen
Wissen.

Entwickelt wird die Patientenleitlinie im Rahmen des Leitlinienprogramms
Onkologie, das gemeinsam von der Arbeitsgemeinschaft der
Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF), der Deutschen
Krebsgesellschaft (DKG) und der Stiftung Deutsche Krebshilfe (DKH)
getragen wird und die Verbesserung der Versorgung krebskranker Menschen
zum Ziel hat. Patientenvertreter, Ärzte und andere Fachleute aus dem Kreis
der Leitlinienautoren haben die Patientenleitlinie gemeinsam erstellt.
Betreuung und Redaktion erfolgten durch das Ärztliche Zentrum für Qualität
in der Medizin (ÄZQ).

Interessierte aus Fachkreisen und Selbsthilfeorganisationen sowie
Betroffene können jetzt die Entwürfe der Patientenleitlinie kostenfrei
herunterladen und begutachten. Bis zum 15. Juni 2018 haben Sie die
Möglichkeit, diese Fassung zu kommentieren, Verbesserungsvorschläge zu
machen oder Ergänzungen vorzuschlagen. Für die Begutachtung steht auch ein
Fragebogen zur Verfügung. Das Redaktionsteam sichtet alle Rückmeldungen
und entscheidet dann über deren Berücksichtigung in der endgültigen
Version.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.patienten-information.de/patientenleitlinien/patientenleitlinien-leitlinienprogramm-onkologie/cll-konsultation 

Internetseite zur Konsultationsfassung mit Fragebogen

https://www.patienten-information.de/mdb/edocs/pdf/literatur/cll-1aufl-konsultation-pll.pdf 

Konsultationsfassung Patientenleitlinie CLL
https://www.leitlinienprogramm-onkologie.de 

Übersichtsseite Leitlinienprogramm Onkologie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1061

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin

Corinna Schaefer M.A., 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1916: Leitlinienprogramm Onkologie legt S3-Leitlinie zum Endometriumkarzinom vor (idw)


Deutsche Krebsgesellschaft e. V. - 18.05.2018

Leitlinienprogramm Onkologie legt S3-Leitlinie zum Endometriumkarzinom vor



Das Leitlinienprogramm Onkologie hat erstmals eine interdisziplinäre
S3-Leitlinie zur Früherkennung, Diagnose, Therapie und Nachsorge der
Patientinnen mit Endometriumkarzinom vorgelegt. Federführend bei der
Erstellung dieser Leitlinie waren die Deutsche Gesellschaft für
Gynäkologie und Geburtshilfe (DGGG) gemeinsam mit der Arbeitsgemeinschaft
Gynäkologische Onkologie (AGO) und der Deutschen Krebsgesellschaft (DKG).

"Die Empfehlungen der Leitlinie tragen dazu bei, nicht sinnvolle
diagnostische Maßnahmen zu vermeiden und bei Patientinnen mit geringem
Risiko eine unnötige Radikalität bei der Operation und überflüssige
adjuvante Strahlen-und/oder Chemotherapien zu vermeiden", erklärt
Professor Dr. Günter Emons, Direktor der Klinik für Gynäkologie und
Geburtshilfe der Georg-August-Universität Göttingen und Koordinator der
Leitlinie.

Das Endometriumkarzinom ist eine Krebserkrankung der
Gebärmutterschleimhaut, die in Deutschland bei 11.000 Frauen jährlich
diagnostiziert wird. Typischerweise erkranken Frauen nach den
Wechseljahren, doch in 10 bis 20 Prozent der Fälle tritt die Erkrankung
vor der Menopause auf. Das mittlere Erkrankungsalter liegt aktuell bei
etwa 69 Jahren, die Neuerkrankungsrate steigt mit zunehmendem Lebensalter.
Erste Anzeichen sind oft ungewöhnliche Blutungen aus der Scheide. 80
Prozent der Endometriumkarzinome werden im Stadium FIGO I diagnostiziert.
In diesem Stadium lassen sich durch eine Operation und gegebenenfalls eine
Bestrahlung Überlebensraten zwischen 81 und 90 Prozent erzielen.

Beim operativen Eingriff entfernt der Operateur die gesamte Gebärmutter
sowie die Eierstöcke und Eileiter beidseits. Abhängig vom Stadium kann
außerdem die Entfernung angrenzender Gewebe und der Lymphknoten im kleinen
Becken nötig sein - der Lymphknotenbefall ist ein wichtiger prognostischer
Marker. Aufgrund der Studienlage kommen die Autoren der Leitlinie
allerdings zum Schluss, dass eine systematische Entfernung dieser
Lymphknoten bei Patientinnen mit einem östrogenabhängigen Typ-I-Karzinom
im Frühstadium (pT1a, G1/2) nicht als Routineverfahren empfohlen werden
kann.Die aktuelle Studienlage spricht auch gegen eine adjuvante Chemo- oder
Strahlentherapie bei frühen Typ-I-Endometriumkarzinomen im Stadium pT1a/b
G1 und G2 cN0/pN0.

Die Bedürfnisse der Patientinnen nach Diagnose und Therapie eines
Endometriumkarzinoms sind in der Regel sehr komplex. Als Folgen der
Erkrankung bzw. der Therapie können Bauchdecken- und Adhäsionsbeschwerden,
sexuelle Funktionsstörungen, Schmerzen beim Geschlechtsverkehr,
Scheidentrockenheit sowie Harnblasen- und Darmstörungen auftreten. "Solche
Beschwerden müssen nicht nur in der Primärtherapie, sondern auch im Rahmen
der Rehabilitation und in der Nachsorge erfragt und behandelt werden",
sagt Professor Emons. Es sei wichtig, dass die Behandlung durch kompetente
und interdisziplinäre Teams durchgeführt werde und dass die Patientinnen
eingehend über die gesetzlichen Möglichkeiten zur Beantragung und
Inanspruchnahme von Rehabilitationsleistungen informiert und beraten
werden.

Für den direkten Zugang zur neuen S3-Leitlinie nutzen Sie bitte folgenden
Link: 

http://www.leitlinienprogramm-onkologie.de/leitlinien/endometriumkarzinom/


Das Leitlinienprogramm Onkologie (OL)

Leitlinien sind systematisch entwickelte Entscheidungshilfen für
Leistungserbringer und Patienten zur angemessenen Vorgehensweise bei
speziellen Gesundheitsproblemen. Sie stellen ein wesentliches Instrument
zur Förderung von Qualität und Transparenz medizinischer Versorgung dar.
Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF), die Deutsche Krebsgesellschaft e.V. und die
Deutsche Krebshilfe haben sich mit dem im Februar 2008 gestarteten
Leitlinienprogramm Onkologie das Ziel gesetzt, gemeinsam die Entwicklung
und Fortschreibung sowie den Einsatz wissenschaftlich begründeter und
praktikabler Leitlinien in der Onkologie zu fördern und zu unterstützen.
Mittlerweile umfasst das Leitlinienprogramm mehr als 20 S3-Leitlinien, die
zu einem großen Teil auch als laienverständliche Patientenleitlinien
vorliegen. 

Mehr unter http://www.leitlinienprogramm-onkologie.de


Die Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe (DGGG)

Die Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V. ist eine
wissenschaftliche Fachgesellschaft, die sich u.a. mit der gynäkologischen
Endokrinologie, der Fortpflanzungsmedizin, der gynäkologischen Onkologie
und auch mit der Pränatal- und Geburtsmedizin beschäftigt. Sie fördert das
gesamte Fach und seine Subspezialitäten, um die Einheit des Faches
Frauenheilkunde und Geburtshilfe weiter zu entwickeln und zu stärken. Sie
fördert die Wissenschaft und Bildung auf diesem Gebiet mit dem Ziel, den
Austausch zu vertiefen und neue Ideen zu entwickeln. Sie garantiert damit
die ständige Erneuerung diagnostischer und therapeutischer Richtlinien und
Empfehlungen. http://www.dggg.de


Die Deutsche Krebsgesellschaft

Die Deutsche Krebsgesellschaft e.V. (DKG) ist die größte
wissenschaftlich-onkologische Fachgesellschaft im deutschsprachigen Raum. In der DKG
vertreten sind über 8.000 Einzelmitglieder in 24 Arbeitsgemeinschaften,
die sich mit der Erforschung und Behandlung von Krebserkrankungen
befassen; dazu kommen 16 Landeskrebsgesellschaften und 34
Fördermitglieder. Die DKG engagiert sich für eine Krebsversorgung auf
Basis von evidenzbasierter Medizin, Interdisziplinarität sowie
konsequenten Qualitätsstandards und ist Mitinitiatorin des Nationalen
Krebsplans. https://www.krebsgesellschaft.de


Die Arbeitsgemeinschaft Gynäkologische Onkologie

Die Arbeitsgemeinschaft Gynäkologische Onkologie (AGO) ist eine
selbständige Arbeitsgemeinschaft in der Deutschen Gesellschaft für
Gynäkologie und Geburtshilfe (DGGG) und der Deutschen Krebsgesellschaft
e.V. (DKG). Die AGO verfolgt die Förderung der Wissenschaft und Forschung
sowie die Aus- und Weiterbildung von Medizinern in den Themen- und
Aufgabenbereichen der gynäkologischen Onkologie einschließlich der
Mammatumoren. Der Verein befasst sich mit allen klinischen,
wissenschaftlichen und organisatorischen Anliegen auf diesem Gebiet.
http://www.ago-online.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution477
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REPRODUKTIONSMEDIZIN/153: Drei-Eltern-Babies - Mitochondrienspende birgt Risiken für Entwicklung und Gesundheit (idw)


Technische Universität Dresden - 18.05.2018

Drei-Eltern-Babies - Mitochondrienspende birgt Risiken für Entwicklung und Gesundheit



Die Hoffnung vieler Mütter mit beschädigtem Mitochondrien-Erbgut liegt in
einer Mitochondrienspende - doch die birgt viele Risiken. Dies zeigt eine
aktuelle Studie von Dr. Ralph Dobler und Prof. Klaus Reinhardt von der TU
Dresden.

Dies zeigt eine in 'Human Reproductive Update' veröffentlichte Studie von
Dr. Ralph Dobler und Prof. Dr. Klaus Reinhardt (Angewandte Zoologie, TU
Dresden) in Zusammenarbeit mit Dr. Damian K. Dowling (Monash University,
Melbourne) und Dr. Edward H. Morrow (University of Sussex).

Die Hoffnung vieler Mütter mit beschädigtem Mitochondrien-Erbgut liegt in
einer Mitochondrienspende - doch die birgt viele Risiken, wie eine Studie
von Dr. Ralph Dobler und Prof. Klaus Reinhardt von der TU Dresden nun
gezeigt hat. Als "Kraftwerke" der Zellen umgeben tausende Mitochondrien
den Zellkern - und sind zugleich Träger eigener DNA, die von Mutter an
Kind weitergegeben wird. Mutationen in diesem mitochondrialen Erbgut
können zu schwerwiegenden Krankheiten führen und so die Lebenserwartung
verkürzen oder die Lebensqualität enorm verringern.

Ein Mitochondrienspende oder Mitochondrienersatztherapie genanntes
Verfahren ist ein vielversprechender Ansatz, um solche Krankheiten zu
behandeln: Vor oder nach einer künstlichen Befruchtung transferieren Ärzte
den Zellkern aus der mütterlichen Eizelle in eine entkernte Eizelle einer
Spenderin mit vermutet intaktem Mitochondrien-Erbgut. Diese Therapie ist
zwar in England bereits klinisch zugelassen, ihre Auswirkungen auf die
geborenen "Drei-Eltern-Babies" jedoch sind bisher nicht bekannt.

In ihrer Studie werteten Dobler et al. nun alle bisher publizierten
Ergebnisse zum Mitochondrienersatz aus den Gebieten der Medizin, der
Biomedizin, der Ökologie und der Evolutionsbiologie aus. Dabei zeigten
sich mittlere bis starke Effekte des Mitochondrienersatzes auf Merkmale
wie Gesundheit, Entwicklung oder Fortpflanzung. "Besonders überrascht hat
mich, dass die Effekte in Humanstudien generell stärker waren als in
Tierstudien", so Erstautor Dobler.

"Außerdem konnten wir erstmalig überhaupt eine Risikoabschätzung des
Mitochondrienersatzes vornehmen", ergänzt Projektleiter Reinhardt. Demnach
könnte in einem von 59 bis 130 nach Mitochondrienersatztherapie geborenen
Kindern ein ungewollter, und momentan auch unvorhersagbarer Nebeneffekt
auftreten. Da etwa eines von 25 bis 50 Kindern von Müttern mit bekannten
pathogenen mitochondrialen Mutationen erkrankt, kann nun für Patienten
eine klarere Einschätzung des Risikos erfolgen: Bei benötigtem
Mitochondrienersatz kann er bei etwa jedem dritten geborenen Kind zu
ungewollten Nebeneffekten führen.

Die Autoren empfehlen deshalb weitere Untersuchungen zur Abschätzung der
Risiken der Mitochondrienersatztherapie. In Deutschland ist dieses
Verfahren durch das Embryonenschutzgesetz nicht erlaubt.


Publikation:

Ralph Dobler, Damian K Dowling, Edward H Morrow & Klaus Reinhardt. A

systematic review and meta-analysis reveals pervasive effects of germline
mitochondrial replacement on components of health. 

Human Reproduction
Update, dmy018, 

https://doi.org/10.1093/humupd/dmy018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution143
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DIAGNOSTIK/568: Markerfreies Verfahren zur Schnelldiagnose von Krebs (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 18.05.2018

Markerfreies Verfahren zur Schnelldiagnose von Krebs



Forscher der Ruhr-Universität Bochum haben ein neuartiges Infrarot
(IR)-Mikroskop mit Quanten-Kaskaden-Lasern eingesetzt, um Gewebeproben aus
dem klinischen Alltag auf Dickdarmkrebs zu testen. Das bisher verwendete
IR-Mikroskop hatte sich noch nicht als diagnostisches Werkzeug in der
Klinik durchgesetzt, weil die Analysen zu lange dauerten. Durch Einsatz
der neuen Lasertechnik verkürzten die Wissenschaftler die Messdauer von
einem Tag auf wenige Minuten. Das IR-Mikroskop gekoppelt mit
bioinformatischer Bildanalyse erkennt Krebsgewebe markerfrei und
automatisch.

Über die Arbeiten berichten die Bochumer Forscher um Prof. Dr. Klaus
Gerwert, Dr. Angela Kallenbach-Thieltges, Dr. Frederik Großerüschkamp und
Claus Küpper vom Lehrstuhl für Biophysik in der Zeitschrift Scientific
Reports der Nature-Gruppe vom 16. Mai 2018.

Schnelle und zuverlässige Messung

Das Potenzial des IR-Mikroskops in Kombination mit bioinformatischer
Bildanalyse, kurz IR-Imaging, als diagnostisches Werkzeug zur
Klassifizierung von Gewebe hatten die Biophysiker bereits in früheren
Studien gezeigt. Im Gegensatz zu herkömmlichen klinischen
Schnelldiagnosen, die etwa 20 Minuten dauern, brauchte das sogenannte
Fourier-Transform (FT)-IR-Imaging jedoch einen ganzen Tag. Nun haben die
Wissenschaftler den Messaufbau deutlich vereinfacht und die FT-Technik
durch die Quanten-Kaskaden-Lasertechnik ersetzt. Bildlich gesprochen wurde
dadurch eine diffus abstrahlende schwache Glühbirne gegen fein gebündeltes
intensives Laserlicht ausgetauscht.

In Zusammenarbeit mit dem Institut für Pathologie der Ruhr-Universität,
das Prof. Dr. Andrea Tannapfel leitet, werteten sie 120 Gewebeproben von
Patientinnen und Patienten mit Dickdarmkrebs mittels IR-Imaging aus. Die
Analyse basiert auf selbst entwickelten Algorithmen der Biophysiker, mit
denen die IR-Bilder von den Gewebeproben mit dem Computer eingefärbt
werden. Die Ergebnisse stimmten zu 97 Prozent mit der klassischen
histopathologischen Analyse überein. "Wir konnten die reine Messdauer um
den Faktor 160 verkürzen", beschreibt Frederik Großerüschkamp.

Die Messungen erfolgten zur Kontrolle mit zwei verschiedenen Geräten, und
die Analysen führten mehrere Anwender durch, was aber das erzielte
Ergebnis nicht beeinflusste. "Die Methode ist nun sehr schnell,
zuverlässig und unabhängig von einem bestimmten Gerät oder Nutzer", sagt
Angela Kallenbach-Thieltges. "Das eröffnet neue Wege in der
automatisierten Charakterisierung von Gewebeproben direkt am Patienten."

Unabhängiger vom Faktor Mensch

Künftig will das Team das Verfahren in den klinischen Workflow einbringen.
"Die automatisierte Bildanalyse könnte zukünftig als zeitsparendes,
möglicherweise sogar in-situ einsetzbares Diagnostikum eingesetzt werden",
gibt die Pathologin Andrea Tannapfel einen Ausblick.

Dickdarmkrebs ist eine der am häufigsten auftretenden Tumorerkrankungen,
die bei früher Diagnose noch gut therapierbar ist. "Die Ergebnisse geben
Anlass zur Hoffnung auf eine präzisere Therapie, die personalisiert für
jeden einzelnen Patienten und damit am Ende auch erfolgreicher ist", sagt
Gerwert.

Förderung

Die Arbeiten wurden im "Pure"-Konsortium durchgeführt, gefördert durch das
Land Nordrhein-Westfalen, Ministerium für Innovation, Wissenschaft und
Forschung (Grant-Nummer: 233-1.08.03.03.-031-68079).


Originalveröffentlichung

Claus Küpper, Angela Kallenbach-Thieltges, Hendrik Juette, Andrea
Tannapfel, Frederik Großerüschkamp, Klaus Gerwert: 

Quantum cascade laser-based infrared microscopy for label-free and automated cancer
classification in tissue sections

in: Scientific Reports, 2018 

DOI:
10.1038/s41598-018-26098-w

Angeklickt

Frühere Presseinformationen zur Krebserkennung mittels IR-Imaging:

http://news.rub.de/presseinformationen/wissenschaft/2017-03-31-diagnose-von-krebs-neues-verfahren-zur-identifikation-von-biomarkern-etabliert

http://aktuell.ruhr-uni-bochum.de/pm2013/pm00265.html.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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DIAGNOSTIK/567: Forschung - Duftstoff-Cocktail verrät Malaria (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 15.05.2018

Duftstoff-Cocktail verrät Malaria



ETH-Forscherinnen und -Forscher entdecken Duftstoffprofile, die typisch
sind für Menschen mit einer akuten oder symptomlos verlaufenden
Malariainfektion. Das ist ein vielversprechender erster Schritt hin zu
einem günstigen, feldtauglichen Diagnosetest für Entwicklungsländer.

Malaria ist in den Tropen und Subtropen noch immer eine tödliche Gefahr.
Jedes Jahr erkranken weltweit über 200 Millionen Menschen daran, mehrere
Hunderttausend sterben an den Folgen der Infektion. Besonders betroffen
sind Kinder. Laut der Weltgesundheitsorganisation WHO sind 90 Prozent der
Opfer jünger als fünf Jahre. Malaria tötet aber nicht nur, sie
beeinträchtigt auch die Lebensqualität jener, die die Krankheit überleben,
und führt zu substantiellen Einbussen in der wirtschaftlichen Leistung der
betroffenen Länder.

In vielen Fällen tragen Betroffene den Erreger in sich ohne äussere
Symptome zu zeigen. «Gerade bei diesen Personen muss man ansetzen, wenn
man die Ausbreitung der Krankheit eindämmen will», sagt Consuelo De
Moraes, Professorin für Biokommunikation und Ökologie an der ETH Zürich.

Doch wie erkennt man Erkrankte, die keine Symptome zeigen? Möglicherweise
anhand von veränderten Ausdünstungen, wie die ETH-Professorin und ihre
Mitarbeiter in einer soeben in der Fachzeitschrift PNAS veröffentlichten
Studie aufzeigen.

In Zusammenarbeit mit Mitarbeitern des Internationalen Zentrums für
Insektenphysiologie und -ökologie in Nairobi untersuchten sie bei
kenianischen Kindern flüchtige chemische Verbindungen, die über die Haut
ausgedünstet werden. Die Zusammensetzung und Konzentrationen dieser Stoffe
ergaben schliesslich charakteristische Signaturen für akute und
asymptomatische Malaria-Infektionen.

Infizierte riechen unwiderstehlich

Bereits in einer früheren Studie (ETH-News berichtete) zeigten die
Forscherinnen und Forscher, dass der Malariaerreger die Ausdünstung von
infizierten Mäusen verändert, was sie für Stechmücken attraktiver macht.
Dies erleichtert die Übertragung des Erregers via Mücke von einem
infizierten Individuum auf ein anderes. «Aufgrund dieser Studie hatten wir
gehofft, dass sich die Ausdünstung von Menschen in ähnlicher Weise
verändert wie diejenige von Mäusen und dass diese Duftnote Möglichkeiten
zur Diagnose bietet», sagt De Moraes.

Um ihre Vermutung zu bestätigen, sammelten die ETH-Forscher bei mehr als
400 kenianischen Schulkindern über die Haut austretende flüchtige
Substanzen. Dazu packten die Wissenschaftler entweder einen Fuss oder den
Ellbogen eines Kindes in einen luftdichten Teflonsack und führten während
einer Stunde einen Luftstrom über die entsprechende Hautpartie. Die Luft
wurde durch spezielle Filter geleitet, welche die flüchtigen Substanzen
banden. Mittels Gaschromatographie und der Massenspektrometrie bestimmten
die Forscher schliesslich die Menge und die Art von jedem gesammelten
Molekül, um Duftstoffprofile für gesunde und infizierte Kinder zu
erstellen.

Gleicher Erreger, unterschiedliche Profile

Mit weiteren Untersuchungen dieser Profile identifizierten die
Wissenschaftler die flüchtigen chemischen Verbindungen, die aufzeigen, ob
ein Kind den Malariaerreger in sich trägt. Zudem waren die
Duftstoffprofile selbst bei akuten und asymptomatischen Infektionen
deutlich verschieden. Sie verrieten den Erreger sehr zuverlässig auch
dann, wenn er erst in sehr kleiner Zahl vorhanden war und mit Mikroskopen
noch nicht nachgewiesen werden konnte. Die Aufklärungsrate bei
symptomlosen Infektionen lag in dieser Studie bei nahezu 100 Prozent.

«Diese hohe Rate war für uns ermutigend», sagt De Moraes. Überrascht habe
sie zudem, dass die Geruchsprofile für Individuen mit asymptomatischer und
akuter Malariainfektionen verschieden und derart eindeutig seien.

«Zu Beginn wussten wir nicht, nach welchen chemischen Verbindungen wir
suchen müssen», erklärt die ETH-Professorin. Über die Haut sondert der
Körper zahlreiche Verbindungen ab, die auch von der Ernährung, vom
Stoffwechsel oder von Krankheiten abhängen. «Die spezifische
Geruchssignatur der Erkrankung wird aber nicht erzeugt durch die An- oder
Abwesenheit von spezifischen Verbindungen, sondern durch
Konzentrationsänderungen von Stoffen, die auch bei Gesunden vorhanden
sind. Unsere Aufgabe war es also, aus dem starken Rauschen die richtigen
Signale zu filtern.»

Feldtaugliche und günstige Diagnose

Die Forscherinnen und Forscher hoffen nun, dass sich die von ihnen
bestimmten Duftstoffsignaturen für eine relativ einfache Diagnostik und
Früherkennung eignen. Es gibt zwar bereits Methoden, um den Malariaerreger
früh nachzuweisen, wie beispielsweise eine DNA-Analysetechnik namens PCR
(Polymerase Chain Reaction). Doch solche Verfahren sind verhältnismässig
kostspielig und bedingen eine Laborinfrastruktur. Dies erschwert deren
flächendeckenden Einsatz, insbesondere in armen Ländern des Südens.

«Die neuen flüchtigen Geruchsstoffprofile sind ein wichtiger erster
Schritt. Nun muss jemand eine feldtaugliche Anwendung entwickeln, die
günstig und zuverlässig ist», sagt Mitautor und ETH-Professor Mark Mescher
vom Institut für Integrative Biologie. Die Wissenschaftler hoffen, dass
sie zur Entwicklung einer solchen Anwendung beitragen können, unter
anderem dank einer Partnerschaft mit der Bill Gates Foundation, die ihre
Forschung mitfinanziert hat.

Die ETH-Forscher rechnen darüber hinaus damit, dass ähnliche Methoden zum
Einsatz kommen könnten, um weitere Krankheiten zu bekämpfen.
«Krankheitserreger, die von stechenden Insekten und anderen Vektoren
übertragen werden, verändern oft die Duftnote des infizierten Individuums,
um das Verhalten des Vektors zu beeinflussen», sagt Mescher. «Die
jeweilige Signatur der Infektion könnte für Diagnosen genutzt werden.»


Literaturhinweis

De Moraes CM, Wanjiku C, Stanczyk NM, Pulido H, Sims JW, Betz HS, Read AF,
Torto B, Mescher MC. 

Volatile biomarkers of symptomatic and asymptomatic
malaria infection in humans. Proceedings of the National Academy of
Sciences

published online, 14th May 2018. doi:10.1073/pnas.1801512115

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/05/duftstoffprofile-verraten-malariainfektionen.html
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FORSCHUNG/3837: Bewegung des Hirnwassers regt Nerven-Stammzellen zur Teilung an (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 18.05.2018

Bewegung des Hirnwassers regt Nerven-Stammzellen zur Teilung an



Stammzellen im Gehirn können sich teilen und bilden zeitlebens
Nervenzellen, die an verschiedenen Hirnfunktionen, zum Beispiel dem
Gedächtnis, beteiligt sind. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Helmholtz Zentrums München und der Ludwig-Maximilians-Universität München
(LMU) haben im Fachmagazin 'Cell Stem Cell' gezeigt, dass auch ein
Kanalprotein und die Scherkräfte der Gehirnflüssigkeit eine zentrale Rolle
dabei spielen.

Die altgriechische Formel "Panta rhei" bedeutet so viel wie "alles
fließt". Damit beschrieben die Philosophen den steten Wandel und das
Wechselspiel von Vergänglichkeit und Erneuerung. Eine aktuelle Arbeit
verleiht diesem Zusammenhang ganz neue Bedeutung: Die Forschenden um Prof.
Dr. Magdalena Götz fanden nämlich heraus, dass der Fluss der
Gehirnflüssigkeit zur Erneuerung von Stammzellen führen kann.

"Neuronale Stammzellen im Gehirn können sich teilen und zu Nervenzellen
weiterentwickeln und diese Neubildung von Nervenzellen ist wichtig für die
Gehirnfunktion", erklärt Magdalena Götz, Direktorin des Instituts für
Stammzellforschung am Helmholtz Zentrum München sowie Lehrstuhlinhaberin
des Instituts für Physiologische Genomik am Biomedizinischen Centrum der
LMU. "Diese Zellen sitzen in der sogenannten Stammzellnische und eine
davon ist an den seitlichen Wänden der Seitenventrikel.* Dort werden sie
von der zirkulierenden Zerebrospinalflüssigkeit - umgangssprachlich auch
Hirnwasser - umspült."

Bisher nahm man an, dass vor allem darin enthaltene Signalmoleküle die
Nervenentwicklung steuern. Götz und ihr Team um Erstautor Dr. David Petrik
fanden aber nun in enger Zusammenarbeit mit Kollegen an der LMU (Prof.
Grothe) und der Heinrich-Heine-Universität in Düsseldorf heraus, dass auch
die physikalischen Kräfte der Flüssigkeit die Stammzellen beeinflussen.

Kanalprotein spielt zentrale Rolle

"Gesteuert wird das ganze durch das Molekül ENaC", erklärt Petrik. Die
Abkürzung steht für epithelialer Natriumkanal und beschreibt ein
Kanalprotein auf der Zelloberfläche, durch das Natriumionen ins Innere
hineinströmen können. "Im Versuchsmodell konnten wir zeigen, dass sich die
Stammzellen nicht mehr teilen konnten, sobald ihnen ENaC fehlte. Umgekehrt
fördert eine stärkere ENaC-Funktion die Teilung der Zellen, zum Beispiel
wenn wir die Strömung der Flüssigkeit erhöhten."

Weitere Tests ergaben, dass die Funktion von ENaC durch Scherkräfte
gesteigert wurde, die durch das Hirnwasser auf die Zellen ausgeübt werden.
Die mechanische Reizung führt zu einer verstärkten und längeren Öffnung
des Kanalproteins und erlaubt so den Einstrom von Natriumionen in die
Zelle, die dadurch in der Folge zur Teilung angeregt wird.

"Die Ergebnisse haben uns sehr überrascht, ENaC war bisher eigentlich nur
für seine Funktionen in Nieren und Lunge bekannt", so Studienleiterin
Götz. Mit ihrem Team möchte sie nun diese Art von Mechanismus näher
untersuchen und zudem klären, inwiefern die Erkenntnisse auch
therapeutisch relevant sind. Denn bereits jetzt werden pharmakologische
ENaC-Blocker zur Linderung bestimmter Arten von Bluthochdruck klinisch
eingesetzt. Sie könnten auch die Stammzellen im Gehirn und somit die
Hirnfunktion beeinflussen. Auch hier bleibt die Forschung im Fluss -
Panta rhei...


Weitere Informationen

* Die Hirnventrikel sind mit Hirnwasser gefüllte Hohlräume im Gehirn.
Beide Großhirnhemisphären weisen je einen Seitenventrikel auf, um die es
hier geht. Dazu kommen je ein Ventrikel im Zwischenhirn und im sogenannten
Rhombencephalon.

Hintergrund:

Die Koautorin Melanie Pusch ist Teilnehmerim am Doktoranden-Ausbildungsprogramms
Helmholtz Graduate School Environmental Health, kurz
HELENA.

Original-Publikation:

Petrik, D. et al. (2018): 

Epithelial Sodium Channel Regulates Adult Neural Stem Cell Proliferation in a Flow-Dependent Manner

Cell Stem Cell, 

DOI:
10.1016/j.stem.2018.04.016


Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten angehören.

www.helmholtz-muenchen.de

Das Institut für Stammzellforschung (ISF) untersucht die grundlegenden
molekularen und zellulären Mechanismen der Stammzellerhaltung und
-differenzierung. Daraus entwickelt das ISF Ansätze, um defekte Zelltypen
zu ersetzen, entweder durch Aktivierung ruhender Stammzellen oder
Neuprogrammierung anderer vorhandener Zelltypen zur Reparatur. Ziel dieser
Ansätze ist die Neubildung von verletztem, krankhaft verändertem oder
zugrunde gegangenem Gewebe. 

www.helmholtz-muenchen.de/isf

Die LMU ist eine der führenden Universitäten in Europa mit einer über
500-jährigen Tradition. Sie bietet ein breites Spektrum aller
Wissensgebiete - die ideale Basis für hervorragende Forschung und ein
anspruchsvolles Lehrangebot. Es reicht von den Geistes- und Kultur- über
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften bis hin zur Medizin und den
Naturwissenschaften. 15 Prozent der 50.000 Studierenden kommen aus dem
Ausland - aus insgesamt 130 Nationen. Das Know-how und die Kreativität der
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bilden die Grundlage für die
herausragende Forschungsbilanz der Universität. Der Erfolg der LMU in der
Exzellenzinitiative, einem deutschlandweiten Wettbewerb zur Stärkung der
universitären Spitzenforschung, dokumentiert eindrucksvoll die
Forschungsstärke der Münchener Universität. 

www.lmu.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt

Sonja Opitz, Abteilung, 18.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3836: Wie Immunzellen Bakterien mit Säure töten (idw)


CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 17.05.2018

Wie Immunzellen Bakterien mit Säure töten



Die erste Verteidigungslinie der Immunabwehr gegen eindringende
Krankheitserreger sind Makrophagen. Diese Fresszellen umschließen ihre
Beute mit einer Membran und nehmen sie in das Zellinnere auf, wo sie
innerhalb der sog. Phagosomen durch zunehmende Ansäuerung abgetötet wird -
ein Prozess, der noch nicht zur Gänze verstanden ist. Innerhalb des
Großprojekts zur systematischen Erforschung aller Proteine, die chemische
Substanzen durch Zellmembranen transportieren, haben CeMM-WissenschaftlerInnen 
den Transporter SLC4A7 charakterisiert; ein
Membranprotein, das entscheidend für die Phagosom-Ansäuerung ist. Die
Ergebnisseliefern wertvolle Erkenntnisse für eine Vielzahl an
Erkrankungen.

(Wien der 17.05.2018) Unter den vielfältigen Immunzellen, die im Körper
patrouillieren, gehören Makrophagen zu den ersten, die eindringende
Fremdkörper abwehren. Mit ihrer flexiblen und wandlungsfähigen Oberfläche
stülpen sie sich über jeden Eindringling, der für den Organismus
gefährlich werden könnte, und verschließen ihn in einer intrazellulären
Membranblase, dem sogenannten Phagosom. Anschließend muss der pH-Wert in
der Blase schrittweise und effektiv gesenkt werden, bis er einer starken
Säure gleicht, um die eingeschlossenen Mikroben abzutöten. Viele Details
dieses entscheidenden Prozesses, im Fachjargon Phagozytose genannt, sind
bisher nicht gänzlich verstanden.

Das Team von Giulio Superti-Furga, wissenschaftlicher Direktor des CeMM
Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften, konnte in seiner neuesten Studie zeigen, dass ein
Membranprotein aus der Familie der "Solute Carriers" (SLCs) für
Makrophagen essentiell ist, um während der Phagozytose ihre Beute
tatsächlich mit Säure abtöten zu können. Ihre Arbeit wurde in der
Fachzeitschrift Cell Host & Microbe (DOI 10.1016/j.chom.2018.04.013)
veröffentlicht.

SLCs sind die größte Gruppe der Transportproteine einer Zelle. Sie sind
dafür verantwortlich, chemische Substanzen durch Zellmembranen zu
schleusen. Da die Phagozytose den Austausch von Ionen und anderen Stoffen
erfordert, stellten die WissenschaftlerInnen von Superti-Furgas Team die
Hypothese auf, dass SLC�s für diesen Prozess in Makrophagen eine zentrale
Rolle einnehmen. Um diese Hypothese zu überprüfen, entwickelten sie einen
experimentellen Ansatz, bei dem sie mit Hilfe der Genom-Editierungs-Technik 
CRISPR/Cas9 in einer Makrophagen-Zelllinie alle 391 menschlichen
SLC-Gene einzeln ausschalteten.

Diese Zellen - jede mit einem einzigen defekten SLC-Gen - wurden daraufhin
bei der Phagozytose beobachtet, um herauszufinden, ob sich die Gendefekte
darauf auswirkten. Unter allen SLCs war SLC4A7, ein Natrium-Bicarbonat
Transporter, der einzige, der sich als essentiell für die Ansäuerung von
phagozytierten Mikroben erwies. Zellen, bei denen dieses Gen ausgeschaltet
war, waren unfähig ihre Phagosomen anzusäuern, und damit auch nicht in der
Lage, aufgenommene Bakterien abzutöten.

Mit SLC4A7 hatten die ForscherInnen ihren Hauptverdächtigen identifiziert
und untersuchten nun, in Kollaboration mit der Forschungsgruppe von
Nicolas Demaurex von der Universität Genf genauer, auf welche Weise dieses
Protein die Ansäuerung der Membranblasen beeinflusst. "SLC4A7 befindet
sich auf der Oberfläche der Makrophagen und ist für den Import von
Bicarbonat, also dem Salz der Kohlensäure, aus der Umgebung in das
Zellinnere verantwortlich", erklärt Giulio Supert-Furga, der Letztautor
der Studie. "Dieser Import ist essentiell für die Stabilisierung des
zellulären pH-Werts während der Phagozytose ist. Wenn SLC4A7 ausgeschaltet
wird, häufen sich positiv geladenen Protonen im Zellplasma an, was die
Säurebildung in den Phagosomen verhindert."

Die Ergebnisse dieser Studie liefern neue, fundamentale Erkenntnisse über
die molekularen Mechanismen und die Biologie der Makrophagen, einer der
wichtigsten Arten von Immunzellen. Da die Phagozytose in einer ganzen
Reihe von Erkrankungen, von Infektionskrankheiten bis hin zu Krebs, eine
wichtige Rolle spielt, könnten die Ergebnisse darüber hinaus auch für
medizinische Zwecke nützlich sein, etwa bei der Entwicklung neuer
Therapien oder Wirkstoffe. Die vom Europäischen Forschungsrat geförderte
Studie ist ein weiterer Beitrag in dem Bestreben, die Rolle der
verschiedenen zellulären Transporter zu verstehen.


Die Studie "The Bicarbonate Transporter SLC4A7 Plays a Key Role in
Macrophage Phagosome Acidification" erschien in der Zeitschrift Cell Host
& Microbe am 17.05.2018. DOI: 10.1016/j.chom.2018.04.013

Autoren: 

Vitaly Sedlyarov, Ruth Eichner, Enrico Girardi, Patrick
Essletzbichler, Ulrich Goldmann, Paula Nunes-Hasler, Ismet Srndic, Anna
Moskovskich, Leonhard X. Heinz, Felix Kartnig, Johannes W. Bigenzahn,
Manuele Rebsamen, Pavel Kovarik, Nicolas Demaurex, und Giulio Superti-Furga.

Förderung: 

Die Studie wurde von dem Europäischen Forschungsrat (ERC), der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW), dem FWF Der
Wissenschaftsfonds, der Europäischen Kommission, und der European
Molecular Biology Organization (EMBO) gefördert.


Giulio Superti-Furga ist der wissenschaftliche Direktor des CeMM
Forschungszentrums für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie
der Wissenschaften, Professor für Molekulare Systembiologie am Zentrum für
Physiologie und Pharmakologie der Medizinischen Universität Wien und
Mitglied der Europäischen Forschungsrates.

Als Wissenschaftlicher Direktor des CeMM treibt Giulio Superti-Furga die
Forschung für eine präzise und präventive Medizin der Zukunft voran, indem
er Grundlagenforschung und klinische Expertise vereint und wegweisende
diagnostische und therapeutische Ansätze verfolgt. Zu seinen größten
wissenschaftlichen Erfolgen zählen die Aufklärung der grundlegenden
regulatorischen Mechanismen der Tyrosinkinasen bei Krebserkrankungen, die
Entdeckung der organisatorischen Prinzipien des Proteoms und Lipidoms
höherer Organismen, sowie die Charakterisierung der molekularen
Bestandteile, welche eine Rolle in der angeborenen Immunität spielen. In
den letzten Jahren lag ein Schwerpunkt seiner Arbeit auf
Membrantransportern, für deren systematische Erforschung er sich in der
wissenschaftlichen Gemeinschaft einsetzt. Er ist Mitglied der
Österreichischen Akademie der Wissenschaft, Deutschen Akademie der
Naturforscher Leopoldina, der European Molecular Biology Organization
EMBO, European Academy of Cancer Sciences und der Academia Europaea.
http://cemm.at/research/groups/giulio-superti-furga-group/

Das CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften ist eine internationale, unabhängige und
interdisziplinäre Forschungseinrichtung für molekulare Medizin unter der
wissenschaftlichen Leitung von Giulio Superti-Furga. Das CeMM orientiert
sich an den medizinischen Erfordernissen und integriert
Grundlagenforschung sowie klinische Expertise, um innovative diagnostische
und therapeutische Ansätze für eine Präzisionsmedizin zu entwickeln. Die
Forschungsschwerpunkte sind Krebs, Entzündungen, Stoffwechsel- und
Immunstörungen sowie seltene Erkrankungen. Das Forschungsgebäude des
Instituts befindet sich am Campus der Medizinischen Universität und des
Allgemeinen Krankenhauses Wien. 

www.cemm.at

Die Medizinische Universität Wien (MedUni Wien) ist eine der
traditionsreichsten medizinischen Ausbildungs- und Forschungsstätten
Europas. Mit rund 8.000 Studierenden ist sie heute die größte medizinische
Ausbildungsstätte im deutschsprachigen Raum. Mit 5.500 MitarbeiterInnen,
27 Universitätskliniken und etlichen medizintheoretischen Zentren und
hochspezialisierten Laboratorien zählt sie zu den bedeutendsten
Forschungsinstitutionen Europas im biomedizinischen Bereich. Der klinische
und forscherische Schwerpunkt der Medizinischen Universität liegt auf den
Themen Immunologie, Neurobiologie, Imaging, Onkologie und Herz-
Kreislauferkrankungen. www.meduniwien.ac.at


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2100
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften

Mag. Wolfgang Däuble, 17.05.2018
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RAUCHEN/545: Wie gefährlich sind Tabakerhitzer? (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 18.05.2018

Wie gefährlich sind Tabakerhitzer?

Neue Studie unter Mitwirkung des BfR zeigt, dass weniger schädliche
Substanzen als in herkömmlichen Zigaretten erzeugt werden



Wer raucht, setzt sich großer Gefahr aus. Doch mittlerweile sind viele
Erzeugnisse auf dem Markt, die einen weniger schädlichen Konsum
versprechen, etwa E-Zigaretten oder Tabakerhitzer. Wie sind ihre
gesundheitlichen Risiken einzuschätzen? "Die Vielzahl neuartiger Produkte
auf dem Tabak- und Nikotinmarkt stellt die Risikobewertung vor völlig neue
Herausforderungen", sagte Professor Dr. Reiner Wittkowski, Vizepräsident
des Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR), aus Anlass eines
Expertentreffens der Weltgesundheitsorganisation WHO am BfR zum Thema
Tabak und Sucht. "Eine Studie von Forscherinnen und Forschern des BfR und
des Chemischen und Veterinäruntersuchungsamts Sigmaringen zeigt nun, dass
Tabakerhitzer weniger schädliche Stoffe, wie zum Beispiel krebserregende
Substanzen, erzeugen als herkömmliche Tabakprodukte." Gesundheitliche
Beeinträchtigungen seien trotzdem möglich.

Link zur Studie:

https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs00204-018-2215-y

Bei einem Tabakerhitzer-System wird der Tabak nicht wie bei einer
Zigarette verbrannt, sondern lediglich auf bis zu etwa 350 Grad Celsius
erwärmt. Das Forscherteam verglich mit Hilfe einer Rauchmaschine, wie viel
an toxischen Stoffen beim Betrieb eines Tabakerhitzer-Systems im Vergleich
zu einer konventionellen Zigarette entstehen. Dabei stellte sich heraus,
dass deutlich weniger Aldehyde (um 80 bis 95 Prozent verringert) und
flüchtige organische Verbindungen (um 97 bis 99 Prozent vermindert)
entstehen.

Der Nikotingehalt war dagegen vergleichbar mit dem einer herkömmlichen
Zigarette, berichten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im
Fachblatt "Archives of Toxicology". Ihr Fazit: Beim Erhitzen von Tabak
entstehen erheblich weniger krebserregende Stoffe (Karzinogene). Die
gesundheitlichen Risiken sollten jedoch auch auf längere Sicht gründlich
erforscht werden.

Bei dem WHO-Treffen am BfR berieten rund 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
aus 25 Ländern über die Frage, wie das Suchtpotenzial von
Tabakerzeugnissen verringert werden kann. Dabei ging es um das Absenken
des Nikotingehalts sowie um die Frage, wie Zusatzstoffe im Tabak (zum
Beispiel Zucker oder Menthol) die Abhängigkeit erhöhen können. Das
Berliner Treffen bereitete die 8. Konferenz der WHO-Vertragsparteien zum
Tabakrahmenabkommen FCTC vor. Es findet Anfang Oktober 2018 in Genf statt
und wird sich mit den gesundheitlichen Risiken von Nikotin und
Tabakzusatzstoffen befassen.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Das BfR ist 15 Jahre alt. Aus diesem Anlass hat das BfR eine
Jubiläumsbroschüre herausgegeben, die unter

http://www.bfr.bund.de/de/publikation/broschueren-660.html kostenlos
heruntergeladen oder bestellt werden kann.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), Dr. Suzan Fiack, 18.05.2018
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LABEL/4890: Sony Music Press Relations Newsletter - KW21/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW21/2018

München, 23. Mai 2018



The Jayhawks

Altes und Neues, aber vor allem: etwas Tolles - The Jayhawks
veröffentlichen am 15. Juli "Back Roads And Abandoned Motels

Am 13. Juli erscheint mit "Back Roads And Abandoned Motels" das neue
Album von The Jayhawks. Das mittlerweile zehnte Studiowerk der Band
wurde von Gitarrist und Sänger Gary Louris in den Flower-Studios in
Minneapolis co-produziert. Mit ihrer melodischen Mischung aus Rock,
Folk und Country begeistert das Quintett Fans und Kritiker seit mehr
als drei Jahrzehnten. "Back Roads And Abandoned Motels" ist sowohl
Retrospektive als auch Ausblick zugleich und zeigt erneut, warum
Louris einer der bedeutendsten Songschreiber unserer Zeit ist.

Die neue Platte bietet neun Neuinterpretationen bereits bekannter
Nummern, die Gary Louris für andere Künstler mitschrieb, so zum
Beispiel "Everybody Knows" und "Bitter End" der Dixie Chicks sowie
"El Dorado" der Singer/Songwriterin Carrie Rodriguez. Außerdem feiern
die zwei brandneuen Songs "Carry You To Safety" und "Leaving Detroit"
ihre Premiere. Das ursprünglich für Wild Feathers geschriebene, aber
bis dato noch nicht aufgenommene Lied "Backwards Women" und "Long
Time Ago" für Tonics Emerson Hart stellen zusätzlich besondere
Raritäten auf der Songliste dar

Tracklist:

  1. "Come Cryin' To Me" (Natalie Maines)

  2. "Everybody Knows" (Dixie Chicks)

  3. "Gonna Be A Darkness" (Jakob Dylan & Gary Louris)

  4. "Bitter End" (Dixie Chicks)

  5. "Backwards Women" (The Wild Feathers)

  6. "Long Time Ago" (Emerson Hart)

  7. "Need You Tonight" (Sugarland)

  8. "El Dorado" (Carrie Rodriguez)

  9. "Bird Never Flies" (Ari Hest)

10. "Carry You To Safety"

11. "Leaving Detroit"


Kommende Alben-Veröffentlichungen

25.05. Shirin - Almost Lover

01.06. Namika - Que Walou

01.06. Runrig - Rarities

01.06. Christin Stark - Rosenfeuer

08.06. Lykke Li - So Sad So Sexy

15.06. Cosmo's Midnight - What Comes Next

15.06. O.S.T. - Uncle Drew

15.06. Christina Aguilera - Liberation

15.06. Buddy Guy - The Blues Is Alive And Wel

06.07. Kissin' Dynamite - Ecstasy

06.07. Tom Grennan - Ligntning Matches

13.07. Bury Tomorrow - Black Flame

13.07. Amy Shark - Love Monster


On Tour

G-Eazy

23.05. Köln - Palladium

Michael Patrick Kelly

26.05. Lübeck - Musik- und Kongresshalle

02.06. Siegen - Siegerlandhalle

16.06. Trier - Porta Nigra Vorplatz

23.06. Essen - Grugahalle

Anna Depenbusch

28.05. Meinersen - Kulturzentrum

Jimmy Eat World

30.05. Hannover - Capitol

03.06. Leipzig - Conne Island

Roger Waters

01.06. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

02.06. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

04.06. Mannheim - SAP-Arena

11.06. Köln - Lanxess-Arena

13.06. München - Olympiahalle

Rock am Ring / Rock im Park • 01. - 03. Juni

• Foo Fighters

• Nothing But Thieves

• Jimmy Eat World

• Beth Ditto

• Three Days Grace

• Bury Tomorrow

• Andrew W.K.

• The Neighbourhood

• Casper

Shakira

03.06. Hamburg - Barclaycard-Arena

05.06. Köln - Lanxess-Arena

17.06. München - Olympiahalle

Andrew W.K.

04.06. Hamburg - Knust

Tash Sultana

06.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

10.09. Berlin - Columbiahalle

Runrig

07.06. Berlin - Zitadelle

08.06. Stuttgart - Schleyerhalle

09.06. Köln - Lanxess-Arena

Die Fantastischen Vier

08.06. Ladenburg/Neckar - Festwiese

23.06. Sankt Wendel - Open-Air-Gelände

13.07. Rosenheim - Mangfallpark Süd

19.07. Füssen - Barockgarten am Festspielhaus

20.07. Bonn - Kunstrasen

21.07. Kassel - Auestadion

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Vanessa Mai

09.06. Stuttgart - Porsche Arena

Judas Priest

15.06. Feropolis - With Full Force Festival

19.06. Freiburg - Messehalle

20.06. Mannheim - Zeltfestival

31.07. München - Zenith

02.08. Wacken - Wacken Open Air

08.08. Dortmund - Westfalenhalle

Hurricane / Southside • 22. - 24. Juni

• Arcade Fire

• MØ

• George Ezra

• Gang Of Youths

• Jain

• Tom Walker

• Tom Grennan

• Amy Shark

• Marteria

• The Vaccines

• Tonbandgerät

• Gavin James

Scorpions

25.07. Salem - Schloss Salem

27.07. Ludwigsburg - Schloss Ludwigsburg

Jeff Lynne's ELO

18.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

19.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

21.09. München - Olympiahalle

25.09. Mannheim - SAP-Arena

Till Brönner & Dieter Ilg

17.11. Waldshut - Sedus Werk Dogern

18.11. Lindau - Inselhalle

Revolverheld

14.03.2019 Emden - Nordseehalle

15.03.2019 Hannover - TUI-Arena

16.03.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03.2019 Bremen - ÖVB-Arena

19.03.2019 Leipzig - Arena

20.03.2019 Frankfurt - Festhalle

22.03.2019 Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03.2019 München - Olympiahalle

27.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

29.03.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Ben Hiltrop

Manager Print & Online

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 540222-9073, Fax: 089 - 540222-69073

E-Mail: ben.hiltrop@sonymusicexternal.com

Internet: www.sonymusic.de
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INTERVIEW/064: HipHop Open Air - das Selbstverständnis zählt ...    Pyro One im Gespräch (SB)


Interview am 5. Mai 2018 in Hamburg-St. Pauli



Der Berliner Rapper Pyro One trat auf dem Klassenfest - HipHop Open Air gegen
Staat und Kapital 2018 gewissermaßen außer Konkurrenz an. Zum einen, weil es
unter Linken ohnehin nicht um Wettbewerb, wie von der Marktgesellschaft
eingefordert, gehen sollte, was gerade im HipHop mit seine Fehden und Battles
nicht selbstverständlich ist. Zum andern, weil er in einer ideologiebestimmten
Lagerbildung, die der politisch bewußte HipHop analog zur linken Bewegung
maßstabsgerecht reflektiert, zumindest von einigen nicht zu der auf dem
Hamburger Fischmarkt anwesenden Szene gezählt wird.

Dabei gehörte der Auftritt von Pyro One zu den eindrücklichen Ereignissen dieses
sonnigen Nachmittags auf dem Hamburger Pflasterstrand. Der solo gerappte Titel
"Heldentaten" karikierte das Verhältnis von Staat und Rechtsterrorismus mit
Reimen wie "Einer macht den Anschlag, einer füllt den Aktenschrank; Einer
schickt den V-Mann, einer ruft den Anwalt an; (...) Keine Sorge, alles ist gut;
Schwarz, Gold, Blut, alles ist gut". Die Selbstdarstellung des Musikers im Stück
"Hi" greift einen elementaren Projektionsmechanismus zwischen Menschen auf, um
die eigene Unabhängigkeit und Streitbarkeit zu bekräftigen: "Wir schieben alle
unseren eigenen Film, und galoppieren in Schubladen, die andere füllen; Hi, ich
bin Pyro, gekommen um zu stören." Im Anschluß an seinen Auftritt beantwortete
Pyro One dem Schattenblick einige Fragen zum politischen Anspruch seiner Musik.
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Pyro One

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Pyro, wie lange bist du schon im HipHop unterwegs?

Pyro One: Ich mache das tatsächlich schon eine ganze Weile. 2009
habe ich mein erstes Album veröffentlicht, war aber davor schon in
zwei Bandkonstrukten unterwegs. Seit 2009 trete ich immer mal wieder
solo auf, zwischendurch auch in einem Künstlerkollektiv. Das Ende ist
noch nicht absehbar.

SB: Du machst ausgesprochen politische Texte. Besteht für dich manchmal die
Verführung, dich an einen größeren Massengeschmack zu wenden, um auch ein
bißchen Geld damit zu verdienen?

Pyro One: Ich fände es ja gut, wenn der Massengeschmack eher in meine Richtung
gehen würde und man die Option hätte, quasi mit politischen Liedern, wobei nicht
jeder Song zwingend politisch sein muß, aber doch mit etwas straighteren
Inhalten Leute zu erreichen. Das funktioniert bei einigen Bands ganz gut. Es
gibt inzwischen durchaus politische Musik, die in den Mainstream einsickert. Ich
glaube, da ist viel Bewegung. Ich bin, was man den klassischen Untergrund-MC
nennt, und mit der Nischenrolle auch ganz glücklich. Ich kann Konzerte spielen,
komme rum, und über die Jahre gibt es ein gutes Netzwerk. Ob das wie heute ein
paar mehr Leute sind oder im Keller 20, hat beides seinen Reiz. 

Nun bin ich lange genug dabei, um zu wissen, daß das, was ich mache, schon etwas
sperrig ist. Daher wird jetzt nicht mehr eine Tür aufgehen und jemand vom Label
stehen, der mir einen Goldkoffer überreicht. Wenn man Alben macht, gibt es
natürlich immer mal wieder die Überlegung, etwas zu probieren, um vielleicht
noch andere Leute oder Kids außerhalb dieser politischen Blase zu erreichen,
aber im Grunde geht mir der Pop Appeal völlig ab. Ich habe wenig Interesse dran,
mich anzubiedern, um im Mainstream zu landen. Im Grunde reicht es, wenn man von
außen immer mal wieder reinpiekt. Die Leute brauchen eigentlich nur zu wissen,
daß das stattfindet, und dann hängt es von ihnen ab, ob sie sich von dieser
Radio- oder Mainstream-Suppe einlullen lassen oder auch anderen Sachen eine
Chance geben.

SB: HipHop ist wegen der Geschichte von Kollegah und Farid Bang ins Gerede
gekommen. Wie bewertest du die mediale Reaktion auf diese zweifellos üble Zeile
und welche Auswirkungen hat dies auf das gesellschaftliche Bild von HipHop?

Pyro One: Auch wenn es jetzt eine krasse Crew war, die da durchs Dorf getrieben wird,
gesellschaftlich wird sich meiner Meinung nach nicht viel ändern. HipHop bleibt
eine Schmuddelmusik und wird in Deutschland irgendwie nicht so richtig
verstanden oder nur hofiert, wenn Fanta 4 im ganz großen Maßstab irgendeinen
Radio-Pop macht. Darauf kann man sich noch einigen, aber wenn irgendwelche
Migrations-Kids von ihrer Lebenswirklichkeit erzählen und dementsprechend auch
sprachlich anders unterwegs sind als ich zum Beispiel, hat es bei den Leuten,
die diese Musik dann bewerten, immer schon Reibungspunkte gegeben. Ich glaube,
grundsätzlich gibt es nicht unbedingt eine Motivation, das zu verstehen. 

Wenn dann so etwas wie mit Kollegah und Farid Bang passiert, gibt es einfach
wieder Futter für das bestehende Bild, dann heißt es, das ist typisch für Rapper
mit Migrationshintergrund. Da wird gar nicht mehr differenziert. An dieser
Kontroverse stört mich zum Beispiel, daß diese Zeile immer mit Kollegah
zusammengebracht wird, obwohl sie von Farid Bang stammt, was aber am Ende nichts
daran ändert, daß die Zeile scheiße ist. Ich war nie ein besonderer Freund des
Battle-Raps, auch wenn ich die Sachen gelegentlich höre, weil ich ein Rap-Fan
bin. Deswegen weiß ich auch, warum das sprachlich auch immer mal eins drüber ist
oder daß dahinter der Versuch steckt, einen Skandal zu erzeugen. Das finde ich
nicht besonders spannend und auch ein bißchen albern, weil immer wieder
versucht wird, den nächstgrößeren Tabubruch hinzukriegen, als würde es nur darum
gehen, wieder auf den Index zu kommen. Im Prinzip ist das auch nur eine
kapitalistische Verwertung, also wie können wir Platten verkaufen.

SB: Offensichtlich sind Rapper mit Videos, in denen es wirklich nur um Koksen
und Sexismus und Leute im Drogengeschäft umbringen geht, ziemlich erfolgreich.

Pyro One: Wenn man sich die Mühe macht, reinzuhören und zu differenzieren,
wird man schon herauskriegen, welche Leute ihre tatsächliche
Lebensrealität widerspiegeln oder nur in einem Hollywoodfilm
unterwegs sind. Ich finde jetzt nicht, daß Rap immer authentisch sein
muß, man darf auch mal übertreiben, aber spannend wird es, wo Leute
die Tür aufmachen und ihre Welt zeigen. Das ist auch die Stärke von
Rap, daß Leute quasi zeigen können, wie es in ihrem Viertel zugeht.
Das kann ganz banal sein, aber oft sieht man auch echte
Überlebenskämpfe. Das kommt ja nicht von irgendwoher.

Es gibt im Rap so leichte Tendenzen zur Pädagogisierung, wo sich ganz viele
Sozialarbeiter und solche, die sich mit dieser Jugendkultur beschäftigen, am Rap
abarbeiten. Da wird es schwierig. Sicherlich haben die Rapper nicht so eine
politische Sozialisation wie man selber, aber man muß mit diesen Leuten
partizipieren und sie ranholen. Man kann sich natürlich die ganze Zeit
hinstellen und über Leute sprechen. Alle sagen Refugees welcome, aber laß doch
die Leute für sich selber sprechen, gebt ihnen ein Forum. Ob das jetzt
sprachlich immer so klar geht, ist eine andere Frage. An der Veranstaltung hier
finde ich spannend, daß hier viele Acts sind, deren Sprache ich nicht teile,
aber es ist die Sprache ihrer Lebenswelt, die man erst einmal akzeptieren muß.
Wenn man die Leute sprechen läßt, kann man darüber in einen Austausch kommen,
und dann ist es vielleicht auch möglich, zu fragen: Warum sind deine Homies
Spasten? An dieser Stelle wird es überhaupt erst interessant.

SB: Glaubst du, daß man einen Begriff wie "Hurensohn" auch auf eine ironische
Ebene heben kann, oder kommt er doch immer als Schimpfwort rüber?

Pyro One: Wir benutzen statt dessen gerade "Söder-Sohn", das finde ich ganz
schön. Vorher war es immer "Hundesohn", aber das finde ich den Hunden gegenüber
ungerecht. Natürlich kann man alles ironisieren, und im HipHop kommen ganz viele
Sachen oft superironisch daher. Wenn man das aber so wie eine Zwiebel abschält -
was bleibt dann im Kern übrig? Fehlt die Substanz, so ist die Ironie nur eine
Form, die ausdrücken soll, ich bin mega abgecheckt. Bei "Hurensohn" weiß ich,
was es bedeutet, es hat einen festen Stellenwert als Beschimpfung, aber wenn ich
es trotzdem benutze, finde ich es schwierig. Ich versuche es zu vermeiden und
wüßte auch nicht, daß es in meiner Sprache großartig vorkommt. Klar schimpfe ich
auch, ich schreibe ja die Texte und lasse sie auch einen Tag liegen, um noch
einmal drüberzulesen und zu fragen, ob das jetzt mein Mittel ist, um Wut auszudrücken oder geht es
vielleicht cleverer, gibt es schönere Wege zum gleichen Ziel?

SB: Du hast viel über Gentrifizierung und das Erkämpfen von
Freiräumen gesungen. Bist du in Berlin in einer der Initiativen gegen
Zwangsräumungen oder ähnliches aktiv?

Pyro One: Ich bin aufgrund von Lohnarbeit und einer 100-Prozent-Stelle jetzt
nicht bei jeder Demo dabei, aber tatsächlich ist das meine politische und
musikalische Sozialisation bis heute. Also 90 Prozent meiner Auftritte haben einen
linken Hintergrund und finden oft in besetzten Häusern statt. Deswegen weiß ich
diese Strukturen zu schätzen und weiß, wie wichtig es ist, daß es in den
durchgentrifizierten Räumen immer noch Plätze gibt, wo etwas Subversives
passiert und eine Subkultur am Start ist. Die Situation wird schwieriger, aber
die Plätze gibt es noch, um so wichtiger ist es, um sie zu kämpfen und darauf zu achten, daß sie bleiben.

SB: Wir haben es hierzulande wie weltweit mit einer starken Rechtsentwicklung zu
tun. Du hast dich auf der Bühne klar gegen Rassismus und Homophobie
ausgesprochen. Wäre es aus deiner Sicht nicht auch in der Linken wichtig, das
Mittel der Kultur oder solche Veranstaltungen wie hier verstärkt einzusetzen, um
Leute zu mobilisieren und davon abzubringen, sich von rechten Entwicklungen, die
auch der Dynamik von Trends folgen können, einfangen zu lassen?

Pyro One: Das wird die Musik nicht schaffen, denn an Leute, die in einem
geschlossenen faschistischen Weltbild aufwachsen, kommt man nicht ran. Rap
entwickelt nach meinem Gefühl zunehmend, wie früher beim Punk und Rock zu
beoachten, ein Grauzonenproblem, sei es durch Fußballfans oder rechtsoffenes
Zeug im Web. Da spielt dann auch der Antisemitismus mit hinein. Ich glaube, man
kann einfach immer wieder nur nerven und darauf verweisen, daß so etwas einfach
nicht passieren darf. Rechter Rap ist für mich weiterhin völlig irreal, aber
dennoch passiert es. Inzwischen kann man sich darüber nicht mehr lustig machen,
denn die rechte Szene hat Budgets für Musik, sie drehen Videos, die rein
objektiv - über die Inhalte braucht man nicht zu reden - nicht mehr ganz kacke
sind. Weil Rap die größte Jugendkultur ist, erreichen sie auch Leute. Die Nazis
sind schon immer so vorgegangen. Läuft Skateboarding, dann gibt es von Thor
Steinar eine Skateboard-Marke.

Das wird die Musik nicht schaffen, sie kann sich immer nur die Plätze
zurückholen, indem sie sagt, wenn du ein Nazi bist, hast du hier nichts zu
suchen, ich lasse mir die Musik nicht von Faschos wegnehmen. Ob das dazu führt, Leute
von ihrer rechten Gesinnung abzubringen, weiß ich nicht. Das ist vielleicht zu viel
verlangt, aber man kann immer wieder nerven und muß dranbleiben.

SB: Du wirst innerhalb der Linken einem bestimmten politischen Lager zugeordnet,
wie heute auch kurz auf der Bühne erwähnt wurde. Wie gehst du damit um?

Pyro One: Ich werde über Künstlerkollektive oder Labels, mit denen ich gearbeitet
habe, ohne mich selber jemals klar positioniert zu haben, eher in eine
Anti-D-Schublade gesteckt mit entsprechend klaren Schubladengrenzen. Daher finde
ich eine Einladung wie hier zum Klassenfest spannend, weil in Berlin hätte es so
etwas womöglich nicht gegeben. Wenn ich jetzt überlege, was eine adäquate Gruppe
in Berlin zum Roten Aufbau sein könnte, sind die Trennwände noch höher. Ich
hatte mit den Orga-Leuten hier vorhin einen guten Austausch, wo dieser Punkt gar
nicht thematisiert wurde. Aber gestern bei Facebook, als ich für die
Veranstaltung vorgestellt wurde, kam das Thema dann doch auf. Meines Erachtens
war das nicht zwingend notwendig, aber es passiert halt immer noch. 

Jetzt ist 2018. Die Fixierung der deutschen Linken auf den Nahostkonflikt hat
bei den vielen Problemen, die es sonst noch gibt, schon etwas Pathologisches.
Wenn Leute zusammenkommen, wird es immer Widersprüche geben, daher finde ich den
Ansatz hier, über Schubladengrenzen hinweg zu schauen, spannend. Damit wird den
gemeinsamen Schnittmengen, die es definitiv gibt, sei es bei antirassistischen,
antisexistischen oder feministischen Positionen, Raum gegeben. Wenn die Linke es
nicht schafft, miteinander ins Gespräch zu kommen, wie soll dann eine Wirkung
nach außen entstehen? Deswegen lief das für mich hier ganz gut.

SB: Pyro, vielen Dank für das Gespräch.
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Auf der Bühne des Klassenfestes 2018

Foto: © 2018 by Schattenblick




Berichte und Interviews zum "Klassenfest 2018" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → MUSIK → REPORT

BERICHT/034: HipHop Open Air - die neue Klasse ... (SB)

INTERVIEW/060: HipHop Open Air - Musik, Widerstand und linke Perspektiven ...    Halil Simsek im Gespräch (SB)

INTERVIEW/061: HipHop Open Air - keine Heimstatt zwischen den Welten ...    Tice im Gespräch (SB)

INTERVIEW/062: HipHop Open Air - Freunde und Gegner ...    Celoviz im Gespräch (SB)

INTERVIEW/063: HipHop Open Air - ein kleiner Internationalismus ...    Zynik im Gespräch (SB)


23. Mai 2018
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2648: Mainz - Toleranz und Intoleranz in der Musik, mit Konzert vom 7. bis 9. Juni


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Toleranz und Intoleranz in der Musik - dargestellt am Beispiel Zupfmusik 

Öffentliche internationale Tagung zu Toleranz- und Intoleranzphänomenen

mit Konzert vom 7. bis 9. Juni an der JGU

Wo: Campus der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Eintritt: frei

Anmeldung: nicht erforderlich



Toleranz und Intoleranz in der Musik - ein Thema, das vielleicht
zunächst überrascht. Tatsächlich zeigt sich Toleranz und Intoleranz in
der Musik in vielerlei Zusammenhängen und auf ganz unterschiedliche
Weise - weshalb es schwierig ist, die Strukturen von Toleranz und
Intoleranz zu erfassen und mit einem Anspruch auf Vollständigkeit
aufzuzeigen und zu analysieren. Die Abteilung Musikwissenschaft an der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) hat daher einen anderen
Ansatz gewählt: Sie wendet sich einer kleinen und damit einigermaßen
überschaubaren Musikszene zu, sodass sich wie unter einem Mikroskop
das Zusammenspiel von ganz unterschiedlichen Toleranz- und
Intoleranzphänomenen beobachten lässt. Bei einer Tagung in Mainz
werden nun diese Phänomene am Beispiel der Zupfmusik aufgegriffen und
erörtert. Zu der Tagung "Toleranz und Intoleranz in der Musik -
dargestellt am Beispiel der Zupfmusik" erwarten die Veranstalter um
Prof. Dr. Stefanie Acquavella-Rauch Wissenschaftler aus dem In- und
Ausland auf dem Campus der JGU. Die interessierte Öffentlichkeit ist
hierzu ebenfalls herzlich eingeladen.

Musik mit Mandoline, verschiedenen Gitarrenarten, Zither und Harfe
findet häufig in Nischen statt und ist an kulturellen Schnittstellen
angesiedelt. Diese Ansiedlung an und auf Grenzen bringt es mit sich,
dass Unterschiede wahrgenommen, ausgehalten oder abgewehrt werden
müssen. Dadurch werden Toleranz und Intoleranz zu zentralen
musiksoziologischen Kategorien, die Einblick in musikkulturelle
Entwicklungen geben, wie sie auch in anderen Bereichen anzutreffen,
aber nicht immer zu untersuchen sind.

Themen der Tagung sind neben Intoleranz und Sexismus im Berufsalltag
von Harfenistinnen oder soziologische Überlegungen zur Toleranz in der
Zupfmusik-Szene auch klangästhetische und repertoirebezogene
Fragestellungen. Ein Vortrag widmet sich unter der Überschrift "Hetzen
mit Gitarre" Liedermachern der extremen Rechten in Deutschland,
während ein anderer sich mit Gender-Strategien im viktorianischen
England beschäftigt.

Am Freitag, 8. Juni findet um 19:30 Uhr außerdem in Kooperation mit
der Hochschule für Musik Mainz ein Konzert mit Gitarren und Mandoline
im Philosophicum, Musiksaal, Jakob-Welder-Weg 18 statt. Auch hierzu
sind Besucher herzlich eingeladen.

Weiterführende Links:

http://www.musikwissenschaft.uni-mainz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Mai 2018 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8713: Aus aller Welt - 23.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Venezuela weist US-Botschafter aus

Venezuela hat die ranghöchsten US-Diplomaten des Landes verwiesen.
Präsident Nicolás Maduro erklärte den Geschäftsträger der
US-Botschaft in Caracas, Todd Robinson, zur unerwünschten Person.
Auch der Leiter der politischen Abteilung der US-Botschaft, Brian
Naranjos, rief er zur Ausreise auf. Beide müssen das Land innerhalb
von 48 Stunden verlassen. Den Diplomaten wird Einmischung in die
inneren Angelegenheiten Venezuelas vorgeworfen. Nach der 
Wiederwahl Maduros hatten die USA neue Sanktionen gegen das
südamerikanische Land angekündigt.

23. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8713: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rauchgiftkriminalität nimmt zu

Das Bundeskriminalamt (BKA) verzeichnete 2017 insgesamt rund 330.580
Drogendelikte. Das sei ein Anstieg von 9,2 Prozent gegenüber dem
Vorjahr, teilte BKA-Chef Holger Münch in Wiesbaden mit. Die meisten
Straftaten wurden demnach im Zusammenhang mit Kokain und Cannabis
gemeldet. Der Zugang zu Drogen ist leicht, und Drogenhandel ist nach
wie vor ein lukratives Geschäft, sagte Münch. Insbesondere der Handel
im Internet stelle die Ermittler vor neue Herausforderungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8710: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Waffen bei der Bundeswehr entwendet

Bei der Bundeswehr sind laut einem Medienbericht in den vergangenen
acht Jahren 75 Gewehre und Pistolen sowie fast 57.000 Schuß Munition
verschwunden. Das berichtete das Spiegel-Magazin unter Berufung auf
eine als vertraulich eingestufte Liste des Verteidigungsministeriums.
Die Zahlen der entwendeten Waffen müßten geheim gehalten werden, weil
sie einen Vertrauensverlust in die Funktionsfähigkeit der Truppe
verursachen könnten.

23. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8712: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bamf-Affäre - Seehofer sieht Vertrauen massiv geschädigt

Als Konsequenz aus der Affäre um unrechtmäßige Asylentscheide in
Bremen darf die dortige Außenstelle des Flüchtlingsbundesamtes (Bamf)
bis auf weiteres nicht mehr über Anträge von Flüchtlingen
entscheiden. Das Vertrauen in die Qualität der Asylverfahren und die
Integrität des Ankunftszentrums Bremen sei massiv geschädigt worden,
sagte Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU). Die frühere Leiterin
der Bremer Bamf-Außenstelle soll zwischen 2013 und 2016 mindestens
1.200 positive Asylentscheidungen getroffen haben, obwohl die
Voraussetzungen dafür nicht gegeben waren.

23. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8711: Tragisches und Kurioses - 23.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schlachtfeld der Germanen in Dänemark entdeckt

In einem Sumpfgebiet im dänischen Jütland haben Archäologen über 2000
Jahre alte Knochen von mutmaßlichen germanischen Kriegern gefunden.
Wie die Wissenschaftler in der Fachzeitschrift "Pnas" berichten,
handelt es sich um die sterblichen Überreste von mindestens 380
Menschen. Wer hier damals gegen wen kämpfte, ist unklar. Vermutlich
standen sich bei der Schlacht Germanen und römische Soldaten
gegenüber. Die Forscher fanden zudem Hinweise auf eine rituelle
Säuberung des Schlachtfeldes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7796: Aus Forschung und Technik - 23.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Falcon-9-Trägerrakete setzt mehrere Satelliten im All aus

Ein Nutzlastträger des privaten US-Raumfahrtunternehmens SpaceX hat
zwei Forschungssatelliten der deutsch-amerikanischen Mission Grace-FO
in den erdnahen Weltraum befördert. Zehn Minuten nach dem Start von
der Luftwaffenbasis Vandenberg in Kalifornien setzte die
Falcon-9-Rakete die jeweils 600 Kilogramm schweren Hightech-Geräte im
All aus. Das Satellitentandem soll das Schwerefeld der Erde mit einer
bislang nicht erreichten Präzision vermessen. Aus den Daten lassen
sich zum Beispiel Veränderungen des Meeresspiegels oder des Klimas
feststellen. An Bord befanden sich außerdem fünf Satelliten für das
Kommunikationsnetz Iridium, teilte die NASA mit. Für die Firma SpaceX
war es der zehnte Start in diesem Jahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7808: Aus aller Welt - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Venezuela weist US-Diplomaten aus

Venezuela schickt den US-Diplomaten Todd Robinson und seinen
Stellvertreter Brian Naranjo zurück nach Washington. Präsident
Nicolás Maduro warf ihnen im Fernsehen Verschwörung gegen seine
Regierung und Versuch der Sabotage der Präsidentschaftswahl am
Wochenende vor. Das Imperium dominiert uns nicht, so Maduro. Er war
mit zwei Dritteln der gültigen Stimmen wiedergewählt worden.
Daraufhin hatte US-Präsident Donald Trump umgehend seine
Wirtschaftssanktionen Venezuelas ausgeweitet. Maduro werte das als
Aggression und Bedrohung seines Landes. Robinson, der seit Dezember
als Missionsleiter in Caracas stationiert ist, hat die Vorwürfe
Maduros zurückgewiesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7769: Medizin und Gesundheitswesen - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Tödlicher Nipah-Ausbruch in Südindien

Während der Ebola-Ausbruch im Kongo die Welt in Atem hält, sind beim
Ausbruch des ebenfalls gefährlichen Nipah-Virus im südindischen
Bundesstaat Kerala laut Deutschem Ärzteblatt bisher mindestens zehn
Menschen gestorben. Zwei weitere Erkrankte sollen auf einer
Intensivstation liegen. Knapp 100 Menschen wurden zu Hause unter
Quarantäne gestellt, weil sie als Verdachtsfälle galten. Das
Nipah-Virus wurde erstmals 1998 in Malaysia nachgewiesen. Es gehört
nach Ansicht der WHO zu den Erregern, die am dringendsten erforscht
werden müssen, weil sie die öffentliche Gesundheit gefährden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7796: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Rauschgiftkriminalität in Deutschland

Im vergangenen Jahr wurden in Deutschland mehr als 330.000
Drogendelikte registriert. Darunter waren fast 199.000, bei denen es
um Cannabis ging. Das entspricht einer Zunahmen um 11,8 Prozent
gegenüber dem Vorjahr. Im Zusammenhang mit Kokain gab es 17,9 Prozent
mehr Fälle. Der Rauschgifthandel nahm um 5,5 Prozent auf etwa 54.000
und der Konsum um 10,1 Prozent auf mehr als 255.000 registrierte
Fälle zu. Die Zahl der Drogentoten ist gegenüber 2016 von 1333 auf
1272 gesunken. Das Lagebild präsentierten die Bundesdrogenbeauftragte
Marlene Mortler und der Präsident des Bundeskriminalamts, Holger
Münch, in Wiesbaden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7720: Sprache, Kunst und Medium - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



In Mittenwald messen sich zum 8. Mal die besten Geigenbauer

Gegenwärtig werden im bayerischen Mittenwald die Pfingstferien der
renommierten Geigenbauschule genutzt, um dort den 8. Internationalen
Geigenbauwettbewerb zu veranstalten.

Bis zur Medaillenvergabe am kommenden Samstag untersuchen die Juroren
die handwerkliche und musikalische Qualität der 110 aus aller Welt
eingereichten Geigen, Bratschen und Celli sowie 50 Bögen. Insgesamt
hatten Instrumentenbauer aus 25 Ländern und vier Kontinenten ihre
Werke eingereicht.

Der Wettbewerb in Mittenwald, wo seit dem 17. Jahrhundert Geigen
gebaut werden, findet seit 1989 alle vier Jahre statt und zählt zu den
bekanntesten weltweit.

Der Geigenbauschule angeschlossen ist ein Geigenbaumuseum, in dem
schon lange nicht mehr gebräuchliche, aber auch kuriose Instrumente zu
sehen sind.

Außerdem unterhalten etwa zehn Geigenbaumeister in und nahe dem
Luftkurort ihre Werkstätten.

23. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7786: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Israelische Vergeltungsangriffe im Gazastreifen

Die israelische Luftwaffe hat in der Nacht auf Mittwoch im
Gazastreifen ein sogenanntes Objekt der unterirdischen
Terrorinfrastruktur der Hamas sowie zwei Schnellboote im Hafen von
Gaza bombardiert. Die Militäraktionen sollen Vergeltung dafür sein,
daß zuvor mehrere Palästinenser aus dem Gazastreifen ausgebrochen
waren und auf israelischem Gebiet einen unbemannten
Scharfschützenposten in Brand gesetzt hatten. Israelische Soldaten
haben seit Ende März bei Massenkundgebungen innerhalb des Grenzzauns
rund 120 Demonstranten und Aktivisten getötet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7800: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett beschließt Änderung des Atomgesetzes

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch den Gesetzentwurf von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze zur Entschädigung der
Atomkraftwerksbetreiber RWE und Vattenfall verabschiedet. Die beiden
Konzerne sollen einen Betrag in der Größenordnung von einer Milliarde
Euro dafür erhalten, daß die schwarz-gelbe Bundesregierung 2011 nach
dem Mehrfach-GAU in der japanischen Präfektur Fukushima acht AKW
stillegen ließ und zuvor verlängerte Restlaufzeiten der anderen neun
AKW kürzte. Die Konzerne sahen sich dadurch enteignet und klagten auf
Entschädigung für ausbleibende Gewinne und vergebliche Investitionen,
die auf Grundlage der 2002 zugewiesenen Restlaufzeiten getätigt
worden waren. RWE und Vattenfall können sich auf ein entsprechendes
Urteil des Bundesverfassungsgericht aus dem Jahr 2016 berufen.
Demnach hat die Bundesregierung bis Ende Juni 2018 eine Neuregelung
zu finden. Der genaue Entschädigungsbetrag wird erst 2023, wenn das
Atomzeitalter in Deutschland zu Ende gegangen ist, anhand der nicht produzierten
Strommengen errechnet werden können. Der AKW-Betreiber Eon bekommt
keine entsprechende Entschädigung, weil er Reststrommengen auf andere
Kraftwerke übertragen kann. EnBW hatte nicht auf Entschädigung
geklagt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7770: Tragisches und Kurioses - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Sein Ziel vor Augen stirbt bekannter japanischer Bergsteiger

Wenige Tage nachdem aus Nepals Hauptstadt Kathmandu mit einem
63jährigen Mazedonier der erste tote Bergsteiger der diesjährigen
Klettersaison am Mount Everest gemeldet wurde, fanden einheimische
Bergführer den bekannten japanischen Bergsteiger Nobukazu Kuriki tot
in seinem Zelt in Lager 2 auf 7400 Metern Höhe, wo er offenbar
übernachtet hatte. Das Camp liegt in der Todeszone, wo auch die besten
Bergsteiger wegen Sauerstoffmangel nach jedem Schritt anhalten müssen.

Der 36jährige Kuriki, dessen Ehrgeiz es war, die höchsten Berg der
Welt allein und ohne künstlichen Sauerstoff zu besteigen, hatte
bereits sieben Mal vergeblich versucht, den mit 8848 Metern höchsten
Gipfel der Erde zu erreichen.

Bei einem Versuch im Jahr 2012 hatte sich der Alpinist auf 8230 Metern
Höhe wegen eines Sturms bei minus 20 Grad Celsius ein Schneeloch
gegraben, in dem er zwei Tage ausharrte. Er wurde von Sherpas
gerettet, ihm froren aber neun Fingerkuppen ab. Das hinderte ihn
nicht, sein Ziel weiter zu verfolgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7797: Arbeit, Soziales und Familie - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Soziale Entmischung in deutschen Städten

Das Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) hat in 74
Städten Deutschlands die räumliche Verteilung unterschiedlicher
sozialer Schichten untersucht. Die Forscher stellten fest, daß in
vier von fünf Städten arme Menschen wie die Bezieher staatlicher
Transferleistungen zunehmend in bestimmten Quartieren wohnen. Die
sozialräumliche Spaltung wurde stärker, wo viele Familien mit kleinen
Kindern und viele Bedürftige wohnten. Auch ältere und jüngere
Menschen haben in vielen Kommunen ihre eigenen Wohnviertel. Die
räumliche Ungleichheit verstärkte sich dort, wo es einen hohen Anteil
an Sozialwohnungen gab. Die Studie bezieht sich auf die Jahre 2005
bis 2014.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7780: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Schimpansen leiden unter Affenhitze

Wer kennt nicht den Begriff der Affenhitze. Forscher des Leipziger
Max-Planck-Institutes für evolutionäre Anthropologie wollen laut dpa
herausgefunden haben, daß Schimpansen in der Savanne Afrikas unter
Hitze-Streß - also unter Affenhitze - leiden. Ein internationales
Forscherteam um Erin Wessling hatte die physiologischen Parameter von
Savannen- und Regenwald-Schimpansen untersucht und ihren Wasser- und
Energiehaushalt verglichen. Dabei zeigte sich, daß bei den Bewohnern 
der Savanne gegen Ende der Trockenzeit bei Temperaturen um
die 34 Grad erhöhte Nieren- und Hormonwerte (Kreatinin und Cortisol) 
auftraten. Demgegenüber hatten Schimpansen aus dem Regenwald bei
Durchschnittstemperaturen von 26 Grad Celsius und doppelt so viel
Niederschlag deutlich niedrigere Werte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7785: Märkte und Finanzen - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Autoexporteure profitieren von Zollsenkungen Chinas

Das Finanzministerium der Volksrepublik China senkt ab Juli die
Einfuhrzölle für die meisten Pkw-Modelle von 25 auf 15 Prozent. Zölle
auf Lkw und bestimmte Autoteile werden ebenfalls verringert. Vor
allem die im Premiumsegment vertretenen deutschen Autobauer BMW,
Daimler, Porsche und Audi werden von den geringeren Abgaben
profitieren. Marktbeobachter rechnen mit bis zu 4,5 Milliarden Euro
für die deutschen Hersteller. BMW und Audi haben bereits eine
Überprüfung angekündigt, ob sie den Kostenvorteil an die chinesischen
Kunden weitergeben wollen. Dadurch wüchse die Konkurrenz für die
chinesischen Produzenten, die ihre Fahrzeuge bislang rund 20 Prozent
günstiger als die ausländischen Unternehmen anbieten konnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7803: Aus Forschung und Technik - 23.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Weitere Spectre-Sicherheitslücke gefunden

Und wieder wurde eine Sicherheitslücke in der Architektur der 
Prozessoren entdeckt. Auch wenn manch ein Experte die tatsächlich 
davon ausgehende Gefahr nicht erkennen kann - die Lücken wurden 
bislang nur von Sicherheitsforschern entdeckt, und nirgendwo soll es 
über sie zu einem Angriff gekommen sein -, haben die Spectre und 
Meltdown getauften Sicherheitslücken die Computer-Welt in Aufruhr 
versetzt. Doch jetzt haben die Sicherheitsforscher laut der 
Internetplattform WinFuture.de eine neue Lücke gefunden. Sie hat den 
Namen Spectre v4. Von ihr betroffen sollen alle modernen Out-of-order 
Execution-Prozessorkerne von Intel, AMD, ARM sowie IBMs Power 8-, 
Power 9- und System z-CPUs sein. Spectre v4 soll eine Schwachstelle 
darstellen, die einen spekulativen Bypass ausnutzt. Sollte ein 
Angreifer darüber erfolgreich sein, soll er zumindest theoretisch im 
CPU-Stack ältere Speicher-Werte oder andere Speicher-Orte auslesen 
können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/647: Kosmische Ravioli und Spätzle (idw)


Universität Bern - 21.05.2018

Kosmische Ravioli und Spätzle



Die inneren Monde des Saturns sehen aus wie riesige Ravioli und Spätzle.
Das enthüllten Bilder der Raumsonde Cassini. Nun konnten Forscher der
Universität Bern erstmals zeigen, wie diese Monde entstanden sind. Die
eigenartigen Formen sind eine natürliche Folge von Zusammenstössen
zwischen kleinen Monden ähnlicher Grösse, wie Computersimulationen
demonstrieren.




[image: Bild: © A. Verdier]

Entstehung von Atlas, einem der kleinen, inneren Monde des Saturns. Seine
flache, ravioliartige Form kam bei der Kollision und Verschmelzung zweier
gleich grosser Körper zustande.

Bild: © A. Verdier



Als Martin Rubin, Astrophysiker an der Universität Bern, die Bilder der
Saturnmonde Pan und Atlas im Internet sah, war er verblüfft. Die
Nahaufnahmen der Cassini-Raumsonde im April 2017 zeigten Objekte, welche
die NASA in ihrer Pressemitteilung als fliegende Untertassen mit einem
Durchmesser von etwa 30 km beschrieb. Mit ihrem flachen Rand und dem
bauchigen Zentrum gleichen Pan und Atlas auch riesigen Ravioli. Martin
Rubin dachte über den möglichen Ursprung der merkwürdigen Objekte nach und
fragte seinen Kollegen Martin Jutzi, ob sie das Ergebnis von Kollisionen
sein könnten. Denn Jutzi hatte schon früher mit Computersimulationen
gezeigt, dass der Komet Chury auf diese Weise geformt wurde.

Martin Jutzi und Adrien Leleu, beide Mitglieder des Nationalen
Forschungsschwerpunkts PlanetS, nahmen die Herausforderung an, den
Entstehungsprozess der kleinen, inneren Saturnmonde zu berechnen. Die
ersten, einfachen Tests funktionierten gut. «Aber dann berücksichtigten
wir die Gezeitenkräfte, und die Probleme häuften sich», erinnert sich
Adrien Leleu. «Die Bedingungen in der Nähe von Saturn sind sehr speziell»,
bestätigt Martin Jutzi. Saturn hat 95-mal mehr Masse hat als die Erde.
Zudem umkreisen die inneren Monde den Planeten in einer Entfernung von
weniger als der Hälfte der Distanz zwischen Erde und Mond. Deshalb sind
dort die Gezeiten enorm und ziehen fast alles auseinander. Eine
allmähliche Anhäufung von Material um einem Kern hätte niemals Objekte mit
diesen eigenartigen Formen hervorgebracht. Schon früher schlugen
Forschende darum ein alternatives Entstehungsmodell vor: Demnach wurden
diese Monde durch eine Reihe von Fusionen kleinerer Minimonde geformt.

Nachdem die Forscher ihre anfänglichen Probleme gelöst hatten, konnten sie
dieses Modell verifizieren, und noch mehr: Sie zeigten, dass die
Kollisionen der Minimonde zu genau denjenigen Formen führen, die auf den
Bildern von Cassini zu sehen sind. Nahezu frontale Zusammenstösse ergeben
abgeflachte, ravioliartige Objekte wie Atlas und Pan. Kollisionen mit
etwas schrägeren Auftreffwinkeln führen zu länglichen, spätzleartigen
Formen, die aussehen wie der 90 km lange Mond Prometheus, den Cassini
ebenfalls fotografiert hat.

Frontalkollisionen sind häufig

Ausgehend von den heutigen Umlaufbahnen der Monde und ihrer Umgebung
konnten die Forscher abschätzen, dass die Aufprallgeschwindigkeiten in der
Grössenordnung von wenigen 10 m/s lagen. Simulationen in diesem Bereich
mit verschiedenen Aufprallwinkeln ergaben unterschiedliche, stabile Formen
wie Ravioli und Spätzle, jedoch nur für niedrige Aufprallwinkel. «Ist der
Aufprallwinkel grösser als zehn Grad, sind die resultierenden Formen nicht
mehr stabil», sagt Adrien Leleu. Ein entenförmiges Objekt wie der Komet
Chury würde wegen der Gezeiten des Saturns auseinanderfallen. «Deshalb
sehen die kleinen Saturnmonde ganz anders aus als Kometen, die oft eine
zweiteilige Form haben», erklärt Martin Jutzi.

Interessanterweise sind die Frontalzusammenstösse nicht so selten, wie man
meinen könnte. Die kleinen, inneren Monde stammen wahrscheinlich von den
Ringen des Saturns, einer dünnen Scheibe in der Äquatorebene des Planeten.
Saturn ist zudem keine perfekte Kugel, sondern abgeplattet, was es jedem
Objekt schwermacht, diese schmale Ebene zu verlassen. Deshalb sind fast
frontale Kollisionen häufig und der Aufprallwinkel wird bei nachfolgenden
Zusammenstössen noch geringer. «Ein erheblicher Teil der Verschmelzungen
bei einer Kollision findet entweder schon bei der ersten Begegnung statt
oder nach ein bis zwei Zusammenstössen», fassen die Autoren in ihrem heute
in «Nature Astronomy» veröffentlichten Beitrag zusammen. «In dieser
Hinsicht ist Saturn ein besonders einfaches System, um diese Prozesse zu
untersuchen», sagt Martin Rubin.

Obwohl die Forscher vor allem die kleinen, inneren Monde des Saturns
untersuchten, fanden sie auch eine mögliche Erklärung für ein langjähriges
Rätsel um den drittgrössten Saturnmond namens Iapetus. Warum hat Iapetus
eine abgeplattete Form und einen schmalen, hohen Gebirgszug rund um den
Äquator? «Gemäss unseren Simulationen könnten diese Merkmale das Ergebnis
einer Fusion von Monden ähnlicher Grösse sein, die nahezu frontal
aufeinander trafen, ähnlich wie die kleineren Monde», fassen die Forscher
zusammen.



Angaben zur Publikation: A. Leleu, M. Jutzi, M. Rubin: The peculiar shapes
of Saturn's small inner moons as evidence of mergers of similar-sized
moonlets, Nature Astronomy, 21 May 2018. doi: 10.1038/s41550-018-0471-7,
in press

Weitere Informationen:

https://www.youtube.com/watch?v=SIy-d9gDrrU&feature=youtu.be

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 21.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Mai 2018 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/228: Designerzellen - Künstliches Enzym kann Genschalter betätigen (idw)


Universität Basel - 22.05.2018

Designerzellen: Künstliches Enzym kann Genschalter betätigen



In künstlichen molekularen Systemen lassen sich komplexe
Reaktionskaskaden auslösen: Schweizer Wissenschaftler haben ein Enzym
konstruiert, das in eine Säugerzelle eindringen kann und dort die
Freisetzung eines Hormons beschleunigt. Dieses wiederum aktiviert einen
Genschalter, der die Herstellung eines Leuchtproteins auslöst. Das
berichten Forschende des NFS Molecular Systems Engineering, der von der
Universität Basel und der ETH Zürich geleitet wird.

Die Natur ist auf Enzyme angewiesen, um energetisch aufwändige
biochemische Reaktionen zu beschleunigen, die für den Erhalt des Lebens
notwendig sind. Natürliche Enzyme eignen sich jedoch nicht gleichermassen
für sämtliche Reaktionstypen. Im Gegensatz dazu sind künstlich
hergestellte Katalysatoren vielseitiger, denn sie können viel mehr
chemische Syntheseprozesse optimieren.

Entsprechend vielversprechend ist es, künstliche Katalysatoren in lebende
Zellen und Organe einzubringen, um so Zellfunktionen auf genetischer Ebene
zu verändern oder ein Medikament aus einer harmlosen Vorläufersubstanz
gleich in der Zelle herstellen zu lassen. Doch funktionieren solche
Katalysatoren oft nur unter streng kontrollierten Bedingungen, die im
Umfeld lebender Zellen kaum möglich sind.

Kaskade künstlicher Komponenten

Um diese Einschränkung zu überwinden, haben Forschende der Universitäten
Basel (Prof. Thomas Ward) und Genf (Prof. Stefan Matile) sowie der ETH
Zürich (Prof. Martin Fussenegger) einen kleinmolekularen Katalysator
entwickelt, der einen Genschalter steuern kann. Wird dieser Schalter
betätigt, löst das die gewünschte Zellfunktion aus.

Für die vorliegende Studie stellten die Forscher ein sogenanntes
Metalloenzym her - ein biokompatibles Protein, in das ein katalytisch
aktives Metallfragment (in diesem Fall aus Ruthenium) eingebaut ist. Dabei
ist es erstmals gelungen, ein künstliches Metalloenzym zu entwickeln, das
in der Lage ist, in eine Säugerzelle einzudringen.

In der Zelle angekommen, entfaltete das Metalloenzym - gleich einem
Trojanischen Pferd - seine katalytische Funktion und beschleunigte die
Produktion eines bestimmten Schilddrüsenhormons. Dieses Hormon betätigte
anschliessend einen synthetischen Genschalter, der wiederum zur
Herstellung eines leuchtenden Proteins namens Luciferase geführt hat.

Neuartige Chemie in lebenden Organismen

Die in «Nature Communications» erschienene Studie belegt die Machbarkeit
eines innovativen Ansatzes, der auf die Entwicklung von Zellfunktionen
abzielt und traditionelle biochemische Prozesse zu ergänzen vermag. Die
Arbeit zeigt beispielhaft, welche Möglichkeiten die Verbindung von
synthetischer Biologie und metallorganischer Chemie für die Steuerung von
Zellfunktionen in lebenden Organismen eröffnet.


Originalbeitrag

Yasunori Okamoto, Ryosuke Kojima, Fabian Schwizer, Eline Bartolami,
Tillmann Heinisch, Stefan Matile, Martin Fussenegger & Thomas R. Ward
A cell-penetrating artificial metalloenzyme regulates a gene switch in a
designer mammalian cell

Nature Communications (2018), doi: 10.1038/s41467-018-04440-0
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FORSCHUNG/1097: Embryonale Genregulation durch mechanische Reize


Universität Wien - 22.05.2018

Embryonale Genregulation durch mechanische Reize

Molekulare Grundlagen dafür bereits 600 Millionen Jahre alt



Damit Zellen in unserem Körper "wissen", wo sie hingehören und was sie
werden sollen, bekommen sie schon früh in der Embryonalentwicklung
Instruktionen in Form einer genetischen Regulationskaskade. In einer
aktuellen Publikation im Fachjournal "PNAS" haben der Entwicklungsbiologe
Ulrich Technau und sein Team von der Universität Wien herausgefunden, dass
neben diesem genetischen Programm auch mechanische Reize zur Aktivierung
von Entwicklungsgenen beitragen können. Die Analyse von Embryonen der
Seeanemone legt nahe, dass dies eine uralte Eigenschaft ist.

Jahrzehnte molekularer und genetischer Forschung haben gezeigt, dass die
embryonale Entwicklung durch eine genetische Regulationskaskade gesteuert
wird. In den letzten Jahren haben aber etliche Untersuchungen gezeigt,
dass auch mechanische Reize einen Einfluss auf das
Differenzierungsverhalten von Zellen haben können. Die meisten dieser
Studien waren jedoch Experimente an Zellkulturen.

Ulrich Technau vom Department für Molekulare Evolution und Entwicklung der
Universität Wien konnte nun nachweisen, dass in einem sensiblen
Zeitfenster der Embryonalentwicklung mechanische Reize die Aktivität von
wichtigen Entwicklungsgenen beeinflussen können. Dazu hat die Erstautorin
der Studie, Ekaterina Pukhlyakova, Embryonen der Seeanemone Nematostella
vectensis untersucht. Wenn während der Bildung der inneren und äußeren
Zellschichten, der sogenannten Gastrulation, die Kontraktion des
zellulären Muskelproteins Myosin unterdrückt wurde, wurde dadurch in
reversibler Weise die gesamte Gastrulation blockiert. Überraschenderweise
war im Zuge dessen auch das wichtige Entwicklungsgen Brachyury
abgeschaltet. "Wenn wir aber diesen Myosin-blockierten Embryonen
mechanischem Stress in Form eines Gewichts aussetzten, schaltete sich das
inaktive Gen Brachyury wieder an - trotz des Myosininhibitors", erklärt
Technau.

Mittels eines speziellen Mikroskops, das die "Steifheit" von Zellen messen
konnte, fanden die AutorInnen heraus, dass die Zellen um den
Gastrulationspol (Blastoporus) in normalen Embryonen tatsächlich "steifer"
waren als ihre Nachbarn, also offenbar unter mechanischem Druck standen.
Doch wie wurden die mechanischen Reize in das biochemische Signal einer
Genaktivität umgewandelt? In weitergehenden Experimenten wiesen die
AutorInnen nach, dass dafür das Protein Beta-Catenin verantwortlich war.
Beta-Catenin findet sich in allen Tieren, auch im Menschen und hat eine
wichtige duale Funktion sowohl in der Verbindung von Zellen miteinander
als auch in der Regulation von Genaktivität im Zellkern in Reaktion auf
Signale zwischen den Zellen. "Wir vermuten, dass es zwischen der
genetischen und mechanischen Genregulation eine Feedback-Schleife gibt",
so Pukhlyakova.

Da die Genregulation durch mechanische Reize mittels Beta-Catenin auch bei
Fliegen und Fischen zu finden ist, nehmen die ForscherInnen an, dass
dieses Grundprinzip bereits in gemeinsamen Vorfahren von Wirbeltieren und
Seeanemonen vor rund 600 Millionen Jahren entstanden ist.


Publikation in "PNAS":

"b-catenin dependent mechanotransduction dates back to the common ancestor
of Cnidaria and Bilateria": Ekaterina Pukhlyakova, Andy Aman, Kareem
Elsayad, Ulrich Technau. Proceedings of the Academy of Sciences (PNAS),
Article #17-13682

DOI: 10.1073/pnas.1713682115

www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1713682115


Offen für Neues. Seit 1365.

Die Universität Wien ist eine der ältesten und größten Universitäten
Europas: An 19 Fakultäten und Zentren arbeiten rund 9.500
MitarbeiterInnen, davon 6.600 WissenschafterInnen. Die Universität Wien
ist damit die größte Forschungsinstitution Österreichs sowie die größte
Bildungsstätte: An der Universität Wien sind derzeit rund 94.000 nationale
und internationale Studierende inskribiert. Mit 174 Studien verfügt sie
über das vielfältigste Studienangebot des Landes. Die Universität Wien ist
auch eine bedeutende Einrichtung für Weiterbildung in Österreich.

www.univie.ac.at
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FORSCHUNG/466: Die Donau friert seit rund 70 Jahren kaum noch zu (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
21.05.2018

Die Donau friert seit rund 70 Jahren kaum noch zu



Wärmer werdende Winter und die vom Menschen verursachten Flusseinträge
verhindern seit den 1950er Jahren eine regelmäßige Eisbildung auf Europas
zweitgrößtem Fluss.

Dass man früher in nahezu jedem Winter auf der unteren Donau Schlittschuh
laufen konnte, wissen heute nur noch die älteren Bewohner der
Donau-Delta-Region. Seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts friert
Europas zweitgrößter Fluss nämlich nur noch in Ausnahmefällen zu. Grund
dafür sind die steigenden Winter- und Wassertemperaturen in Mittel- und
Osteuropa, wie ein deutsch-rumänisches Forscherteam jetzt herausgefunden
hat. Ihre Analyse erscheint jetzt im Onlinemagazin Scientific Reports.

In der rumänischen Hafenstadt Tulcea wird gründlich Eistagebuch geführt.
Seit dem Jahr 1836 dokumentiert die Donau-Kommission des Ortes, wann im
Winter die Donau zufriert, wie lange der Fluss über eine geschlossene
Eisdecke verfügt und an welchem Tag das Eis wieder aufbricht. Bis vor rund
70 Jahren notierten die Eiswächter in nahezu jedem Winter eine
Eisbedeckung. Seit der Mitte des 20. Jahrhunderts aber sind die Einträge
in der Tabellenspalte "Eis" selten geworden. Im Zeitraum von 1951 bis 2016
ist Europas zweitgrößter Fluss nur zehn Mal zugefroren. Rein rechnerisch
entspricht dieser Wert nicht einmal jedem sechsten Winter. Dabei zeigt ein
Vergleich mit Regionen weiter stromaufwärts, dass die Donau in Tulcea, dem
Eingangstor in das Donau-Delta, deutlich häufiger und länger zufriert als
zum Beispiel im ungarischen Budapest. Was also verhindert seit rund 70
Jahren, dass die Menschen in Tulcea auf der Donau Schlittschuh laufen
können?

Dieser Frage ist nun ein deutsch-rumänisches Forscherteam nachgegangen.
"Wenn Klimawissenschaftler von Eis und Erderwärmung sprechen, denken die
meisten Menschen an die Gletscher Grönlands oder das Meereis auf dem
Arktischen Ozean. Nur wenigen ist wirklich bewusst, dass die Menge des
Wintereises auf europäischen Seen und Flüssen ein ebenso wichtiger
Indikator für ein sich änderndes Klima ist", sagt Dr. Monica Ionita,
Klimaforscherin am Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für
Polar-und Meeresforschung (AWI).

Sie und ihre Kollegen haben die Eisaufzeichnungen aus Tulcea und anderen
Orten entlang der Donau mit lokalen und überregionalen Wetter-Datenreihen
verglichen. Die Ergebnisse zeigen, dass sich das Klima in Mittel- und
Osteuropa in den zurückliegenden Jahrzehnten deutlich verändert hat. "In
Europa hat es bereits Ende der 1940er Jahre einen deutlichen Anstieg der
Wintertemperatur gegeben. Seitdem sind die Wintermonate in der Regel nicht
mehr kalt genug und die Donau und andere große Flüsse können nicht mehr
regelmäßig und langanhaltend zufrieren", sagt Monica Ionita.

Im Vergleich zu früher sind die Winter in Osteuropa heute im Durchschnitt
bis zu 1,5 Grad wärmer als noch im Zeitraum von 1901 bis 1950. Hinzukommt,
dass sich seit den 1980er Jahren auch die Wassertemperatur des Schwarzen
Meeres im Winter nicht mehr ganz so weit abkühlt und seine Wärme dazu
beiträgt, dass die Winter im Osten Europas und im Westen Russlands milder
und feuchter werden.

Ein weiterer Grund, warum die Donau nicht mehr zufriert, ist der Eintrag
von Abwässern und Wärme in den Fluss. "Im Zeitraum von 1837 bis 1950
musste es im Winter minus 0,54 Grad Celsius kalt werden, damit sich in
Tulcea eine Eisdecke auf der Donau bildete. Seit Beginn der 1950er Jahre
aber reicht so leichter Frost nicht mehr aus. Die Lufttemperatur muss
heutzutage auf minus 1,05 Grad absinken, damit die Wasseroberfläche
gefriert. Der Einfluss des Menschen ist also auch hier deutlich zu
erkennen", erklärt die Wissenschaftlerin.

Die Binnenschiffer auf der Donau dürfte das Ausbleiben des Wintereises
wenig stören. Wo keine Eisschollen treiben, haben Flussschiffe freie
Fahrt. "Die Folgen für die Pflanzen und Tiere der Donau dürften
weitreichender sein, vor allem, wenn man berücksichtigt, dass die Luft-
und Wassertemperaturen im Zuge der Erderwärmung weiter ansteigen werden",
so Monica Ionita.
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FORSCHUNG/1488: Mikroskopie der Zukunft (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 22.05.2018

Mikroskopie der Zukunft

Zwei neue Forschungsgruppen zur Quantentechnologie an der Universität Jena
eingerichtet



In der Entwicklung der modernen Mikroskopie spielt Jena eine bedeutende
Rolle. Der Faden, den Carl Zeiß und Ernst Abbe in der zweiten Hälfte des
19. Jahrhunderts aufgenommen haben, reicht bis in die Gegenwart - junge
Nachwuchswissenschaftler etwa verfolgen an der
Friedrich-Schiller-Universität Jena und anderen Forschungseinrichtungen
innovative Ideen im Bereich mikroskopischer Bildgebungsverfahren. Im
Institut für Angewandte Physik der Uni Jena nehmen nun gleich zwei
Forschungsgruppen ihre Arbeit auf. Sie betreiben in intensiver
Zusammenarbeit mit Forschungsgruppen des Fraunhofer-Instituts für
Angewandte Optik und Feinmechanik IOF Grundlagenforschung auf dem Feld der
Quantentechnologie und loten deren Potenziale für die Mikroskopie aus.

Potenzial für verbesserte Fluoreszenzmikroskopie?

Die Gruppe "NanoScopeFutur-2D" unter der Leitung von Dr. Falk Eilenberger
von der Universität Jena wird in den kommenden fünf Jahren vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung mit insgesamt 2,5 Millionen
Euro gefördert. "Gemeinsam mit vier Kollegen widmen wir uns sogenannten
Übergangsmetall-Dichalcogeniden", erklärt der Jenaer Physiker. Dieses
Material ähnelt Graphen, besteht ebenfalls aus Lagen einzelner Atome, die
dünner als ein Nanometer sind. "Während Graphen sich durch seine
mechanischen und elektronischen Eigenschaften auszeichnet, stechen bei den
Übergangsmetall-Dichalcogeniden vor allem die photonischen Eigenschaften
hervor", erklärt Eilenberger. "Sie können sehr stark mit Licht
wechselwirken, was sie für optische Anwendungen äußerst interessant
macht." So können sie beispielsweise Licht in einem Volumen sammeln, das
deutlich geringer ist als die Wellenlänge des Lichts. Mit
quantentechnologischen Anwendungen, die sich diese Eigenschaften zunutze
machen, könnten Mikroskope etwa besser in den Nanobereich einer Probe
vordringen.

Zudem lassen sich Lichtquellen entwickeln, die anstatt Farbstoffen für die
Fluoreszenzmikroskopie zum Einsatz kommen könnten. Während dieses
Bildgebungsverfahrens beobachten Wissenschaftler zum Beispiel die
Prozesse, die innerhalb einer Zelle ablaufen. Dabei werden fluoreszierende
Stoffe innerhalb der Zelle durch das Bestrahlen mit Licht einer bestimmten
Wellenlänge angeregt und senden Licht mit einer anderen Wellenlänge
zurück. So entsteht ein Bild der Zelle. Allerdings zerstören die bisher
üblichen organischen Moleküle die Zelle relativ schnell, da sie zu
Giftstoffen zerfallen. Stoffe auf Basis der Übergangsmetalle könnten das
verhindern und längere Prozesse abbilden, wie sie etwa von
Entwicklungsbiologen beobachtet werden. "Allerdings sind das bisher
theoretische Vermutungen - in den kommenden fünf Jahren wollen wir deshalb
erst einmal mehr über das vielversprechende Material und seine
photonischen Eigenschaften erfahren", sagt Nachwuchsgruppenleiter
Eilenberger.

Photonenpaar mit unterschiedlichen Wellenlängen

Die Gruppe "FOQUOS", koordiniert von Dr. Frank Setzpfandt, besteht aus
Forschenden der Uni Jena und der TU Ilmenau und wird von der Thüringer
Aufbaubank mit 700.000 Euro aus Mitteln des Freistaats Thüringen und des
Europäischen Sozialfonds für die kommenden drei Jahre unterstützt. Hierbei
steht die Erforschung von Abbildungen mit Quantenlicht im Mittelpunkt.
"Quantenmechanisch verschränkte Photonen treten immer paarweise auf - und
dieser besondere Umstand lässt sich möglicherweise auch für die
Mikroskopie nutzen", erklärt Setzpfandt. "Man beleuchtet beispielsweise
eine Probe mit einem Photon und detektiert auf der anderen Seite, ob es
die Probe durchdrungen hat. Mit einem zweiten Detektor findet man den
Punkt, an dem das zweite Photon entstanden ist. Da die beiden Photonen nur
zusammen auftreten, lässt sich daraus ableiten, wo das erste Photon die
Probe getroffen hat. Korreliert man diese Informationen, lässt sich ein
Bild der Probe erstellen, ohne dass eine Kamera die eigentliche Probe
beobachtet hat."

Dabei besteht die Möglichkeit, dass die Photonen unterschiedliche
Wellenlängen aufweisen können. Das erste könnte im sichtbaren Bereich
liegen, während sich die Wellenlänge des zweiten im mittleren
Infrarotbereich bewegt, was Kameras nur schwer erfassen. "So lassen sich
die Eigenschaften der Probe in diesem Wellenlängenbereich messen. Gerade
im mittleren Infrarotbereich hinterlassen mitunter wichtige biologische
und chemische Prozesse Signaturen, die wir so erkennen und darstellen
könnten", sagt Setzpfandt. "Die Idee, ein Mikroskop zu bauen, dass für die
Optoelektronik eine bestimmte Wellenlänge hat und für die Interaktion mit
der Probe eine ganz andere, bricht mit vielen physikalischen
Selbstverständnissen - und es ist spannend zu sehen, welche grundlegenden
Informationen wir in den kommenden Jahren sammeln können."

Denn auch wenn sie ein großes Interesse daran haben, ihre Arbeit in
Anwendungen münden zu lassen, betonen die beiden Jenaer Physiker, dass sie
noch ganz am Anfang stehen und auch Grundlagenforschung betreiben. Die
Bedingungen dafür seien in Jena perfekt. "Als experimentierender Physiker
steht mir hier ein Maschinenpark zur Verfügung, an dem sich alle
notwendigen optischen und nanoskopischen Analyseverfahren durchführen
lassen", sagt Eilenberger. "Und diese Verbindung zwischen Grundlagen und
Anwendungen, die hier allgegenwärtig ist, macht durchaus auch die
Philosophie von Abbe und Zeiß immer wieder spürbar."
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FORSCHUNG/1487: Quantenverschränkung auf den Kopf gestellt (idw)


Universität Innsbruck - 21.05.2018

Quantenverschränkung auf den Kopf gestellt



Mit einer überraschend einfachen Idee ermöglichen Physiker aus Triest und
Innsbruck die Untersuchung von Quantenverschränkung sehr vieler Teilchen.
Anstatt tief in den Charakteristika der Wellenfunktionen - die
experimentell nur sehr schwer zugänglich sind - zu graben, schlagen sie
vor, physikalische Systeme zu realisieren, die durch den zugehörigen
Verschränkungs-Hamiltonoperator beschrieben sind. Auf diese Weise werden
die Verschränkungseigenschaften des ursprünglichen Systems über bereits
etablierte Werkzeuge zugänglich. Diese radikal neue Methode könnte helfen,
Quantenmaterie besser zu verstehen und damit auch den Weg zu neuen
Quantentechnologien zu öffnen.

Quantenverschränkung bildet das Herz der zweiten Quantenrevolution, sie
liefert den Schlüssel zum Verständnis von Quantenmaterie und stellt die
Grundlage für gegenwärtige und zukünftige Quantentechnologien dar.
Verschränkte Teilchen können physikalisch nicht als einzelne Teilchen mit
definierten Zuständen beschrieben werden, sondern nur als Gesamtsystem.
Selbst wenn sich verschränkte Teilchen in sehr großer Entfernung
zueinander befinden, beeinflussen Veränderungen an einem Teilchen auch den
oder die Partner unmittelbar. Die Verschränkung einzelner Teilchen - seien
es Photonen, Atome oder Moleküle - gehört heute im Labor zum Alltag. In
der Vielteilchenphysik wird Verschränkung typischerweise durch das
sogenannte Verschränkungsspektrum beschrieben: es ist der Lage wesentliche
Eigenschaften eines kollektiven Quantenphänomens, wie die topologische
Ordnung, zu erfassen und es erlaubt gleichzeitig die Quantifizierung der
"Quanteneigenschaften" eines gegebenen Zustandes, d.h., wie schwierig es
ist, diesen mit einem klassischen Computer zu berechnen.

Trotz ihrer Bedeutung stoßen die experimentellen Methoden zur Messung des
Verschränkungsspektrums schnell an ihre Grenzen - bis heute wurden diese
Spektren nur in Systemen mit wenigen Quantenbits gemessen. Für eine
größere Anzahl von Teilchen war eine ähnliche Messung bisher unmöglich, da
der Aufwand mit den verwendeten Techniken mit der Teilchenzahl
exponentiell zunimmt.

"Es ist heute extrem schwierig, ein Experiment mit mehr als einigen
wenigen Teilchen durchzuführen und dabei konkrete Aussagen über deren
Verschränkungsspektrum zu machen", erklärt Marcello Dalmonte vom
International Center for Theoretical Physics (ICTP) in Triest. Gemeinsam
mit Peter Zoller und Benoît Vermersch vom Institut für Theoretische Physik
der Universität Innsbruck und dem Institut für Quantenoptik und
Quanteninformation (IQOQI) der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften hat er nun einen überraschend einfachen Weg gefunden, wie
Verschränkungsspektren direkt untersucht werden können. Dazu stellen die
Physiker das Konzept der Quantensimulation quasi auf den Kopf, indem nicht
mehr ein bestimmtes physikalisches System im Quantensimulator
nachempfunden wird, sondern dessen Verschränkungs-Hamiltonoperator direkt
simuliert wird.

Quantenvorteil demonstrieren

"Anstatt im Labor mit einem Quantensimulator ein bestimmtes Problem zu
simulieren und dann zu versuchen, die Verschränkungseigenschaften des
realisierten Zustands zu messen, schlagen wir vor, den Spieß einfach
umzudrehen und den entsprechenden Verschränkungs-Hamiltonoperator direkt
zu realisieren. Dies schafft unmittelbaren und einfachen Zugang zu den
Verschränkungseigenschaften wie dem Verschränkungsspektrum", erklärt
Marcello Dalmonte. "Diesen Verschränkungs-Hamiltonoperator im Labor zu
untersuchen, ist konzeptuell und praktisch ähnlich einfach, wie
Vielteilchenspektren zu messen, was eine etablierte Routine im Labor ist".
Darüber hinaus sind dieser Methode auch in Hinblick auf die Größe des
Quantensystems kaum Grenzen gesetzt. Das könnte auch die Untersuchung von
Verschränkungsspektren in Vielteilchensystemen erlauben, die mit
klassischen Computern eine enorme Herausforderung darstellt. Dalmonte,
Vermersch und Zoller beschreiben die radikal neue Methode in einer
aktuellen Arbeit in Nature Physics und machen konkrete Vorschläge zur
Umsetzung auf einer Reihe von experimentellen Plattformen, wie atomaren
Systemen, gefangenen Ionen und auch Festkörpersystemen basierend auf
supraleitenden Quantenbits.

Die Forschungen wurden unter anderem vom österreichischen
Wissenschaftsfonds FWF und der Europäischen Union finanziell unterstützt.




Weitere Informationen unter:

http://dx.doi.org/10.1038/s41567-018-0151-7 

- Quantum simulation and spectroscopy of entanglement Hamiltonian. Marcello
Dalmonte, Benoît Vermersch, Peter Zoller. Nature Physics 2018 DOI:
10.1038/s41567-018-0151-7

http://arxiv.org/abs/1707.04455

- Preprint auf arXiv

http://www.uibk.ac.at/th-physik/ 

- Institut für Theoretische Physik, Universität Innsbruck

http://www.ictp.it/

- International Centre for Theoretical Physics
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FORSCHUNG/1486: "Spukhafte Fernwirkung" im Physik-Gebäude - Forscher entwickeln Baustein für Quanten-Repeater (idw)


Universität des Saarlandes - 21.05.2018

"Spukhafte Fernwirkung" im Physik-Gebäude: Forscher entwickeln Baustein
für Quanten-Repeater



Physikern der Universität des Saarlandes ist es gelungen, ein Atom mit
einem Lichtquant (Photon) im so genannten Telekom-Wellenlängenbereich zu
verschränken. Damit können Quanteninformationen mittels Photonen
verlustarm über lange Strecken transportiert werden. Die Ergebnisse fanden
bei Quantenforschern bereits große Aufmerksamkeit und wurden jetzt in
Nature Communications veröffentlicht.

Die Kommunikation mit Quantenzuständen ist extrem sicher, da jedes Abhören
das Übertragungssignal stören würde und es daher immer entdeckt wird. Aus
demselben Grund ist es aber schwierig, die Informationen über weite
Strecken zu transportieren: Das mit der Entfernung schwächer werdende
Signal kann nämlich nicht einfach von Signalverstärkern, so genannten
Repeater-Stationen, empfangen und verstärkt weitergesendet werden, wie
dies in der klassischen Telekommunikation geschieht.

Hierfür muss ein anderes Prinzip verwendet werden: der Quanten-Repeater.
Dabei wird zuerst eine so genannte Quantenverschränkung über kürzere
Distanzen erzeugt und dann über immer längere Abstände weiter verbreitet.
Eine Quantenverschränkung zwischen zwei Teilchen besteht, wenn man den
gemeinsamen Zustand der beiden Teilchen mit einer festen Beziehung genau
beschreiben kann, jedes Teilchen für sich gemessen jedoch in einem
zufälligen, nicht vorhersagbaren Zustand gefunden wird. Eine Möglichkeit,
dies zu realisieren, besteht darin, einzelne Atome und einzelne Photonen
(Lichtquanten) miteinander zu verschränken. Das geschieht in den Laboren
von Prof. Jürgen Eschner mithilfe einzelner, durch Laser-Impulse
kontrollierter Kalzium-Atome in einer Ionenfalle [1]. Für die Wellenlänge,
bei der dies gut funktioniert (854 Nanometer), existieren jedoch keine
Glasfasern zur verlustarmen Übertragung über weite Strecken; stattdessen
möchte man die Photonen im so genannten Telekom-Wellenlängenbereich (1300
bis 1550 Nanometer) versenden. Die Technologie für die Umwandlung der
Photonen in diesen Bereich, den Quanten-Frequenzkonverter, hat Prof.
Christoph Becher mit seiner Arbeitsgruppe entwickelt [2].

Zusammen haben beide Gruppen jetzt demonstriert, dass das Telekom-Photon
nach der Frequenzkonversion noch immer mit dem Atom verschränkt ist,
welches das ursprüngliche Photon ausgesandt hat. Zudem haben die Forscher
gezeigt, dass die hohe Qualität der Verschränkung praktisch unverändert
bleibt. Faszinierend dabei ist, dass der gemeinsame Quantenzustand aus
mikroskopischen Teilchen (einzelnem Atom und einzelnem Telekom-Photon)
sich über mehrere Etagen des Saarbrücker Physikgebäudes erstreckt. "Einer
Verschränkung über 20 Kilometer Distanz steht dann eigentlich nichts mehr
im Weg", kommentiert Matthias Bock, Doktorand in der Quantentechnologie
und Erstautor der aktuellen Studie. Die Ergebnisse sind ein wichtiger
Schritt, um Quantentechnologie in die konventionelle Telekommunikation zu
integrieren; dafür werden die Arbeiten der Gruppen an der Universität des
Saarlandes vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.

Beispiel für Quantenverschränkung:

Bei Quantenbits - zum Beispiel Atomen mit zwei Energiezuständen für
Elektronen oder Photonen mit zwei Schwingungsrichtungen - kann der
individuelle Zustand durch einen Punkt auf einer Kugeloberfläche
veranschaulicht werden. Bei einer Messung wird ein einzelnes Quantenbit
also (unvorhersagbar) irgendwo auf der Kugeloberfläche angetroffen. Das
andere, das mit ihm verschränkt ist, wird dann aber immer im
gegenüberliegenden Punkt auf der Kugel gefunden. Diese Korrelation kann
auch über große Entfernung existieren. Dieses von Einstein "spukhafte
Fernwirkung" genannte Phänomen gehört zu den schwer vorstellbaren
Besonderheiten der Quantenphysik, ist aber vielfach experimentell
bestätigt worden.


Anmerkungen:

[1] https://idw-online.de/de/news614634

[2] https://idw-online.de/de/news499868

Link zur Studie:

http://www.nature.com/ncomms

(DOI: 10.1038/s41467-018-04341-2)
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ARTIKEL/385: Teilhabe und Assistenz - Anmerkungen zu Begriff und Inhalten (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 158 - Heft 4/17, 2017

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Teilhabe und Assistenz

Anmerkungen zu Begriff und Inhalten

Von Christian Reumschüssel-Wienert



Seit dem Jahre 2001 ist mit dem in Kraft getretenen SGB IX
"Rehabilitation und Teilhabe" der Begriff der Teilhabe fest im
deutschen Sozialrecht verankert, durch das BTHG 2016 ist er noch
einmal bekräftigt werden. Ziel des BTHG (§ 1 SGB IX) ist es,
Menschen mit Behinderungen, ihre Selbstbestimmung und volle, wirksame
und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu
fördern. Darüber hinaus benutzt das BTHG nun (ab 2018) einen neuen
Behinderungsbegriff. Im § 2 des neuen SGB IX heißt es: "Menschen
mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige
oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkungen mit
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten
Teilhabe an der Gesellschaft [...] hindern können." Hiermit hat sich
das BTHG der Diktion der UN-BRK, verschiedenen Verlautbarungen der
Weltgesundheitsorganisation sowie dem Diskussionsstand der
Wissenschaft angeschlossen, die "Behinderung" als "Teilhabeproblem"
konzipieren. "Behinderung" ist nun nicht mehr eine Angelegenheit
individueller Beeinträchtigung, sondern entsteht im Rahmen von
Wechselwirkungen. In diesen rechtlichen Rahmenbedingungen ist das
Verständnis von Teilhabe als Gesamtheit der sozialen Umweltbeziehungen
von Menschen zur sozialen Leistungsnorm geworden.

UN-BRK

Auf der Grundlage der allgemeinen Menschenrechte ist für die
UN-Behindertenrechtskonvention der Begriff der Teilhabe zentral. Er
ergänzt den Begriff der Selbstbestimmung bzw. Autonomie. Insbesondere
in der Präambel sowie in Art. 1 und 3 der UN-BRK wird auf Teilhabe
Bezug genommen und dort definiert als


	volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe (Mitgliedschaft) an/in der Gesellschaft,

	vollen, uneingeschränkten Genuss aller Rechte und Freiheiten,

	Beteiligung an politischen Entscheidungsprozessen (soweit es sie selbst betrifft),

	Einbeziehung in die Gemeinschaft/Recht auf Zugehörigkeit (Zugehörigkeitsgefühl) und

	Zugang zur physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, Gesundheit und Bildung, Information und Kommunikation.



Für das Individuum ist die individuelle Autonomie und. Unabhängigkeit
sowie die Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, Voraussetzung
gesellschaftlicher Teilhabe. Für die Vertragsstaaten gilt die
Verpflichtung, legislative und faktische Rahmenbedingungen zu
schaffen, die oben genannten Rechte umzusetzen (Zugänglichkeit zu
sichern), unterstützende infrastrukturelle Bedingungen und Dienste zu
schaffen sowie Diskriminierung zu bekämpfen.

Teilhabe ist damit nicht nur umfassend geregelt, sondern auch als ein
aktiver Prozess gekennzeichnet, der sich erst in seiner Wechselwirkung
mit gesellschaftlichen Bedingungen entfaltet. Weiterhin erscheint
wichtig, dass der Teilhabebegriff sich nicht nur in Möglichkeiten oder
Chancen erschöpft, sondern durch Verwendung des Begriffes der
Wirksamkeit auf die faktische Teilhabe bezieht. Das bedeutet auch:
Ohne aktives Subjekt gibt es keine Teilhabe - aber eben auch nicht
ohne förderliche Rahmenbedingungen.

Was ist (soziale) Teilhabe?

Der Begriff der Teilhabe ist recht schillernd. Er wurde in den 1930er
(!) Jahren von dem Staatsrechtler Forsthoff - neben dem Begriff der
Daseinsvorsorge - in das deutsche Recht eingeführt, und zwar als
Gegenbegriff zu demokratischer Partizipation. Noch in den 1980er
Jahren hat sich z.B. Jürgen Habermas gegen den Teilhabebegriff gewehrt
Allerdings hat dann das Begriffsverständnis eine deutliche Wendung
vollzogen, nicht zuletzt deshalb, weil "Teilhabe" in Deutschland - wie
auch in der UN-BRK - bald zur Übersetzung des englischen Begriffes
"Participation" verwendet wurde. Heute ist der Begriff der Teilhabe
nicht nur in der ICF zentral, sondern auch z.B. in der Debatte um
Inklusion/Exklusion oder auch beim sogenannten Capability-Ansatz.
Dieser wiederum ist konzeptionelle Grundlage des sogenannten
Lebenslagenkonzeptes, das in unterschiedlichen Bereichen der
Sozialberichterstattung eine große Rolle spielt und sowohl in der
sozialräumlichen Planung als auch in unterschiedlichen Forschungs- und
Praxiskonzepten eine handlungsleitende Funktion innehat.

Hieraus folgt zusammenfassend:

Soziale Teilhabe im Sinne einer (gleichberechtigten) Einbeziehung von
Individuen und Organisationen in gesellschaftliche Kommunikations-,
Interaktions-, Entscheidungs- und Handlungsprozesse ist kein einmalig
erreichter, fester Zustand. Soziale Teilhabe ist vielmehr ein
vielschichtiger, verzahnter und hochgradig dynamischer Prozess, der in
unterschiedlichen Gesellschaftsbereichen immer wieder veränderte
Schwerpunkte findet.


	Teilhabe erfordert eine materielle Grundausstattung (Mindestsicherung), die Teilhabe auch ermöglicht Denn: "In der Möglichkeit und Fähigkeit zum Konsum beweisen wir unsere soziale Teilhabe und gewinnen das Gefühl, mit von der Partie zu sein. Wem es an Konsummitteln oder Konsumkompetenzen mangelt, fühlt sich schnell von der Gesellschaft insgesamt ausgeschlossen" (Bude 2016).

	Grundlage sozialer Teilhabe ist individuelle Autonomie und Selbstbestimmung, die sich erst in Interaktion mit dem sozialen Umfeld entfalten kann.

	Teilhabe erfordert (Lebens-)Kompetenzen, Selbstachtung und ein Bewusstsein von Selbstwirksamkeit, die sich auf der Grundlage von bzw. Interaktion mit Anerkennung und Wertschätzung von anderen entfalten können.

	Teilhabe ist die Wahrnehmung sozialer Rechte und Entfaltung von "normalen" sozialen Rollen in einer Gesellschaft.

	Teilhabe ist ein Prozess, der sich nach individuellen Konzeptionen des guten Lebens richtet, sich auf unterschiedliche Lebensbereiche bezieht und damit prinzipiell im Laufe der Zeit auch wandeln kann.

	Teilhabe ist auch Zugehörigkeit zu sozialen Systemen (z.B. Recht, Politik, Wirtschaft, Bildung etc.), gesellschaftlichen Gruppen und (Nah-)Beziehungen.

	Teilhabe ist ein aktiver, individueller, gegebenenfalls professionell unterstützter Prozess, der gesellschaftliche Rahmenbedingungen erfordert, die in der Weise "inklusiv" sind, als dass sie nicht nur Chancen eröffnen, sondern für eine aktive Teilnahme förderlich und motivierend sind sowie Möglichkeiten der Unterstützung anbieten.



Teilhabe und Assistenz

Ziel der Leistungen zur sozialen Teilhabe im § 76 SGB IX ist,
"eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu
ermöglichen oder zu erleichtern [...] und [...] zu einer möglichst
selbstbestimmten und eigenverantwortlichen Lebensführung im eigenen
Wohnraum sowie in ihrem Sozialraum zu befähigen oder sie hierbei zu
unterstützen". In der Begründung hierzu schreibt der Gesetzgeber u.a.:
"Leistungen zur sozialen Teilhabe gewinnen insbesondere vor dem
Hintergrund der mit den besonderen Leistungen zur selbstbestimmten
Lebensführung für Menschen mit Behinderungen verbundenen Zielsetzungen
der Ermöglichung einer individuellen Lebensführung sowie der Förderung
gleichberechtigter Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zunehmend an
Bedeutung."

Ein Teil der bisherigen Leistungen zur Eingliederungshilfe von
behinderten Menschen, wie z.B. das "Betreute Wohnen", heißt nun
"Assistenzleistungen" und ist in § 78 SGB IX geregelt. Sie haben
das Ziel der selbstbestimmten und eigenständigen Bewältigung des
Alltages einschließlich der Tagesstrukturierung. Sie umfassen vor
allem Leistungen für die allgemeinen Erledigungen des Alltags wie die
Haushaltsführung, die Gestaltung sozialer Beziehungen, die persönliche
Lebensplanung, die Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen
Leben, die Freizeitgestaltung einschließlich sportlicher Aktivitäten
sowie die Sicherstellung der Wirksamkeit der ärztlichen und ärztlich
verordneten Leistungen. Sie beinhalten die Verständigung mit der
Umwelt in diesen Bereichen.

"Assistenz" ist ein Begriff, der hinsichtlich sozialer Teilhabe von
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen nicht besonders passend
ist. Gemeindepsychiatrische Angebote der Eingliederungshilfe sind eher
sozialtherapeutisch orientierte Hilfen, die sich kaum als "Assistenz"
bezeichnen lassen. Sie bestehen aus motivierenden, trainierenden und
stützenden Komponenten und Programmen, haben Grenzen setzende und
spiegelnde Elemente sowie reflektierende und analysierende Inhalte,
die je nach Bedürfnissen und Situation zum Tragen kommen. Die
Gestaltung der therapeutischen Beziehung - als Grundelement aller
erforderlichen Maßnahmen - steht hierbei im Mittelpunkt.

Auf diese Aspekte wird zum Teil in der Gesetzesbegründung eingegangen.
Neben Hinweisen auf die Vielfältigkeit möglicher Leistungen werden
insbesondere auch die qualifizierten Assistenzleistungen betrachtet:
"Dies berücksichtigt der neue Leistungstatbestand, indem pädagogische
und psychosoziale Leistungen mit einbezogen werden. Diese
Assistenzleistungen sollen insbesondere die Selbstbestimmung,
Selbstverantwortlichkeit, Selbständigkeit und soziale Verantwortung
des Menschen mit Behinderungen stärken. Entsprechende qualifizierte
Assistenzleistungen können beispielsweise die Beratung und Anleitung
zur Lebensgestaltung und Planung bei der Herstellung und
Aufrechterhaltung sozialer Beziehungen sowie der Gestaltung der
Partnerschaft sein. [...] Dabei reicht es aus, dass die angestrebten
Ziele in weiter Ferne erreichbar sind."

Deutlich wird insbesondere in dem Zusammenhang mit der Begründung des
Teilhabebegriffes sowie der Assistenzleistungen, dass es bei einer
Unterstützung nicht nur um eine gewisse Selbstständigkeit bei
Alltagserledigungen oder der Entwicklung von "Alltagskompetenzen"
geht, sondern dass Teilhabeleistungen/Assistenzleistungen immer auch
ausgerichtet sind auf das soziale Umfeld bzw. auf den Sozialraum. Die
Leistungen können sich nicht in der Vermittlung von "Kompetenzen"
erschöpfen, sondern sollen, wie die Gesetzesbegründung formuliert, die
Menschen "befähigen" - damit bezieht sich die Gesetzesbegründung auf
den Capability-Ansatz. Befähigungen sind jedoch mehr als Kompetenzen,
denn sie erlauben es Menschen, ihre Ressourcen so ein- und umzusetzen,
dass es den eigenen Vorstellungen einer erstrebenswerten Lebensführung
entspricht.

Dies bedeutet, dass Assistenzleistungen zur sozialen Teilhabe darauf
ausgerichtet sein müssen, ihre Klientinnen und Klienten bei der
Wahrnehmung ihrer gewünschten Rechte und Rollen und beim Erlangen der
entsprechenden Ressourcen zu unterstützen. Hierbei wird die
Unterstützung bei der Wahrnehmung von (sozialen) Rechten ein
Schwerpunkt von Assistenzleistungen zur sozialen Teilhabe werden
(müssen).

Natürlich ist es in der psychosozialen Arbeit bisweilen auch so, dass
Menschen aktiv unterstützt werden müssen, um überhaupt Perspektiven
oder Vorstellungen vom "guten Leben" für sich entwickeln zu können. Zu
dem hiermit verbundenen Paternalismusproblem lässt sich in Anlehnung
an Brumlik (1990) formulieren, dass "das zentrale operative Merkmal
legitimierbarer paternalistischer Eingriffe darin [bestehe], dass sie
entmündigende (Neben-)Wirkungen minimieren und den Betroffenen bei
geringstmöglicher Kontrolle optimal nützen".

Assistenzleistungen zur sozialen Teilhabe müssen gleichsam darauf
ausgerichtet sein, personenzentriert einen Abbau von Barrieren zu
bewerkstelligen. Dies bezieht sich sowohl auf die materielle und die
institutionelle Umwelt als auch auf die informelle Umwelt, z.B. bei
Konflikten, Stigmatisierungen etc. Für Professionelle fängt diese
Arbeit gewissermaßen "zu Hause" in der eigenen Einrichtung an
(Zugangsbarrieren, Hausordnung etc.). Eine auf Teilhabe abzielende -
personenzentriert an Capabilities bzw. Befähigungen ansetzende - und
sozialräumlich ausgerichtete psychosoziale Arbeit versucht die
gesellschaftlichen Kontextbedingungen so zu gestalten, dass
Möglichkeitsräume und unterstützende Umfeldbedingungen eröffnet
werden, die durch die Individuen aktiv wahrgenommen werden können.
Insofern muss die "Aktivierung" nicht nur auf "Leistungssteigerung" im
Sinne einer "Selbstoptimierung" (Bröckling 2007) abzielen, sondern
eher im Sinne eines Empowerments auf Befähigung. Es geht bei einer
inklusiven, auf soziale Teilhabe gerichteten psychosozialen Arbeit
nicht allein darum, individuelle Ansprüche "passgenau" zu bedienen
oder Individuen "fit" zu machen, sondern individuelle Ansprüche in
soziale Ereignisse zu verwandeln und Menschen in
Handlungszusammenhänge zu verstricken. Die Möglichkeiten sind gegeben,
da die Leistungen sich im neuen Recht nicht mehr auf bestimmte Orte
beziehen.

Teilhabe als Gegenseitigkeit und Zugehörigkeit

Dies hat Auswirkungen auf die Beziehungsgestaltung, die sich nicht
mehr nur auf die "Begegnung eines individuellen Ichs mit einem Du" im
Sinne Bubers beschränken kann, sondern - gewissenmaßen als eine Triade
- das "Soziale" als Offenheit und Quelle des Zustroms neuer Impulse
immer miteinbeziehen muss. Gerade eine Unterstützung, die auf
Anerkennung und Selbstwirksamkeit ausgerichtet ist, muss immer auch
"den Sozialraum" im Blick haben, da wesentlich nur aus diesem
Anerkennung, Wertschätzung sowie Erfahrungen von Selbstwirksamkeit
kommen können. Psychosoziale Arbeit, die auf Teilhabe im Sinne
zwischenmenschlicher Beziehungen ausgerichtet ist, kann nicht zum Ziel
haben, dass Menschen keine Unterstützung mehr benötigen, sondern im
Gegenteil, dass sie in Unterstützungssettings auf Gegenseitigkeit
eingewoben werden - und sich hier "zugehörig" fühlen.

Leistungen zur sozialen Teilhabe zielen also darauf ab, die
Lebenslagen der betroffenen Menschen zu verbessern. Dies muss nicht
notwendig nur die Förderung und Vermittlung individueller
Handlungsmöglichkeiten und Kompetenzen umfassen, sondern auch die
Stärkung der materiellen Grundlage (indirekt) sowie Barrierenabbau und
Ressourcenstärkung des Umfeldes beinhalten.


Christian Reumschüssel-Wienert, Diplom-Soziologe,
Diplom-Sozialwirt; 

Referent für Psychiatrie/Queere Lebensweisen beim Paritätischen
Wohlfahrtsverband LV-Berlin; Vorsitzender der BGSP; Mitglied EV-DGSP,
Fachausschuss Psychiatrie 4.0 

E-Mail: reumschuessel@paritaet-berlin.de
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MELDUNG/587: "Wahlrechtsausschlüsse noch vor Europawahl abschaffen" (Jürgen Dusel)


Beauftragter der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen


Pressemitteilung Nr. 6/2018 Berlin, 23. Mai 2018

Jürgen Dusel: "Wahlrechtsausschlüsse noch vor Europawahl abschaffen" 

Neuer Behindertenbeauftragter fordert zügige Verbesserung der
politischen Teilhabe für Menschen mit Behinderungen



Das im Grundgesetz in Artikel 38 verankerte Wahlrecht ist ein
fundamentales Grundrecht und ermöglicht politische Mitbestimmung. In
Deutschland sind rund 81.000 Menschen, für die eine Betreuung in allen
Angelegenheiten dauerhaft angeordnet ist, vom aktiven und passiven
Wahlrecht ausgeschlossen. Das gilt sowohl für die Bundestagswahl als
auch für die Europawahl. Dies soll sich ändern. Laut Koalitionsvertrag
möchte die Bundesregierung noch in dieser Legislaturperiode den
Wahlrechtsausschluss von Menschen, für die eine Vollbetreuung besteht,
beenden.

Anlässlich des Tags des Grundgesetzes am heutigen 23. Mai 2018 erklärt
der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit
Behinderungen, Jürgen Dusel:

"Inklusion und Demokratie sind zwei Seiten einer Medaille. Deshalb
freue ich mich sehr, dass nun auch auf Bundesebene die pauschalen
Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit Vollbetreuung abgeschafft
werden sollen. Im Jahr 2016 hatte es in Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein entsprechende Reformen des Wahlrechts gegeben.
Damit wird die Demokratie gestärkt und zugleich werden
menschenrechtliche Vorgaben des Artikels 29 der
UN-Behindertenrechtskonvention umgesetzt. Denn auch Menschen mit
Behinderungen sind politisch interessiert und wollen sich an Wahlen
beteiligen. Wichtig ist es daher, dass die Wahlrechtsausschlüsse zügig
aufgehoben werden, möglichst noch vor der Europawahl im Mai 2019. Ich
vertraue darauf, dass die Verantwortlichen im Deutschen Bundestag
schnellstmöglich einen Gesetzentwurf zur Abschaffung der
Wahlrechtsausschlüsse auf den Weg bringen."

Hintergrund:

Laut Paragraf 13 Bundeswahlgesetz und Paragraf 6a Europawahlgesetz ist
derjenige vom Wahlrecht ausgeschlossen, für den zur Besorgung aller
seiner Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur durch einstweilige
Anordnung bestellt ist ("dauerhafte Vollbetreuung") oder der sich auf
Grund einer Anordnung nach Paragraf 63 in Verbindung mit Paragraf 20
des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus befindet.
Dabei zeigen sich deutliche regionale Unterschiede. So ist
beispielsweise die Zahl der aufgrund einer sogenannten "dauerhaften
Vollbetreuung" vom Wahlrechtsausschluss betroffenen Menschen in Bayern
im Verhältnis 26 Mal so hoch wie in Bremen: In Bayern entfallen auf
100.000 Staatsbürger im Durchschnitt 203,8 Wahlrechtsausschlüsse, in
Bremen lediglich 7,8. Problematisch ist zudem, dass die
Betreuerbestellung in allen Angelegenheiten Aussagen zum Umfang des
Unterstützungsbedarfs trifft, aber nicht zur konkreten Intensität des
Unterstützungsbedarfs und ebenso wenig über die Fähigkeit zur Ausübung
des Wahlrechts.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 6/2018 - Berlin, 23. Mai 2018
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MELDUNG/586: Befragung zur Teilhabe von Menschen mit und ohne Behinderungen startet (BMAS)


BMAS -Pressemitteilung: 17.05.2018

Bundesministerium für Arbeit und Soziales

Kerstin Griese: "Wir wollen genauer wissen, was Menschen mit ehinderungen brauchen."

Befragung zur Teilhabe von Menschen mit und ohne Behinderungen startet 



Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) lässt derzeit
durch das Institut für angewandte Sozialwissenschaft die erste
bundesweit repräsentative Befragung zur Teilhabe von Menschen mit und
ohne Behinderungen in Deutschland durchführen. Bis 2021 soll die
Auswertung der erhobenen Daten abgeschlossen sein. Aus Sicht des BMAS
sind die zu erwartenden Daten eine verlässliche und wichtige Grundlage
für die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und für eine gute
Politik für Menschen mit Behinderungen. Kerstin Griese,
Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für Arbeit und
Soziales, erklärt dazu:

"Die Inklusion und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen ist wichtig
für unsere gesamte Gesellschaft. Zur Verbesserung unserer Angebote
wollen wir deshalb genauer wissen, was Menschen mit Behinderungen
brauchen. Wir werden Menschen befragen, die mit gesundheitlichen
Beeinträchtigungen und Behinderungen leben. Wir wollen herausfinden,
was ihnen hilft und was sie behindert. Damit können wir Menschen noch
zielgenauer unterstützen."

In Deutschland gibt es vielfältige Hilfsangebote. Aber kommt diese
Hilfe auch an? Wie steht es um die Teilhabe am Leben, wenn die
Gesundheit beeinträchtigt ist? Was behindert, was hilft? Wie sieht es
finanziell aus, wenn eine Behinderung eingetreten ist? Entspricht die
Wohnung den geänderten Bedürfnissen? Ist angemessene gesundheitliche
Versorgung erreichbar? Das sind einige der zentralen Fragen, denen
nachgegangen werden soll. Im Mai werden also 320.000 Haushalte mit der
Frage kontaktiert, ob darin Menschen mit gesundheitlichen
Einschränkungen leben. Aus diesem Personenkreis wird in einem zweiten
Schritt die eigentliche Stichprobe gebildet, aus der heraus 16.000
Menschen mit Behinderungen befragt werden. Parallel wird eine
Vergleichsgruppe mit 5.000 Menschen ohne Behinderung zu den gleichen
Themen befragt. Außerdem werden 6.000 Menschen einbezogen, die in
Einrichtungen leben oder die Kommunikationseinschränkungen besitzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 13 - Berlin, 17. Mai 2018
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MELDUNG/585: Wilder Kermeter und Wilder Weg erreichen Höchstwerte für Barrierefreiheit (Nationalpark Eifel)


Nationalparkverwaltung Eifel im Landesbetrieb Wald und Holz NRW - 22.
Mai 2018

Neues Zertifikat: Wilder Kermeter und Wilder Weg im Nationalpark
Eifel erreichen höchstmögliche Werte für Barrierefreiheit

Das beliebte Ausflugsziel im Herzen des Nationalparks Eifel belegt
bundesweit Spitzenplatz bei "Reisen für Alle"



Schleiden-Gemünd, den 22.05.2018. Die Bedürfnisse von Menschen mit
Behinderung zu erfüllen, ist der Nationalparkverwaltung seit Gründung
des Schutzgebiets ein wichtiges Ziel. Jetzt gibt es einen besonderen
Erfolg zu berichten: "Reisen für Alle" zertifiziert bundeseinheitlich
barrierefreie Angebote und hat aktuell den Naturerlebnisangeboten
"Wilder Kermeter" und "Der Wilde Weg" im Nationalpark Eifel die
höchste von insgesamt drei Qualitätsstufen verliehen. Das Besondere
daran: Deutschlandweit sind von insgesamt fast 2.500 Betrieben oder
Angeboten, die erhoben wurden, aktuell nur diese zwei Angebote für
alle möglichen Zielgruppen mit der höchsten Stufe ausgezeichnet. Für
Menschen mit unterschiedlichen Einschränkungen bedeutet das eine
verlässliche Information über die von unabhängigen Experten geprüfte
Barrierefreiheit. Selbstbestimmt und gleichberechtigt erleben dort
alle Gäste des Nationalparks die spannende Entwicklung zur Wildnis.




[image: Menschen mit und ohne Hund, Rollstuhl, Kinderwagen oder Stock lauschen einem Ranger bei einer Schau-/Tasttafel - Foto: © H.D. Budde / Deutsche Bahn]

Ein 6,2 Kilometer langes Wegenetz macht die Natur im Wilden Kermeter
für Menschen mit und ohne Behinderung erlebbar. Die Waldwege im
Erlebnisraum sind fein geschottert und damit problemlos mit
Rollstühlen, Rollatoren und Kinderwagen befahrbar. 

Foto: © H.-D. Budde / Deutsche Bahn



Seit 2011 existiert das vom "Deutschen Seminar für Tourismus" (DSFT)
und "Tourismus für Alle Deutschland" (NatKo) initiierte Projekt
"Entwicklung und Vermarktung barrierefreier Angebote und
Dienstleistungen im Sinne eines Tourismus für Alle in Deutschland", in
dem das Kennzeichnungssystem "Reisen für Alle" entwickelt wurde.
Barrierefreier Tourismus nach "Reisen für Alle" setzt einen Standard
für Bewegungsfreiheit, Mobilität, unbeeinträchtigte
Aufenthaltsqualität und ein Höchstmaß an Service für Alle.

Dr. Rüdiger Leidner, Vorstandsvorsitzender der NatKo, betont die
Bedeutung des bundeseinheitlichen Systems: "Mit dem Projekt Reisen für
Alle haben wir endlich ein einheitliches und verlässliches
Kennzeichnungssystem für barrierefreie Angebote geschaffen, wovon alle
Menschen profitieren. Unerlässliche Voraussetzung für das Gelingen des
Projekts und seine weitere Verbreitung war und ist, dass DSFT und
NatKo bei allen Entscheidungen auf Augenhöhe zusammenarbeiten. Der
Nationalpark Eifel mit seinen barrierefreien Angeboten ist mir schon
länger bekannt. Bei der Eröffnung des Wilden Kermeter habe ich mich
seinerzeit persönlich von der hohen Qualität der barrierefreien
Naturerlebnisangebote überzeugen können. Ich wünsche der bereits heute
barrierefreien Vorbildregion Nationalpark Eifel weiter viel Erfolg!"




[image: Im Rollstuhl sitzend widmet sich ein Besucher einer Schau-/Tasttafel mit Pilzmodellen - Foto: © M. Lammertz / Nationalparkverwaltung Eifel]

Entlang des barrierefreien Naturerkundungspfads "Der Wilde Weg"
informieren zehn meist interaktive Stationen über Wildnis,
Waldentwicklung und die biologische Vielfalt im Nationalpark Eifel. Im
Sinne Rollstuhl nutzender Gäste sind alle Stationen unterfahrbar.

Foto: © M. Lammertz / Nationalparkverwaltung Eifel



Dr. Heike Döll-König, Geschäftsführerin von Tourismus NRW sagt: "Wir
freuen uns, dass wir so ein Leuchtturm-Projekt in Nordrhein-Westfalen
haben, bei dem ausnahmslos alle Menschen Natur erleben können und mehr
über Wildnisentwicklung erfahren. Die Angebote des Nationalparks
passen hervorragend in unsere Produktmarke Natur und unterstützen
gleichzeitig unser Bestreben, barrierefreie Angebote in
Nordrhein-Westfalen zu schaffen und zu vermarkten."

"Wir freuen uns, dass unser Nationalparkforstamt mit seinen
engagierten Angeboten bundesweit Vorreiter in der barrierefreien
Umweltbildung ist", sagt Andreas Wiebe, Leiter von Wald und Holz NRW.
"Das Wissen über unsere Wälder und unsere Natur nimmt leider immer
mehr ab. Unsere Aufgabe ist es, mit hochwertigen
Umweltbildungsangeboten diesem Trend entgegenzuwirken. Die
Auszeichnungen für den Wilden Weg und den Wilden Kermeter belegen,
dass uns das auch für Menschen mit Behinderung gut gelingt."

Ganz konkret bedeutet die neue Zertifizierung, dass der Wilde Kermeter
und der Wilde Weg an die Anforderungen von Menschen mit
Gehbehinderung, Rollstuhlfahrer, Menschen mit Hörbehinderung,
gehörlose Menschen, Menschen mit Sehbehinderung, blinde Menschen und
Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen angepasst sind. Für diese
Personengruppen sind die Qualitätskriterien von "Reisen für Alle" voll
erfüllt. Die hinterlegten Kriterien sind neben den großen
Behindertenverbänden u.a. auch mit touristischen Institutionen und den
teilnehmenden Landesmarketingorganisationen der Bundesländer
abgestimmt und orientieren sich in großen Teilen an den gängigen
DIN-Vorschriften zur Barrierefreiheit.

Schon seit Gründung des Nationalparks im Jahr 2004 arbeitet die
Nationalparkverwaltung konsequent daran, ihre Angebote allen Menschen
zugänglich zu machen - unabhängig von unterschiedlichen
Einschränkungen. So sind alle barrierefreien Angebote im Nationalpark
Eifel nach "Reisen für Alle" zertifiziert. Die jüngst erfolgte
Erhebung der Nationalpark-Erlebnisausstellung "Wildnis(t)räume" am
Internationalen Platz Vogelsang ist inzwischen ebenfalls abgeschlossen
und befindet sich noch in der Auswertung. Die Nationalparkverwaltung
ist zuversichtlich, auch hierbei wieder ein sehr gutes Ergebnis zu
erreichen.

Hintergrund:

Der Barrierefreie Natur-Erlebnisraum Wilder Kermeter befindet sich
mitten im Nationalpark Eifel auf dem Bergrücken Kermeter. Dort können
alte und junge Besucher mit und ohne Behinderung das "ökologische
Herzstück" des Nationalparks erleben. Auf dem Gebiet zwischen Rursee
und Urftsee wachsen auf großer Fläche heimische Rotbuchen-Mischwälder.
Mittendrin gelegen umfasst der Wilde Kermeter ein barrierefreies
Wegenetz und Panoramablick auf die Seenlandschaft.

Seit 2014 erweitert der barrierefreie Naturerkundungspfad "Der Wilde
Weg" den Wilden Kermeter, der Ende 2016 nicht nur die Auszeichnung als
UN-Dekadeprojekt Biologische Vielfalt erhalten hat, sondern auch den
1. Platz beim bundesweiten Award "Tourismus für Alle" der Deutschen
Bahn.

Zehn meist interaktive Stationen informieren über Wildnis,
Waldentwicklung und die biologische Vielfalt im Nationalpark Eifel.
Ein Holzsteg durch die Waldwildnis ermöglicht besondere Einblicke in
die Natur.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 22.05.2018

Landesbetrieb Wald und Holz NRW

Nationalparkforstamt Eifel

Urftseestraße 34, 53937 Schleiden-Gmünd

Tel.: 02444/9510-0, Fax: 02444/9510-85
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PROJEKT/739: Alle Mann an Bord - niemanden außen vor lassen (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 158 - Heft 4/17, 2017

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Alle Mann an Bord - niemanden außen vor lassen

Von Anne Sprenger



Der mir vorgegebene Vortragstitel verleitet zu allerlei Metaphern.
Doch ich bin nicht seefest, darum widerstehe ich der Versuchung,
Bezeichnungen für ein Boot zu finden, das jene Männer und Frauen auf
eine Reise mit unbestimmten Ziel mitnimmt, die den Weg an Bord alleine
nicht finden. Ich halte mich an die Fakten und berichte Ihnen von
Erfahrungen und Entwicklungen aus unserem Modellprojekt, das seinen
Anfang im Jahr 2012 nahm.

Unsere Aufmerksamkeit richtete sich damals auf schwer chronisch
erkrankte Menschen mit herausforderndem Verhalten und auf jene, die
von gemeindepsychiatrischen Angeboten nicht erreicht werden, die in
der Anonymität geschlossener Pflegeheime oder in der Obdachlosigkeit
verschwinden, oft suizidal, ohne Hilfe, ohne Hoffnung. Heavy User,
Systemsprenger, Komorbide, Drehtürpatienten, Wartefälle ... - wir
kennen die nicht unbedingt wertschätzenden Zuschreibungen.

Vor dem Hintergrund der vom deutschen Parlament ratifizierten
UN-Behindertenrechtskonvention, die allen behinderten Menschen
umfassende Menschenrechte sowie eine freie und uneingeschränkte
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben garantiert und die Unterbringung
behinderter Menschen aufgrund ihrer Behinderung in Artikel 14
verbietet, mutete der zunehmend lauter werdende Ruf nach dem Ausbau
geschlossener Heimplätze seltsam anachronistisch an.

Trotz der Verbesserung und Weiterentwicklung der psychiatrischen
Versorgung auf Grundlage der Psychiatrie-Enquete verzeichnen wir seit
Langem einen Anstieg der Zwangseinweisungen und betreuungsrechtlichen
Unterbringungen. Verlässliche Aussagen zu Zahlen und dahinterliegenden
Fakten liegen bis heute - aufgrund einer unsystematischen
Datenerhebung - nicht vor. Auch im Rheinland wurden und werden schwer
psychisch beeinträchtigte Menschen mangels Alternativen in
geschlossene Abteilungen von Pflegeheimen verlegt.

Mit dem »Gesetz zur Weiterentwicklung der Versorgung und Vergütung für
psychiatrische und psychosomatische Leistungen«, den
Pflegestärkungsgesetzen 2 und 3, dem Gesetz zur Stärkung des
Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung und den
weitreichenden Veränderungen des SGB IX, dem Bundesteilhabegesetz
(BTHG), haben sich die Grundlagen unserer Arbeit verändert. Die
Auswirkungen dieser Änderungen sind noch längst nicht in allen Fragen
klar erkennbar. Klar ist aber, dass der Gesetzgeber mit dem BTHG das
Ziel verfolgt, die gleichberechtigte und wirksame Teilhabe behinderter
Menschen am Leben in der Gesellschaft weiterzuentwickeln. Ein zu
unterstützendes Ziel! Klar ist auch, dass er einen anderen
Behinderungsbegriff zur Grundlage macht. Menschen haben irreversible
Einschränkungen ihrer Fähigkeiten, aber was sie an der Teilhabe
hindert, sind die Barrieren, die die Gesellschaft errichtet. Diese
Barrieren gilt es einzureißen und wegzuräumen, wie einst die
Klinikmauern!

In den letzten drei Jahren konnten wir ein Modellprojekt
verwirklichen, das sich an Menschen richtete, um deren Teilhabechancen
es besonders schlecht steht, weil sie Teilhabe durch herausforderndes
Verhalten, Rückzug oder Aggression scheinbar ablehnen. Oft sind diese
Verhaltensweisen aber einer langen und zerstörerischen
Psychiatriekarriere geschuldet oder Ausdruck der Erkrankung. In dem
Projekt in einer rheinischen Kleinstadt mit knapp 60.000 Einwohnern
haben wir den Versuch unternommen, auf individueller und struktureller
Ebene Veränderungen für die Zielgruppe und mit der Zielgruppe zu
erreichen.

Im Folgenden möchte ich Ihnen berichten, was unsere Annahmen und
unsere Ziele waren, welche Erfahrungen wir bei der Umsetzung gemacht
haben und was wir durch das Bundesteilhabegesetz in diesem
Zusammenhang befürchten bzw. welche Chancen wir sehen.

Erfahrungen bei der Umsetzung des Modellprojektes

Wir kamen vor der Beantragung unseres Projektes zu folgenden Befunden:


	Besonders schwer erreichbare Menschen sind oft komorbide erkrankt und pendeln zwischen Hilfesystemen der Obdachlosenhilfe, der Suchthilfe und gemeindepsychiatrischen Anbietern, bis sich schließlich niemand mehr zuständig fühlt.

	Außerhalb der Hilfeplanung und der Hilfeplankonferenz findet im Rheinland eine gemeinsame systematische Fallsteuerung unter Beteiligung der Betroffenen und aller professionellen Akteure nicht statt.

	Eine strukturierte Hilfeplanung oder gar die Aushandlung eines persönlichen Budgets ist bei besonders schwer erkrankten psychisch beeinträchtigten Menschen oft nicht möglich. Sie fallen aus dem System, bis andere über ihr Schicksal entscheiden.

	Die Hilfesysteme pflegen keinen strukturierten Austausch.

	Es mangelt an personellen Ressourcen, um Menschen mit einem kontinuierlichen Beziehungsangebot außerhalb der Fachleistungsstundensystematik zu unterstützen.

	Menschen werden außerhalb der Fallsteuerung der Eingliederungshilfe und vorbei am gemeindenahen psychiatrischen Hilfesystem verlegt.

	Es gibt in unserer Region kein strukturiertes Entlassungsmanagement der psychiatrischen Krankenhäuser.

	Der Sozialraum erfährt wenig oder keine Unterstützung, um Menschen mit schwierigen Verhaltensweisen akzeptieren oder aushalten zu können.



Im Fokus des aus dieser Analyse entwickelten Projektes stand der
Aufbau eines trägerübergreifenden, netzwerkorientierten Angebots in
der Gemeinde, um passgenaue individuelle Lösungen für 15 Betroffene zu
entwickeln, stationäre exterritoriale Unterbringungen gegen ihren
Willen zu verhindern und Teilhabebarrieren zu verringern. Prozesse
sozialer Desintegration sollten gestoppt werden.

Was konnten wir auf individueller Ebene erreichen?

Statt der anvisierten 15 wurden insgesamt 20 betroffene Menschen im
Projektzeitraum betreut. Die Nachfrage war also größer als das
Angebot. Zum Projektstart lebten zwölf Teilnehmende als Wartefälle in
der Klinik oder in Obdachlosenunterkünften. Ein Einzug in ein
sozialpsychiatrisches Wohnheim lag in weiter Ferne und entsprach nicht
den Wünschen der Betroffenen. Zwei Betroffene verfügten noch über
eigene Wohnungen, hielten sich als Drehtürpatienten aber überwiegend
in der Klinik auf. Der Wohnungsverlust drohte. Vier Betroffene,
darunter drei Patienten der forensischen Abteilung, standen vor der
Verlegung in geschlossene Heime. Ein Betroffener entschied sich für
ein Wohnheim. Jahrelange Obdachlosigkeit wurde so beendet. Zwei
Klienten haben den Kontakt zurzeit unterbrochen. Ein Betroffener ist
an einer Lungenerkrankung verstorben.

In allen Fällen hatten die gesetzlichen Betreuerinnen und Betreuer,
die Mitarbeiter der psychiatrischen Krankenhäuser, des
Sozialpsychiatrischen Dienstes oder der örtlichen Sozialämter und
Ordnungsbehörden unter massivem Druck gestanden, aus Kostengründen
zeitnahe Lösungen zu präsentieren. Die betroffenen Menschen zeigten
sich aufgrund ihrer massiven Symptomatik zunächst nicht
kooperationsfähig und misstrauten den professionellen Helfern.

Als gemeindepsychiatrischer Träger hätten wir von ihrer Existenz
vermutlich ohne das niederschwellige Modellprojekt gar nicht erfahren,
weil andere Profis davon ausgingen, dass man ihnen außerhalb
stationärer oder geschlossener Einrichtungen gar kein Angebot
unterbreiten kann. Die Sicht der Betroffenen spielt dabei irgendwann
keine Rolle mehr - vor allem dann, wenn sie sich nicht gut
artikulieren können und Bemühungen um soziale Integration in der
Vergangenheit mehrfach boykottiert haben.

Entscheidend für das Gelingen des Projektes war die schlichte
Tatsache, dass wir durch die Projektmittel im Sozialpsychiatrischen
Zentrum eine zusätzliche Personalstelle zur Verfügung hatten, die
jenseits von Betreuungsanzeigen, Hilfeplänen und Fachleistungsstunden
Zeit und Raum hatte, den Klientinnen und Klienten ein
niederschwelliges und anforderungsfreies Kontakt- und
Beziehungsangebot zu unterbreiten, deren Rhythmus und Intensität sie
selber bestimmen konnten. Entscheidend war auch, dass wir zu Beginn
der Projektphase zwei bezahlbare Häuser in einem zentral gelegenen und
schönen Stadtteil anmieten konnten und so ad hoc Wohnraum zur
Verfügung hatten.

In zwei Ruhe- und Orientierungshäusern leben insgesamt sieben
Menschen. Für weitere sieben Klientinnen und Klienten konnten wir
Wohnräume anmieten. Ein Bewohner hat das Haus gerade verlassen, um
eine eigene Wohnung zu beziehen.

Im »Place To Be« stehen tagsüber durch den Projektleiter bzw. andere
Mitarbeiter, deren Büroräume wir dort ebenfalls etabliert haben, immer
Ansprechpartner zur Verfügung. Nachts und am Wochenende gibt es eine
Rufbereitschaft.

Die existenzsichernden Leistungen werden zum Teil durch das
Maßregelvollzugsgesetz, Grundsicherung, in einem Fall durch das
Asylbewerberleistungsgesetz sichergestellt. Die Fachleistung wird
grundsätzlich durch die Projektstelle erbracht, schrittweise haben wir
dann auch in einzelnen Fällen zusätzlich Tandembetreuungen z. B. durch
die Suchthilfe oder die Jugendhilfe eingesetzt und in einem
vorsichtigen Prozess mit den Betroffenen Hilfepläne erarbeitet. Der
Aufenthalt wird befristet für zunächst zwei Jahre angeboten, ist aber
je nach individuellen Möglichkeiten verlängerbar. Das offen mit den
Nutzern kommunizierte Ziel ist der Auszug und Übergang in die
Regelversorgung.

Was haben wir im Sozialraum erreicht?

Wir haben an Inklusionstagen und Quartiersentwicklungsprojekten der
Gemeinde teilgenommen, um die Teilhabebarrieren für psychisch
erkrankte Menschen zu benennen: Ausgrenzung durch Armut, nicht
bezahlbarer Wohnraum in den Städten und darum Ghettoisierung in
problembeladenen Stadtrandlagen, Stigmatisierung, Barrieren beim
Zugang zum öffentlichen Nahverkehr, der für viele trotz Sozialticket
zu teuer ist, Barrieren beim Zugang zum Arbeitsmarkt.

Wichtig waren aber auch all die kleinen und großen Gesten
nachbarschaftlicher Verbundenheit zu einem gemeindepsychiatrischen
Träger, der seit 40 Jahren in der Kommune aktiv ist. Der Inhaber des
Elektrobetriebes vor Ort, der uns die Häuser vermietet hat, weil man
uns als Kunden und zuverlässigen Partner kennt, der Fahrradhändler,
der kleine Reparaturen für einen Klienten günstiger durchführt, die
Bedienung im Café, die einen Kaffee spendiert, die Nachbarn, die sich
gegen ein kleines Entgelt bereit erklären, einen Klienten auch mal
spätabends mit Zigaretten zu versorgen, damit er nicht überall
klingelt.

Unsere Idee eines »Sozialraum-Solis«, 1 Euro pro Fachleistungsstunde,
um nachbarschaftliche Hilfen einkaufen zu können und die Situation in
belasteten Nachbarschaften zu entspannen, wurde vom Kostenträger
leider nicht unterstützt, wäre aber eine hilfreiche Maßnahme, um
inklusive Prozesse anzustoßen und zu entwickeln.

Was hat sich auf struktureller Ebene entwickelt?

Zu Beginn des Modellprojektes haben wir an zahlreichen Besprechungen
und runden Tischen teilgenommen, um uns bekannt zu machen, und uns um
Kooperationen mit dem gemeindepsychiatrischen Verbund, den
gesetzlichen Betreuerinnen und Betreuern, der LVR-Klinik
(Sozialdienst), den Obdachlosen- und Suchthilfesystemen und
niedergelassenen Ärztinnen und Therapeutinnen bemüht. Wir haben eine
offene, monatlich tagende Arbeitsgruppe »Schwierige Klienten«
gegründet, an der sowohl Profis auch Angehörige und Betroffene
teilnehmen. Diese AG ist ein Angebot an alle Akteure, die im
Einzelfall »mit ihrem Latein am Ende sind«. Wir beraten dort
gemeinsam, welche Interventionen oder Lösungsversuche hilfreich sein
können.

Wir haben Einrichtungen der Altenhilfe beraten und mit der Jugendhilfe
zusammengearbeitet, unsere internen Fortbildungsveranstaltungen für
andere soziale Dienstleister aus der Jugend- und Obdachlosenhilfe
geöffnet.

Was wir nicht erreicht haben, ist, eine systematische, strukturierte
Zusammenarbeit der Hilfesysteme zu etablieren. Was im Einzelfall gut
funktioniert, weil das entsprechende Interesse für individuelle
Lösungen beim einzelnen Menschen vorhanden ist, ist noch lange nicht
strukturell verankert.

Der Gesetzgeber hat dies offensichtlich erkannt und mit dem »Gesetz
zur Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung«
einen Leistungsanspruch der Versicherten auf ein Versorgungsmanagement
eingeführt, mit dem alle Leistungserbringer, also Vertragsärzte,
Krankenhäuser, Rehabilitations- und Pflegeinrichtungen, verpflichtet
werden, für eine sachgerechte Anschlussversorgung der Versicherten zu
sorgen ( 11 Abs. 4 SGB V). Wir sehen hier eine große Chance
einer nachhaltigen, strukturellen Verbesserung der Zusammenarbeit.

Wird mit dem BTHG nun alles besser?

Unser Projekt ist im August 2017 zu Ende gegangen. Seitdem das
Bundesteilhabegesetz bzw. die Novellierung des SGB IX verabschiedet
wurde, fragen wir uns, wie wir unser Projekt oder zumindest Teile
davon in die Zukunft retten können und ob das Gesetz auch die Belange
der schwer psychisch beeinträchtigten Menschen berücksichtigt und ihre
Lebenslagen verbessern wird.

Zentral für die erfolgreiche Umsetzung unseres Projektes war die
Tatsache, dass wir Leistungen ohne spezielles Antragsverfahren
erbringen konnten. Die betroffenen Menschen profitierten in erster
Linie davon, dass wir keine fachärztliche Stellungnahme, kein
Bedarfsermittlungsinstrument brauchten und keine Anforderungen
stellten, um ihnen ein Angebot zur Aufnahme einer heilsamen Beziehung
und eines Wohnangebots zu machen. Deshalb konnten sie sich darauf
einlassen und etwas für ihr Leben entwickeln.

Doch in 108 des BTHG gibt es auf den ersten Blick weiterhin
keine Möglichkeit, ohne Antrag der Leistungsberechtigten Leistungen zu
erhalten. Für nicht mitwirkungsfähige Menschen, die nicht selber aktiv
für ihre Belange einstehen können, sich nicht um Beratung und Hilfe
bemühen, sie sogar zunächst ablehnen, bliebe so nur der Weg über die
gesetzliche Betreuung und die zur Beratung verpflichteten
Leistungsträger.

Natürlich kann man sich fragen - und die Verbände der Betroffenen tun
das auch -, ob es überhaupt vertretbar ist, Menschen, die keine Hilfe
verlangen, sich in der Obdachlosigkeit eingerichtet haben oder eben
ein sehr schräges Leben mit vielen Klinikeinweisungen führen, mit
unseren Angeboten zwanghaft beglücken zu wollen? Von der »Krake
Sozialpsychiatrie« ist die Rede.

Dagegen meinen wir, dass die psychische Erkrankung selbst, gepaart mit
phasenweiser Antriebslosigkeit, sozialem Rückzug und Misstrauen eine
Teilhabebarriere ist. Wenn Anträge nicht gestellt, die zustehenden
notwendigen Leistungen nicht in Anspruch genommen werden, dreht sich
die Spirale in die Armut und Chronifizierung der Erkrankung immer
weiter.

Aber es gibt Hoffnung, denn in § 78 (Assistenzleistungen) BTHG,
Satz 6, steht: »(6) Leistungen zur Erreichbarkeit einer Ansprechperson
unabhängig von einer konkreten Inanspruchnahme werden erbracht,
soweit dies nach den Besonderheiten des Einzelfalles erforderlich
ist.«

Das ermöglicht die Implementation von notwendigen
Bereitschaftsdiensten und Krisendiensten, die sowohl von den
Betroffenen als auch den Angehörigenverbänden schon lange gefordert
werden und die aufsuchende Hilfen für die Zielgruppe ermöglichen.

Wirksam für die betroffenen Menschen im Modellprojekt war auch, dass
sie einen Ansprechpartner zur Verfügung hatten, der sie
begleitete und in schlechten Phasen aushielt, ohne die Unterstützung
jemals in Zweifel zu ziehen.

Sorge bereitet uns nun die vorgesehene Segmentierung des
Leistungsgeschehens durch den in § 91 postulierten Gleichrang der
Pflegeleistungen vor den Leistungen der Eingliederungshilfe. Doch die
Abgrenzung der Leistungen ist gerade bei schwer beeinträchtigten
Menschen schwierig.

Das BTHG zwingt die unterschiedlichen Leistungsträger sicher zu einer
besseren Zusammenarbeit, aber es schafft die Versäulung der
Sozialsysteme nicht ab.

Zurzeit ist in der Pflege sehr klar definiert, wer welche Leistung mit
welcher Qualifikation erbringen darf. Und dabei handelt es sich um
pflegerische Qualifikationen, die in der gemeindenahen Psychiatrie
weder ausreichend noch flächendeckend vorhanden sind, oder um
Hilfskräfte, die bei einem Zusammentreffen mit der beschriebenen
Zielgruppe stark überfordert sein dürften.

Bei der Umsetzung des Gesetzes wird es also darauf hinauslaufen,
Kooperationen mit Pflegediensten anzustreben oder selber einen
Pflegedienst zu eröffnen, was nicht so einfach ist.

Für den Betroffenen bedeutet das, dass sich bei ihm unterschiedliche
Menschen für unterschiedliche Leistungen die Klinke in die Hand geben.

Wenn demnächst Pflegeleistungen vom Pflegedienst, Reha-Leistungen vom
Soziotherapeuten und Leistungen zur sozialen Teilhabe vom
Sozialarbeiter erbracht werden, ist das fachlich hoch problematisch.
Für die hier gemeinte Klientel wäre diese Entwicklung fatal, denn es
braucht lange, bis vulnerable, enttäuschte und verstörte Menschen in
der Lage sind, einem Menschen Vertrauen entgegenzubringen.

Ein weiterer Punkt ist die Aufteilung und Bewertung von Fachleistung
und Hilfstätigkeiten in qualifizierte und nichtqualifizierte
Assistenzleistungen. Ganz basale Tätigkeiten, wie die Begleitung zum
Arzt oder Einkauf, können im psychiatrischen Kontext eine hoch
therapeutische, qualifizierte Fachleistung sein.

Institutionalisierte Wohnangebote kann es in Zukunft in der
Eingliederungshilfe nicht mehr geben. Die Trennung zwischen Fach- und
existenzsichernder Leistung ab 2020 und die Abschaffung der
Begrifflichkeiten »ambulant«, »teilstationär« und »stationär« führt zu
einer Ambulantisierung des Leistungsgeschehens und zu einem »Wohnheim
light« durch besondere Wohnformen.

§ 104 regelt nun neu, was wir als »Mehrkostenvorbehalt« aus der
Sozialgesetzgebung kennen. Die Hürden, auf eine besondere,
gemeinschaftliche Wohnform verwiesen zu werden, sind deutlich höher,
als das bisher der Fall war, da der Wille der Betroffenen deutlicher
in die Entscheidungsfindung einbezogen wird.

»Im Rahmen des in § 104 SGB IX normierten Wunsch- und Wahlrechts,
ist Wohnformen außerhalb von besonderen Wohnformen (heute stationär)
auf Wunsch des Leistungsberechtigten der Vorzug zu geben. Dies
bedeutet unseres Erachtens, dass hinsichtlich des Wohnens in der
eigenen Häuslichkeit außerhalb von besonderen Wohnformen kaum
eingewandt werden kann, dass diese teurer sind als
Unterstützungsangebote in besonderen Wohnformen. Die
Leistungserbringer haben damit die Chance, innovative, quartiersnahe
oder am Wohnort des Leistungsberechtigten organisierte
Leistungsangebote zu schaffen. Voraussetzung ist jedoch, dass der
Leistungsberechtigte im Rahmen des Gesamtplanverfahrens von seinem
Wunsch- und Wahlrecht entsprechend Gebrauch macht.« (1)

Doch psychische Erkrankungen verlaufen niemals linear. Sie sind
geprägt durch Phasen der Entwicklung und des Gelingens, es kann aber
auch wieder zu Rückfällen oder Verschlechterungen kommen. Im Hinblick
auf Menschen mit komplexen psychischen Beeinträchtigungen ist das
Erreichen der Ziele der Eingliederungshilfe: die volle, wirksame und
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, ein
langfristiger und mühsamer Prozess, der manchmal eine lebenslange
Unterstützung braucht.

Es wäre tragisch, wenn besonders beeinträchtigte Menschen aus diesen
Gründen in Pflegeheime abgeschoben werden.

Fazit

Alle Mann an Bord - niemanden außen vor lassen? Das ist und bleibt ein
langer Weg, zu dem wir als gemeindepsychiatrische Anbieter nur einen
Beitrag leisten können.

Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen sind politisch nur ein
Randthema. Das wird auch bei der Lektüre des BTHG deutlich. Aber es
birgt auch Chancen! Es fordert einen Paradigmenwechsel, der sich in
dem einfachen Satz zusammenfassen lässt: »Ich bin nicht behindert,
meine Teilhabe wird behindert.«

Es ist an uns, mit den Betroffenen und ihren Angehörigen
Teilhabebarrieren zu identifizieren, anzuprangern und beiseitezuräumen
- für alle psychisch beeinträchtigten Menschen.

Zum Schluss kann ich der Versuchung doch nicht widerstehen, ein Zitat
zum mir gestellten Thema zu präsentieren: »Ein Boot kommt nicht voran,
wenn jeder auf seine Art rudert.«


Anne Sprenger, Diplom-Sozialpädagogin; Geschäftsführerin
des Verbundes für psychosoziale Dienstleistungen gGmbH in Langenfeld,
stellvertretende Vorsitzende der AGpR (Arbeitsgemeinschaft
Gemeindepsychiatrie Rheinland)

E-Mail: anne.sprenger@vpd-mettmann.de


Hinweis

Der Beitrag ist die gekürzte Version des Vortrags »Alle Mann an Bord -
niemanden außen vor lassen. Erfahrungen aus dem Langenfelder
Modellprojekt. Was bedeutet das unter den Bedingungen des BTHG?« der
Autorin auf der Tagung »'Teilhabe für alle!' - Übergänge gestalten.
Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) und die 'Schwierigsten'« am 27. Juni
in Köln.


Anmerkung

(1) Der Paritätische Gesamtverband, Rechtsanwaltkanzlei Hohage, Mey &
Partner (2016) Übergänge gestalten - gewusst wie. Das neue
Bundesteilhabegesetz. Handreichungen zur Umsetzung für
Leistungserbringer - Schwerpunkt Wohnen,

https://paritaet-bw.de/verband/publikationen/veroeffentlichungen-broschueren/details/artikel/uebergaenge-gestalten-gewusst-wie.html,


letzter Zugriff am 11.8.2017


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
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Anne Sprenger während ihrer Präsentation auf der Tagung »Teilhabe für
alle - Übergänge gestalten« am 27. Juni 2017 in Köln
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2044: Maas-Besuch bei Pompeo - Klare Kante ist unerlässlich


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Mai 2018

Maas-Besuch bei Pompeo: Klare Kante ist unerlässlich



Zum USA-Besuch von Außenminister Heiko Maas in Washington, D.C., erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Trump wirbelt die Weltordnung weiter durcheinander und gerade deshalb muss Maas dem US-Außenminister eine klare Botschaft überbringen. Ja, Deutschland steht an der Seite Amerikas aber Deutschland muss sich deshalb nicht alles gefallen lassen. Die transatlantische Freundschaft beruht auf gemeinsamen Werten und Interessen. Genau diese Gemeinsamkeit hat Trump verlassen. Mit der Kündigung des Pariser Klimaschutzabkommens, mit seinem Wirtschaftskrieg und mit dem Bruch des Iran-Abkommens stellt er Europas Interessen massiv in Frage. Dies werden wir nicht einfach hinnehmen. Jetzt ist klare Kante gefragt.

In der derzeitigen multipolaren Welt gibt es kaum mehr natürliche Bündnispartner, deshalb muss Deutschland, muss die EU sich fallweise auf Allianzen einlassen. Im Falle des Irans sind das Russland und China. Gemeinsam haben sie ein Interesse daran, den Iran in dem Atom-Abkommen zu halten und somit auch die mögliche nukleare Aufrüstung Saudi-Arabiens zu delegitimieren. Wir müssen den Iran wirtschaftlich stabilisieren, um ihn trotz des einseitigen Bruchs des Abkommens durch die USA in diesem zu halten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/2043: Merkel muss sich für Liu Xia einsetzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Mai 2018

Merkel muss sich für Liu Xia einsetzen



Zur Reise von Bundeskanzlerin Angela Merkel nach China erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik und humanitäre Hilfe:

Die chinesische Regierung untergräbt massiv grundlegende Menschenrechte und verfolgt ihre Kritiker. So steht Liu Xia, die Witwe des 2017 verstorbenen Bürgerrechtlers und Friedensnobelpreisträgers Liu Xiaobo, unter Hausarrest, ohne einer Straftat beschuldigt zu werden. Ihr Gesundheitszustand verschlechtert sich zunehmend; es gibt Berichte, wonach sie während des Besuchs der Bundeskanzlerin an einen unbekannten Ort verbracht wurde. Wir erwarten von Frau Merkel, dass sie sich bei Staatspräsident Xi Jingping mit dem gleichen Nachdruck für eine Ausreiseerlaubnis Liu Xias und die Achtung der Menschenrechte in China einsetzt, wie sie es für die Belange deutscher Unternehmen tut.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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WIRTSCHAFT/2800: Anton Hofreiter zur Entschädigung der Energiekonzerne RWE und Vattenfall


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Mai 2018

Anton Hofreiter zur Entschädigung der Energiekonzerne RWE und Vattenfall



Zum Beschluss des Bundeskabinetts zur Entschädigung der Energiekonzerne RWE und Vattenfall erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Nun kommt die teure Quittung für den unsäglichen Zickzackkurs der Schwarz-Gelben Bundesregierung in der Atompolitik 2010 und 2011. Mit der abrupten und überflüssigen Laufzeitverlängerung haben Union und FDP den Großkonzernen RWE und Vattenfall damals noch ein paar satte Gewinne verschaffen wollen und ihnen verantwortungslos öffentliche Gelder hinterhergeworfen.

Der überfällige Ausstieg aus der Hochrisikotechnologie Atomkraft muss geordnet zu Ende geführt werden. Wer Restlaufzeiten wie auf dem Jahrmarkt verschachert oder wie Markus Söder im Falle des Atomkraftwerk Isar 2 bei Landshut mit Maximal-Restlaufzeit pokert, der missachtet die gerechtfertigten Sicherheitsinteressen der Bevölkerung. Atomkraftwerke wie Emsland und Brokdorf müssen endlich vom Netz gehen und den Weg für erneuerbaren Strom frei machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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EUROPA/903: Zuckerberg im EU-Parlament - Mondfinsternis statt Sternstunde


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 23. Mai 2018

Zuckerberg im EU-Parlament - Mondfinsternis statt Sternstunde



Gestern hat der Facebook-Chef Mark Zuckerberg bei einer Anhörung im
EU-Parlament den Parlamentariern Rede und Antwort gestanden. Hierzu
können Sie die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, wie folgt zitieren:

"Statt Sternstunde gab es Mondfinsternis - so kann die Anhörung von
Mark-Zuckerberg vor den Fraktionsspitzen des Europaparlaments
zusammengefasst werden. Fragen gab es genug - aber auch diesmal keine
ausreichenden Antworten. Facebook macht sich noch immer einen
schlanken Fuß. Die Aufklärung dauert viel zu lang und zu viele Fragen
bleiben unbeantwortet. Facebook muss endlich mehr Sensibilität im
Umgang mit den Daten der Bürgerinnen und Bürger entwickeln.
Datenschutz ist ein hohes Gut und muss vor wirtschaftlichen
Interessen stehen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/683: Pflegesituation nachhaltig verbessern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 23. Mai 2018

Pflegesituation nachhaltig verbessern



Zum Sofortprogramm Pflege können Sie die gesundheitspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, gerne wie
folgt zitieren:

"Wie versprochen: Die Arbeit der Menschen, die unsere Eltern und
Großeltern pflegen, hat unsere Wertschätzung. Ich begrüße es sehr,
dass im Eckpunktepapier die Pflege im Krankenhaus und in der
stationären Langzeitpflege gleichermaßen in den Blick genommen
werden. Für die Pflege am Krankenbett ist die vollständige
Refinanzierung jeder aufgestockten Stelle ebenso eine maßgebliche
Verbesserung wie die vollständige Kostenübernahme für
Tarifsteigerungen schon ab diesem Kalenderjahr. Die Ausgliederung der
Personalkosten aus den DRG-Pauschalen bis 2020 umzusetzen, ist
ambitioniert, aber machbar. Bei allen Maßnahmen werden wir die
Kliniken nachweisen lassen, dass entsprechende finanzielle Mittel
auch tatsächlich bei den Pflegekräften ankommen.

Die gesetzliche Krankenversicherung übernimmt sofort die Kosten für
13 000 neue Stellen in Einrichtungen der Altenpflege. Wir gehen damit
bewusst über die zugesagten 8000 Stellen im Koalitionsvertrag hinaus,
damit alle Einrichtungen von dieser sofortigen Unterstützung
profitieren können. Dabei ist uns allen klar, dass diese
Sofortmaßnahmen nur erste Schritte sind, um die Situation in der
Pflege nachhaltig zu verbessern und die Pflegeberufe attraktiver zu
machen. Deswegen geben wir gleichzeitig die Zusage, dass wir in den
kommenden Jahren daran weiterarbeiten werden, beispielsweise in einer
konzertierten Aktion mit den Tarifpartnern und mit der Einführung von
Personaluntergrenzen für alle bettenführenden Abteilungen im
Krankenhaus sowie der Entwicklung verbindlicher
Personalbemessungsinstrumente für die Langzeitpflege."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





VERKEHR/705: Politik und Autohersteller müssen Diesel-Fahrverbote verhindern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 23. Mai 2018

Politik und Autohersteller müssen Diesel-Fahrverbote verhindern



In der aktuellen Debatte zu Diesel-Fahrverboten im Hamburg, die am
31. Mai in Kraft treten sollen, stellen wir Ihnen folgendes Statement
der rechts- und verbraucherschutzpolitischen Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, zur
Verfügung:

Verbraucher mit neueren Dieselfahrzeugen müssen sich darauf
verlassen, dass sie alle Straßen befahren können. Die Abgasprobleme
in den Städten beruhen im Wesentlichen auf der lange geplanten
Absenkung der Grenzwerte zum Gesundheitsschutz. Diese Werte hätten
von den Autoherstellern und der Politik auf allen Ebenen
vorausschauend berücksichtigt werden müssen; hier sehe ich deshalb
beide gemeinsam in der Pflicht, das Problem für die Autobesitzer
schnell und unkompliziert zu lösen.

Das Thema Abgasmanipulation an Dieselfahrzeugen ist hiervon zu
trennen: Für Gewährleistungs- und Schadensersatzansprüche, die sich
als Folge von Abgasmanipulationen ergeben, sind allein die Hersteller
verantwortlich. Hier wird die Musterfeststellungsklage helfen,
Ansprüche der Dieselkäufer auch durchzusetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1788: Air Berlin-Beschäftigte müssen endlich zu ihrem Recht kommen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. Mai 2018

Air Berlin-Beschäftigte müssen endlich zu ihrem Recht kommen



"Während sich Lufthansa und Easyjet aus der insolventen Air Berlin die Start- und Landerechte sowie die Flugzeuge als Sahnestücke herausgepickt haben, gehen tausende Beschäftigte bisher leer aus", kommentiert Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Klage von nahezu 2000 Piloten, Flugbegleitern und Bodenkräften gegen Air Berlin und den Insolvenzverwalter beim Berliner Arbeitsgericht. Meiser weiter:

"Die Air Berlin-Beschäftigten sollen sich nach dem Willen der neuen Betreiber der Fluglinien im besten Fall zu deutlich schlechteren Konditionen bei den Airlines bewerben können. Das ist organisiertes Lohndumping. Es ist deshalb richtig, dass sich die Beschäftigten vor dem Arbeitsgericht zur Wehr setzen.

Die Bundesregierung trägt dabei eine Mitverantwortung, denn sie hat es versäumt, bei der Bewilligung der Millionen-Bürgschaft an Air Berlin die Ansprüche der Beschäftigten abzusichern. Stattdessen hat sie ganz im Interesse des Lufthansa-Konzerns gehandelt. DIE LINKE hat aus diesem Anlass bereits im März einen Antrag (BT-Drs. 19/1035) in den Bundestag eingebracht, damit bei öffentlichen Krediten und Bürgschaften künftig zwingend die Rechte der Beschäftigten abgesichert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 23. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1727: Heiko Maas muss bei Treffen mit US-Außenminister Pompeo Klartext reden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. Mai 2018

Heiko Maas muss bei Treffen mit US-Außenminister Pompeo Klartext reden



"Außenminister Heiko Maas muss bei seinem Treffen mit seinem US-Kollegen Mike Pompeo ohne Wenn und Aber das Atomabkommen mit Iran verteidigen und US-Sanktionsdrohungen zurückweisen. Wer im Vorfeld lediglich halbherzig erklärt, er sei zum Erhalt der Vereinbarung entschlossen, wird von der aggressiv agierenden US-Regierung nicht nur vorgeführt werden, sondern auf ganzer Linie scheitern", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Maas muss nun konkrete Schritte ankündigen, um der US-Sabotage des internationalen Abkommens mit Iran entgegen zu treten. Die bisher vorherrschende Haltung der transatlantischen Unterwürfigkeit der Bundesregierung muss im Hinblick auf die angekündigten US-Sanktionen gegen deutsche Unternehmen beendet werden. Alle Optionen der Gegenmaßnahmen müssen auf den Tisch.

DIE LINKE fordert von der Bundesregierung nicht mehr und nicht weniger als die Einhaltung des Rechts, also einen effektiven Schutz des völkerrechtlich bindenden Atomabkommens und den Schutz deutscher und europäischer Unternehmen vor extraterritorialen Sanktionen."

 * 
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AUSSEN/1726: Nicht-Anerkennung der Wahlen in Venezuela arrogant und unglaubwürdig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2018

Nicht-Anerkennung der Wahlen in Venezuela arrogant und unglaubwürdig



"Außenminister Heiko Maas heizt die politische Krise in Venezuela noch an, wenn er die Präsidentschaftswahlen in dem südamerikanischen Land am Sonntag nicht anerkennt. Das Urteil von Maas ist zudem arrogant, weil Vertreter Dutzender Staaten die Wahlen begleitet und positiv beurteilt haben; und es ist unglaubwürdig, weil die Bundesregierung zugleich mit lateinamerikanischen Staaten den engen politischen Schulterschluss sucht, die eine extrem schlechte Menschenrechtsbilanz, hohe Straflosigkeit und teilweise selbst anfechtbare Wahlen aufweisen, darunter Mexiko, Honduras, Argentinien, Brasilien, Kolumbien", erklärt Heike Hänsel, Sprecherin für Internationale Beziehungen der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:  

"Die politischen Sanktionen der EU sind darauf angelegt, die Gesprächskanäle nach Caracas weiter einzuschränken, während sie eine radikale Opposition aufwerten, die für Putschversuche, blutige Proteste und umstrittene Wahlboykotte verantwortlich ist. Die neu angedrohten wirtschaftlichen Sanktionen der USA drohen zugleich die humanitäre Krise in Venezuela weiter zu verschärfen, um einen Regime-Change herbeizuführen. Dies ist keine Außenpolitik für die Menschen in Venezuela, die Bundesregierung muss sich von dieser Sanktionspolitik distanzieren und das Gespräch mit der venezolanischen Regierung suchen."

 * 
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EUROPA/1612: An alle linken Kräfte Europas - Einheit herstellen, um neoliberale Politik zu besiegen!


DIE LINKE - Presseerklärung vom 23. Mai 2018

Gregor Gysi: An alle linken und progressiven Kräfte Europas: Einheit herstellen, um neoliberale Politik zu besiegen!



Die Linken und weiteren progressiven Kräfte Europas kennen die komplizierte, zum Teil zu begrüßende, zum Teil aber auch zu verurteilende eigene Geschichte. Da sie aus unterschiedlichen Ländern kommen, verschiedenen Nationalitäten angehören, unterscheidet sich auch ihre Geschichte. Schon das ist nicht einfach. Das gilt ebenso für unterschiedliche Herangehensweisen, Politikvorschläge und Vorstellungen, wie man Strukturen aufbaut. Unsere Realitäten können wir nicht ändern, sollten es auch nicht versuchen. Aber es gibt so viele übereinstimmende Vorstellungen und Ziele, dass wir eine Einheit trotz unserer Differenzen herstellen können und wohl auch müssen.

Einige gemeinsame Punkte:

Für Frieden und Abrüstung - gegen Kriege und Aufrüstung

Für vollständige soziale Gerechtigkeit, ohne Hunger, Elend und Not - gegen völlig überzogenen, ungeheuerlichen Reichtum durch den Kapitalismus

Für ökologische Nachhaltigkeit - gegen die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen der Menschheit

Für einen Ausbau der Volksdemokratie - gegen Unterdrückung, Ausbeutung, die Allmacht der großen Konzerne und Banken, gegen Korruption

Für den Ausbau sozialer Grundsicherungen und umfassende Arbeitsrechte der Beschäftigten- gegen eine alleinige Herrschaft der Unternehmen, gegen Austerität, Neoliberalismus und Privatisierung der öffentlichen Daseinsfürsorge

Für Chancengleichheit und Emanzipation aller Menschen, unabhängig von Geschlecht, Nationalität, Hautfarbe, sexueller Orientierung auf allen Gebieten, insbesondere auch beim Zugang zu Bildung, Kunst und Kultur - gegen alle Formen sozialer Ausgrenzung und Benachteiligung. Gegen die wachsende Schere zwischen dem Norden und dem Süden, dem Westen und dem Osten, großen Städten und kleinen Dörfern, zwischen Reich und Arm

Für die Gleichstellung zwischen Männern und Frauen auf allen Ebenen

Wir glauben fest daran, dass wenn wir uns auf diese Gemeinsamkeiten auf unserem Kontinent besinnen, wir immer mehr Menschen in Europa erreichen und unserer Pflicht nachkommen können, das dringend notwendige Gegenüber zur neoliberalen Politik und zum nationalistischen Egoismus und Rechtsextremismus zu werden.

In Kürze werde ich verschiedene Persönlichkeiten zu einem Gesprächstreffen zu diesem Thema einladen.

 * 
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INNEN/4936: 25 Jahre Brandanschlag von Solingen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 23. Mai 2018

25 Jahre Brandanschlag von Solingen



Die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping, kommentiert den 25. Jahrestag des Anschlages von Solingen:

Mevlüde Genc verlor vor 25 Jahren bei einem Brandanschlag der extremen Rechten in Solingen zwei Töchter, zwei Enkelinnen und eine Nichte. Nur kurz danach, rief sie zu Versöhnung und Freundschaft auf, und erhielt das Bundesverdienstkreuz. Ihre Töchter, Enkelinnen und Nichten kann diese Auszeichnung nicht wieder lebendig machen.

Solingen war der vierte Anschlag in einer Reihe, dem Hoyerswerda, Rostock und Mölln vorausgegangen waren. Der Anschlag in Solingen fiel kurz nach der deutsch-deutschen Wiedervereinigung in eine Zeit, in der bundesweit erstmals emotional über die Frage einer gesamtdeutschen Identität und der Zugehörigkeit von Migranten und Migrantinnen in unserem Land debattiert wurde. Eine kuriose Debatte, denn sowohl die BRD als auch die DDR hatten während ihres Bestehens seit 1945, Migrantinnen und Migranten als Arbeitskräfte angeworben. Diese Menschen hatten sich, sofern man sie ließ, in beiden deutschen Staaten "integriert".

Vor dem Hintergrund steigender Asylbewerberzahlen entwickelte sich in dieser Zeit schnell eine umfassende Asyldebatte, in der der vermehrte Zuzug von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern vor allem als Problem diskutiert wurde. Insbesondere die Unions-Parteien strebten eine Grundgesetzänderung an, die das Grundrecht auf Asyl einschränken sollte. Sie wurden dabei von einflussreichen Medien unterstützt, die die Debatte verschärften und gegen Asylbewerber polemisierten. Aus dem sogenannten "Asylantenproblem" wurde bald ein "Ausländerproblem" mit einer unmissverständlichen Botschaft: "Das Boot ist voll". Diese Botschaft wurde von zahlreichen Medien aufgegriffen, und im September 1991 beispielsweise auf der Titelseite des Wochenmagazins Der Spiegel, unter der Überschrift "Flüchtlinge - Aussiedler - Asylanten. Ansturm der Armen", visualisiert. Als Reaktion auf diese Debatte wurde das Recht auf Asyl beschnitten. Das Grundgesetz und das Asylverfahrensgesetz wurden dahingehend geändert, dass es immer schwieriger wurde, sich auf das Grundrecht auf Asyl zu berufen. Ein fatales Einknicken vor reaktionärem Gedankengut, das unlängst in der Gründung der AfD und ihrem Einzug in den Bundestag gipfelte - und der Marsch nach rechts ist damit nicht beendet.

Die Rolle der deutschen Justiz war in diesem Zusammenhang, und ist es nach wie vor, wenigstens fragwürdig. Zuerst nannte man die Anschläge "Delikte betrunkener Einzeltäter", nach Mölln und Solingen wurden dann harte Strafen gefordert. Bis zur Selbstenttarnung des NSU 2011, haben die Behörden aber jahrzehntelang bestritten, dass aus Neo-Nazi-Kreisen terroristische Strukturen erwachsen können. Wir müssen uns fragen, warum das Oberlandesgericht München während des NSU-Prozesses Fragen ausblendete, die zur Klärung hätten beitragen können: Beispielsweise, ob die Angeklagten in ein größeres Netzwerk eingebettet waren, und ob Verbindungen zum Verfassungsschutz bestanden. Wir müssen uns fragen, welches Signal gesetzt wird, wenn sich von 150 vernommenen Beamten nur einer bei den Angehörigen der NSU-Opfer entschuldigt hat. Der Rest scheint immer noch davon überzeugt zu sein, dass die Taten im Drogenmilieu stattfanden, oder Auswirkungen mafiöser Strukturen waren, während Fremdenhass und Rassismus als mögliche Tatmotive für die Ermittler nicht in Betracht kamen.

Weder die Medien, noch die Politik und auch nicht die Justiz können es sich weiter leisten, "auf dem rechten Auge blind zu sein." Tausende von Anschlägen gegen Flüchtlingsunterkünfte sind bis heute ungeklärt. In Bayern wird in Reaktion auf eine forcierte Angstdebatte das Polizeigesetz verschärft, während die Zahl der registrierten Verbrechen in Deutschland auf den tiefsten Wert seit 25 Jahren gefallen ist. Statt auf dem rechten Auge blind zu sein, müssen wir mit beiden Augen hinsehen, Probleme benennen, Zivilcourage zeigen, sich dem Rechtstrend entgegenstellen und täglich Humanismus leben, damit sich grauenvolle Taten wie die in Solingen niemals wiederholen!

 * 
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INNEN/4935: Schluss mit der Kriminalisierung von Drogenkonsumenten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. Mai 2018

Schluss mit der Kriminalisierung von Drogenkonsumenten



"Über 330.000 Rauschgiftdelikte und davon fast 199.000 Straftaten im Zusammenhang mit Cannabis wurden 2017 registriert. Dabei handelt es sich überwiegend um sogenannte konsumnahe Delikte. Die Kriminalisierung von Drogenkonsumenten - allen voran der Cannabis-Konsumenten - muss endlich ein Ende haben", erklärt Niema Movassat, drogenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des heute veröffentlichten Berichts des Bundeskriminalamts zur Rauschgiftkriminalität. Movassat weiter:

"Die Prohibitionspolitik der Bundesregierung ist gescheitert, denn Cannabis bleibt das am weitesten verbreitete Betäubungsmittel in Deutschland. Die erneute Warnung der Drogenbeauftragten der Bundesregierung, Marlene Mortler, vor einer Legalisierung von Cannabis verkennt die Zeichen der Zeit. Denn Drogen sind - ob legal oder illegal - verfügbar. Wir dürfen die Regulierung der Drogen nicht länger der organisierten Kriminalität überlassen und zugleich die Konsumenten kriminalisieren. Die Doppelstandards von Vertretern der prohibitiven Drogenpolitik wie Frau Mortler stellen eine Ungleichbehandlung von Konsumenten dar. Während jährlich über 70.000 Menschen an den Folgen von Alkohol sterben, wird suggeriert, dass Drogen nicht frei zugänglich seien. Hier wird mit zweierlei Maß gemessen. Wir brauchen also dringend einen Neustart in der Drogenpolitik: weg von der Kriminalisierung, hin zur staatlichen Regulierung von Drogen."

 * 
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SICHERHEIT/1886: Offenlegung der Transaktionen bei Heckler & Koch


DIE LINKE - Presseerklärung vom 23. Mai 2018

Offenlegung der Transaktionen bei Heckler & Koch



Zu den Vorgängen bei Heckler & Koch äußert sich der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

Gelder vom Rüstungsunternehmen Heckler & Koch sind nachweislich an die CDU und die FDP geflossen, und dafür müssen Kauder & Co. nun gerade stehen. Ich fordere die Offenlegung der Transaktionen, denn die Öffentlichkeit muss wissen, wer sich das Säckel mit Geldern der Rüstungsindustrie stopft und welche politischen Gegenleistungen es dafür gegeben hat. Mit den Bestechungsversuchen der Bundestagsabgeordneten durch Heckler & Koch sollte die Ausfuhr von mehreren Tausend Sturmgewehren nach Mexiko begünstigt werden, dem Land, in dem 2017 so viele Morde registriert wurden wie nie zuvor. Knapp 21.000 Menschen fielen der Gewalt der Drogenkartelle zum Opfer. 2009 ermittelte die Deutsche Friedensgesellschaft, dass alle 14 Minuten ein Mensch durch eine Heckler & Koch-Waffe stirbt, 2013 berichtet der Tagesspiegel, die Bilanz belaufe sich auf 114 Menschen pro Tag. Können Kauder & Co. nachts ruhig schlafen? Mal abgesehen von der verheerenden Todesbilanz, die Heckler & Koch weltweit zu verantworten haben: Verstehen sie, dass das Misstrauen der Menschen in die Politik durch derlei Aktionen weiter geschürt wird?

 * 
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BUNDESTAG/7180: Heute im Bundestag Nr. 329 - 23.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 329

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 23. Mai 2018, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Einsätze in Erstaufnahmeeinrichtungen

2. Zahl subsidiär geschützter Flüchtlinge

3. Biologische Vielfalt weiterhin bedroht

4. Förderung von Lastenrädern

5. FDP fragt nach Deutscher Umwelthilfe

6. Geo-Daten für Endlagersuche



1. Einsätze in Erstaufnahmeeinrichtungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Bundesregierung liegen "keine Erkenntnisse zum
bundesweiten polizeilichen Einsatzaufkommen im Zusammenhang mit
Erstaufnahmeeinrichtungen" vor. Dies schreibt sie mit Verweis auf die
Länderzuständigkeit in ihrer Antwort (19/2059) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/1737).

 * 

2. Zahl subsidiär geschützter Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ende März dieses Jahren haben sich in Deutschland
205.660 Menschen mit einer Aufenthaltserlaubnis als subsidiär
Schutzberechtigte aufgehalten. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/2060) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/1785) hervor. Danach sind an den deutschen Auslandsvertretungen
aktuell etwa 26.000 Terminanfragen zur Abgabe eines Visumantrags auf
Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten registriert.

 * 

3. Biologische Vielfalt weiterhin bedroht

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der anhaltende Verlust der biologischen Vielfalt
konnte laut Bundesregierung noch nicht gestoppt werden. Es bedürfe
zusätzlicher Anstrengungen von Bund, Ländern und Kommunen, um "die
Trendwende für die biologische Vielfalt zu erreichen". Zusätzlich sei
eine verbesserte Politikintegration in den für die Biodiversität
zentralen Politikfeldern notwendig, schreibt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/1571) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/1061). In der Antwort führt die Bundesregierung
zudem aus, wie es um einzelne Ziele der Nationalen Strategie zur
biologischen Vielfalt steht. In der Gesamtheit zeichne sich ein
heterogenes Bild der Zielerreichung ab, schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. Förderung von Lastenrädern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Förderung von Lastenrädern ist Gegenstand einer
Antwort der Bundesregierung (19/1646) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1467). In der Antwort führt die
Bundesregierung unter anderem Details zu den Kriterien der Förderung
aus, die auf der "Richtlinie zur Förderung von innovativen marktreifen
Klimaschutzprodukten im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative"
basiert.

 * 

5. FDP fragt nach Deutscher Umwelthilfe

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/2034) die Zusammenarbeit der Bundesregierung mit der
Deutschen Umwelthilfe (DUH) und die Finanzierung der
Umweltorganisation. Die Fraktion will unter anderem wissen, welche
Zuwendungsgeber die Organisation in den vergangenen 18 Jahren hatte.
Zudem interessieren sich die Liberalen für Gutachteraufträge, die die
DUH übernommen hat.

 * 

6. Geo-Daten für Endlagersuche

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/2055) nach den geologischen Daten für die
Suche nach einem Endlager für hochradioaktiven Abfall. Konkret wollen
die Grünen unter anderem wissen, welche Bundesländer der
Bundesgesellschaft für Endlagerung bereits Daten zur Verfügung
gestellt haben und in welchen Fällen auch schon Daten privater Dritter
vorliegen.

 * 
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EUROPA/1548: Zuckerberg-Anhörung - Viele Entschuldigungen, wenige Antworten


FDP-Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

BEER: Viele Entschuldigungen, wenige Antworten



Zur gestrigen Anhörung von Facebook-Chef Mark Zuckerberg im
Europaparlament erklärt die FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Die Anhörung des Facebook-Chefs Mark Zuckerberg durch das
Europaparlament gestern war höchst unbefriedigend für alle Seiten. Es
gab viele Entschuldigungen, aber wenige Antworten. Das Ausweichen vor
den Fragen nach Schattenprofilen von nicht-Facebook-Nutzern, dem
Umzug von 1,5 Milliarden Facebook-Profilen auf Server außerhalb der
EU kurz vor Inkrafttreten der EU-Datenschutzgrundverordnung und die
Nichtbeantwortung nach dem Monopol lässt nur einen Schluss zu:
Facebook nimmt die Kritik aus dem größten Binnenmarkt nach China und
Indien nicht ernst. Mit der Umsetzung und dem Format der Anhörung hat
sich das EU-Parlament gestern blamiert. Immerhin hat der
ALDE-Vorsitzende im Europaparlament, Guy Verhofstadt, in letzter
Minute noch durchsetzen können, dass noch offene Fragen schriftlich
lückenlos beantwortet werden müssen.

Es hat sich gezeigt, Politik muss genauer hinschauen, was Soziale
Netzwerke wie Facebook treiben. Die in diesen Tagen in Kraft tretende
Datenschutz-Grundverordnung ist vor diesem Hintergrund von großer
Bedeutung. Internationalen Unternehmen wie Facebook muss klar sein,
dass sie sich an europäisches Recht halten müssen, wenn sie
Dienstleistungen in der EU anbieten und mit EU-Bürgern Geld verdienen
wollen. Jeder Nutzer muss sich sicher sein können, dass nur die
personenbezogenen Daten verwendet werden, denen er auch zugestimmt
hat. Wir Freie Demokraten fordern zudem, dass Nutzer ihre Daten
leicht zu anderen Anbietern übertragen können. Anbieter wie Facebook
müssen verpflichtet werden, die entsprechenden Schnittstellen für
eine Interoperabilität zwischen Diensten verschiedener Anbieter
bereitzustellen. Denn nur mit funktionierendem Wettbewerb können
Alternativen entstehen und freie politische Willensbildung auch im
Netz stattfinden. Dies haben die Freien Demokraten vor Kurzem auf
ihrem Parteitag beschlossen."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1006: Tempo bei Erleichterungen im Wohnungsbau (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 63/2018

Wirtschaftsausschuss

Fachausschuss thematisiert das Tempo bei Erleichterungen im
Wohnungsbau



Stuttgart - Große Teile des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und
Wohnungsbau richteten einen eindringlichen Appell an die
Landesregierung, die Überarbeitung und Neufassung der Landesbauordnung
(LBO) zu beschleunigen. "Vor dem Hintergrund drängender
Wohnraumknappheit, sind die Verzögerungen für viele
Ausschussmitglieder unverständlich", berichtete der Vorsitzende, Dr.
Erik Schweickert (FDP/DVP), nach nicht öffentlicher Sitzung am 16. Mai
2018. Gegenüber der für Wohnungsbau zuständigen Ministerin Dr. Nicole
Hoffmeister-Kraut (CDU) wurden im Fachausschuss erhebliche
Befürchtungen geäußert, durch den lange anhaltenden
reglungstechnischen Schwebezustand könne die Bauwilligkeit im Land
nachlassen. Die Bürgerinnen und Bürger hätten ein Anrecht auf
Planungssicherheit.

Ministerin Dr. Hoffmeister-Kraut versicherte in ihrer Antwort auf
einen Antrag der SPD-Fraktion, der Gesetzentwurf gehe zeitnah den
Verbänden zur Stellungnahme zu. In der Sitzung habe die Ministerin den
Zeitplan bekräftigt, der ein Inkrafttreten der Novelle zum Beginn 2019
vorsehe. Bei der Vielzahl der Regelungen, wie sie teils auch die
"Wohnraumallianz" vorgeschlagen habe, gehe es zum einen um reduzierte
Standards etwa bei der Fassadenbegrünung, der Pflicht zu
Kinderspielplätzen, Barrierefreiheit, dem Waldabstandsgebot oder der
Fahrradstellplatzpflicht, berichtete die Ministerin laut Dr.
Schweickert. Bei den beschleunigten Genehmigungsverfahren stünden etwa
die digitale Baugenehmigung oder die Einreichung eines Bauantrages
direkt bei der Behörde statt bei der Gemeinde zur Neuregelung an. Die
Abstimmung innerhalb des Ressorts sei kurz vor dem Abschluss, habe die
Ministerin mit der Begründung, Gründlichkeit gehe vor Schnelligkeit,
angegeben. "Tenor im Ausschuss war es, das Gesetzgebungsverfahren
durch die verschiedenen Abstimmungen nicht auszubremsen und die lange
erwartete Erleichterungen beim Wohnungsbau zei
tnah umzusetzen", so der Vorsitzende Dr. Schweickert.

Nach den Auswirkungen des bereits 2012 geänderten
Landesplanungsgesetzes erkundigte sich ein Antrag der
FDP/DVP-Fraktion. Die Novelle gab den Kommunen Mitsprache bei der
Planung der jeweiligen Regionalverbände beim Bau von Windkraftanlagen.
Die Verbände können nur noch Vorranggebiete als Standorte für
Windkraftanlagen festlegen, nicht aber so genannte Ausschlussgebiete -
Flächen, in denen keine Rotoren gebaut werden dürfen.
Wirtschaftsministerin Dr. Hoffmeister-Kraut habe im Ausschuss die
"Impulse im Hinblick auf eine flexiblere, den örtlichen Gegebenheiten
angepasste Steuerung der Windkraftnutzung" herausgestellt, berichtete
Dr. Schweickert. Ferner habe die Ministerin bezüglich der Frage der
Genehmigungswürdigkeit der Regionalpläne, die keine
Windkraftvorranggebiete ausweisen, klargestellt, dass die Träger der
Flächennutzungsplanung "die Möglichkeit, nicht aber die Verpflichtung
zu einer abschließenden planerischen Steuerung der Windkraftnutzung
erhalten" haben.

Bereits zum zweiten Mal befasste sich der Landtagsausschuss mit der
Positionierung in den Themenfeldern Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau
zum "Weißbuch Europa".. Das Gremium habe die Wirtschaftsministerin in
ihrem Eintreten für konsequente Subsidiarität unterstützt. Solcherlei
Zuständigkeit unterer Verwaltungsebenen auch in der Kontrolle
einzuhaltender Vorgaben sei geeignet, den politischen
"Zentrifugalkräften" in der Europäischen Union entgegenzuwirken, sei
der Ausschuss überzeugt. Ebenso hätten sich die Ausschussmitglieder
gegen Fehlanreize durch eine Vergemeinschaftung von Schulden
("Verantwortung und Haftung gehören zusammen") sowie eine
"funktionierende nationale Einlagensicherungen in allen
EU-Mitgliedstaaten" ausgesprochen. Bezüglich der Einführung einer
Plastiksteuer auf EU-Ebene habe laut Aussage der Ministerin die
Landesregierung noch keine abgestimmte Positionierung.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3146: Digitalisierung ist für Schule, Bildung und Beruf zentrales Thema (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 23. Mai 2018

Digitalisierung ist für Schule, Bildung und Beruf ein zentrales Thema



Zur heutigen zweiten Sitzung der Anhörungsreihe "Jung sein in Mecklenburg-Vorpommern" zum Thema "Übergangsmanagement, Schule, Bildung und Beruf" erklärt die kinder- und jugendpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Nadine Julitz:

"Junge Menschen in Mecklenburg-Vorpommern brauchen gute berufliche Startchancen. Eltern, Lehrer, Berufsberater und nicht zuletzt die Politik müssen gemeinsam für gute Rahmenbedingungen und Unterstützung für die Kinder und Jugendlichen sorgen. Nur so schaffen wir es, junge Menschen im Land zu halten und dem demografisch bedingten Fachkräftemangel zu begegnen. Dabei geht es nicht nur um eine solide schulische Ausbildung, sondern auch um gute Löhne und Unterstützung während einer dualen Ausbildung, wie z. B. bei den Fahrtkosten zur Berufsschule. Einen weiteren Schritt in diese Richtung wollen die Koalitionsfraktionen in der nächsten Landtagssitzung mit einem entsprechend Antrag gehen. Ziel des Antrags ist es, die Richtlinie zur Gewährung von Zuschüssen zu den Kosten der Unterbringung sowie zu Fahrtkosten anzupassen, so dass mehr Auszubildende von der Landesunterstützung profitieren."

Darüber hinaus habe die Anhörung gezeigt, dass die Digitalisierung ein wichtiges Thema sei, das junge Menschen bewege, so Nadine Julitz weiter. Dabei gehe es nicht nur darum, Technik bereitzustellen, sondern auch entsprechendes Fachwissen und Medienbildung zu vermitteln.

"Insofern ist es richtig, dass die Landesregierung und die SPD-Landtagsfraktion die Digitalisierung als ein zentrales Thema aufgegriffen hat und voranbringen wird. Nur so wird es uns gelingen, dass das Land für die Zukunft gut aufgestellt ist", fasst Julitz zusammen.

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2333: Streit um Stabsstelle (Li)


Landtag intern 4/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Streit um Stabsstelle

Landtag debattiert über Neuorganisation im Umweltministerium

von Thomas Becker, Michael Zabka und Susanne Ellert



26. April 2018 - Der Landtag hat sich in einer Aktuellen Stunde mit
der Auflösung der Stabsstelle Umweltkriminalität im Ministerium für
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz befasst. Die
Fraktionen der Grünen und der AfD hatten die Debatte unabhängig
voneinander beantragt.


Der Antrag der Grünen-Fraktion trug den Titel "Hat Ministerin
Schulze Föcking den Landtag getäuscht?" (17/2456). Der Antrag der
AfD-Fraktion lautete "Auflösung der Stabsstelle für Umweltkriminalität
- Verstößt Ministerin Schulze Föcking gegen den Geist des
Parlamentes?" (17/2457). Beide Fraktionen bezogen sich auf
Medienberichte, denen zufolge die Ministerin das Parlament in einer
Fragestunde am 21. März 2018 unzureichend informiert habe.

Grünen-Fraktionschefin Monika Düker wies darauf hin, dass sich
die Ministerin durch Äußerungen in "Widersprüche" verstrickt habe.
Anders als von Schulze Föcking im Plenum behauptet, habe die
Stabsstelle für Umweltkriminalität an den Fällen "Envio" und "Shell"
mitgearbeitet. WDR-Recherchen belegten das, sagte Düker. "Mehr denn je
ist unklar, wieso die Stabsstelle überhaupt aufgelöst wurde." Sollte
Schulze Föcking die Widersprüche ihrer Aussagen nicht auflösen, wollen
die Grünen ihren "Anspruch auf Transparenz und Information in einem
parlamentarischen Untersuchungsausschuss durchsetzen".

Was Düker vorgetragen habe, sagte Helmut Seifen (AfD), sei
nichts weiter als "Erbsenzählerei". Die "Causa Schulze Föcking" sei
letztlich ein "Symptom" tiefer liegender Ursachen. Ministerpräsident
Armin Laschet (CDU) habe eine "Entfesselung" und "Runderneuerung" von
Nordrhein-Westfalen versprochen. Aber das Gegenteil sei der Fall: Die
"Vortäuschung von Wirklichkeiten" sowie "Lügen und Verleumdungen"
gehörten weiterhin zum politischen Repertoire. Mit Blick auf
Ministerin Schulze Föcking riet Seifen: "Kehren Sie zur Ehrlichkeit
zurück (...) und fangen Sie nicht an zu tricksen, um etwas zu
verschleiern, was nicht zu verschleiern ist."

Die Verfolgung von Umweltstraftätern scheine unter der rot-grünen
Landesregierung keine Priorität mehr besessen zu haben, sagte
Thorsten Schick (CDU). Deshalb sei eine Neuausrichtung dringend
geboten gewesen: "Wir brauchen in Nordrhein-Westfalen eine starke
Stabsstelle." Jährlich müssten rund 1.500 Strafanzeigen bearbeitet
werden. Die Aussagen der Ministerin zu den bisherigen Schwerpunkten
der Stelle seien richtig gewesen. Der Vorwurf, die Stabsstelle sei
aufgelöst worden, weil sie gegen die Schweinehaltung Schulze Föcking
ermittelt habe, sei "haltlos". Die entsprechenden Akten seien
einsehbar.

"Verantwortung"

Ministerin Schulze Föcking sei durch ihre Amtsführung zu einer
"Belastung für das Land" geworden, sagte André Stinka (SPD).
Sie sei "überfordert" und schiebe Verantwortung auf andere ab. Bei
einer Fragestunde im Plenum am Vortag habe sie die Gelegenheit gehabt,
aufzuklären und Widersprüche zu beseitigen. Dies sei aber nicht
geschehen. Das "Verschleiern" durch die Ministerin schade dem Standort
Nordrhein-Westfalen in der Landwirtschaft, im Verbraucherschutz, im
Umweltschutz und letztlich den Landwirten. Die SPD-Fraktion werde
"alle parlamentarischen Mittel nutzen, um Licht ins Dunkel zu
bringen", kündigte Stinka an.

Markus Diekhoff (FDP) merkte an, es sei legitim, dass eine neue
Ministerin ihr Haus neu strukturiere. "Die Bürgerinnen und Bürger
erwarten, dass die Ministerin ihr Haus effektiv und gut führt", sagte
Diekhoff. Eine mit einer Person besetzte Stabsstelle werde zur
effektivsten Waffe gegen Umweltkriminalität hochstilisiert. Durch die
Verteilung der Arbeit auf mehrere Schultern und die Einbindung in die
verschiedenen Abteilungen des Hauses könne die Arbeit der bisherigen
Stabsstelle effektiv wahrgenommen werden. Der eigentliche Skandal
liege nur darin, dass ein eigentlich normaler Vorgang skandalisiert
und politisiert werde.

"Mit der Umorganisation können wir die Bekämpfung der Umwelt- und
Verbraucherschutzkriminalität in NRW ausbauen", sagte Ministerin
Christina Schulze Föcking (CDU). Die Stabsstelle habe an den
Fällen um "Envio" und "Shell" zwar mitgearbeitet, diese aber nicht
federführend entdeckt und aufgeklärt. Der Vorwurf, die Auflösung der
Stelle stehe im Zusammenhang mit der "Akte Schulze Föcking" in der
Stabsstelle, sei konstruiert. Außerdem habe sie mit der Möglichkeit
der Einsicht in alle Akten der Stabsstelle für volle Transparenz
gesorgt. Davon hätten bisher nur ein Abgeordneter und ein Journalist
Gebrauch gemacht.

 * 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2203: Marschbahn - DB soll Strafe zahlen (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Marschbahn: DB soll Strafe zahlen



Landtag und Landesregierung sind sauer auf die Deutsche Bahn (DB)
und setzen ein Zeichen: Für die seit Monaten unhaltbaren Zustände auf
der Marschbahn vom Festland nach Sylt wird das Land von der DB eine
Sondervertragsstrafe von monatlich 250.000 Euro verlangen, wenn die
Pünktlichkeit auf der Strecke unter 90 Prozent liegt. Weitere 100.000
Euro pro Monat sollen fällig werden, wenn mehr als ein Prozent der
Züge ausfallen. Die DB akzeptierte die Strafe zunächst.


Das kündigte Verkehrsminister Bernd Buchholz (FDP) an und
stellte klar: "Es muss weh tun", damit die Verantwortlichen "in die
Hufe kommen". Für Pendler mit einer Abo-Karte auf der Strecke zwischen
Itzehoe und Westerland stellte Buchholz eine einmalige freiwillige
Entschädigung des Landes in Aussicht: 50 Euro in der 2. Klasse und 75
Euro in der 1. Klasse. Das Geld soll aus der Vertragsstrafe finanziert
werden.

Der Landtag verabschiedete zudem einstimmig einen Antrag von CDU, SPD,
Grünen, FDP und SSW, der einen Neun-Punkte-Forderungskatalog an die
Bahn stellt. Der Konzern wird aufgerufen, die vertraglich vereinbarte
Pünktlichkeit von 93 Prozent einzuhalten, genügend Personal
vorzuhalten, Fahrzeuge "in sauberem Zustand" und mit "ausreichenden
Sitzplatzkapazitäten" bereitzustellen, die Infrastruktur zu pflegen
und die Fahrgäste "rechtzeitig und umfassend" über Betriebsstörungen
und Alternativverbindungen zu informieren. Zudem soll das Unternehmen
ein "wirksames Wartungs- und Instandhaltungsmanagement am Standort des
Bahnbetriebswerks Husum" einrichten.

Die Pünktlichkeit der Marschbahn habe seit Jahresbeginn bei unter
75 Prozent gelegen, so Christopher Vogt (FDP) - Ende Januar sogar
unter 50 Prozent. "In Berlin muss die Botschaft ankommen, dass das Maß
bei uns gestrichen voll ist", merkte Lukas Kilian (CDU) an. "Nur wenn
wir der DB gegenüber mit deutlich härteren Konsequenzen drohen, als
ohnehin schon im Vertrag stehen, dann wird sich ein Tanker wie die
Deutsche Bahn bewegen", schloss Kai Vogel (SPD) an. Andreas Tietze
(Grüne) hielt der Bahn "Rechtsbeugung" vor, Volker Schnurrbusch (AfD)
erklärte, wenn Vertragsstrafen nicht mehr ausreichten, müssten auch
Kündigungen ins Auge gefasst werden. Und Flemming Meyer (SSW)
ergänzte: "Die Bahn hat uns lange genug an der Nase herumgeführt."

 * 
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BILDUNG/1477: Bologna weiterdenken - Eine Europäische Hochschulkonferenz verwirklichen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 23. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Bologna weiterdenken - Eine Europäische Hochschulkonferenz verwirklichen



Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin:

Anlässlich der Bologna-Ministerkonferenz in Paris hat die Arbeitsgruppe Bildung und Forschung der SPD-Bundestagsfraktion in einem Positionspapier neue Vorstellungen für den Europäischen Hochschulraum (EHR) entwickelt. 20 Jahre nach der Sorbonne-Erklärung muss eine Europäische Hochschulkonferenz die Wissenschaftsfreiheit sichern, Bildungsteilhabe verwirklichen und mehr Mobilität, Austausch und Vergleichbarkeit ermöglichen.

"Wir fordern eine neue Vision für Bildung und Forschung, um Europa zu einem Versprechen für die klügsten Köpfe in aller Welt zu machen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler müssen frei von politischer Einflussnahme und marktunabhängig forschen können. Sozialen Benachteiligungen, die Ausbildung erschweren, werden wir noch stärker auch auf europäischer Ebene entgegentreten. Und wir müssen Auslandsaufenthalte weiter erleichtern, um kulturellen Austausch und gegenseitiges Verständnis im gesamten EHR zu fördern.

Zu unseren Vorschlägen zählt ein europäischer Wertekatalog für Wissenschaftsfreiheit, der perspektivisch einklagbar sein und durch anlassbezogene Beobachtergruppen garantiert werden soll. Zudem wollen wir Wege finden, um regionale Erfolge der Mitgliedstaaten als Standard für den EHR zu definieren, seien es die Ausbildungsförderung in Deutschland oder der Grad der Digitalisierung in Estland. Außerdem müssen wir die Vorschläge Emmanuel Macrons aufnehmen und gestalten, um möglichst viele bereits bestehende Einrichtungen zu europäischen Hochschulen weiterzuentwickeln und diese auch möglichst vielen Studierenden und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zugänglich zu machen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/927: Sofortprogramm Kranken- und Altenpflege - Eckpunkte vorgestellt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 23. Mai 2018

Sofortprogramm Kranken- und Altenpflege: Eckpunkte vorgestellt



Karl Lauterbach, stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Die Situation in der Pflege in den Krankenhäusern, Heimen und privaten Haushalten hat sich in den letzten Jahren dramatisch zugespitzt und ist zu einer der größten Herausforderungen für unsere Gesellschaft geworden. Viele Pflegekräfte sind wegen der hohen Arbeitsverdichtung chronisch überlastet. Ohne bessere Arbeitsbedingungen, höhere Löhne und mehr Personal werden wir das Steuer nicht herumreißen. Die Koalitionspartner reagieren auf die Situation mit einem Sofortprogramm Kranken- und Altenpflege.

"Die heute vorgestellten Eckpunkte werden, wie bereits in den Koalitionsverhandlungen vereinbart, die Pflegesituation in Krankenhäusern, Heimen und Haushalten deutlich verbessern.

Die wirkungsvollste Maßnahme in der Krankenpflege ist die Rückkehr zur vollständigen Kostenerstattung. In allen Krankenhäusern werden ab 2020 die Pflegepersonalkosten komplett aus den Fallpauschalen herausgenommen und den Krankenhäusern direkt erstattet. Damit entfällt endlich der Anreiz der letzten 15 Jahre, Pflegekosten zu Lasten des Personals einzusparen, um die Erlöse zu erhöhen.

Bereits im laufenden Jahr werden alle Tarifsteigerungen für Pflegekräfte in vollem Umfang von den Krankenkassen übernommen, anstatt wie bislang nur zur Hälfte.

Das bisherige Pflegestellen-Förderprogramm aus dem Krankenhausstrukturgesetz bleibt über das Jahr 2018 hinaus bestehen und wird erweitert. Der finanzielle Eigenanteil der Krankenhäuser für neue Pflegestellen entfällt künftig. Damit können sofort zusätzliche Pflegekräfte eingestellt werden und die Kosten werden auch sofort von den Krankenkassen zu hundert Prozent erstattet.

Mit dem Sofortprogramm wollen wir 13.000 neue Pflegestellen in den stationären Pflegeheimen in der Altenpflege ermöglichen. Jede Einrichtung soll davon profitieren. Finanziert wird dies aus Mitteln der Krankenkassen und privaten Versicherungsunternehmen. Kein Pflegebedürftiger wird dadurch zusätzlich belastet. Das ist nur ein Sofortprogramm. Es muss ergänzt werden durch eine bessere Bezahlung der Pflegekräfte.

Pflegende Angehörige brauchen aufgrund der hohen Belastung häufig eine Reha-Leistung, die sie aber aufgrund ihrer Situation nicht ambulant wahrnehmen können. Daher schaffen wir für pflegende Angehörige einen Anspruch auf stationäre Reha-Leistungen. Das stellt eine spürbare Verbesserung für die pflegenden Angehörigen dar und stärkt ihre Gesundheit."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1779: Halb Venezuela hat gewählt (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Halb Venezuela hat gewählt

Von Ariana Pérez und Harald Neuber
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Venezolanerinnen überprüfen vor einem Wahlzentrum ihre Ausweisnummer,
um das für sie vorgesehene Wahllokal zu finden

Foto: © Harald Neuber



(Caracas, 21. Mai 2018, amerika21) - Trotz einer heftigen sozialen und
wirtschaftlichen Krise hat Venezuelas Präsident Nicolás Maduro am
Sonntag nach Angaben des Nationalen Wahlrates CNE (Consejo Nacional
Electora) die Präsidentschaftswahlen gewonnen. Der linksgerichtete
Politiker setzte sich nach dem vorläufigen Endergebnis mit 67,7
Prozent gegen seinen Widersacher Henri Falcón durch, auf den 21,2
Prozent der Stimmen entfielen. Der Evangelikale Javier Bertucci
erreichte 10,8 Prozent, der vierte Kandidat, Reinaldo Quijada, 0,4
Prozent. Die Wahlbeteiligung lag mit 46 Prozent auf einem historischen
Tiefstand. Der absolute Stimmenanteil für Amtsinhaber Maduro sank
offenbar auf unter sechs Millionen Stimmen.

Falcón gab am Abend noch vor der Verkündung der Ergebnisse bekannt,
die Wahl nicht anzuerkennen. Der ehemalige Weggefährte des 2013
verstorbenen Präsidenten Hugo Chávez argumentierte mit
"Unregelmäßigkeiten" im Zusammenhang mit rund 13.000 sogenannten Roten
Punkten, Ständen der Regierungspartei PSUV, die in unmittelbarer Nähe
der Wahllokale aufgebaut wurden. Dort hätten Venezolaner*innen ihre
Ausweise vorlegen können, um zusätzliche Sozialleistungen zu
empfangen. Die Opposition sieht darin einen Missbrauch staatlicher
Mittel für Parteizwecke. Das Ergebnis entbehre "ohne jeden Zweifel
jeder Legitimität. Und in diesem Sinne erkennen wir diesen Wahlprozess
nicht an", sagte Falcón am Abend vom seinem Wahlkampfzentrum aus.


Maduro hat 700.000 Stimmen verloren

Diese Stände politischer Pateien in einem festgelegten Abstand in der
Nähe von Wahllokalen sind in Venezuela durchaus üblich, so gab es bei
den vorangegangenen Urnengängen neben den Roten Punkten der PSUV auch
Blaue Punkte der Oppositionsparteien. Falcón betonte jedoch, dass er
und seine Unterstützer an diesem Sonntag darauf verzichtet hätten.

Der ehemalige Präsident von Ecuador, Rafael Correa, war unter den
internationalen Wahlbeobachter*innen und sagte am gestrigen Abend nach
der Wahl: "Wir haben ein demokratisches Fest begleitet." Der
linksgerichtete spanische Europa-Abgeordnete Javier Couso äußerte im
Hinblick auf die aus Europa vor der Wahl immer wieder formulierte
Kritik: "In Europa fehlt der Respekt dafür, dass das venezolanische
Volk seine Zukunft über Wahlen selbst bestimmt." Die Vorsitzende der
Wahlbehörde (CNE), Tibisay Lucena, gab die Wertung der
Wahlbeobachter*innen wieder, laut der "Betrug im Wahlsystem unmöglich"
ist.
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Soldat*innen warten in Caracas, Venezuela, auf die Stimmabgabe

Foto: © Harald Neuber



Das Oppositionsbündnis Tisch der demokratischen Einheit MUD (Mesa de
Unidad Democrática) hatte zu einem Boykott aufgerufen. Dieser schlug
sich vor allem in den Vierteln und Orten nieder, in denen die
Opposition Unterstützer*innen hat. In einigen der wohlhabenden
Gegenden hatten sich bereits am Vorabend die Straßen geleert und die
Geschäfte wurden geschlossen. Laut dem vorläufigen Endergebnis hat
Präsident Maduro aber auch einen Teil der Stammwählerschaft verloren.
Im Jahr 2013 hatte er 6,5 Millionen Stimmen erhalten.


Rote Punkte sorgen für Missstimmung

Die sogenannten Roten Punkte der Regierungspartei Maduros, PSUV,
werden nach der Wahl im Zentrum der Debatten stehen. An diesen Ständen
seien den Wähler*innen letzte Anweisungen zur Wahl gegeben worden,
kritisierte die Opposition. Die CNE hatte daraufhin durchgesetzt, dass
die Puntos Rojos mindestens 200 Meter Abstand von den Wahllokalen
haben müssen. Zudem dürften an den Ständen während der Wahl keine
zusätzlichen Sozialleistungen angeboten werden, sagte CNE-Chefin
Lucena. Dessen ungeachtet spricht die Opposition von Vorteilnahme und
Machtmissbrauch seitens der Regierungspartei.

Mitglieder der Organisation Amerikanischer Staaten, die Lima-Gruppe,
die US-Regierung und die Europäische Union, hatten im Vorfeld bereits
angekündigt, die Wahlergebnisse nicht anzuerkennen. Schon vor ersten
offiziellen Angaben über die Wahlbeteiligung bekräftigten einige
internationale Medien, ein möglicher Sieg Maduros werde alleine der
geringen Beteiligung geschuldet sein. Bereits vor den ersten
Auszählungen wurde der venezolanischen Regierung mit einer stärkeren
Isolation und weiteren Sanktionen gedroht. Kanada hatte die
Durchführung der Präsidentschaftswahlen am Sonntag in diplomatischen
Einrichtungen des südamerikanischen Landes untersagt.
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STANDPUNKT/766: Kubas revolutionäre Demokratie (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kubas revolutionäre Demokratie

Von Günter Buhlke, 22. Mai 2018



Berlin - 22.05.2018. Bis zum Erreichen der souveränen Selbstbestimmung
haben extrem lange Wartezeiten in Kuba ihre Spuren hinterlassen.

Nach reichlich 400 Jahren kolonialer Unterdrückung verbunden mit dem
Abzug materieller und finanzieller Ressourcen, hat Kuba zunächst seine
formelle politische Unabhängigkeit von Spanien erst 1898 erreicht.
Später, nach einer Interventionsphase der USA, hat das Land 1902 eine
beschränkte politische Souveränität bekommen. Bis 1934 behielt sich
die USA mit dem "Platt Amendment" ein Eingriffsrecht vor. Ein Rest aus
dieser Zeit blieb in Gestalt des Militärstützpunktes Guantánamo bis
heute bestehen. Bis zum Beginn der Revolutionsperiode 1959 floss ein
beachtlicher Teil des kubanischen Wertschöpfungsprozesses in die
Tresore nach New York. Das alles entsprach einer gewinnträchtigen
Erwartungshaltung, die bereits Kolumbus gepflegt hatte. In seinem
kurzen Logbuch der ersten Entdeckungsreise notierte er das
Sehnsuchtswort Gold 141-mal (Schiffstagebuch von Kolumbus,
Reclamverlag jun. Leipzig).

1959 begann Kuba sein historisches Projekt, die Gesellschaft und die
Wirtschaft mit Alternativen auf "eigene Rechnung" zu entwickeln. Die
Souveränität sollte ungeteilt beim kubanischen Volk liegen.

Zu Beginn der Revolution ahnten Fidel Castro und seine Unterstützer
wohl, dass der Weg schwer werden würde. Ein nachdenkenswerter
Ausspruch von CHE ist erhalten: "Seien wir Realisten, versuchen wir
das Unmögliche". Zur Realität gehörte, dass die wirtschaftliche
Ausgangslage aber vor allem, dass der Nachbar und seine Freunde aus
der EU im Verlauf von über 50 Jahren einen ständigen politischen,
wirtschaftlichen und medialen Druck ausübten. Boykotte und Sanktionen
waren mehr als schwere Hürden auf dem Weg, der zu sozialen und
möglichst krisenfreien Alternativen für das kubanische Volk führen
soll.

Trotz aller Störungen der Wirtschafts-, Finanz- und Handelsbeziehungen
haben die Verantwortlichen der Kommunistischen Partei, der
Massenbewegungen, des Parlaments und der Regierung weltweit beachtete
Ergebnisse im Bildungs- und Gesundheitswesen, in der Wissenschaft, der
Solidarität, im Sport, der Kultur unter anderem erreicht. Hunger und
Arbeitslosigkeit sind aus Kuba verbannt. Die Gleichberechtigung ist
gut vorangekommen.

Die Elemente der Demokratie konnten in Kuba in den Jahren seit
Revolutionsbeginn schrittweise erheblich gestärkt werden; entgegen dem
nicht nachlassenden Druck der äußeren und inneren Beharrungskräfte.


Ein Wettbewerb der Demokratiemodelle

In der Geschichte der Welt gab und gibt es unterschiedliche Formen,
einen Staat zu führen und zu verwalten. Dazu gehören absolutistisch
geführte Monarchien, Diktaturen in unterschiedlicher Ausgestaltung,
bürgerliche Demokratien mit Varianten oder präsidentielle Formen. Die
letztere haben die USA bevorzugt. Im 20. Jahrhundert hat die
partizipative Demokratie ihre Ausprägung gefunden.

Castros meinungsführende Partei und kubanische
Gesellschaftswissenschaftler analysierten die bürgerlichen Demokratien
und das ursprüngliche Anliegen der Demokratie in Griechenland. Platons
"Politeia" enthält noch immer für die moderne Zeit passende Elemente.
Zitate: "Es geht um die Frage, nach dem guten oder schlechten Leben"
und die "Gerechtigkeit ist das Prinzip, dessen Durchsetzung dem Staat
obliegt". "Die Stimme des Volkes (Demos) darf bei der Beratung
nächster Schritte nicht fehlen".

So ist zu verstehen, dass die kubanische Bevölkerung periodisch
landesweit in einem Versammlungsmarathon von den gewählten
Volksvertretungen (poderes populares) konsultiert wird, wie es in den
nächsten Zeitetappen weitergehen soll. Welche Schritte sind
einzuleiten, was sind die Schwerpunkte. Die Volksbefragung schließt
die Debatte über den Zustand im Land, über die erforderlichen
finanziellen Mittel für Veränderungen und die notwendigen Konsequenzen
ein. Das so entstehende Gesellschaftsprogramm steht in den politischen
Wahlen zur Entscheidung. Der kubanische Souverän entscheidet mit der
Wahl über Annahme oder Ablehnung. Die Versammlungen sind auch der Ort,
wo der einzelne Abgeordnete auf seine Kompetenz geprüft wird. Die
hohen Zahlen der Teilnehmer an den Volksversammlungen und bei den
Wahlen zeigen, dass die Stimme des Souveräns Kubas ein starkes und
anhaltendes Gewicht hat.

Ein Vergleich: In den Ländern der sogenannten westlichen
Wertegemeinschaft übergibt das Volk seine Stimme nach dem Wahlakt den
Abgeordneten oder den Wahlmännern. Genauer: Nur die Stimmen zählen,
die die Mehrheitspartei oder die Koalitionsparteien erhalten haben.
Die Siegerpartei CDU regiert in Deutschland z.B. bis zur nächsten Wahl
2021 nur mit etwa 14 Prozent der Stimmen der Wahlberechtigten. Die
Berechnung der niedrigen Zahl der Repräsentation berücksichtigt die
Stimmen der Gruppierungen, die unter der 5 % liegenden, sowie die
Nichtwähler und die Wählerstimmen für Parteien, die nicht an der
Koalition beteiligt sind. Ein weiteres Fragezeichen: Sachfragen werden
in den Ausschüssen des Parlaments unter dem Einfluss der Lobby
beraten. Entscheidungen unterliegen stets den Mehrheitsverhältnissen
des Parlaments bzw. dem Fraktionszwang. Die Gelder, die die Parteien
von Wirtschaftsgruppen, Banken und Versicherungen für Wahlzwecke
erhalten, sollen hier nicht kommentiert werden.

Im kubanischen Demokratiemodell hat der Abgeordnete vorrangig eine
dienende Rolle für die Gemeinschaft. Er ist dem Wähler verspflichtet,
nicht ausschließlich seinem Gewissen. Er ist unter bestimmten
rechtlichen Voraussetzungen abberufbar. Ein Gesetz verbietet die Lobby
in Kuba. Der Parlamentarier dient voll dem Gesetzgebungsverfahren. Für
seine Tätigkeit erhält er keine Diäten. Sachkosten werden erstattet.
Der Abgeordnetenjob ist in Kuba keine Einrichtung, um die Kosten der
Lebenshaltung zu bestreiten. Diese werden aus der beruflichen Arbeit
gedeckt.

Den Abgeordneten obliegt neben der Gesetzesarbeit, die Bestätigung der
Organe des Parlaments. Darunter den Staatsrat als Hauptarbeitsorgan.
Er leitet die parlamentarische Arbeit in den Wahlperioden und er ist
dem Plenum rechenschaftspflichtig. Seine Mitglieder bestehen aus dem
Führungspersonal der Kommunistischen Partei (PCC), der
Frauenorganisation (FMC), der Gewerkschaft (CTC), der studentischen
und anderen Jugendlichen (UJC und José Marti), der Revolutionskomitees
(CDR). Die Legitimität der Organe des Parlaments und der Regierung ist
in Kuba umfänglich gegeben


Was kann für die kommenden Monate erwartet werden?

Der neue Präsident Miguel Diaz-Canel hat nach seiner Wahl innen- und
außenpolitisch ein kompliziertes Amt übernommen.

Donald Trump wird die historisch gewachsene Position der USA eher
verstärken. Das belegen seine bisherigen Dekrete und die Kampfansagen
des Außenministers Tillerson vor und während seiner Reise nach
Lateinamerika im 1. Quartal 2018. Handlungspositionen werden aus den
bestehenden Doktrinen (Monroe, Truman und verschiedene
Sicherheitsdoktrinen) hergeleitet. Schwerpunkte sind der Erhalt der
Stärke der USA und ihre Forderungen nach einem "Regimewechsel" in Kuba
und Venezuela. Trump kann mit der prinzipiellen Unterstützung
politischer Kräfte der EU und der NATO rechnen. Es ist anzunehmen,
dass Versuche der Destabilisierung über die Medien und die Nutzung des
Internets fortgesetzt werden. Die USA und ihre Freunde verfügen über
entsprechende Erfahrungen.

Kuba wird seine Politik der Selbstbestimmung und der alternativen
revolutionären Entwicklung fortsetzen. Es wird weiter den Dialog
suchen. Die partizipative Demokratie wird weitere Facetten, je nach
Druck von außen, erhalten. Der Rechtsstaat wird gestärkt werden. Zu
wünschen wäre, dass das angekündigte Projekt zur Überarbeitung der
Verfassung weiterhin die Wandlung des Egoismus hin zum Gemeinsinn
fördert und dass genügend Raum für die soziale und naturbewusste
Gesellschaftslogik eingeräumt wird.

Die Ankündigung von Diaz-Canel, die Verfassung Kubas den gewachsenen
Bedingungen anzupassen, zeigt die Richtung des Weges. Veränderungen in
großen Bereichen der Gesellschaft zeugen von politischer
Handlungskraft der neuen kubanischen Führungsmannschaft. Die geltende
Verfassung vom 24.2.1976 bietet den Bürgern gute Rechtssicherheiten.
Beispielsweise weist der Art. 42 beachtlich tiefgehende Regelungen der
Rechte und Pflichten in neun wichtigen Lebensbereichen aus. Die
gesellschaftlichen Werte der vollen Gleichberechtigung (Art. 41) und
der Gewissensfreiheit (Art. 54) sind bereits ausführlich in der
geltenden Verfassung verankert.

Die Demokratie ist eine komplizierte und risikoreiche
Gesellschaftskonstruktion. Eine sich von Zeit zu Zeit an neue
Bedingungen anpassende Demokratie hat gute Aussichten, den Zuspruch
und die Akzeptanz bei der Bevölkerung zu gewinnen. Andererseits lebt
die Demokratie von der Bereitschaft der Bevölkerung mitzuwirken. Ein
solches Wechselspiel gibt der Demokratie Kraft. Es vermeidet ihr
Abgleiten zum puren Instrument des Establishments, wie die
Wahlmüdigkeit der westlichen Demokratien signalisieren.

Die Demokratie ist ein Teil des Weltkulturerbes aller Länder. Sie ist
keinesfalls im Besitzstand der bürgerlichen Ideologie.
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STANDPUNKT/765: Venezuela - Der Chavismus ist nicht die Regierung, er ist ein politisches Subjekt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Venezuela

Kommentar: Der Chavismus ist nicht die Regierung, er ist 
ein politisches Subjekt

Von Reinaldo Iturriza



(Venezuela, 16. Mai 2018, Desafío Constituyente) - Wir haben genug
Zeit damit vertan, darüber zu diskutieren, ob man Nicólas Maduro
unterstützen muss oder nicht.

Bei den Anti-Chavist*innen findet man nicht die leiseste Spur einer
Lösung für die dringlichsten Probleme der venezolanischen Gesellschaft
- keine Analyse, die in die richtige Richtung geht. Ideen gibt es
natürlich und auch Diagnosen, die vielleicht mal nützlich sein können.
Aber um auf dem richtigen Weg zu sein, bräuchte es eine Analyse, die
zumindest einige Hinweise auf die Kräfte gibt, die zur Lösung der
Probleme beitragen könnten. Doch es bleibt bei Lippenbekenntnissen und
guten Absichten. Und eben durch das Fehlen irgendeiner Stoßrichtung,
versagen all die Analysen und Entwürfe verschiedenster Szenarien und
eröffnen Raum für sogenannte "Perspektiven", wie die von Michael
Penfold, der folgendes schreibt:

"Jede Anstrengung politische Szenarien für Venezuela zu entwerfen,
sieht sich mit der Schwierigkeit der Vorhersage konfrontiert. Der
Grund dafür ist, dass weder die Regierung noch die Opposition die
relevanten Variablen in keinem Fall unter Kontrolle haben." [1]

Echt? Sind wir an dem Punkt angekommen, dass wir uns auf solche
Analysen einlassen?


Der Chavismus hat die Pflicht, nach Lösungen zu suchen

Was wirklich besorgniserregend ist, ist eine gewisse Tendenz zu
verkennen, nämlich dass der Chavismus - also die Subjektivierung der
ökonomisch benachteiligten Bevölkerung - nicht nur die Möglichkeit,
sondern vielmehr die historische Pflicht hat, weiterhin nach Lösungen
zu suchen, die den Konflikt zu seinen Gunsten löst - auf demokratische
Weise.

Dafür müssen die eigenen Kräfte und ihre Eigenschaften erkannt werden,
damit deutlich wird, dass - auch wenn der Chavismus nicht die
Regierung ist - es einfach keine Option ist, dass die Regierung in den
Händen der Anti-Chavisten ist. Denn dies würde einen unschätzbaren
Vorteil für die Eliten bedeuten.

Die nicht enden wollenden Diskussion, um das Für und Wider der
Unterstützung für Nicolás Maduro ist aus folgenden Gründen so
unverständlich und unfruchtbar: Weil die Verantwortung und die Pflicht
auf dem Subjekt des Chavismus ruht und nicht auf dem Präsidenten. Weil
weder Maduro noch sonst irgendjemand an seiner Stelle - alleine oder
mit seiner Regierung - die Fähigkeit hätte irgendein Problem zu lösen
und es ihm auch gar nicht zusteht. Weil, wenn es so wäre, dass seine
Regierung oder Teile, davon sich entscheiden dem Großteil der
Bevölkerung den Rücken zu kehren, der Chavismus die Aufgabe hat, dem
einen Riegel vorzuschieben, bis sich das Blatt wieder zu seinen
Gunsten wendet. Weil es das Szenario einer anti-chavistischen
Regierung, die die unterprivilegierten Schichten mit offenen Armen
empfängt, noch nicht mal in Ansätzen gibt.


Der Chavismus ist nicht die Regierung, er ist ein
politisches Subjekt

Der Chavismus ist nicht die Regierung, er ist ein politisches Subjekt,
das über die Regierung hinausgeht. Dass der Anti-Chavismus dieses
Detail in seiner Analyse außen vorlässt ist nachvollziehbar: Damit die
Politik - ihre historische Relevanz - verschwindet, muss das Subjekt
verschwinden. Aber dass man im Chavismus selbst der gleichen Praktik
verfällt, ist sehr verwirrend.

Fünf Jahre nach dem Sieg von Nicólas Maduro steht die Mehrheit der
sogenannten Marxist*innen in der Bringschuld: Sie waren bisher nicht
in der Lage, eine Analyse der Situation des Klassenkampfes innerhalb
der Regierung zu realisieren. Dass in den fünf schwierigsten Jahren
der bolivarischen Revolution die Wahrnehmung der Regierung als etwas
Abstraktes, als eine reine Formalität überwiegt, sagt viel darüber
aus, wohin der Irrweg führen kann.

Im Schoße des Chavismus haben wichtige und tiefgreifende Veränderungen
stattgefunden, Erschütterungen, und die Regierung ist heute,
wahrscheinlich wie nie zuvor, ein Kräftefeld, ein Austragungsort für
heftige Auseinandersetzungen. Aber weit davon entfernt auf die
Umstände zu reagieren, indem bspw. über die Veränderungen berichtet
wird, Meilensteine wahrgenommen werden, Stärken und mögliche Allianzen
erkannt und Prioritäten für den Kampf festgelegt werden.


Der Einladung der Realität folgen, um sie zu transformieren


Unsere Analyst*innen sind Opfer der Nostalgie, sie sehnen sich nach
den guten alten Zeiten, wo der Chavismus das war, was er nicht mehr
sein kann. Sie beschweren sich über einen Sozialismus, der keiner mehr
ist, empören sich über einen Madurismus, den es gar nicht gibt. Sie
geben sich der Kontemplation hin, während sie versuchen uns davon zu
überzeugen, dass sie erbarmungslose Kritiker*innen sind.

Auch wenn uns die harte Realität bedrückt, ist es auch so, dass nur
die Realität uns befreien kann und zwar dann, wenn wir ihrer Einladung
folgen und sie transformieren. Die Akteur*innen der Transformation
sind schon da, z.B. die Arbeiter*innenschaft der reprivatisierten,
besetzten, wiedergewonnenen Fabriken und der Unternehmen in
strategisch wichtigen Wirtschaftssektoren; die Landbevölkerung, die
Landwirtschaft auf reprivatisierten Böden betreibt und die
Genoss*innen. Allesamt Protagonist*innen des am weitesten
fortgeschrittenen politischen Experiments der bolivarischen
Revolution.


Widerstand gegen die konservativsten und korruptesten Kräfte
des Chavismus

Die Liste könnte fortgeführt werden, aber was haben die bisher
Genannten gemeinsam? Aktuell widerstehen sie dem Angriff der
konservativsten und korruptesten Kräfte des Chavismus. Diese setzen
auf das Scheitern der Initiativen und ziehen, wenn sie es für nötig
halten, auch Streitkräfte hinzu. Derweil schmieden sie auch Allianzen
mit dem Bürgertum, wobei es ihnen egal ist, welche negativen
Auswirkungen dies auf die ohnehin geplagte Wirtschaft hat. Hinzu
kommen vielfältige Verbindungen zu verschiedenen mafiösen Strukturen,
die der Präsident Maduro am 1. Mai 2018 [3] öffentlich verurteilte und die
das Informationsportal La Tabla [4] detailliert darlegt hat: Schmuggel
und Schwarzmarkt (Lebensmittel, Treibstoff, etc.), Anlagen im
Parallel-Dollar-Geschäft, Bargeldhandel, vergünstigter Import von
Lebensmitteln mit nur scheinbar eigenen Devisen, usw.

Sind die Akteur*innen der revolutionären Transformation auch darin
verstrickt? Wie ist ihr Verhältnis zu den revolutionären Kräften
inner- und außerhalb der Regierung und zu der Bevölkerung im
Allgemeinen?

Die versammelte Intelligenz, Energie, Lebendigkeit, die mit dem
Aktivismus verbunden ist, ist notwendig, um diese Fragen zu
beantworten und hilft uns unsere Apathie loszuwerden. Denn für das was
gerade passiert stehen wir - verdammt noch mal - nicht.


Anmerkungen:

[1] Michael Penfold. Las incertidumbres de la realidad política
venezolana. Prodavinci, 15 de abril de 2018. 

https://prodavinci.com/las-incertidumbres-de-la-realidad-politica-venezolana/

[2] Reinaldo Iturriza López. Contra la pereza política. 9 de abril de
2018. 

https://elotrosaberypoder.wordpress.com/2018/05/03/contra-la-pereza-politica/

[3] Maduro: ¡Tenemos que ganar el 20-M para hacer que respeten el
control de precios! Alba Ciudad, 1 de mayo de 2018. 

http://albaciudad.org/2018/05/maduro-tenemos-que-ganar-el-20-m-para-hacer-que-respeten-el-control-de-precios/

[4] La Tabla. [@latablablog]. (2 de mayo de 2018, 11:17). TOP 5 de las
mafias económicas: 1) Mafia de marcadores del dólar paralelo 2) Mafia
del contrabando de combustible y derivados de petróleo 3) Mafia del
tráfico de efectivo 4) Mafia de la importación de alimentos a tasa
paralela con supuestas "divisas propias" 5) Mafia del Dicom.
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VORTRAG/2259: Oldenburg - Renaissance des Taylorismus - Arbeit in der Fleischindustrie, 29.05.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Vortrag - Di., 29.05.2018, 18:30 - 20:00 Uhr

Renaissance des Taylorismus - Arbeit in der Fleischindustrie

Matthias Brümmer, Geschäftsführer der Gewerkschaft Nahrung Genuss
Gaststätten, Region Oldenburg/Ostfriesland



Die Fleischwirtschaft gilt in unserer Region als eine besonders
wichtige Branche, die viel zum wirtschaftlichen Aufstieg beigetragen
hat und die beschäftigungsintensiv ist. Doch was auf der einen Seite
gefeiert wird, basiert auf der anderen Seite auf sehr ausbeuterischen
Zuständen bei den Beschäftigten. Ein Großteil der meist
osteuropäischen Arbeitnehmer/innen sind Werkvertragsnehmer, die über
Subunternehmen angestellt sind, die nur sehr geringen Lohn beziehen
und die unter oft menschenunwürdigen Bedingungen leben. Der Referent
hat in den vergangenen Jahren dazu beigetragen, dass die Missstände
öffentlich gemacht wurden. Doch was hat sich seitdem getan? Welche
Änderungen müssen durchgesetzt werden, wenn Selbstverpflichtungen der
Branche nichts bewirken?

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg
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ARBEIT/2817: Männer und Frauen wünschen sich oft kürzere Arbeitszeiten (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 22.05.2018

Männer und Frauen wünschen sich oft kürzere Arbeitszeiten



50 Prozent der männlichen und gut 40 Prozent der weiblichen Beschäftigten
würden ihre Arbeitszeit gerne um mindestens 2,5 Wochenstunden verkürzen.
Überdurchschnittlich häufig wollen Beschäftigte mit höheren
Bildungsabschlüssen und größerer beruflicher Autonomie weniger arbeiten.
Das geht aus einer am Dienstag veröffentlichten Studie des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor.

"Gerade in anspruchsvollen Jobs besteht ein hohes Risiko, in
Wochenstundenzahlen hineinzurutschen, die man eigentlich nicht wollte",
erklärt Enzo Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und
gesamtwirtschaftliche Analysen". Flexible Arbeitszeitmodelle wie eine
lebensphasenorientierte Arbeitszeitgestaltung, Langzeit-Arbeitszeitkonten
sowie ein Recht auf Rückkehr in Vollzeit wären hier mögliche
Lösungsansätze.

Mindestens 2,5 Stunden pro Woche länger arbeiten würden gerne 17 Prozent
der weiblichen Beschäftigten. Oft stehen diesem Wunsch jedoch
Haushaltsverpflichtungen sowie fehlende Kinderbetreuungsangebote entgegen.
Eine partnerschaftliche Aufgabenteilung auch im Haushalt, umfassende und
flexible Kinderbetreuungsmöglichkeiten sowie bessere steuerliche Anreize
für eine Ausweitung der Erwerbstätigkeit von Ehefrauen könnten hier
Veränderungen bringen, heißt es in der Studie. Derzeit würden das
Ehegattensplitting und die Minijob-Regelungen einer Ausweitung der
Arbeitszeiten von Frauen tendenziell entgegenwirken. Der Anteil der
männlichen Beschäftigten, die mindestens 2,5 Stunden mehr arbeiten wollen,
liegt bei knapp zehn Prozent. Männer geben als Grund für Teilzeitarbeit am
häufigsten an, dass eine Vollzeitstelle nicht zu finden sei, wohingegen
Frauen in Teilzeit insbesondere familiäre Verpflichtungen nennen.

Jeweils rund 40 Prozent der männlichen und weiblichen Beschäftigten sind
mit dem Umfang ihrer Arbeitszeit zufrieden. Im Durchschnitt würden Männer
gerne rund 37 Wochenstunden arbeiten, Frauen rund 30.

Die Daten zu den Arbeitszeitwünschen und den tatsächlich geleisteten
Arbeitsstunden stammen aus dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), einer jährlich
durchgeführten Befragung von 30.000 Personen. Je nach Befragungsweise
können die gemessenen Arbeitszeitdiskrepanzen variieren. Daher fallen sie
beispielsweise im Mikrozensus geringer aus.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb1318.pdf

https://twitter.com/iab_news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für

Arbeit (IAB), Wolfgang Braun, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSENHANDEL/1693: Altmaier - den freien, fairen und regelgebundenen Handel im Rahmen der WTO stärken (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 22. Mai 2018

Altmaier: "Wir wollen den freien, fairen und regelgebundenen Handel im Rahmen der WTO verteidigen und stärken."



Bei ihrem heutigen Treffen in Brüssel haben die EU-Handelsminister
wichtige Weichen für die zukünftige Ausrichtung der EU-Handelspolitik
gestellt. Die Sitzung fand vor dem Hintergrund zunehmender
Abschottungstendenzen im Welthandel statt. Gleichzeitig nehmen die
Herausforderungen für die multilateralen Institutionen, insbesondere
die Welthandelsorganisation (WTO) zu.

Bundesminister Altmaier: "Von diesem Rat geht ein Signal der
Entschlossenheit und Geschlossenheit der EU aus: Wir wollen den
freien, fairen und regelgebundenen Handel im Rahmen der WTO
verteidigen und stärken. Das gilt besonders mit Blick auf die
zusätzlichen Zölle, die die USA auf Stahl- und Aluminiumprodukte
erheben wollen. Aber wir strecken auch die Hand zum Dialog aus. Es
liegt nun an den USA, die Hand zu ergreifen und eine Eskalation zum
Schaden aller zu vermeiden. Wir bieten den USA an, mit uns Gespräche
über verschiedene Handelsthemen zu führen, zum gegenseitigen
Marktzugang für Industriegüter oder zu Energiefragen."

Gleichzeitig vertieft die EU ihre Handelsbeziehungen in der Welt. So
haben die Handelsminister der EU die Aufnahme von
Freihandelsverhandlungen mit Australien und Neuseeland beschlossen.
Darüber hinaus wurden die Ergebnisse der bereits ausverhandelten
Abkommen mit Japan und Singapur gebilligt. Damit ist der Weg frei für
eine baldige Unterzeichnung dieser beiden Abkommen.

Bundesminister Altmaier: "Mit den Abkommen mit Japan und Singapur
stärkt die EU ihre Handelsbeziehungen zur asiatisch-pazifischen
Zukunftsregion. Dies schafft auch neue Absatzmärkte für deutsche und
europäische Produkte. Damit sichern die Abkommen Wohlstand und
Beschäftigung in Asien und Europa."

Die Handelsminister betonten aber auch die Bedeutung weiterer
laufender Freihandelsverhandlungen, nicht zuletzt mit den Ländern
Lateinamerikas. Darüber hinaus erzielten die Handelsminister Einigkeit
über die zukünftige Ausgestaltung von Handels- und
Investitionsabkommen. Danach werden Handels- und Investitionsabkommen
zukünftig im Grundsatz getrennt verhandelt und abgeschlossen.

Schließlich betonten die Handelsminister ihre Entschlossenheit, die
WTO zu stärken. Sie verbanden dies mit der Forderung nach einer gut
funktionierenden Berufungsinstanz bei der WTO-Streitschlichtung.
Darüber hinaus sollten themenspezifische Verhandlungen interessierter
WTO-Mitglieder fortgesetzt und beschleunigt werden. Dies gilt etwa für
den elektronischen Handel oder Investitionserleichterungen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 22. Mai 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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BANK/545: Deutsche Bank finanziert Unternehmen, die Menschenrechte missachten (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

Proteste auf Hauptversammlung:

Deutsche Bank finanziert Unternehmen, die Menschenrechte missachten

- Kunden der Bank liefern Waffen für Jemen-Kriegsallianz

- Betroffene des Dammbruchs in Brasilien fordern Konsequenzen 

- Selbstverpflichtungen der Bank noch immer mangelhaft



Frankfurt, 23.5.18 Anlässlich der morgigen Hauptversammlung der Deutschen
Bank kritisieren die deutschen Nichtregierungsorganisationen Facing
Finance, urgewald und MISEREOR grobe Defizite der menschenrechtlichen
Sorgfaltspflicht in der Unternehmenspraxis der Bank.

"Die Deutsche Bank finanziert Konzerne wie BAE Systems, Rheinmetall oder
MTU Aero Engines, obwohl diese erwiesenermaßen Rüstungsgüter an die Länder
der von Saudi-Arabien geführten Golf-Allianz liefern, die seit drei Jahren
einen brutalen Krieg im Jemen führen", erklärt Kathrin Petz, Expertin für
Rüstungsgeschäfte bei urgewald. Sie bemängelt, dass es keine umfassende
Rüstungsrichtlinie der Bank gibt, die Unternehmen, die in Kriegsgebiete
liefern, von Kreditvergabe und Investitionen ausschließt. Ebenso gehören
Teersandfirmen und Kohleunternehmen zu den Kunden der Bank, die durch den
Bau neuer Kohlekraftwerke die Pariser Klimaziele massiv unterlaufen.

Auf der Hauptversammlung werden sich auch Betroffene des Dammbruchs in
einem Bergwerk in der brasilianischen Stadt Mariana zu Wort melden. Im
November 2015 war dort der Damm eines Rückhaltebeckens für giftige,
schwermetallhaltige Minenschlämme gebrochen. Diese ergossen sich in ein Tal
und verseuchten den Fluss Rio Doce auf einer Länge von über 600 km. 19
Menschen wurden getötet, mehr als 300 Familien obdachlos und Tausende
Fischer verloren ihre Einkommensgrundlage. Obwohl die Gefahr eines
Dammbruchs bereits mehrere Monate vor der Katastrophe bekannt war und das
Unternehmen diesen trotzdem nicht verhinderte, wurden die Betreiber bis
heute juristisch nicht zur Verantwortung gezogen. Die verantwortliche
Betreiber-Firma Samarco gehört den Konzernen Vale und BHP Billiton. Beide
werden von der Deutschen Bank mitfinanziert, wie der Bericht "Dirty Profits
6 Mining" von Facing Finance jüngst darlegte.

Ebenso hat die Deutsche Bank die Kupfermine "Buenavista del Cobre" des
Unternehmens Grupo México finanziert, die im August 2014 durch ein Leck den
Fluss Rio Sonora in Mexiko verseucht hat. Unmengen Kupfersulfat
verursachten eine ökologische Katastrophe, gelangten in die Nahrungskette
und führten zu Vergiftungen von Menschen und Tieren, so Umweltexperten.

"Die Deutsche Bank benötigt nach wie vor eine verbesserte
Rechenschaftspflicht und Kontrolle von im Rohstoffsektor operierenden
Finanzinstitutionen sowie eine deutliche Verbesserung der 
Unternehmens-Selbstverpflichtungen zu Menschen-, Arbeitsrechten sowie Umweltstandards
und Klimazielen", so Thomas Küchenmeister von Facing Finance.

Joceli Andrioli von der brasilianische Bewegung der Staudammbetroffenen -
MAB, die von MISEREOR unterstützt wird, erklärt: "Für uns ist es unfassbar
verantwortungslos, dass die Deutsche Bank zwei Jahre nach dem Dammbruch von
Mariana noch neue Kredite ohne Entschädigungsauflagen an den Mitbetreiber
Vale vergeben hat." MISEREOR-Bergbauexpertin Susanne Friess erklärt: "Die
Deutsche Bank ignoriert seit Jahren unsere Warnungen in Bezug auf
Menschenrechtsverletzungen und Umweltzerstörungen im Rohstoffsektor. Der
Bank fehlt ein umfassender Ansatz zur menschenrechtlichen Sorgfalt und ein
für alle einfach zugänglicher Beschwerdemechanismus. Von dem angekündigten
Kulturwandel ist hier noch nichts zu spüren."

Die Proteste werden unterstützt vom Dachverband der kritischen
Aktionärinnen und Aktionäre und der Christlichen Initiative Romero.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2018

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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FORSCHUNG/019: Rechtliche Betreuung in Deutschland - Gutes Niveau mit strukturellen Defiziten (idw)


Technische Hochschule Köln - 22.05.2018

Rechtliche Betreuung in Deutschland: Gutes Niveau mit strukturellen
Defiziten



Wie gut ist in Deutschland die rechtliche Betreuung für Menschen, die
aufgrund von Krankheit oder Behinderung ihre rechtlichen Angelegenheiten
nicht alleine regeln können? Dieser Frage ist das Forschungsvorhaben
"Qualität in der rechtlichen Betreuung" nachgegangen. Für die Studie
wurden über 5.000 berufliche und ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer,
Gerichte, Verwaltungen und Betreuungsvereine befragt. Hinzu kamen
Fallstudien und Experteninterviews.

Das Projekt des Instituts für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik
Köln (ISG) in Kooperation mit Prof. Dr. Dagmar Brosey und einem Team der
Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften der TH Köln wurde vom
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz in Auftrag gegeben.

Grundlage der Forschungen ist ein Qualitätskonzept für die rechtliche
Betreuung, das die Forscherinnen und Forscher auf Basis der einschlägigen
rechtlichen Regelungen des Betreuungsrechts und der
UN-Behindertenkonvention definiert haben. "Dabei bildet die sogenannte
'unterstützte Entscheidungsfindung' einen wichtigen Schwerpunkt: Die
gerichtlich bestellten Vertreter sollen die betroffenen Menschen zu einem
selbstbestimmten Leben nach eigenen Wünschen und Vorstellungen
unterstützen. Ein Handeln ohne oder gegen den Willen muss eine sehr gut
begründete Ausnahme sein", erläutert Prof. Dr. Dagmar Brosey vom Institut
für Soziales Recht der TH Köln.

Struktur der rechtlichen Betreuung in Deutschland

Die rechtliche Betreuung ist geprägt von einem Nebeneinander von
ehrenamtlicher und beruflicher Betreuung. Die Zahl der bestehenden
rechtlichen Betreuungen in Deutschland wird statistisch nicht erfasst.
2015 wurden schätzungsweise rund 1,25 Millionen Menschen betreut -
größtenteils von Angehörigen oder Berufsbetreuenden. So unterstützen etwa
537.000 ehrenamtliche Betreuende jeweils einen Angehörigen. Rund 16.000
Berufsbetreuende sind für insgesamt rund 587.000 Menschen tätig. Zudem
kümmern sich ehrenamtliche Fremdbetreuer um Betroffene.

Die Studie des ISG und der TH Köln zeigt, dass die Berufsbetreuenden hoch
qualifiziert sind: 73 Prozent haben eine akademische Ausbildung, zwei
Drittel langjährige Berufserfahrung und zwei Drittel zudem Vorerfahrungen
aus Praktika oder ehrenamtlichem Engagement. Ihre Kenntnisse im
Kernbereich des Betreuungsrechts schätzen 90 Prozent der Berufsbetreuenden
als gut ein. Viele Ehrenamtliche berichten hingegen von unzureichenden
Informationen und Kenntnissen: Fast zwei Drittel der Angehörigen gab an,
zumindest manchmal das Gefühl zu haben, in bestimmten Bereichen über zu
wenig Fachwissen zu verfügen.

Ein anderes Bild zeichnet die Frage nach einer ausreichenden Anzahl von
qualifizierten Berufsbetreuenden: 25 Prozent der Betreuungsbehörden und 37
Prozent der Betreuungsgerichte geben an, dass es in ihrem
Zuständigkeitsbereich nicht ausreichend viele qualifizierte
Berufsbetreuende gibt.

Qualität des Betreuungsprozesses - was kommt bei den betreuten Menschen
an?

Die Qualität des Betreuungsprozesses hängt ganz wesentlich von der
Häufigkeit und der Qualität des persönlichen Kontakts ab. 57 Prozent der
Berufsbetreuenden geben an, so gut wie alle ihre Betreuten im letzten
Quartal getroffen zu haben; allerdings sagen auch 15 Prozent, dass sie
weniger als 60 Prozent ihrer Klienten in diesem Zeitraum gesehen haben. In
der ehrenamtlichen Betreuung werden der Umfrage zufolge deutlich häufiger
persönliche Kontakte gepflegt: Mehr als 90 Prozent der Angehörigen sehen
ihre Betreuten mindestens monatlich, auch wenn sie nicht im gleichen
Haushalt leben.

Die unterstützte Entscheidungsfindung, bei der die Eigenverantwortung
gefördert wird, wird von 57 Prozent der Berufsbetreuenden im Alltag oft
oder sehr oft umgesetzt, von weiteren 35 Prozent manchmal. Wenn diese
Vorgehensweise nicht möglich ist, dann häufig, weil die Betreuten wollen,
dass für sie entschieden wird (45 Prozent), oder weil die Zeit fehlt (40
Prozent). Letzteres ist insofern wichtig, weil eine ebenfalls
durchgeführte Zeitbudgeterhebung zum Ergebnis gekommen ist, dass
Berufsbetreuer im Durchschnitt 24 Prozent mehr Zeit für die
Betreuungsführung aufwenden als sie vergütet bekommen.

"Insgesamt bleibt festzuhalten, dass vielen Betreuenden, ob beruflich oder
ehrenamtlich, der hohe Stellenwert der Autonomie und Selbstbestimmung
durchaus bewusst ist. Ob dies aber immer auch gelebt wird, konnten wir
nicht sicher feststellen", sagt der wissenschaftliche Mitarbeiter
Alexander Engel vom Institut für Soziales Recht.

Die Fallstudien zeigen, dass viele Betroffene ihre rechtliche Betreuung
als Verbesserung ihrer Lebensumstände wahrnehmen. "Die Auswertung aus
rechtlicher, sozialarbeiterischer und psychologischer Perspektive macht
aber auch deutlich, dass Konzepte und Methoden zur Unterstützung der
Entscheidungsfindung weiterentwickelt und angewendet werden müssen.
Dadurch kann die Kommunikation mit den Betroffenen sicher verbessert
werden", erläutert Dr. Renate Kosuch, Professorin für Psychologie an der
TH Köln.

Handlungsempfehlungen

Auf Grundlage ihrer empirischen Erkenntnisse leiten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler insgesamt 54
Handlungsempfehlungen ab, um die Qualität in der rechtlichen Betreuung in
Deutschland dauerhaft zu sichern und zu verbessern. So führt der
Forschungsbericht auf, dass es zurzeit keine bundeseinheitlichen und klar
überprüfbaren Qualifikationsanforderungen an die Berufsbetreuenden gibt.
Das Forschungsteam vermutet jedoch, dass die Einführung von gesetzlich
definierten Kriterien, verbunden mit einem Zulassungsverfahren, die Güte
der professionellen Betreuung langfristig verbessern würde.

"Als Teil unserer Studie wurden Zeitbudgets der Berufsbetreuenden erhoben
und festgestellt, dass die durchschnittliche tatsächliche Arbeitszeit (4,1
Stunden pro Betreuung) erheblich über den gesetzlichen Stundenansätzen
(3,3 Stunden pro Betreuung) liegt und damit sehr viel unvergütete Arbeit
geleistet wird. Hier besteht dringender Handlungsbedarf, andernfalls droht
eine Abwanderung qualifizierter beruflicher Betreuer", sagt Brosey.
Überdies muss gewährleistet sein, dass das Vergütungssystem ausreichende
zeitliche Ressourcen für unterstützte Entscheidungsfindung bereitstellt.

Bei den ehrenamtlichen Betreuenden sollen die fachliche Qualifikation und
Unterstützung durch die bundesweit über 800 Betreuungsvereinen
sichergestellt werden. "Die Arbeit dieser Vereine ist entscheidend für
eine gute ehrenamtliche Betreuung. Daher muss eine angemessene
Finanzierung dauerhaft sichergestellt sein", betont Engel. Die Studie
zeige hier erhebliche Mängel auf. Darauf aufbauend sei zu erreichen, dass
die Ehrenamtlichen die wichtigsten rechtlichen und psychosozialen
Kenntnisse für die Betreuung rasch erwerben, in regelmäßigen Abständen
auffrischen und bei ihrer Tätigkeit fachlich begleitet werden.

Studiendesign

Aus dem für die Studie entwickelten Qualitätskonzept leiteten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler insgesamt 134 Indikatoren ab, die
sie empirisch überprüften. Die dafür erstellten Fragebögen beantworteten
insgesamt 2.460 Berufs- und 1.324 ehrenamtliche Betreuende sowie über
1.300 Betreuungsvereine, Verwaltungen von Amtsgerichten, Richterinnen und
Richter, Betreuungsbehörden sowie Rechtspflegerinnen und -pfleger. An der
Zeitbudgeterhebung beteiligten sich 215 Berufsbetreuende, die den
Zeitaufwand ihrer Fälle dokumentierten. In 68 Fallstudien wurden sowohl
die bzw. der Betreute als auch die jeweiligen Betreuenden befragt. Zudem
wurden zehn Experteninterviews geführt.

"Dieser Methodenmix war notwendig, weil wir es im Feld der rechtlichen
Betreuung mit einer großen Vielzahl sehr unterschiedlicher Akteure zu tun
haben. Zudem ist jeder Fall individuell, was die Komplexität der
Forschungen noch einmal erhöht", erläutert Brosey und ergänzt: "Besonders
wichtig war uns, über die Fallstudien auch die Perspektive der Betreuten
selbst einzubeziehen und ihnen damit eine Stimme zu geben."

Der gesamte Forschungsbericht sowie ein Kurzbericht sind zu finden auf

www.bmjv.de/DE/Service/Fachpublikationen/Fachpublikationen_node.html


Die TH Köln bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind rund 26.000 Studierende
in über 90 Bachelor- und Masterstudiengängen eingeschrieben. Die TH Köln
gestaltet Soziale Innovation - mit diesem Anspruch begegnen wir den
Herausforderungen der Gesellschaft. Unser interdisziplinäres Denken und
Handeln, unsere regionalen, nationalen und internationalen Aktivitäten
machen uns in vielen Bereichen zur geschätzten Kooperationspartnerin und
Wegbereiterin. Die TH Köln wurde 1971 als Fachhochschule Köln gegründet
und zählt zu den innovativsten Hochschulen für Angewandte Wissenschaften.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, Petra Schmidt-Bentum, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06573: Plädoyer für den Kampfwillen (SB)


Schier endlos gequälte Partien, die über hundert Züge fortdauern,
erschöpfen das Interesse des Publikums sehr rasch, dagegen kurze,
explosionsartig sich ausdrückende Kombinationsfeuerwerke haben immer
schon rege Anteilnahme gefunden. Bedauerlich nur, daß der spitze
Einfall mit überstürztem Ende so selten geworden ist. Wer bei einer
Spanischen Partie zuschaut, sollte weiche Kissen mitbringen. Und
solche Eröffnungen, die Langmut erfordern, gibt es viele. Das Gambit
war früher vielleicht ein Zugeständnis ans Publikums. Sagte nicht
Emanuel Lasker, daß die Seele des Schachspiels der Kampf sei? Ist das
Schach der Jetztzeit also seelisch verarmt? Nicht von ungefähr liest
man in Kommentaren: 'Weiß will kämpfen, er spielt Gambit'. Ja, mein
Gott, und was tut er sonst? Schnellschach findet ja gerade darin
seinen Reiz, daß es die Meister rascher zum Kampfgeschehen
zurückzwingt. Wer die Auseinandersetzung verzögert, mag in
positionellen Bahnen ein Langstreckenathlet sein. Der Zuschauer indes
weidet sein Auge an den schnellen Sprints. Der Applaus belohnt den
Mutigen, nicht den affenhaft sich ans Glück Klammernden. Im heutigen
Rätsel der Sphinx ging es denn auch sehr rasant zu. Der elfjährige
Etienne Bacrot, der später noch viel von sich reden machen sollte,
hatte in seinen Lehrjahren wenigstens eines begriffen: Wer lernen
will, braucht leichte Füße. Daß er hin und wieder diesen Zuwachs an
Geschwindigkeit mit Niederlagen anregen mußte, ist nur natürlich und
gut. Sein Denken bekam jedenfalls Flügel durch das Verstehen, daß
1...Sb8-d7?! ein Zug ist, den man nicht wiederholen sollte, oder,
Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/06573: Plädoyer für den Kampfwillen (SB)]



Mitkov - Bacrot

Nizza 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Tal stand schon so überlegen, daß sein Kontrahent Morgen auch bei
jeden anderen Zug verloren hätte. Nach 1...h7-h6 hätte Tal mit 2.d5-
d6! Ta8-b8 3.d6-d7 fortgesetzt, und der Bauer wäre nicht zu nehmen
gewesen wegen der Fesselung mit dem Turm auf der d-Linie.
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MELDUNG/227: Zukunftsstudie »Homo Digitalis« - Deutsche offen für Organe aus dem 3-D-Drucker (idw)


Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO - 22.05.2018

Deutsche offen für Organe aus dem 3-D-Drucker

Endergebnisse der Zukunftsstudie »Homo Digitalis« von BR, ARTE und dem
Fraunhofer IAO



Organe aus dem 3-D-Drucker, der permanente Körperscan oder Nanobots zur
Zellreperatur - viele Deutsche stehen diesen Zukunftsszenarien der
Gesundheitsindustrie offen gegenüber, so das Ergebnis der internationalen
Studie zum Zukunftsprojekt »Homo Digitalis« von BR, ARTE und dem
Fraunhofer IAO. Über 22 000 Teilnehmende aus Deutschland und Frankreich
hatten in einem Online-Test ihre Akzeptanz gegenüber neuen Technologien
getestet.

Das Warten auf ein Spenderorgan könnte in Zukunft obsolet werden,
stattdessen werden benötigte Organe ganz einfach im 3-D-Drucker
hergestellt. Die absolute Mehrheit der befragten Deutschen (70%) hätte
damit kein Problem. Auch der permanente Körperscan, bei dem Bluthochdruck,
Puls und Hormonhaushalt gemessen und Auskunft über den aktuellen
Gesundheitsstatus gegeben wird, stößt bei mehr als der Hälfte der
Befragten auf Akzeptanz, ähnlich sieht es bei Nanobots aus: Mini-Roboter,
die in menschliche Adern eingebracht werden, um dort Zellen zu reparieren.
Zurückhaltender zeigen sich die Befragten dagegen bei den Punkten
DNA-Hacking und Chips im Gehirn - nur jeder Dritte würde von der Möglichkeit
Gebrauch machen, sein Erbgut am Computer zu verändern oder durch ein
Gehirn-»Upgrade« Konzentration, Kreativität oder Intelligenz zu
verbessern. Bei den weiblichen Befragten ließ sich allgemein mehr
Zurückhaltung für sämtliche technologischen Optimierungen des eigenen
Körpers feststellen. Mit steigendem Alter der Befragten nimmt zudem die
Zustimmung zu Organen aus dem 3-D-Drucker sukzessive ab: in der
Altersgruppe über 60 Jahren wären nur noch knapp 50 Prozent mit dieser
Technologie einverstanden.

Kollege Roboter wird mehrheitlich akzeptiert

Im Projekt »Homo Digitalis« beschäftigt sich das Fraunhofer-Institut für
Arbeitswirtschaft und Organisation IAO gemeinsam mit dem Bayerischen
Rundfunk (BR) und Arte mit möglichen Veränderungen, die die
Digitalisierung in verschiedenen Lebensbereichen mit sich bringen könnte.
Das Fraunhofer IAO hat in enger Zusammenarbeit mit dem BR einen
begleitenden Online-Test entwickelt, in dem die Einstellung und Akzeptanz
der gezeigten Technologien in der Bevölkerung näher untersucht und diese
für die Teilnehmenden erlebbar gemacht werden. Die nun veröffentlichte
Studie »Homo Digitalis« präsentiert und diskutiert die Ergebnisse des
Online-Tests und ihre Bedeutung für die digitalisierte Arbeitswelt von
morgen.

Neben Fragen zur digitalen Selbstoptimierung im Gesundheitsbereich
untersucht die Studie auch die Einstellung zwischen Mensch und Maschine in
anderen Bereichen, etwa im Umgang mit technischen Hilfsmittel oder in der
digitalen Arbeitswelt. So können die Deutschen sich zwar grundsätzlich
einen Roboter in ihrem Arbeitsumfeld vorstellen, aber die Mehrheit wünscht
sich eine konstruktive Zusammenarbeit mit diesem. Es wird also in Zukunft
mehr Bedarf an der Entwicklung kollaborativer Roboter geben, die nicht nur
stumpf Tätigkeiten ausführen, sondern es dem menschlichen Gegenüber auch
ermöglichen, eine kollegiale Beziehung aufzubauen. Dazu gehören
Interaktionsstrategien, die ein Verhalten des Roboters definieren, das
Vertrauen und Transparenz schafft.

TV-Dokumentation zu Homo Digitalis ab sofort online

Die Zukunftsstudie »Homo Digitalis« war Teil eines internationalen
Webprojekts, zu dem auch eine siebenteilige Webserie gehört. Gemeinsam mit
Experten aus den USA, Großbritannien oder Japan geht Moderatorin Helen
Fares in den Folgen der Frage nach, wie künstliche Intelligenz, Chips im
Gehirn oder digitale Freunde unser Leben verändern können. Ziel des
Projekts »Homo Digitalis« war es, mit Webserie und Zukunftstest die Nutzer
zum Nachdenken über den Umgang mit Zukunftstechnologien zu bringen. Ab
sofort ist in der BR-Mediathek (www.br.de/mediathek) die TV-Dokumentation
Homo Digitalis als »Web-First« abrufbar, die die Episoden der Webserie mit
den abschließenden Studienergebnissen verknüpft. Die lineare
TV-Ausstrahlung der Dokumentation folgt im BR Fernsehen in der Nacht vom
24.5. auf den 25.5. um 0.05 Uhr, auf Arte am 26.4. um 21.45 Uhr.


Weitere Informationen:

https://www.br.de/mediathek/video/die-zukunft-der-freundschaft-17-homo-digitalis-kuenstliche-intelligenz-als-perfekte-freundin-av:5a61fdca41972200188e0883

https://www.br.de/mediathek/video/die-zukunft-des-denkens-27-homo-digitalis-ein-upgrade-fuer-dein-gehirn-av:5a6200de71174a0017be75d1

https://www.br.de/mediathek/video/die-zukunft-der-sexualitaet-37-homo-digitalis-sexroboter-und-der-digitale-hoehepunkt-av:5a6203d7ee06e30017875255

https://www.br.de/mediathek/video/die-zukunft-der-gesundheit-47-homo-digitalis-ewige-jugend-av:5a65fef1ee06e300178789ba

https://www.br.de/mediathek/video/die-zukunft-der-freizeit-57-homo-digitalis-vr-der-virtuelle-kick-fuer-alle-sinne-av:5a6203d826263000189bdd97

https://www.br.de/mediathek/video/die-zukunft-der-arbeit-67-homo-digitalis-digitales-glueck-am-arbeitsplatz-av:5aa2b6f697d87300187bce33

https://www.br.de/mediathek/video/die-zukunft-der-evolution-77-homo-digitalis-eine-neue-spezies-mensch-av:5aa8fb73565c0c001842adcb

Link zur Studie:

https://www.iao.fraunhofer.de/lang-de/images/iao-news/Studie_HomoDigitalis.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution300

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO,

Juliane Segedi, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2271: Supermittelgewicht - in der Schwebe ... (SB)




Callum Smith will auf George Groves warten

Wie Callum Smith eigenen Angaben zufolge erfahren hat, wird sein
Landsmann George Groves nicht vor August oder September in der Lage
sein, im Finale der World Boxing Super Series gegen ihn anzutreten.
Die beiden britischen Supermittelgewichtler sollten ursprünglich
bereits im Mai zum abschließenden Höhepunkt des Turniers
aufeinandertreffen. Groves hatte sich jedoch bei seinem Sieg über
Chris Eubank jun. im Halbfinale, das am 17. Februar in Manchester über
die Bühne ging, eine Verletzung an der linken Schulter zugezogen, die
eine Operation erforderlich machte. Nachdem zunächst eine Verschiebung
bis Juni ausreichend erschien, erwies sich unterdessen, daß der
Genesungsprozeß doch länger als erwartet dauert. Verletzungen im
Bereich des Schultergelenks sind erfahrungsgemäß oftmals langwierig,
zumal eine uneingeschränkte Belastbarkeit wiederhergestellt sein muß,
bevor an einen Kampf zu denken ist.

Die Veranstalter sind bereit, Groves eine längere Frist einzuräumen,
um das Turnier in der vorgesehenen Form abzuschließen. Sollte dies
jedoch auch bis September nicht möglich sein, springt Chris Eubank als
Ersatz ein. Mit dieser Alternative kann sich Callum Smith offenbar
nicht anfreunden, da kein Titel auf dem Spiel stünde und sein
eventueller Sieg weit weniger bedeutsam als ein Erfolg gegen George
Groves wäre. Wie man einschränkend hinzufügen muß, würde letzteres
höchstwahrscheinlich mit den Verletzungsfolgen des Gegners in
Verbindung gebracht werden, so daß sich Smiths Ruhm ohnehin in Grenzen
hielte.

Warum die Turnierleitung auf Chris Eubank als möglichen Ersatzmann
verfallen ist und nicht einen Kandidaten außerhalb der Serie gesucht
hat, wurde bislang nicht schlüssig erklärt. Aus Sicht des Publikums
wäre es jedenfalls unerfreulich, käme mit Eubank ein Teilnehmer im
Finale zum Zuge, der im Halbfinale ausgeschieden ist. Wenn es denn
unbedingt sein muß, hätte man ebensogut Callum Smiths Halbfinalgegner
Nieky Holzken nehmen können, der sich trotz seiner Niederlage gut
geschlagen hat, was man von Eubank nicht gerade sagen kann. Doch auch
diese Option wäre letzten Endes nicht verträglicher, da sich das
Turnier selbst entwertet oder gar lächerlich macht, wenn es seinen
eigenen Modus unterläuft.

Weit besser als Chris Eubank wäre der WBC-Champion David Benavidez aus
Mexiko, der reguläre WBA-Weltmeister Tyron Zeuge aus Berlin, der
britische IBF-Titelträger James DeGale, der IBF-Interimschampion Jose
Uzcategui oder der mexikanische WBO-Weltmeister Gilbert Ramirez. Das
ist freilich leichter gesagt als getan, da einer dieser namhaften
Akteure gefunden werden müßte, der willens und bereit dazu wäre. Teuer
wäre es allemal, da die Veranstalter viel Geld auf den Tisch legen
müßten, was den finanziellen Rahmen des Turniers sprengen könnte. Im
Prinzip ließe sich wohl leichter ein anderer guter, aber weniger
prominenter Akteur verpflichten, der das Publikum zwar nicht vor
Begeisterung an die Decke springen ließe, aber dennoch verdaulicher
als Chris Eubank wäre.

Callum Smith räumt denn auch offen ein, daß aus seiner Sicht alles für
einen Kampf gegen George Groves spricht. Daher bleibt ihm vorerst
nichts anderes übrig als abzuwarten und zu hoffen, daß dieses Finale
doch noch zustande kommt. Realistisch ist das aber nicht, da die
Operation erst drei Monate zurückliegt und es je nach Schwere einer
Schulterverletzung nicht selten über ein Jahr dauert, bis der
betroffene Boxer in den Ring zurückkehren kann. Und auch dann wäre ein
vorsichtiger Aufbaukampf angesagt, nicht aber das sofortige Finale
eines anspruchsvollen Turniers.

In diesem Zusammenhang denkt man zwangsläufig an den britischen
Schwergewichtler Dillian Whyte, der sich 2015 im Kampf gegen Anthony
Joshua an der linken Schulter verletzte und einer Operation
unterziehen mußte. Er legte damals eine Pause von sechs Monaten ein,
ehe er im Juni 2016 mit Ivica Bacurin in den Ring stieg, einem
ausgesucht leichten Gegner. War früher der linke Haken Whytes
gefährlichste Waffe gewesen, so konnte er nun nicht annähernd dieselbe
Wirkung entfalten und mußte sich vorwiegend seiner schwächeren Rechten
bedienen. Erst im Dezember 2016 nahm er es wieder mit einem
anspruchsvollen Gegner auf, als er auf Dereck Chisora traf. Die beiden
lieferten einander einen verbissenen Kampf, aus dem Dillian Whyte
umstritten als Sieger hervorging. Um Grunde scheint er erst heute
wieder in einer ähnlichen körperlichen Verfassung wie vor seiner
Verletzung zu sein, die drei Jahre zurückliegt. [1]

Wenngleich man die jeweiligen Genesungsprozesse natürlich nicht über
einen Kamm scheren kann, wäre George Groves vermutlich schlecht
beraten, im Herbst gegen Callum Smith anzutreten. Um ihn zu besiegen,
müßte Groves voll wiederhergestellt sein und liefe dennoch Gefahr,
sich abermals zu verletzen und womöglich seine Karriere zu ruinieren.
Er ist 30 Jahre alt und könnte noch einige Zeit WBA-Weltmeister
bleiben, wenn er sein Comeback umsichtig angeht. So bedauerlich es
sein mag, daß er die Früchte seiner Turnierteilnahme vermutlich nicht
ernten kann, wäre weit schlimmer, wenn er Finalkampf und Titel
verliert, weil er noch nicht vollständig einsatzbereit ist.

Als Callum Smith am 24. Februar in Nürnberg zu seinem Halbfinalkampf
gegen den nachnominierten Nieky Holzen antrat, zweifelte kaum jemand
an seinem Erfolg. Der Gegner war eher ein Novize, was die Erfahrung
als Boxer betraf, machte dieses Manko jedoch mit einer athletischen
Verfassung und einer geschickten Kampfesweise in erheblichen Teilen
wett. Er war kleiner und schwächer als der Favorit, der dennoch hart
kämpfen mußte, um am Ende nach Punkten die Oberhand zu behalten. Smith
riß an diesem Abend nicht gerade Bäume aus, so daß die Einschätzung
laut wurde, er wäre in dieser Verfassung chancenlos gegen George
Groves. Nun haben sich die Voraussetzungen grundlegend geändert, da
der WBA-Weltmeister nicht nur mit einem gesunden Arm Smith in die
Schranken weisen kann. Dieser hätte vor allem dann gute Aussichten zu
gewinnen, wenn er die zweite Hälfte des Kampfes erreicht, in der
Groves häufig Konditionsprobleme bekommt.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/callum-smith-willing-to-wait-for-george-groves-until-aug-sept/#more-263786

23. Mai 2018
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/089: Mainz - "Unter uns" und "Overload", Premiere 25.05., weitere Termine bis 19.06.


Staatstheater Mainz - Premieren JUSTMAINZ THEATERCLUBS

Theaterclub zeitraum

UNTER UNS (UA)

Ein Weltbilderabend

Am 25. Mai um 18 Uhr auf U17

tanzmainz club

OVERLOAD (UA)

Am 25. Mai um 20 Uhr auf U17



UNTER UNS (UA)

Sie glauben an: die Wiedergeburt, die katholische Kirche, den Islam
und Gerechtigkeit, an Toleranz und das Grundgesetz, an Allah und den
Propheten, an Gebote, an Außerirdische und die Familie, an Gott und
christliche Werte, an das Gute in der Welt, an Jesus, an das Böse im
Menschen, an Selbstfindung und den tieferen Sinn im Leben, an Paradies
und Hölle, Schicksal und den freien Willen, an gar nichts und an
Transzendenz. 16 Menschen zwischen 10 und 85 Jahren nähern sich mit
theatralen Mitteln der Frage "was wir glauben". Ihre Geschichten von
damals und heute, ihre Antworten darauf, woher wir kommen und wohin
wir gehen, ihre Zweifel und Fragen verdichten sich zu einem
Weltbilderabend, in dem das Publikum Göttern begegnet, Menschen im
Gebet versinken und die Toleranz an Grenzen stößt.

Inszenierung: Katrin Maiwald und Jacqueline Rudolf

Ausstattung: Sylvie Berndt

Von und mit Anina Abuwarda, Marita Boos-Waidosch, Olida Celik, Sahide
Cingoez, Finn Engling, Julius Ferber, Mathias Fritzinger, Anita
Haunstetter, Jakob Huf, Luisa Jung, Christine Kaldrack, Irem Kurt,
Astrid Liedtke, Estefanos Naser, Asude Özhan

Weitere Spieltermine: 26. und 28.5. sowie 18. und 19.6.

In Kooperation mit dem evangelischen Stadtjugendpfarramt Mainz

 * 

OVERLOAD (UA)

Wie lange kann ein System im Zustand der Überlastung arbeiten, bevor
es zusammenbricht? Wie viel Belastung kann und will man dem eigenen
Körper und der Psyche zumuten? Wann wird Stress zu einem permanenten
Begleiter, der Ausnahmezustand zur Normalität? Wie manifestiert sich
ständiger Stress auf körperlicher Ebene und wie wollen wir letztlich
öffentliche, digitale und soziale Räume gestalten?

Mit diesen Fragen beschäftigen sich die 22 jungen Tänzer*innen des
tanzmainz clubs in ihrem Tanzstück Overload. Die Zuschauer*innen sind
eingeladen, den Theaterraum mit den Tänzer*innen zu teilen und sich zu
Szenen zu positionieren, die das Thema Stress verhandeln.

(Bei der ca. 35-minütigen Vorstellung gibt es keine

Sitzgelegenheiten.)

Choreografie: Felix Berner

Bühne und Kostüm: Sylvie Berndt

Von und mit Miriam Bisang, Yannis Christmann, Semanur Cingöz, Marie
Florin, Smilla Grubert, Henrik Hirschberg, Clara Hoffmann, Emilia
Hünerkopf, Levent Karaca, Emma Kramer, Mirjam Kreuser, Lara Philine
Lehnert, Lea-Christina Lupescu, Lena Neu, Clara Örtel-Borreda, Mia
Clara Ostern, Ana Pepay Stricker, Vincent Ritter, Annika Schega,
Judith Schmittinger, Franziska Schuster, Marlene Steffens

Weitere Spieltermine: 26. und 28.5. sowie 18. und 19.6.

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Internet: www.staatstheater-mainz.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





RECHT/063: Höhere Recyclingquoten für EU (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 22. Mai 2018

Kreislaufwirtschaft

Höhere Recyclingquoten für EU



Der Rat der Europäischen Union nahm in seiner heutigen Sitzung
Änderungen zu sechs abfallrechtlichen Richtlinien an. Diese zielen
insbesondere darauf ab, mehr Abfall zu vermeiden und das Recycling zu
stärken. Die angenommenen Änderungen betreffen die
Abfallrahmenrichtlinie sowie die Richtlinien zu Verpackungen, zu
Deponien, zu Altfahrzeugen, zu Batterien und zu Elektro- und
Elektronikaltgeräten.

Die in den Richtlinien formulierten Ziele, die von den Mitgliedstaaten
in den nächsten Jahren erreicht werden müssen, sind zu Recht
ambitioniert und werden für die meisten Mitgliedstaaten eine große
Herausforderung darstellen. Ein wichtiges und intensiv diskutiertes
Instrument zur Verbesserung der Kreislaufwirtschaft bilden die
Recyclingziele für Siedlungsabfälle. Ab 2025 müssen mindestens 55% des
Siedlungsabfalls recycelt werden, ab 2030 60% und ab 2035 65%. Die
neue Berechnungsmethode wird dazu führen, dass die von Deutschland
bisher gemeldete Recyclingrate von 67% zunächst auf einen niedrigeren
Wert sinken wird, weil künftig nicht mehr die Ausgangsmenge für das
Recycling, sondern das recycelte Material die Bemessungsgrundlage
bildet.

Die maximale Deponierate darf ab 2035 nur noch 10% betragen. In
Deutschland wurde die Deponierung unbehandelter Abfälle bereits 2005
beendet. Deutschland hatte sich in den Verhandlungen im Rat
durchgängig für ambitionierte Ziele eingesetzt.

Die neuen rechtlichen Regelungen werden zu Veränderungen im deutschen
Abfallrecht führen. Dazu ist mit Blick auf die grundlegende
Abfallrahmenrichtlinie zunächst eine Novellierung des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes erforderlich.

Das Europäische Parlament hatte den Änderungsvorschlägen bereits am
18. April 2018 seine Zustimmung erteilt. Die neuen Richtlinien treten
20 Tage nach der Veröffentlichung im EU-Amtsblatt in Kraft. Den
Mitgliedstaaten steht dann für ihre Umsetzung eine Frist von 24
Monaten zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 103/18, 22.05.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





LÄRM/134: Anhörung Fluglärm - Senat und Bürgerschaft müssen Nachtflugverbot umsetzen (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 23. Mai 2018

Anhörung Fluglärm: Senat und Bürgerschaft müssen Nachtflugverbot
umsetzen und für eine nachvollziehbare Betriebsgenehmigung sorgen

Letzte Anhörung vor Bürgerschaftsentscheidung
zur BUND-Fluglärm-Petition / Verspätungen nehmen weiter zu



An diesem Donnerstag, den 24.05.2018, findet im Hamburger Rathaus die
Anhörung des Senats durch den Umwelt- und Wirtschaftsausschuss zur
Volkspetition des BUND Hamburg für ein konsequentes Nachtflugverbot am
"Helmut Schmidt-Airport" ab 22 Uhr statt. Bei dieser Anhörung handelt
es sich um die letzte von insgesamt drei Ausschuss-Anhörungen, die die
Grundlage für die abschließende Entscheidung der Bürgerschaft zur
BUND-Fluglärm-Petition darstellen. Fast 15.000 Menschen hatten die
Petition bis September 2017 unterschrieben. Mit einer Entscheidung der
Bürgerschaft wird vor der Sommerpause gerechnet.

Der BUND Hamburg konnte im Rahmen einer aktuellen Akteneinsicht bei
der für die Genehmigung und Kontrolle des Hamburger Verkehrsflughafens
zuständigen Wirtschaftsbehörde (BWVI) zwischenzeitlich feststellen,
dass diese über keine zusammenhängende und in sich schlüssig
nachvollziehbare Betriebsgenehmigung verfügt. Dies hat zur Folge, dass
Wirtschaftsbehörde und Umweltbehörde (BUE) in der
Fluglärmschutzkommission am Flughafen Hamburg unterschiedliche
Auffassungen über die Betriebszeiten vertreten.

"Kein Wunder, dass Verstöße gegen die Betriebsgenehmigung und die
Bahnbenutzungsregeln zum Dauerzustand am Hamburger Flughafen werden.
Niemand scheint den exakten Überblick zu haben, was seit 1956
eigentlich alles genehmigt wurde und was nicht. Fest steht: Es gibt
keine nachvollziehbare Betriebsgenehmigung - ein unhaltbarer Zustand.
In dieses offensichtliche Genehmigungschaos muss jetzt Licht gebracht
werden", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND.

Obwohl die Anzahl von Linien- und Touristikflügen im letzten Jahr
insgesamt leicht rückläufig war, steigen die Nachtflugbewegungen nach
23 Uhr auf einen neuen Negativrekord: So stiegen in den ersten vier
Monaten des Jahres 2018 im Vergleich zum Vorjahr die Starts nach 23
Uhr von 38 auf 48 und die Landungen von 130 auf 220.

"Die Abgeordneten der Hamburgischen Bürgerschaft dürfen sich nicht
länger zum Narren halten lassen. Die freiwillige Verabredungen mit dem
Flughafen bringen nichts und die Belastungssituation wird immer
dramatischer. Es ist höchste Zeit, für die Zigtausend Lärmbetroffenen
ein Nachtflugverbot ab 22 Uhr einzuführen", so Manfred Braasch.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 23.05.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





LUFT/598: Politik verschleppt Luftreinhalteplanung - BUND kritisiert weitere Verzögerungen (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 23. Mai 2018

Politik verschleppt Luftreinhalteplanung

BUND kritisiert weitere Verzögerungen



Düsseldorf, 23.05.2018 | Nachdem der Termin zum In-Kraft-Treten des
neuen Luftreinhalteplans für Düsseldorf schon mehrfach verschoben
wurde, sind nun weitere Verzögerungen wahrscheinlich. Der
nordrhein-westfälische Landesverband des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) macht dafür die Landesregierung
verantwortlich. "Es ist nicht hinnehmbar, dass die Landesregierung
weiterhin die Umsetzung konsequenter Maßnahmen für saubere Luft
blockiert", sagte BUND-Geschäftsleiter Dirk Jansen. "Jeder Tag mit
weiteren Verzögerungen gefährdet die Gesundheit zigtausender Bürger in
Düsseldorf, Köln und in anderen Städten." Nach der Veröffentlichung
der Urteilsbegründung des Bundesverwaltungsgerichts zum
Luftreinhalteplan Düsseldorf müsse jetzt unverzüglich gehandelt
werden. In einigen Städten seien dabei Fahrverbote für bestimmte
Diesel-Pkw unumgänglich.

Der Handlungsdruck ist nach wie vor groß. Im letzten Jahr wurde der
geltende Stickstoffdioxid-Jahresgrenzwert von 40 Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft in 27 NRW-Städten überschritten. Das
Bundesverwaltungsgericht hatte jetzt endgültig klargestellt, dass eine
Luftreinhalteplanung, die lediglich Maßnahmen festlegt, aufgrund derer
die Grenzwerte erst zwischen den Jahren 2020 oder 2024 oder später
eingehalten werden, ohne geeignete Sofortmaßnahmen vorzusehen,
rechtswidrig ist. Sollten sich Verkehrsverbote für bestimmte
Dieselfahrzeuge als die geeigneten Maßnahmen zur schnellstmöglichen
Einhaltung der Grenzwerte erweisen, sind derartige Maßnahmen zu
ergreifen, so das Gericht. (BVerwG 7 C 26.16, Rn. 32)

Auch die am 17. Mai 2018 bekannt gegebene Klage der EU-Kommission
gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen der dauerhaften
Überschreitung der gesetzlichen NO2-Grenzwerte zeigt nach Ansicht des
BUND klar, dass die bislang von der Bundesregierung angekündigten
Maßnahmen bei weitem nicht ausreichen, unsere Luft in absehbarer Zeit
sauberer zu machen und die Grenzwerte der Luftbelastung mit
Stickstoffdioxiden einzuhalten.

Für zum Beispiel Düsseldorf und Köln fordert der BUND deshalb die
rasche Umsetzung zonaler Verkehrsverbote für die dreckigsten Diesel-Pkw. 
Das Bundesverwaltungsgericht hatte solche für angemessen und
zumutbar erklärt, wenn sie phasenweise eingeführt würden (Rn. 39).
"Streckenbezogene Verkehrsverbote nur für einige Straßen bringen
zumindest in Städten wie Düsseldorf wenig", so der BUND-Experte
Jansen. "Wegen der großflächigen Belastung mit NO2 müssen sich
Fahrbeschränkungen auf die gesamte Umweltzone erstrecken."

An die Landesregierung appellierte der BUND, nicht länger die aus
Sicht des Gesundheitsschutzes überfällige Fortschreibung der
Luftreinhaltepläne zu blockieren. Dabei dürften nur sachliche
Erwägungen eine Rolle spielen, die bisherige falsche Rücksichtnahme
auf die Interessen der Automobil-Industrie müsse endlich aufhören. Vor
diesem Hintergrund kritisiert der Umweltverband den offenbar auf
Betreiben des NRW-Verkehrsministers herbei geführten Beschluss der
Verkehrsministerkonferenz vom 19./20. April, wonach die Validität von
Standorten von Messstellen gemäß den europäischen Vorgaben überprüft
werden soll. "Damit soll ganz offensichtlich weiter auf Zeit gespielt
werden, obwohl außer Frage steht, dass die NRW-Messstationen nach den
europäischen Vorgaben betrieben werden", so Jansen.




Mehr Infos:

Urteilsbegründung des Bundesverwaltungsgerichts

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/Mobilit%C3%A4t/Luftreinhalteplanung/2018_05_18_Urteilsbegruendung_BVerwG_NO2.pdf

Beschluss der Verkehrsministerkonferenz

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/Mobilit%C3%A4t/Luftreinhalteplanung/2018_04_26_beschluss_verkehrsministerkonfernz_auszug.pdf

EU-Jahreskenngrößen für 2017

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/Mobilit%C3%A4t/Luftreinhalteplanung/2018_03_13_EU-Kenngroessen_2017-.pdf

weitere BUND-Infos

https://www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/mobilitaet/im-fokus/dieselstinker-raus/

 * 
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MASSNAHMEN/246: Hochwasser - Kollektive Gedächtnisstütze für vergessliche Schweiz (idw)


Universität Bern - 17.05.2018

Kollektive Gedächtnisstütze für vergessliche Schweiz



Das Mobiliar Lab für Naturrisiken der Universität Bern will Behörden
und Bevölkerung die mit Überschwemmungen verbundenen Risiken besser
bewusstmachen. Dazu baut es auf dem Web eine interaktive
Bilderdatenbank zu Hochwasserereignissen auf, das «Kollektive
Überschwemmungsgedächtnis».

Jedes siebte Gebäude der Schweiz ist hochwassergefährdet, und vier von
fünf Schweizer Gemeinden waren in den vergangenen 40 Jahren von
Überschwemmungen betroffen. Obschon Hochwasser zum Teil grosse Schäden
anrichten und den Direktbetroffenen stark zusetzen, gehen sie schnell
wieder vergessen. Innerhalb weniger Jahre sind sie aus dem Bewusstsein
der Bevölkerung verschwunden.




[image: By Johann Jakob Aschmann - Privatbesitz; upload by Adrian Michael; Dezember 2009, Public Domain, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=8670413]

Küsnachter Dorfkern 1778 nach der Überschwemmung, Blick nach Westen
bachabwärts; Stich von Johann Jakob Aschmann.

By Johann Jakob Aschmann - Privatbesitz; upload by Adrian Michael;
Dezember 2009, Public Domain, 

https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=8670413



Mit dem heute vom Mobiliar Lab für Naturrisiken der Universität Bern
lancierten «Kollektiven Überschwemmungsgedächtnis» soll sich das
ändern. Auf einer Webseite macht das Projekt Fotos von
Hochwasserereignissen aus der ganzen Schweiz öffentlich zugänglich.
Mit Hilfe der Bevölkerung, die aufgerufen wird, eigene Aufnahmen von
Überschwemmungen auf der interaktiven Webseite zur Verfügung zu
stellen, soll die Bildersammlung laufend weiterwachsen. «Wir verfolgen
mit diesem Vorhaben mehrere Ziele», erklärt Rolf Weingartner,
Professor für Hydrologie an der Universität Bern und Co-Leiter des
Mobiliar Labs. «Einerseits wollen wir der Bevölkerung die
Hochwasserrisiken in Erinnerung rufen, andererseits stellen
Überschwemmungsbilder für Fachleute und Behörden eine wichtige
Informationsquelle dar, zum Beispiel für die Beurteilung von
Gefahren.» Bestehende Instrumente zur Risikoabschätzung wie
Gefahrenkarten seien für Nichtfachleute allzu abstrakt und schwer
fassbar, so Weingartner. Um sich die Auswirkungen von Überschwemmungen
vorstellen zu können, seien Fotos viel besser geeignet.




[image: Foto: © Fachstelle Bodenschutz des Kantons Bern]

Zerstörte Schienen und Strasse in Bucholz, Lütschental, nach dem
Hochwasser vom 23. August 2005

Foto: © Fachstelle Bodenschutz des Kantons Bern



Hohe Schäden, schlechtes Erinnerungsvermögen

Auf der Webplattform www.ueberschwemmungsgedaechtnis.ch lassen sich
Bilder von Hochwasserereignissen sowohl nach Standorten wie nach
Zeitpunkt suchen. Dies momentan zurück bis ins Jahr 1529. Eines der
bislang ältesten Bilder im Überschwemmungsgedächtnis ist ein Stich,
der zeigt, wie die Arve in Carouge bei Genf in der Nacht vom 14. auf
den 15. September 1733 über die Ufer trat. Dabei riss der Fluss unter
anderem eine Brücke mit sich. Aus historischer Sicht interessant sind
auch zwei Darstellungen aus Küsnacht am Zürichsee, die zeigen, welch
verheerende Schäden der Dorfbach am 8. Juli 1778 anrichtete - und auf
den Tag genau 100 Jahre später noch einmal. Wesentlich neuer sind die
Fotos vom 1. September 2005 aus Lütschental im Berner Oberland. Sie
zeigen unter anderem, wie die Bahnstrecke nach Grindelwald von der
über die Ufer getretenen Lütschine zerstört wurde. Die
Starkniederschläge Ende August 2005 führten in vielen Teil der Schweiz
zu grossen Überschwemmungen. Durch das Hochwasser entstand mit rund
drei Milliarden Franken der grösste finanzielle Gesamtschaden, den ein
einzelnes Naturereignis in den letzten Jahrzehnten in der Schweiz
verursacht hat. Doch im öffentlichen Bewusstsein geht auch dieses
Grossereignis allmählich vergessen.

Das «Kollektive Überschwemmungsgedächtnis» will nicht nur das Wissen
um Hochwassergefahren besser in den Köpfen der Bevölkerung verankern,
es liefert auch Entscheidungsgrundlagen für die Hochwasserprävention.
«Überschwemmungsbilder können beispielsweise lokalen
Entscheidungsträgern zur Sensibilisierung für Schutzmassnahmen
dienen», sagt Hydrologeiprofessor Rolf Weingartner, «etwa, wenn an
einer Gemeindeversammlung über ein Schutzprojekt abgestimmt werden
soll.» Auch die Wissenschaft kann von der Datenbank profitieren.
Anhand der Überschwemmungsbilder können beispielsweise hydrologische
Modelle validiert werden, was schliesslich zu besseren Simulationen
von Hochwasserereignissen und präziseren Risikoabschätzungen führt.

Wissenschaftliche Daten sammeln mit Hilfe der Bevölkerung

Die auf www.ueberschwemmungsgedaechtnis.ch bereits heute verfügbaren
Bilder wurden aus bestehenden Bildbeständen in Archiven und
Verwaltungsfachstellen zusammengetragen. Doch seinen vollen Nutzen
kann das Bildarchiv erst entfalten, wenn es über eine grosse Menge von
Bildern aus der ganzen Schweiz verfügt. Das Mobiliar Lab für
Naturrisiken ist deshalb auf die Unterstützung der Bevölkerung
angewiesen. Sie ist eingeladen, eigene Aufnahmen von Überschwemmungen
auf die Webplattform hochzuladen.

Das Mobiliar Lab hat bereits in einem anderen Projekt erfolgreich
Erfahrungen mit dem sogenannten «crowdsourcing» von Daten gesammelt.
Dank einer Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Meteorologie und
Klimatologie MeteoSchweiz kann die Bevölkerung seit 2015 über die App
der MeteoSchweiz Hagelereignisse melden. Bis heute sind über 50'000
solcher Beobachtungen eingegangen, die nun wissenschaftlich
ausgewertet werden. Es geht bei diesen Forschungsarbeiten unter
anderem darum, die Hagelwarnungen zu verbessern.

Mobiliar Lab für Naturrisiken

Das Mobiliar Lab für Naturrisiken ist eine gemeinsame
Forschungsinitiative des Oeschger-Zentrums für Klimaforschung der
Universität Bern und der Mobiliar. Die Forschungsschwerpunkte sind
Hochwasser, Sturm und Hagel sowie deren Schadenspotenzial. Die
Erforschung und Visualisierung des Schadenspotenzials von Hochwassern
bilden einen zentralen Forschungsschwerpunkt.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/Ueberschwemmungsgedaechtnis

https://www.ueberschwemmungsgedaechtnis.ch

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news695894

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 17.05.2018
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ATOM/1354: Novelle des Atomgesetzes - Keine Übertragung von Reststrommengen im Netzausbaugebiet (BEE)


Bundesverband Erneuerbare Energie - 23. Mai 2018

Novelle des Atomgesetzes: Keine Übertragung von Reststrommengen im
Netzausbaugebiet



Berlin, 23. Mai 2018: Am heutigen Mittwoch will das Bundeskabinett
eine Novelle des Atomgesetzes auf den Weg bringen, in der unter
anderem die Übertragung von Reststrom- / Elektrizitätsmengen von
Atomkraftwerken, die nicht mehr im Betrieb sind, auf andere geregelt
werden soll. Der Bundesverband Erneuerbare Energie (BEE) appelliert an
die Bundesregierung, keine Übertragung von Strommengen auf
Atomkraftwerke im Netzausbaugebiet zu ermöglichen.

"Es muss im Atomgesetz klargestellt werden, dass von einem
Atomkraftwerk, welches den Leistungsbetrieb eingestellt hat, keine
Reststrommengen / Elektrizitätsmengen auf ein anderes Atomkraftwerk im
Netzausbaugebiet übertragen werden dürfen", bekräftigt Dr. Simone
Peter, Präsidentin des BEE. Atomkraftwerke seien als Risikotechnologie
nicht nur eine fortwährende Gefahr für die Bevölkerung und
produzierten große Mengen hochradioaktiven Abfalls, sie blockierten
aufgrund ihrer unflexiblen Betriebsweise auch die Energiewende. So
erhöhe zum Beispiel der Weiterbetrieb der Atomkraftwerke in Brokdorf
und Emsland die Redispatch-Kosten und verschärfe im Falle des
Kraftwerkes Brokdorf die Engpasssituation im Netzausbaugebiet.
Mehrwöchige Abschaltungen von Brokdorf zeigten indes, dass die
Versorgung auch ohne das AKW reibungslos sichergestellt wird, so
Peter.

Hintergrund:

Mit der Novelle des Atomgesetzes soll das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom Dezember 2016 umgesetzt werden. Das
Atomgesetz setzt für den Betrieb der Kraftwerke einen maximalen
Endtermin fest und bestimmt darüber hinaus eine maximale
Elektrizitätsmenge, nach deren Erzeugung die Berechtigung zum
Leistungsbetrieb ebenfalls erlischt. Im sog. Netzausbaugebiet gelegen
sind die Atomkraftwerke Brokdorf und Emsland.



Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland
bündelt der BEE die Interessen von 48 Verbänden und Unternehmen mit 30
000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der
Bundesverband Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der
Bundesverband Deutscher Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese
Weise 338 500 Arbeitsplätze und mehr als 3 Millionen
Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent Erneuerbare Energie in
den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 23.05.2018

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

Tel: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

E-Mail: presse@bee-ev.de

Internet: www.bee-ev.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





ATOM/1353: Kritik an Entschädigung für AKW-Betreiber ohne Beschleunigung des Ausstiegs (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 23. Mai 2018

Atomgesetznovelle:

Bundesregierung beschließt Entschädigung für
AKW-Betreiber ohne Atomausstieg zu beschleunigen. Bundestag und
Bundesrat müssen dringend nachbessern 



Berlin. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
kritisiert, dass der heute vom Bundeskabinett beschlossene Entwurf für
das neue Atomgesetz keine Beschleunigung des Atomausstiegs in
Deutschland bringt. "Die Atomkraft bedeutet ein großes Risiko für die
Bevölkerung und ein zunehmendes Problem für die Energiewende", sagt
der BUND-Vorsitzende Hubert Weiger. "Deshalb müsste die Überarbeitung
des Atomgesetzes unbedingt für einen schnelleren Atomausstieg genutzt
werden. Im weiteren parlamentarischen Verfahren muss hier dringend
nachgebessert werden."

Konkret fordert der BUND, im Gesetz das Verbot weiterer
Strommengenübertragungen zu verankern. Dies würde dazu führen, dass
die Atomkraftwerke (AKW) etwa 1,5 Jahre früher vom Netz müssten und
300 Tonnen hochradioaktiver Atommüll eingespart würden. In jedem Fall
ausgeschlossen werden müssen weitere Strommengenübertragungen auf AKW,
die in den sogenannten Netzausbaugebieten liegen (AKW Brokdorf und
Emsland). "Denn schon heute behindern die unflexiblen AKW die
Erneuerbaren Energien", erläutert Weiger. "So müssen
Windenergieanlagen bei starkem Wind abgeschaltet werden, damit das
Netz nicht überlastet wird - während die AKW parallel weiterlaufen."

In der vom Kabinett beschlossenen Regelung sieht der BUND die Gefahr,
dass deutlich mehr Strommengen, als vom Bundesverfassungsgericht
gefordert, entschädigt werden, ohne dass es dadurch zu einer
Beschleunigung des Atomausstiegs und einer früheren Stilllegung von
AKW kommt.



Mehr Informationen:

https://www.bund.net/aktuelles/detail-aktuelles/news/bund-kritisiert-entwurf-fuer-neues-atomgesetz/

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 23.05.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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MEER/297: Wenn Korallen Plastik fressen (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 22.05.2018

Wenn Korallen Plastik fressen

Studie an der Universität Gießen zeigt negative Auswirkungen von
Mikroplastikpartikeln auf Korallen - Teil des Forschungsprojekts
"Ocean 2100" am deutsch-kolumbianischen Exzellenzzentrums für
Meeresforschung CEMarin



Korallenriffe zählen zu den vielfältigsten Lebensräumen unseres
Planeten. Tausende Fischarten nutzen Korallen als Unterschlupf,
Nahrungsquelle und Kinderstube. Doch Korallenriffe leiden zunehmend
unter den Einflüssen des globalen Wandels. Neben steigenden
Temperaturen setzt ihnen auch die zunehmende Verschmutzung mit
Plastikmüll zu. Plastikabfälle in Form von Flaschen, Mülltüten und
Verpackungen sind heutzutage in fast jedem Riff zu finden. Weniger
offensichtlich aber deshalb nicht weniger häufig und potenziell
gefährlich ist Mikroplastik - winzige Fragmente aus Plastik, die
kleiner als fünf Millimeter sind. Forscherinnen und Forscher der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) untersuchten nun erstmals die
Auswirkungen dieser Partikel auf sechs weitverbreitete Korallenarten.
Ihre Ergebnisse veröffentlichten sie in der Fachzeitschrift
"Environmental Pollution".




[image: Foto: © Jessica Reichert]

Ein Korallenpolyp nimmt einen Mikroplastikpartikel (in schwarz)
auf.

Foto: © Jessica Reichert



Für die Studie setzten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
Korallen unter Laborbedingungen erhöhten Mikroplastikkonzentrationen
aus und dokumentierten die Reaktionen der Korallen. Dabei zeigte sich,
dass die Korallen häufig mit den Plastikpartikeln interagieren und
manche sie sogar mit Futter verwechseln. Andere Korallen reagierten
vermehrt mit Schleimproduktion und anderen Abwehrreaktionen. Nach vier
Wochen traten bei fünf der sechs untersuchten Arten erste Anzeichen
von Gesundheitsbeeinträchtigungen wie Bleiche und das Absterben von
Gewebe auf. Weitere Studien müssen nun zeigen, ob negative Effekte
auch bei den aktuell in den Meeren nachzuweisenden
Mikroplastikkonzentrationen zu verzeichnen sind und welche
Langzeitwirkung Mikroplastik auf Korallen hat.




[image: Foto: © Jessica Reichert]

Nahaufnahme einer Koralle, die mit Mikroplastik (schwarze Partikel)
interagiert.

Foto: © Jessica Reichert



"Unsere Studie weist klar darauf hin, dass Mikroplastik einen weiteren
menschengemachten Stressfaktor für Korallen darstellt und damit sehr
wahrscheinlich zum weiteren Rückgang der Korallenriffe auf der Erde
beitragen wird", so Erstautorin Jessica Reichert. Die Studie ist Teil
des in Gießen angesiedelten "Ocean 2100"-Projekts, bei dem
Doktorandinnen und-Doktoranden des deutsch-kolumbianischen
Exzellenzzentrums für Meeresforschung CEMarin (Center of Excellence in
Marine Sciences) die Auswirkungen des Klimawandels auf riffbildende
Steinkorallen untersuchen. Dazu werden die Bedingungen im Jahr 2100 in
Versuchstanks am Interdisziplinären Forschungszentrum (iFZ) simuliert,
indem verschiedene Parameter wie Temperatur und Säuregehalt des
Wassers langsam auf die zu erwartenden Werte eingestellt werden.

Publikation

Jessica Reichert, Johannes Schellenberg, Patrick Schubert und Thomas
Wilke: Responses of reef building corals to microplastic exposure.
Environmental Pollution, Volume 237, Juni 2018
DOI: 10.1016/j.envpol.2017.11.006



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0269749117329536

 (Publikation)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news696110

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution217
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Caroline Link, 22.05.2018
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FORSCHUNG/702: CO2-Entzug aus Atmosphäre für 1,5-Grad-Ziel unvermeidbar (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 22.05.2018

CO2-Entzug aus Atmosphäre für 1,5-Grad-Ziel unvermeidbar 



Eine Begrenzung der globalen Erwärmung auf 1,5 Grad wird die Welt
immer stärker von Technologien abhängig machen, die der Atmosphäre
wieder CO2 entziehen. Doch Technologieentwicklung und -ausbau sowie
der Start von Pilotprojekten hängen im Vergleich zu dem Bedarf aus den
Klimaschutzszenarien erheblich zurück. Um unter der Marke von zwei
Grad zu bleiben, kann dagegen der großflächige Einsatz eines breiten
Portfolios dieser "Negativen Emissionstechnologien" (NETs), wie die
Techniken zur CO2-Entnahme auch genannt werden, auf ein Minimum
reduziert werden. Das geht aus mehreren neuen Studien des Mercator
Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) hervor.




[image: Infografikquelle: MCC]

Optionen für negative Emissionen

Grafikquelle: MCC



Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben ein internationales
Konsortium geführt, das die Ergebnisse jetzt im Fachmagazin
"Environmental Research Letters" publiziert hat.

Mit der Sonderveröffentlichung von drei umfassenden Studien weisen die
Forschenden auf eine große Lücke vor allem im Dialog zwischen
Wissenschaft und Politik hin: Die Staatengemeinschaft hat sich zwar im
Paris-Abkommen darauf verpflichtet, die globale Erwärmung auf weit
unter zwei Grad Celsius und möglichst 1,5 Grad zu begrenzen. Der dafür
notwendige Einsatz von NETs wird aber aktuell in der Politik kaum
diskutiert. Und das, obwohl manche dieser Techniken erhebliche
Konflikte etwa für Landnutzung, Wasserverbrauch oder Energiebedarf
bergen. Bei dem im Herbst erscheinenden Sonderbericht des
Weltklimarats (IPCC) zum 1,5°C-Ziel werden negative Emissionen sicher
eine entscheidende Rolle spielen.

"In den Klimaverhandlungen geben die Politiker zwar gerne immer
ambitioniertere Ziele aus - doch die konkreten Handlungen bleiben
bisher weit zurück. Das Ergebnis ist eine wachsende Abhängigkeit von
negativen Emissionen", sagt Jan Minx, Leiter der MCC-Arbeitsgruppe
Angewandte Nachhaltigkeitsforschung. "Es ist dringend geboten, dass
die Staatengemeinschaft die Abhängigkeit von Technologien zum
CO2-Entzug aus der Atmosphäre verringert, anstatt sie weiter zu
vergrößern. Dafür müssen wir heute mit beherztem Klimaschutz beginnen -
 und auch in Deutschland kräftig nachlegen."

Durch negative Emissionen wird der Atmosphäre das klimaschädliche CO2
entzogen. Dies kann mit verschiedenen Technologien oder Praktiken
erfolgen. Dazu gehören Aufforstungsprogramme, bei denen die wachsenden
Bäume vorhandene Emissionen binden. Es gibt auch Gesteine, die - in
kleine Teilchen zermahlen und auf landwirtschaftliche Flächen
ausgebreitet - CO2 absorbieren. "Bioenergie mit
Kohlenstoffabscheidung und -speicherung" (BECCS) ist eine viel
diskutierte Technologie. Dabei wird Biomasse in Strom oder Treibstoff
umgewandelt und das frei werdende CO2 umgehend abgeschieden und in
geologischen Tiefenlagern gespeichert.

Die drei neuen Studien stellen die bisher umfassendste Aufarbeitung
der Literatur von mehr als 6.000 Dokumenten zu negativen Emissionen
dar. Diese wurden von 20 Forschenden an sechs Instituten in
verschiedenen Ländern erstellt. Durch ein systematisches Verfahren und
Big-Data-Methoden haben ihnen schließlich 1000 Studien Informationen
über Potenziale, Kosten und Nebeneffekte der unterschiedlichen
Technologien zum CO2-Entzug geliefert. Diese Technologien standen
dabei im Fokus: BECCS, Aufforstung und Wiederaufforstung, direkte
Luftkohlenstoffabscheidung und -speicherung (DACCS), chemische
Verwitterung, Meeresdüngung, Biokohle und Kohlenstoffsequestrierung im
Boden.

Alle Technologien haben den Studien nach relevante Potenziale - außer
der Meeresdüngung. Allerdings unterscheiden sie sich in Kosten,
Nebenwirkungen, Entwicklungsstand und Langfristigkeit der
Speicherpotenziale: Aufforstung etwa könnte schon heute in großem
Maßstab betrieben werden, jedoch könnte das CO2 leichter wieder durch
menschlichen oder natürlich Einfluss freigesetzt werden. Durch BECCS
wiederum könnten größere Mengen CO2 sicher eingelagert werden, doch
steckt die Technologie noch in der Demonstrationsphase und stößt in
der Öffentlichkeit auf großen Widerstand.

"Wenn CO2-Entnahmetechnologien bis Mitte des Jahrhunderts in der Art
und Weise wie in vielen IAM-Szenarien dargestellt massiv vergrößert
werden sollen, dann setzt das laut der Literatur über Innovationen
voraus, dass erste Vorführungen, Nischenanwendungen und erste
Einführungen unmittelbar bevorstehen sollten", sagt Co-Autor Greg
Nemet von der University of Wisconsin-Madison, der die Forschung über
NETs-Innovationen und deren Hochskalierung leitete. "Die von uns
überprüfte NETs-Literatur spiegelt diese Dringlichkeit jedoch
keineswegs wider, ebenso wenig wie die bestehende Politik."

Durch ihre systematische Literaturauswertung haben die Forschenden
zudem herausgefunden, dass sich fast zwei Drittel der Literatur auf
die frühen Phasen der Forschung und Entwicklung von NETs konzentriert.
"Der tatsächliche Einsatz neuer Technologien und ihre Skalierung
braucht sehr viel Zeit. Umso wichtiger ist es, bereits jetzt diese
Schritte - wo möglich - durch die Forschung zu begleiten", sagt Sabine
Fuss, Leiterin der MCC-Arbeitsgruppe für Nachhaltiges
Ressourcenmanagement und globaler Wandel. "Um Klarheit über Chancen
und Risiken von negativen Emissionen zu erhalten und diese im
industriellen Maßstab zu ermöglichen, muss unter anderem ein Fahrplan
für Pilotprojekte entwickelt werden. Dieser wird sich sicher auf
mehrere verschiedene Technologien erstrecken müssen - ein Fokus auf
nur eine Technologie in diesem Maßstab wäre zu risikoreich."

Die Studien im Einzelnen:

Minx, Jan C. et al. (2018): Negative emissions - Part 1: Research
landscape and synthesis. Environmental Research Letters 13, 063001.


https://doi.org/10.1088/1748-9326/aabf9b

Fuss, Sabine et al. (2018): Negative emissions - Part 2: Costs,
potentials and side effects. Environmental Research Letters 13,
063002.

https://doi.org/10.1088/1748-9326/aabf9f

Nemet, Gregory F. et al. (2018): Negative emissions - Part 3:
Innovation and upscaling. Environmental Research Letters 13,
063003.

https://doi.org/10.1088/1748-9326/aabff4



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mcc-berlin.net

http://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/aabf9b

http://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/aabf9f

http://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/aabff4

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news696076

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)

gGmbH, Fabian Löhe, 22.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTIONSTAGE/928: Vielfältige Wiesen für Falter und andere Insekten - HH-Duvenstedt, 2.6. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 22. Mai 2018

Vielfältige Wiesen für Falter und andere Insekten

Schmetterlings-Aktionstag am 2.6. in HH-Duvenstedt. Freiwillige
Helfer/innen sind herzlich willkommen!



Am Samstag, den 2. Juni 2018 veranstaltet der NABU Hamburg ab 10 Uhr
einen StadtNatur-Aktionstag in Hamburg-Duvenstedt. Für den Braunen
Feuerfalter, das Ampfer-Grünwidderchen und ihre Artgenossen wird die
von der NABU-Stadtteilgruppe Walddörfer angelegte Streuobstwiese
Himmelsmoor gepflegt, um wichtige Lebensräume für Schmetterlinge,
Wildbienen und andere Insekten zu erhalten und weiter zu optimieren.
Über die Wiese, die auf ihr lebenden Falter und das NABU-Projekt
"Aurora - Stadt der Schmetterlinge" wird im Rahmen des Aktionstages
genauer informiert.

Dieser Schmetterlings-Aktionstag wurde von der Entomologie-Fachgruppe
des NABU Hamburg ins Leben gerufen und wird in diesem Jahr das erste
Mal durchgeführt. Frank Röbbelen, Leiter der Fachgruppe, betont, wie
wichtig der Einsatz für den Insektenschutz in Hamburg ist: "Auf dieser
Streuobstwiese leben unter anderem einige in Hamburg stark gefährdete
Falter. Ihr Lebensraum muss so gut wie möglich gepflegt werden, damit
sich große, vitale Populationen entwickeln können, die auch für die
Vorkommen in der Umgebung wichtig sind."

Der NABU Hamburg setzt sich mehrmals im Jahr für die Biodiversität der
Grünflächen in Hamburg ein. Dabei kann jeder mitmachen und sich aktiv
einbringen für eine grüne und bunte Stadt. "Uns liegt es sehr am
Herzen, dass sich jeder engagieren kann, der möchte", sagt Fritz
Rudolph, Referent für StadtNatur und Gewässerschutz beim NABU Hamburg.

Der Einsatz findet am Samstag, 2. Juni von 10 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie Getränke und einen kleinen Imbiss stellt der
NABU bereit.

Freiwillige Helfer/innen jeden Alters sind herzlich eingeladen, bei
diesem Einsatz mitzumachen. Vorkenntnisse sind nicht notwendig.
Lediglich feste Kleidung und eventuell Regenschutz werden empfohlen.
Falls vorhanden, gerne Gartenhandschuhe mitbringen. Wer mitmachen
möchte, meldet sich bitte für den Aktionstag an. Dabei wird der genaue
Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37,

E-Mail: StadtNaturAktiv@NABU-Hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 058/18, 22.05.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AKTIONSTAGE/927: Deutsch-dänischer Infotag zu Schweinswalen und Meeresschutz - Flensburg, 26.5. (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 23. Mai 2018

Deutsch-dänischer Infotag: Schweinswale und Meeresschutz



NABU Schleswig-Holstein und das Umweltbildungszentrum der
Europa-Universität Flensburg laden im Rahmen des 15. Internationalen
Tages des Ostseeschweinswals, ausgerufen vom UNO-Sekretariat ASCOBANS,
ein zu einem vielfältigen deutsch-dänischen Programm. Experten
informieren am Samstag, 26. Mai, von 11:00 bis 17:00 Uhr in der
Universität Flensburg interessierte Erwachsene und Kinder über
Schweinswale, Robben und den Zustand der Ostsee.

Angeboten werden u.a. zahlreiche Vorträge über das Leben und die
Geschichte der Wale in der Ostsee, über die Lärmbelastung im Meer,
über Plastikmüll und Algenblüte - darunter auch Fachvorträge für
Kinder in der Tradition der 'Kinder-Uni'. Aus Kopenhagen hat der
bekannte Walforscher Carl Christian Kinze zugesagt, über die
Geschichte der Schweinswale in der deutsch-dänischen Flensburger Förde
zu referieren. Die Veranstalter setzen mit dem zweisprachig
gestalteten Programm auch ein Zeichen für die Politik, die noch allzu
zögerlich den Naturschutz für die Ostsee als eine gemeinsame Aufgabe
aller Anrainerstaaten begreift.

Beim Spielen, Malen und Basteln lernen Kinder aus beiden Ländern die
Ostsee und ihre Bewohner kennen. An Infoständen besteht die
Gelegenheit zu Diskussion und Austausch. Zudem wird der neue NDR-Film
"Wale vor unserer Küste" von Holger Vogt mit dem Meeresforscher und
-filmer Florian Graner gezeigt, der aktuell für den Nordischen
Naturfilmpreis 2018 nominiert ist.

Das Informationsangebot ist kostenfrei! Ein Verpflegungsangebot bietet
die 'Campussuite' auf dem Universitätsgelände.


TAG DES OSTSEESCHWEINSWALS IN FLENSBURG 

Veranstalter:

NABU Schleswig-Holstein und

Umweltbildungszentrum der Europa-Universität Flensburg

Termin:

Samstag, 26. Mai, von 11:00 bis 17:00 Uhr

Ort:

Europa-Universität Flensburg - Haus Oslo,

Auf dem Campus 1, 24943 Flensburg

Eintritt: frei

Weitere Informationen und die Programmübersicht

finden Sie unter: https://tinyurl.com/tdo2018

 * 

Quelle:

Presseinformation, 23.05.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de
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BILDUNG/3233: "Forum Sichere Zwischenlagerung" - BfE startet Veranstaltungsreihe, Berlin, 25.6. (BfE)


Pressemitteilung des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit 
- 23. Mai 2018 06/18

"Forum Sichere Zwischenlagerung": BfE startet Veranstaltungsreihe




Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) startet
eine Veranstaltungsreihe zum Thema Zwischenlagerung hochradioaktiver
Abfälle. Auftakt bildet das "Forum Sichere Zwischenlagerung:
Sicherheit heute und morgen" am 25. Juni 2018 in Berlin, zu dem die
Öffentlichkeit eingeladen ist. Das BfE ist Genehmigungsbehörde für die
Aufbewahrung hochradioaktiver Abfälle in Deutschland. Aufgabe des
Bundesamtes ist dabei auch, die Maßstäbe für die Sicherheit der
Zwischenlagerung bis zur Endlagerung dieser Abfälle auszugestalten.

In der geplanten Veranstaltungsreihe sucht das BfE nicht nur den
Dialog mit den Betreibern der Zwischenlager und Sachverständigen. Die
Erfahrung der vergangenen Jahre hat gezeigt, dass gerade der Austausch
mit der Öffentlichkeit dazu führen kann, neue Aspekte frühzeitig in
die Prüfungen der Antragsverfahren aufzunehmen und die Qualität der
Genehmigungen zu verbessern. Vor dem Hintergrund der zu erwartenden
Verlängerung der Zwischenlagergenehmigungen ist es wichtig, das Wissen
und die verschiedenen Sichtweisen aller Beteiligten zu bündeln. Ziel
der Foren ist, gemeinsam Fragen zu identifizieren, die für die
Sicherheit bis zur Endlagerung zu stellen und zu beantworten sind.

Das Thema Zwischenlagerung weist viele Aspekte auf, denen das BfE
systematisch in der geplanten Veranstaltungsreihe und darüber hinaus
nachgehen wird:


	Sicherheit versus Transparenz: Wie können das Bedürfnis nach Information und die Geheimhaltung von Details zum Terrorschutz miteinander in Einklang gebracht werden?

	Rücknahme von Abfällen aus der Wiederaufarbeitung: Was erwartet die Standortgemeinden?

	Regelwerk: Wie soll der Bewertungsmaßstab für Sicherheit von Zwischenlagern weiterentwickelt werden?

	Verlängerte Zwischenlagerung: Welcher Forschungsbedarf ergibt sich?



Auftaktveranstaltung ist das "Forum Sichere Zwischenlagerung:
Sicherheit heute und morgen" am 25. Juni 2018 in Berlin.

Weitere Termine der öffentlichen Foren bis Ende

des Jahres werden unter www.bfe.bund.de veröffentlicht.




Veranstaltung:

Forum Sichere Zwischenlagerung:

Sicherheit heute und morgen

Wann:

25. Juni 2018, 10.30 bis 16.00 Uhr

Ort:

Neue Mälzerei, Friedenstr. 91, 10249 Berlin

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 23.05.2018

Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE)

Pressereferat

Krausenstraße 17-18, 10117 Berlin

Telefon: +49 30 18 767676 5555

E-Mail: presse@bfe.bund.de

Internet: www.bfe.bund.de
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MARKT/4121: Magdeburg - Pflanzenmarkt in den Gruson-Gewächshäusern am 27. Mai 2018


Pflanzenmarkt in den Gruson-Gewächshäusern

Am Sonntag, den 27.5. von 10.00 bis 17.00 Uhr



Die Gruson-Gewächshäuser laden für diesen Sonntag, 27. Mai, von 10.00
bis 17.00 Uhr zum ersten Pflanzenmarkt für botanische Raritäten ein.
Dabei bieten Gärtnereien und Pflanzenzüchter besondere Pflanzen für
Fensterbank, Wintergarten, Balkon und Gewächshaus zum Verkauf an, die
sonst kaum im Handel zu bekommen sind.

Darunter sind Orchideen, fleischfressende Pflanzen, Kakteen und andere
Sukkulenten, Zwiebelpflanzen, Passionsblumen und vieles mehr. Daneben
werden auch seltene winterharte Stauden und Gehölze angeboten. Die
Aussteller kommen aus Sachsen-Anhalt, Niedersachsen, Berlin,
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen.

Für den Pflanzenmarkt gelten die regulären Eintrittspreise der 
Gruson-Gewächshäuser (3,50 Euro, ermäßigt 2,00 Euro). Diese sind auch an
diesem Tag von 9.00 bis 17.00 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 23. Mai 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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MARKT/4120: Braunschweig - Großer Flohmarkt in der Stadtbibliothek vom 26.5.-14.7.2018


Großer Flohmarkt in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Die Stadtbibliothek veranstaltet in diesem Jahr von
Samstag, 26. Mai, bis Samstag, 14. Juli, im Blauen Saal im Schloss,
Schlossplatz 2, wieder ihren großen Bücherflohmarkt. Während der
üblichen Öffnungszeiten, montags bis freitags von 10 bis 19 Uhr und
samstags von 10 bis 14 Uhr, gibt es ein reiches Angebot an Kinder- und
Jugendbüchern, Sachliteratur und Romanen, fremdsprachigen Büchern
sowie Filmen und Musik-CDs. Ebenfalls im Angebot sind Noten,
Konsolenspiele, Gesellschaftsspiele und vieles andere mehr. 

Am Eröffnungstag, Samstag 26. Mai, ist der Flohmarkt bis 18 Uhr geöffnet.
Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6835.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 22. Mai 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7206: Soest - "Ab ins Grüne!" - Naturpark-Wandertag am 27. Mai 2018


Naturpark-Wandertag: "Ab ins Grüne!" 

Arnsberger Wald beteiligt sich mit geführter Wanderung



Kreis Soest (kso.2018.05.23.230.ae/-rn). "Ab ins Grüne!" Mit einer von
Ranger Jörg Pahl geführten Wanderung unter diesem Motto beteiligt sich
der Naturpark Arnsberger Wald am Naturpark-Wandertag 2018. Treffpunkt
ist am Sonntag, 27. Mai 2018, um 11 Uhr das Waldschiff im Rüthener
Bibertal. Im Mittelpunkt steht das gemeinsame Naturerleben. Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind eingeladen, die Region auf neue
Weise zu entdecken und Überraschendes über die Zusammenhänge in der
Natur zu erfahren.

Die zu wandernde Strecke ist rund zehn Kilometer lang und nimmt vier
Stunden in Anspruch. Sie führt entlang an 140 Jahre alten Douglasien
hinauf auf die Hamböer Köpfe. Von dort geht es über den Höhenzug durch
den Frühlingswald zurück ins Bibertal, wobei der Weg durch eine schöne
offene Kulturlandschaft führt. Ranger Jörg Pahl bittet um vorherige
Anmeldung (Telefon 0171/5872083). Der Kostenbeitrag beträgt für
Erwachsene 5 Euro; Kinder und Jugendliche sind kostenfrei.

Die Veranstaltung "Ab ins Grüne!" im Naturpark Arnsberger Wald ist
Teil des bundesweiten "Naturpark-Wandertages" der deutschen
Naturparke, der in diesem Jahr schon zum fünften Mal zeitgleich
überall in Deutschland stattfindet. In einer Vielzahl der aktuell 105
Naturparke lassen sich an diesem Maiwochenende bei ganz besonderen
Veranstaltungen die schönsten Landschaften Deutschlands in ihrer
ganzen Vielfalt entdecken und erleben.

Der "Naturpark-Wandertag 2018" findet aus Anlass des "Europäischen
Tags der Parke" statt, der in ganz Europa am 24. Mai gefeiert wird.
Ziel des "Naturpark-Wandertages" und des "Europäischen Tags der Parke"
ist es, Menschen näher an die Natur heranzuführen. In den angebotenen
Veranstaltungen wird der Wert von Schutzgebieten hervorgehoben und den
Menschen vermittelt, um damit diese besonderen Gebiete mit ihrer
reichen Artenvielfalt zu bewahren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 23. Mai 2018

Kreis Soest

Pressereferent Wilhelm Müschenborn (V.i.S.d.P.)

Hoher Weg 1-3, 59494 Soest

Telefon: (+49) 02921/303200

Fax: (+49) 02921/302603

E-Mail: Pressestelle@Kreis-Soest.de

Internet: www.kreis-soest.de
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